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Erste Sitzung
im Stüudehausezu Düsseldorf,au: Somttag deu 4. Dezember 1892.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchenbeider Bekenntnisseabgehaltenen Gottesdienstes
versammelten sich nm 12 Uhr die Mitglieder des Landtages im Sitzungssaal des Ständehauscs.

Um 12 Uhr 10 Minntcn eröffnete der Königliche Landtagscommissarius, Oberpräsidcnt
«er Nhcinprouinz, Herr Nasse, den 3?. RheinischenProuinziallandtag mit folgender Ansprache,
welche die Mitglieder stehend entgegennahmen:

Hochgeehrte Herren!

Als Königlicher Eommissarius habe ich die Ehre, den Prouinziallandtag der Nheinvrouinz
bei seinem 37, Zusammentreten zu begrüßen.

Im Rückblickans die seit Ihrer letzten Tagung verflossene Zeit werden Sie mit den
Gefühlen ehrfurchtsvollsterDankbarkeit des Allerhöchsten Besuches gedenken, mit welchem im Mai
^ I. Seine Majestät der Kaiser und König die Nheinvrouinz und diese Nänme begnadigten,
^>U lebhafter Freude und Genugthuung werden Sie vernommenhaben, daß Seine Majestät wegen
^ großartigen Arrangements, welche bei Allerhöchst Ihrer Anwesenheit in der Nheinvrouinz zu

Düsseldorfund Köln getroffen waren. Allerhöchst Ihrer größten Befriedigung Ausdruck zu geben
geruht haben. Wenn Seine Majestät, um die mit Ansammlunggroßer Menschenmassen verbundene
Gefahr für eine Verbreitung der Cholera zu vermeiden, in landesväterlicher Fürsorge die für
^efes Jahr geplanten großen Truppenübnngcn in den Nhcinlandcn aufgegeben haben, fo wird
°°ch die Nheinprovinz anf die wiederholte AnwesenheitSeiner Majestät des Kaisers und Königs
"us Anlaß der Herbstmcmöuerim kommendenJahre hoffen dürfen.

In Ihren Reihen, meine Herren, werden Sie mehrere hochgeachtete Männer vermissen,
welche treu an der gemeinsamen Arbeit für das Wohl der Provinz Theil genommen haben. Die
entstandenenLücken sind durch Neuwahlen ausgefüllt worden, wegen deren Ihnen die Verhand¬
lungen vorgelegt werden.

Während der bevorstehenden Tagung nimmt die KöniglicheStaatsregierung die Mit¬
wirkung des Provinzillllandtags durch das Ersuchen um gutachtliche Aeußerung über gewisse
lormen für die bevorstehendeRevision der Gebändesteuerucranlagung, über den Entwurf zu

°wem Spezialgcsetzc auf dem Gebiete des rhcinifchen Imnwbilarrechtes, über den Antrag auf
Verleihung der Städteordnung an die Gemeinde Meiderich im Kreife Nuhrort und für die ander¬
weite Orgmüsirung der Denkmalspflegein Anspruch. In letzterer Hinsicht wird die Bildung einer
^rovinzialcommission und die Anstellung eines besonderenProuinzialconseruators nach dem Vor-
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gang anderer Provinzen vorgeschlagen. Endlich wird Ihnen ein Antrag ans Vornahme von
Wahlen von bürgerlichen Mitgliedern der Ober-Ersatzcommissionenzngehen.

Unter den Ihre eigene Verwaltung betreffenden Gegenständen wird auch diesmal der
Haushaltsplan für die beiden nächsten Etatsjahre den Mittelpunkt Ihrer Berathungen bilden und
Ihnen Gelegenheit bieten, von dem stets mit freigebiger Hand geübten Rechte der Unterstützung
gemeinnütziger Bestrebungen, fowie der Förderung von Kunst, Wissenfchaftund Gewerbe nach
Maßgabe der Ihnen zur Verfügung stehendenMittel dankcnswerthcn Gebrauch zu macheu.

Von den sonstigen Vorlagen, welche Seiteils des Provinzialausfchufscs an Sie gelangen,
verdienen besondereBeachtung die Vorschläge, welche Ihnen wegen Ausführung des Gesetzesvom
> 1. Juli 1891 unterbreitet werden. Die durch dieses Gesetz den Landarmenucruänden zugewiesene
Pflicht der Anstaltspflege für die hülfsbedürftigen Irren, Idioten, Epileptischen, Taubstummen
und Alinden wird für die Provinz eine finanzielleMehrbelastungzur Folge haben, welche in dem
Rechte, die Ortsarmenuerbände und Kreise znr thcilweisenErstattung der Kosten in Ansprnch zu
nehmen, eine Erleichterung findet.

Hervorzuhebenist ferner der ausführliche Bericht des Provinzialausschusscs, welcher sich
über die Seiteus des Provinzialverbanbes aus Anlaß des für die wirthschaftlicheEntwickelung
mancher Gegenden unserer Provinz voraussichtlich hoch bedeutsamen Mcinbahnengesetzesvom
28. Juli 1892 zu treffenden Maßnahmen verbreitet.

Die hier ausgestellten Entwürfe zn dem für Seine Majestät den hochscligen Kaiser und
König Wilhelm I. zn errichtenden Denkmal, hinsichtlichderen der Sprnch des Preisgerichts an
Sie gelangt, werden Ihr lebhaftes Interesse erregen.

Wenn ich im Uebrigen aus den zahlreichenVorlagen des Prouinzialauöschusseshier nur
der Anträge wegen Errichtung einer Feuerwehr-Unfallkasseder Nheinvrovinz, einer Weinbauschule
und weiterer landwirtschaftlicher Schulen Erwähnung thue, so werden Sie ermessen, daß Ihre
Thätigkeit vollauf in Anspruch genommen sein wird.

Ueberzeugt, daß es Ihnen gelingen wird, mit bewährter Sachkenntnis; auch diesmal die
Ihrer harrenden Aufgaben zu lösen, spreche ich den aufrichtigen Wunsch aus, daß Ihre Vemü-
hnngen der Provinz zum Segen gereichenmögen.

Meinerseits mit Ihnen gemeinsam und im gegenseitigenVertrauen zum Wohl der Rhein-
Provinz arbeiten zu dürfen, wird mir eine Freude und ehrenvolle Pflicht sein.

Auf AllerhöchstenBefehl erkläre ich den 37. Pruuinziallandtag der Nheinvrovinz für
eröffnet.

Nach §. 32 der Prouinzialordnung hat jetzt das an Jahren älteste Mitglied des Land¬
tages den Vorsitz zu übernehmen. Es ist mir mitgetheilt worden, und das war auch bei der
letzten Tagung der Fall — daß der Abgeordnete Hoffstadt, welcher am 27. Dezeinbcr 1895
geboren ist, das älteste Mitglied sei. — Es meldet sich kein Aelterer; ich übergebe hiermit dem
Herrn Abgeordneten Hoffstadt den Vorsitz.

Alterspräsident Hoffstadt: HochgeehrteHerren! Ich gestatte mir, den Vorsitz zu
übernehmen, und bitte die beiden jüngsten Mitglieder als Schriftführer uud Stimmzählcr sich
hierher zu begeben. Es waren in der letzten Sitzung die Herren Tenge und Wallraf. Ich glaube,
Herr Tenge ist ausgetreten; dann müssen wir ermitteln, wer der jüngste ist. (Zum Herrn
Abgeordneten Wallraf:) Sie sind geboren? Abgeordneter Wallraf: 1859. Wer ist 1858
geboren? (Es meldet sich Niemand.) 1857? Abgeordneter Freiherr von Scheibler: Ich
bin 185.7 geboren. (Der Abgeordnete Freiherr von Scheibler nimmt den Schriftführerplatz ein.)



37, Rheinische Provinziallandtag, 1, Sitzung am 4, Dezember 1892,

Meine Herren! Es wird jetzt die Mitgliederliste verlesen, und ich bitte Sie, meine
Herren, bei der Namcnsuerlesnng mit „Hier" zu antworten,

(Der Namensaufruf crgiebt, daß 11N Mitglieder anwesend sind,)
Meine Herren! Es fehlen 29 Mitglieder, mithin sind wir mit großer Majorität bcschluß-

Ich schlage den Herren vor, den Vorsitzenden und auch dessen Stellvertreter per Akklamation
zu wählen, — Es erfolgt kein Widerspruch; ich nehme au, daß Sie auch damit einverstandensind.
Nun bitte ich, einen Vorschlag für den Vorsitzendenzu machen. Der Herr Abgeordnete Friederichs
hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Im Auftrage vieler Abgeordneten gestatte
uh mir, Ihnen vorzuschlagen,zum Präsidenten durch Zuruf wieder wie früher Seine Durchlaucht
den Fürsten Wied zu wählen. (Bravo!)

Alterspräsident Hoffsladt: Meine Herren! Es ist Seine Durchlauchtder Fürst zu Wied
m Vorschlag gebracht worden. — Es erfolgt kein Widerspruch; mithin ist Seine Durchlaucht ein¬
stimmig gewählt worden. Nun tonnen wir nicht wissen, ob er die Wahl annimmt. Könnte das
telcgrapbischgeschehenoder wie soll das gehalten werden? — Ich werde Seine Durchlaucht per
Telegraph benachrichtigen.Nun bitte ich um Vorschläge für dessen Stellvertreter, Herr Abgeordneter
Friederichs hat das Wort.

Abgeordneter Fried erichs: Meine Herren! Für den stellvertretenden Vorsitzenden schlage
lch vor, unseren bewährten Herrn Kollegen Ianhen zu wählen. (Bravo!)

Alterspräsident Hoffsladt: Meine Herren! Es ist der Abgeordnete Ianßen in Vor¬
schlag gebracht worden; Widersprucherfolgt nicht, mithin ist Herr AbgeordneterIanhen einstimmig
gewählt worden. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Ianßen: Meine Herren! Unter dem Ausdruck meines innigsten Dankes
sur das erneut mir bewieseneVertrauen, nehme ich die Wahl an. (Vrauo!)

Alterspräsident Hoffstadt: Meine Herren! Ich erlaube mir jetzt, Herrn Ianßen zu er-
<uchen, den Vorsitz zu übernehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Indem ich den Vorsitz übernehme
und dabei der Hoffnung Ausdruck gebe, daß der erste Vorsitzende des Landtags, Seine Durch¬
sucht der Fürst zu Wied, sich recht bald wieder in der gesundheitlichen Verfassung befinden möge,
tne Geschäfte des hohen Landtags zu leiten, spreche ich zunächst dem verehrten Herrn Alters-
Präsidenten, der uns so trefflich in die heutige Verhandlung eingeführt hat, den Dank des Haufes
">s (Bravo!) und bitte Sie, sich zum Zeichen dessen von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.)

Abgeordneter Hoffstadt: Meinen besten und iunigsten Dank.
Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Wir kommen sodann zur Wahl der Schriftführer.

Ich bitte um Vorschläge von Seiten des Hanfes. — Herr Commerzienrath Friederichs wird die
^"te haben.

AbgeordneterFried er ichs: Ich schlage vor in einem Gange die 4 Schriftführer zu wählen.
(Nrauo!) Es ist der Wunsch geäußert worden, zn 4 Schriftführer zu wählen: die Herren Abgeordneten
^«lch, Wallraf, Linz und Müllcnhoff. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Darf ich den Herrn AbgeordnetenLinz ersuchen,
°"l Platz zn meiner Rechten einzunehmen. (Geschieht.)

Ich habe nunmehr die Ehre, Seiner Excellenz dem Herrn Oberpräsidenteu und Laudtags-
"'nmissarius zu melden, daß der 37. Prouinziallandtag der Nheinprouinz sich constituirt hat.

Meine Herren! Einem guten alten Brauche und zugleich dem Dränge unserer Herzen
folgend (die Mitglieder erheben sich) 'vollen wir, bevor wir unsere Arbeiten beginnen, in Liebe
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und Treue unseres Allcrgnädigstcn Kaiserlichen und KöniglichenHerrn gedenken. Bringen wir
ihm den Zoll unserer unwandelbaren Verehrung in dem Rufe: Seine Majestät, unser Aller-
gnädigster Kaiser, König und Herr, er lebe hoch, hoch, hoch! (Das Haus stimmt begeistert in
den Ruf ein.)

In Betreff der seit der letzten Tagung zur Erledigung gekommenenMandate habe ich
den verehrten Herren mitzutheilen,daß durch Tod aus unseren Reihen geschieden sind die Herren:
Geheimer Iustizrath Adams, Fabrikant Otto Jäger, Gutbcsitzer Jakob Iansen, Geheimer Regie-
rungsrath Mclbeck, Banquier Sahlcr, Ich bitte Sie, sich zum ehrenden Andenken an die verstorbenen
Herren Kollegen von Ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.)

Durch Nicderlegung des Mandates sind ausgeschiedendie Herren: ApothekerVüttgen-
bach, KöniglicherNotar Eckertz, Rentner van Hauth, Bürgermeister Syröe, KöniglicherLandrath
Tenge, Negierungsrath Dr. von Voß.

Statt der eben namhaft gemachten Herren sind neu eingetreten in das hohe Haus die
Herren: Oberbürgermeister Schulter, Stadtverordneter Robert Koch, Königlicher Landrath von
Breuning, Bürgermeister n, D. Kclders, Weingutsbcsitzer Joh, Bapt. Engclsmann, Gutsbesitzer
Edmund Ren, Weingroßhändler Wilhelm Huesgen, KöniglicherLandrath Linz, KöniglicherLandrath
Wicland, Geheimer Eommerzienrath Freiherr von Stumm-Halberg, Eommcrzicnrath Carl Nüchling.

Für die heutige und die nächsten Sitzungen haben sich entschuldigt die Herren: Graf
von Fürstenbcrg-Stammheim, Geheimer Eommerzienrath Hanicl, W. Hardt, I. Lichter.

Nunmehr ertheile ich das Wort zur Einbringung der Vorlagen des Prouinzialausschusses
Seiner Excellenzdem Herrn Freihcrrn von Lolemacher-Nntwcilcr.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antwciler: Meine Herren! Nach H. 58
der Provinzialordnung hat der Prouinzialausschuß die Pflicht, die Beschlüssedes hohen Land¬
tages vorzubereiten. Der Prouinzialausschuß ist dieser Pflicht in gewohnter Weise nachgekommen.
Was zunächst die Vorlagen der KöniglichenNegierung betrifft, fo hat Seine Excellenz der Herr
KöniglicheEommissarius und Oberuräsident Ihnen dieselben ja alle namhaft gemacht. Es sind
deren wenige, namentlich sind die Wegeordnung und die Frage der Beförsterung der Gcmeinde-
waldungen nicht über das Vorstadinm vertraulicher Besprechungenhinausgekommen.

Meine Herren! Was die Vorlagen des Prouinzialausschusses betrifft, fo hat dcrfclbc
Ihnen zunächst nach §. 102 der Provinzialordnung die Jahresberichte vorzulegen. Aus diesen
Jahresberichten, meine Herren, werden Sie ersehen haben, daß sämmtliche Aufträge, welche der Landtag
dem Prouinzialausfchuß gegeben hat, ausgeführt und erfüllt worden sind. Sie werden ferner
wissen, daß der Prouinzialausschuß in Erfüllung eines dieser Aufträge, welcher die Errichtung des
Kaifer-Wilhclm-Dcnkmalsbetrifft, — ein Gegenstand, welcher den Landtag schon mehrfach befchiiftigt
und ihm viel Kopfzerbrechenbereitet hat, — eine Denkschrift ausgearbeitet und durch Seine
Excellenz den Herrn Oberpräsidcnten zur AllerhöchstenKenntniß hat bringen lassen. Der darauf
erfolgte Allerhöchste Entscheid, sowie die Denkschrift selbst sind sämmtlichenMitgliedern des hohen
Landtages fofort übcrsandt worden.

Meine Herren! Einmal ist der Provinzialausschuß auch genöthigt gewesen, sclbstständig
handelnd und ohne Ihren Auftrag vorzugehen. Es betraf das von dem Königlichen Eommissarius
vorhin erwähnte Fest, welches Seiner Majestät gelegentlich Seiner Anwesenheit in der Provinz
vor 1'/2 Jahren angeboten und dargebracht worden ist. Meine Herren! Der Prouinzialausschuß war
sich bewußt, daß, indem er die Initiative ergriff, er in Ihrer Aller Namen zu handeln berechtigt
war. Der Provinzialausschuß war sich aber auch bewußt, daß er auf eigene Verantwortung Handelle
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und diese Verantwortung auch ihn ganz allein traf. Da er aber ausdrücklichdein Feste den
Charakter eines von der Provinzialucrtrrluug gegebenen aufdrücken wollte, so hat sich de>. Provinzial-
ausschuß von vornherein zunächstan den Vorsitzendendes Provinziallandtages Seine Durchlaucht
den Fürsten zu Wird gewandt und denselben gebeten, den Vorsitz im Festausschuhzu übernehmen;
alle Einladungen und alle Schritte sind in erster Reihe von dem Vorsitzendendes Landtages
unterzeichnetabgegangen.

Daß das Fest zur Allerhöchsten Zufriedenheit ausgefallen ist, ist für uns Alle ja höchst
erfreulich. Meine Herren! Als in diesem Jahre Seine Majestät wiederum die Provinz besuchen
wollte, erging an den Ausschußsofort die Mittheilung, daß Seine Majestät wünsche, daß für diefes
Jahr von der Veranstaltung von FestlichkeitenAbstand genommen werde. Zugleich haben Seine
Majestät aber nicht ermangelt, Allerhöchst ausdrücklich Seine Zufriedenheit und Seine Freude über
die das Jahr vorher fo gelungenen Veranstaltungen nns auszufprechen. Anch diese Allerhöchste
Mittheilung haben wir sofort den Herren Mitgliedern des Landtages zugänglich gemacht.

Nachdem Seine Majestät während AllerhöchstSeines Aufenthaltes in der Provinz in
Loblcnz Residenz zn nehme» beschlossen hatte, und es zur Kenntniß des Proninzialansschusses
gekommen war, daß die Stadt LoblenzSeiner Majestät eine Beleuchtungder Stadt, der umliegenden
^fer mit einer Rhcinfahrt offerire, erschien es dem Prouinzialausschuh angemessen, daß die Provinz
Uch insofern an diesem Fest betheiligc, daß der von Seiner Majestät für die Errichtung des
Denkmals bestimmte Platz am Deutschen Eck in Loblenz von Seiten der Provinz beleuchtetund
dort ein Feuerwerk abgebrannt werden sollte. Leider ist die Sache nicht zur Ausführung gekommen.

Meine Herren! Ferner ist es nach 8- 102 der Provinzialordnung unsere Pflicht, Ihnen
über den Stand der Provinzialangclegenheiten Mittheilung zu machen. Sie werden aus den
>zhnen gedruckt zugegangenenJahresberichten ersehen haben, daß das erste Jahr der abgelaufenen
Periode mit einem Defizit von ca. 40 000 M. abgeschlossen hat, daß es im zweiten Jahre aber
gelungen ist, nicht nur dieses Defizit zu decken, sondern einige 20 000 M. zu erübrigen, welche
verwendet worden sind zur Durchführung der vom letzten Landtage beschlossenen elektrischen
Beleuchtung im Ständehause, für welche besondereMittel damals nicht bewilligt waren.

Meine Herren! Sie werden ferner aus der Durchsicht der Jahresberichte die Ueber¬
zeugung geschöpft haben, daß die Finanzlage und die ganze Lage der Verwaltung eine wohlgeordnete
ist- Wir verdanken das der unermüdlichen Thätigkeit, der unglaublichenFindigkeit nnferes Herrn
Landcsdirektors, (Bravo!) der in der treuesten und gewissenhaftesten Weife von fämmtlichenHerren
Oderbeamten unterstützt worden ist, (Bravo!)

Meine Herren! Sie werden aus den Uebersichten der Finanzlage entnommen haben, daß
keinerleiungehörige Ansammlung von Kapitalien stattgefunden hat, (Heiterkeit) daß ebensowenig
aber vorhanden gewesene Kapitalien für laufende Ausgaben aufgezehrt worden sind. Es giebt ja
allerdings bei nns Fonds, aber, meine Herren, diese Fonds sind alle mit Bewilligungen in gleicher
Hohe belastet; wir haben stets im Provinzialausschuß nur solche Alisgaben bewilligt, für welche
°as Geld bereits baar im Kasten lag. Der Versuchung,weiter zn gehen, haben wir stets wider¬
standen, was ja sonst wohl nahe lag, denn eine Bewilligung, die ausgesprochen ist, wird ja darum
"'«hl gleich ausgegeben. Mau weih, wenn man eine Beihülfe für Wegebau z. B. bewilligt, wenn
'"an eine Beihülfe für irgend einen gewerblichenZweck oder für Kunst und Wissenschaftgewährt,
d"ß die Sache immer erst in Jahresfrist zur Ausführung und dann auch erst die Beihülfe zur
Auszahlung kommt. Wir haben aber niemals eine andere Bewilligung ausgesprochen,wie folche,
sur die das Geld bereits da war. Wir haben die Geschäfteso geführt, wie ein kaufmännisches
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Geschäft, so daß jeden Augenblick der Provinzialuerband der Nheinurouinz liquidiren kann, nnd
bann werden sich eher Mittel als Schulden finden.

Meine Herren! Was diejenigen Institute betrifft, die eine gewisse Selbstständigkeit, die
Eigenschaftjuristischer Personen haben, so ist das zunächstdie Prouinzial-Feuerversicherung. Bei
der Proviuzial-Feuer-Societät ist die bereits vorher von Seiner Excellenz gestreifte Unfallkassesoweit
gebildet, daß es nur Ihrer Genehmigung bedarf. Es sind derselben auch 30 000 M. bereits
zugeführt, die sogar schon Zinsen getragen haben, weil die Kasse noch nicht ins Leben getreten
ist, und jetzt am 31 d. M. wird die Kasse also bereits außer den 30 000 M. ursprünglichesKapital
2 X 900 M. Zinsen haben, also um 1800 M. stärker sein. Sodann, meine Herren, ist es bei
der Prouinzial-Feuer-Societät gelungen, den Reservefondsum etwa 600 000 M. zu erhöhen, fodaß
dieser Fonds, der früher nur 4 907 000 M. stark war, nunmehr auf 5'/? Million abgerundet ist.

Meine Herren! Der Stand der Landesbank ist ein in hohem Maße befriedigender. Wir
haben während der ganzen Zeit nicht ein einziges motiuirteü Gefuch wegen Mangel an Mitteln
abzulehnen brauchen, sondern dem Ercditbcdürfnisseder ganzen Provinz sowohl von Seiten kom¬
munaler und kirchlicher Verbände, als auch von Seiten des privaten, besonders des bäuerlichen Besitzes
konnte Genüge geleistet werden. Nichts ist abgewiesen worden. Ja, meine Herren, es ist sogar
möglich gewesen,die Kosten des Kaiserfestes, welche sich auf etwa 60 000 M. beliefen, ans Zins-
übcrschüssen der Landesbank bereits zu decken, ohne daß der zu Ihrer Verfügung stehendeStände¬
fonds in irgend einer Weife in Anspruch genommen worden ist. Der Stand der Landcsbant
erlaubt Ihnen, in den Etats für die kommende Etatsperiode jährlich 20 000 M, mehr zu ver¬
wenden. Es wird Ihnen vorgeschlagen,diese 20 000 M. zur Hälfte für gewerbliche Zweck«', zur
Hälfte für Kunst und Wissenschaft,Museen u. s. w zu verwenden. 100 000 M. werden ja über¬
haupt vorab für die Laudwirthschaft in den nothleidenden Gegendeil genommen

Sodann, meine Herren, haben wir Ihnen nach §ß. 3? und 39 der Provinzialordnnng die
Etats vorzulegen. Ich streife alle Sachen nur ganz fummarisch und kursorisch, indem der ausführ¬
liche Vericht Ihnen in einer der nächsten Sitzungen von dem Herrn Landcsdirettor erstattet werden
wird. Meine Herren! Sie werden aus den Etats ersehen, daß nur beim Landarmenweseneine Ver¬
mehrung Platz gegriffenhat. Es ist das unabhängig von uns, wir sind eben gesetzlich verpflichtet
zu bezahlen. Das Landarmenwesen wächst, und es wird eine Erhöhung der Umlagen in Höhe
von 100 000 M. für das gewöhnliche Landarmenwcsennnabweislichsein. Meine Herren! Das neue
Gesetz über die außerordentlicheArmenlast wurde ja damals bei uuserer letzteu Tagung, als es in
Aussicht stand, mit Schreckenvon uns betrachtet, und ein hochverdientesund über alle Verhält¬
nisse sehr genau instruirtes Mitglied, welches ich heute leider nicht auf feinem Platze sehe, Herr Kollege
Fritzen, fürchtete, daß sich die Kosten auf Millionen steigern würden. Meine Herren! Dem Herrn
Landcsdirettor ist es gelungen, durch seine Arrangements mit in der Prooinz bestehenden Genossen¬
schaften und Anstalten die Kosten derartig herabzumindern, daß die dein Provinzialverbande er¬
wachsenden Kosten aus der außerordentlichen Armenlast sich auf nur 650 000 M. belaufen werden,
nnd es ist ihm ferner gelungen, durch andere geschickteArrangements daran nochmals 300 000 M.
zu sparen, sodaß die Mehrbelastung sich nur auf 350 000 M. für die Provinz belaufen wird.
Im Ganzen wird alfo nur eine Erhöhung der Umlage von 450 000 M. nöthig werden, welche
damit noch immer nicht 10°/» der Gesammtstcuern der Prooinz erreicht, während in früheren
Jahren wohl schon über 16°/« Umlage erhoben werden mußten.

Meine Herren! Sodann haben wir nach M. 8, 35, 95 und 96 der Provinzialordnung
Ihnen einige kleinere Ergänzungen von Reglements und Sonstiges vorgeschlagen.
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8§, 35 bis 43 der Prouwzialordmmg handeln über Anträge und Petitionen, welche
Ihnen auch diesmal wieder in recht ausgiebiger Weise vorgelegt werden, nnd wo Sie Ihren
Kunstsinn und Ihre Mildthätigkeit in reichsterWeise bethätigen können.

Meine Herreu! Nach z, 8 der Geschäftsordnung, die Sie sich und uns gegeben haben,
hat der Provinzialansschnh das Recht, den Herren Lcmdtagsmitglieder»schon vor dein Zusammen¬
tritt Vorlagen zuzuschicken.Er hat von diesem Rechte in möglichstausgiebiger Weise Gebrauch
gemacht. Richt nur, daß er Ihnen jetzt alle Vorlagen, soweit sie fertig waren, sofort zugesandt
hat, sondern auch im Laufe der beiden Jahre sind Ihnen, wie ich vorhin ja schon erwähnte,
fortgesetztMittheilungen zugegauge», so unter Anderem mich ein Vericht über eine von einer
Commission des Ausschussesunternommene Reise in Wegebauangelegcnheiten. Ich glaube, dah
durch dies Vorgehen der Prouinzialausschuh dem bei der Ictzteu Tagung von den CoblenzerHerren
ausgesprochenenWunschein möglichst reicher Weise nachgekommen ist.

Meine Herren! Für sämmtliche Vorlagen sind Referenten ernannt. Die finanziellen
Sachen wird Ihnen der Herr Landesdirektor meist selbst vortragen. Der Vorsitzendedes Aus¬
schusses hat persönlichzwar kein Referat übernommen, wird aber doch wohl in die Lage kommen,
öfter referiren zn müssen, da ich es eben übernommen habe, für die invalide werdenden Kollegen
hier einzuspringen, und leider habeu wir die Herreu Kollegen Eich und Major a, D. Schmidt
von Schwind nicht uuter uns. Ich fürchte, das; deren Referate von mir werden überuommeu
werden müfseu.

Meine Herren! Gestatten Sie mir nunmehr noch eine persönliche Bemerkung. Als die neue
Prouinziulordnnng eingeführt wurde, erwies der hohe Landtag mir das Vertrauen, mich in die
Stellung nnes Vorsitzendendes Provinzialausschusses zn berufe». Meine Herren! Diese Wahl
war, wie Ihnen allen noch erinnerlich sein wird, durchaus keine einstimmige, sondern im Gegen-
"Ml eine heiß umstrittene. Dieser Umstand nun, meine Herren, war es gerade, welcher mir die
^sticht auferlegte, Ihrem Rufe Folge zu leisten, denn es handelte sich für mich darum, den Beweis
»u liefern, daß ich unparteiisch, ohne Rücksichtans irgend welche politischen oder religiösenAnsichten,
auf perfünliche Smnpathien oder Antipathien Geschäfte zu führen weiß Meine Herren! Ich
habe dieser meiner Empfindung damals Ausdruckgegebeu, luden: ich ausweislich des stenographi¬
sche» Berichtes gesagt habe: „Ich gebe hier vor Ihnen das Gelöbnih, in meiner Amtsführung
kei»e Partei, weder religiöser noch politischerArt, zn kennen, sondern mit Ih»e» Alle» und
U"t Jedem Einzelne» vo» Ih»e» gleich frendig zusammenwirke» zu wollen. Empfangen Sie,
weine Herre», dieses Versprechen".

Meine Herren! Mein Gewissen sagt mir, daß ich meme» Vorsatz ausgeführt, nici»
Verspreche» erfüllt u»d mein verpfändetes Wort als ehrlicher Mann eingelöst habe. Nun-
'"chr, meine Herren, bin ich über 30 Jahre Mitglied des Provinziallandtagcs, im August 1862
gewählt, weitaus das älteste Mitglied vo» Ihnen Allen; keiner zählt »ur annähernd eine Zahl
"°" Semestern, wie ich sie hinter mir habe. Meine Herren! AIs unsere Selbstverwaltung vor
21 Jahren «»geführt wurde, coustituirten sich 16 Mitglieder als Prouinzialuerwaltungsrath, wie
damals der heutige Provinzialausschuß hieß. Mit dem vor einigen Monaten zur ewigen Ruhe
"»gegangenen Kollegen Iansen von Äinsfeld ist der füufzehnte dieser Männer aus diesem Leben
geschieden. Ich allein bi» noch übrig. Meine Herren! Das giebt mir sehr ernste Gedanken nnd
l°gt mir die Pflicht auf, auch meinerseits daran zu denken, mein Haus zu bestellen. Meine
Familie, meine Herren, verlangt nach nur, meine Priuatuerhältnisse erheischeneine intensivere
Thätigkeit in denselben, als nur bisher, wo ich eigentlich nur für die Provinz gelebt und gearbeitet
h^e, möglich war, ihnen zu Theil werde» zu lasse». Mei»e Herre»! Ich stehe somit, in das
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siebente Dccennium meines Lebens getreten, vor einer erhöhten Arbeitslast bei verminderter Arbeits¬
kraft. Halbe Arbeit zu machen, meine Herren, hat nie in meiner Gewohnheit gelegen. Ich bin
deshalb mit mir zu Rathe gegangen und zu der Ueberzeugunggekommen, daß es am besten ist,
wie ich hiermit thue: Ich erkläre andurch, daß ich meine Stelle als Vorsitzenderdes Prouinzial-
ausschusscsniederlege, (Oh! oh!) Allerdings, meine Herren, obgleich ich das heute erkläre, so
lege ich die Stelle erst nieder mit dem Schluß dieser Session, denn es würde mir geradezu wie
elende Fahnenflucht erscheinen,wenn ich die Vorlagen, welche ich mit dem Herrn Landesdirektor
und meinen übrigen Herren Kollegen im Provinzialausschuß ausgearbeitet und fertig gestellt habe,
welche mit meiner Unterschrift versehen sich in Ihren Händen befinden, nicht bis zur letzten ver¬
treten und eventuell vertheidige»:wollte. Aber, meine Herren, ich halte es für meine Pflicht,
Ihnen von diesem meinem Entschlüssebereits heute Kenntniß zu geben, damit Sie hinreichende
Gelegenheit haben, sich über die Wahl meines Nachfolgers schlüssigzn machen und die Wahl
selbst zu thätigen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Friederichs hat das Wort,
Abgeordneter Friederichs: Ja, meine Herren, es ist ein Gefühl der Ueberrafchungund

des Bedauerns, das mich das Wort nehmen läßt. Der Herr Vorredner, Herr Freiherr von
Solemacher, hat ja wie alle Sterblichen seine Vorzüge und feine Nichtvorzüge, und den letzteren
gegenüber hat vielleichtkein Anderer fo kollegialifch freimüthig wie ich zu ihm baun und wann
geäußert: Herr von Solemacher, das geht zu weit, das ist nicht recht. Vielleicht ist es dieses etwas
scharfe Benehmen meinerseits auch, was mich veranlaßt, sofort das Wort zn nehmen. Meine
Herren! Ebensosehr, wie wir vor Iahreu im Hinblick aus die langjährige und auf die hervor¬
ragende Thätigkeit und die entscheidende Mitarbeit, die Herr von Solemacher vollzogen hat für
die Entwickelungvon dein Stündetag mit feinein engeren Wirkungskreis bis zu der heutigen Ge¬
staltung unserer Prouinzialaufgaben — ich sage ebensosehr, wie wir damals diesen Vorzügen
unser Vertrauen entgegenbrachten und ihn zum Vorsitzendendes Provinzialansschusfcs wählten,
ebensowenig,denke ich mir, dürfen wir heute stillschweigend die Nicderlegungsciues Amtes entgegen¬
nehmen. Meine Herren! Das Gefühl habe ich, daß wir sie uicht stillschweigend entgegennehmen
können, aber ich weiß dieses Nichtstillschweigenin diesem Augenblickenoch nicht in die richtige
Form zu bringen. Ich glaube aber, im Sinne des ganzen Hauses und vornehmlichin dem Geiste,
der uns hier in der Arbeit für unfere schöne Provinz immer geeint hat, den Wunsch und die
Hoffnung aussvrechcn zu follcu, daß diefe 31- oder 32jährige Erfahrung und Mitarbeit für unfere
Provinzialverwaltung nicht mit dem heutigen Tage gänzlich aufhöre in der Weife, wie Herr
von Solemacher uns foeben mitgetheilt hat. Ich wünsche und hoffe, daß sie so weit als möglich
der Provinz erhalten bleibe, und gebe der Hoffnuug Ausdruck, daß der Provinzicülandtag die
richtige Form für die weitere Behandlung diefer Frage und vornehmlich für den Ausdruckder
Dankbarkeit einer folchen langjährigen Mitarbeit im Ehrenamte und einer solchen Pflichttreue
gegenüber unserer Provinz finden werde. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Seine Excellenz derHcrr Obcrpräsidenthat das Wort.
KöniglicherLandtagscomnüssarius Oberpräsidcnt Nafse: Ich möchte die überraschende

Erkläruug des Herrn Freiherr» von Solemacher von seinem Rücktritt aus dem Provinzialausschuß
nicht vorübergehen lassen, ohne auch meinerseits, im Aufchluß an die Worte, die hier aus dein
Haufe an ihn gerichtet worden sind, ihm für fein erfolgreichesWirken in seiner Stellung als
Vorsitzenderdes Provinzialausschusfeszum Wohle der Proviuz volle Anerkennung auszufvrechen.
Mit höchster Sachkenntuiß, mit vrattifchem Sinne, die beide nur durch seinen Pflichteifer über-
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troffen wurden, hat er in jeder Weise stets das Interesse der Provinz unparteiisch gefordert. Ich
kann ihm ferner bezeugen, daß er zu allen Zeiten seiner vaterländischenGesinnung und seiner
treuen Ergebenheit gegen unsern Kaiserlichenund KöniglichenHerrn offen Ausdruck gegeben hat.
Alles das werde ich ihm nie vergessen, (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Ich glaube, ich spreche einen
Wunsch aus, der ziemlichallgemein ist, daß wir heute diesen Gegenstand nicht weiter behandeln,
(Zustimmung) sondern daß wir ihn setzt auf die Bahn unserer Geschäftsordnunglenken und uns
vorbehalten, bei späterer Gelegenheit wieder darauf zurückzukommen.Wir haben von der Er¬
klärung des Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Solemachcr Akt zn nehmen und in Folge seiner
Abdikationvon der Stelle als Vorsitzenderdes Provinzialausschusseseine Neuwahl für diese Stelle
m Aussicht zu nehmen. Ich glaube, Ihren Wünschenentgegenzukommen,meine Herren, wenn ich
diese Neuwahl nicht gleich für einen der nächstenTage anberaume, sondern Ihnen Raum gebe,
>uh die Sache gehörig zu überlegen. Für heute also wollen wir diesen Gegenstand verlassen.

Wir haben dann nach ß. 3 der Geschäftsordnung die Bilduug der Abtheilungen vorzu¬
nehmen, und zwar durch das Loos, Ich werde die auf Zettel geschriebenen Namen der einzelnen
Herren in die Urne legen und sodann Zettel für Zettel herausnehmen und einen der Herren
Schriftführer bitten, die Namen der Herren derart einzuschreiben,daß der erste Name auf die
^- Abtheilung kommt, der zweite auf die 2, u. f. w. Fünf Abtheilungen haben wir in diefcr
Weife zn bilden.

Die Verloosung in die Abtheilungen hatte folgendes Ergebniß:

I. Abtheilung:
Wecker, Elaeßen, Eonze, Theodor Eroon, Deströe, Dietze, Eulner, Fritzen, Freiherr
von Geyr-Schwcppenburg, von Hagen, Graf und Marquis von Hoensbroech, KelderS,
K"y, Laeis, Lehr, Melchers, Meuser, von Monschaw, Dr. Paulv, Pelzer, Peters,
"°n Nandow, Ludwig Heinrich Noechling, Rossiö, Dr. Schmidt, Schneemann, Frei¬

herr von Stumm-Halbcrg, Freiherr von Wenge-Wulffeu.

II. Abtheilung:
Vepplcr, vou Veulwitz, vou Breuning, Busch, Albert Eroon, Freiherr von Dier-
gardt, Engelsmann, Fischer, Frings, de Greifs, Geheimer CommcrzicnrathHantel, Hcrr-
'"«"", Hoffmann, Hoffstadt, Keller, Krupp, vou Knhlwettcr, Lekcbusch, Lieueu,
Muffel, Pelizäus, Nautenstrauch, Mathias Reh, Scheidt, Schlick, Freiherr vou

Solemacher-Antweiler, Dr. Venn, Zerwes.

III. Abtheilung:
^af Veissel von Gymnich, Bloem, Brockhoff, Graf von Vrühl, Effertz, Eich,
^'- Frowein, Fuchs, Landrath Dr. Hantel, Hardt, Freiherr Elemens von Hövel,
Huesgen, Krawinkel, Eduard Kühlwetter, Lingenbrink, Linz, Lueg, Michels, Raab,
Edmund Neu, Nings, Schmitz, Schönnenbeck, Simons, Vogt, Wallraf, Fürst zu

Wied, Zweigert.

IV. Abtheilung:
^eiherr von Noeselager, Bouserath, Broich, Courth, Dingelstad, Friederichs,
""N Grand-Ny, Haldv,, Heuser, Freiherr August von Hüvel, Huvertz, Iörisscn, Koch,

2
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Kunz, Lichter, Merrem, Möllenhoff, Moritz, Nels, Graf von Nesselrode-Ehres-
hovcn, Ostcr, Freiherr von Plettenberg, Pflug, Schleß, Schmidt von Schwindt,

Wallenborn, Weidcnfeld, Wieland.

V. Abtheilung:

Andrcae, Freiherr von Ayx, Naumann, von Boch, Vünniger, Breuer, Eisenlohr,
Esser. Franken, Graf von Fürstenberg-Stammheim, Graf Eugen von Hocnsbroech,
Ianßen, Kattwinkel, Klein, Kratz, Kreuzberg, Lindemann, Freiherr von Lo«, Marcus,
Dr. Muth, Pingen, Quack, Reinhard, Carl Nöchling, Freiherr von Scheibler,

Schüller, Schulze.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Meine Herren! Die Ausloosung der Abtheilungen
wäre erfolgt. Ich werde Sorge tragen, daß nicht allein jedem Mitglied«:des Hauses ein Abdruck
des betreffendenVerzeichnisses zugeht, sondern daß auch in den verschiedenen Eommissionszimmern
der Abdruckoffen liegt.

Ich bitte die Herren, welche der ersten Abtheilung angehören, — und Sie werden das
ja morgen schon aus den Drucksachen entnehmen — sich in dem Zimmer 22 zu constituiren, die¬
jenigen, die der zweiten Abtheilung angehören, in dem Zimmer 20, die der dritten Abtheilung
angehören, in dein Zimmer 17, die der vierten Abtheilung im Zimmer 19, die der fünften Ab¬
theilung im Zimmer 10.

Ich würde Ihnen nun vorschlagen,die Constituirung der Abtheilungenmorgen um 10 Uhr
vorzunehmen. Nachdem die Abtheilungen sich constituirt haben, wird es zweckmäßig fein — und
ich folge, indem ich dies ausspreche, einer Anregung, die sich in der letzten Session aus dem
Hause heraus geltend gemacht hat, — daß die Vorsitzenden der Abtheilungen und die stellver¬
tretenden Vorsitzendenzusammentreten, um über eine zweckmäßige Gruppirung der Commissionen
aus den Abtheilungen heraus für die Commifsioncnsich zu besprechen, damit sowohl die sachlichen
Qualitäten der verschiedenen Mitglieder, wie auch, wenn es bei der einen oder anderen Vorlage
darauf ankommen sollte, die territoriale Zugehörigkeit der Herren Berücksichtigungfinden kann.
Dazu würde die Zeit bis 11 Uhr auorcichen, sudaß um 11 Uhr die Constituirung der Com¬
missionen vorgenommen werden könnte, uud wir um 11^2 Uhr mit der Plenarsitzung beginnen
würden. Ist den Herren dieser Vorschlag recht? (Zustimmung,) Es erhebt sich kein Widerspruch,
ich uehme an, daß Sie dementsprechendbeschlossen haben.

Sodann würde ich Ihnen vorschlagen, auf die Tagesordnung der morgigen Sitzung, die
also, wie ich vorhin schon bemerkte,um 11^2 Uhr begiunt, folgende Gegenstände zu setzen:

1. Nummer 1 und 2 des Ihnen vorliegenden Verzeichnisses der Vorlagen, das ist
nämlich der Vericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Prouinzialver-
waltuug pro 1890/91 uud 1891/92;

2. Nummer 4 des Verzeichnisses, der Vorberichtzum Haupt-Etat der Provinzialverwaltung;
3. Nummer 3 des Verzeichnisses, der Haupt-Etat der Prouinzialvcrwaltung für die Etatsjahre

1893/94 und 1894/95;
4. Nummer 16 des Verzeichnisses,Vericht des Provinzialausschusses, betreffend den Ver¬

mögensstand des RheinischenProvinzialvcrbandcs, und
5. damit wir sogleich etwas kräftig in die Geschäfte hineinrücken, Entscheidungüber die

geschäftliche Behandlung der diesmaligen Vorlagen.
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Sind die Herren mit dieser Tagesordnung einverstanden? — Das ist der Fall, ich
constatire dies.

Weiteres liegt nicht vor. Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung: 1 Uhr 20 Minuten.)

Zweite Sitzung
im Ständchause zu Düsseldorf, am Montag den 5. Dezember 1892.

Beginn: 11'/« Uhr Vormittags.

1- Eingänge
Tagesordnung

2- Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzialverwaltung für die Etats-
iahre 1890/91 und 1891/92. (N, Nr, 1 und 2 des Verzeichnissesder Vorlagen.) Bericht¬
erstatter des Provinzialausschusses: Abgeordneter Dietze.

2- Vorbericht zu dein Haupt-Etat der Prouinzialvcrwaltung für die Etatjahre vom 1. April 1893
bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Drucksachen Nr. lü.
Verichtcrstattcrdes Provinzialausschusses: Laudcsdircktor Klein.

4- Haupt-Vtat der Prouinzialverwaltung für die Gtatsjnhre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894
und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Drucksachen Nr. 1. Berichterstatter des Pro¬
vinzialausschusses : Landesdirektor Klein.

^ Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögensstand des RheinischenProvinzial-
vcrbcmdes. Drucksachen Nr. 1e Berichterstatter des Provinzialausschusses: LandesdirektorKlein.

"- Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der bis jetzt eingegangenenVorlagen.

Stellvertretender Vorsitzender Iauhen: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll führt
W meiner Rechten Herr Abgeordneter Möllenhoff, die Rednerliste Herr Abgeordneter Wallras
M meiner Linken.

Das Protokoll der gestrigen Sitzung liegt auf dem Bureau zur Eiustcht offen.
Ich habe zunächst zur Kenntniß zu bringen, daß nach eine», mir gestern zugekommenen

Telegramm Seine Durchlaucht der Fürst zu Wied mittheilt, daß er den. hohen vm.se semen
aufrichtigstenDank für die ihn fehr ehrende einstimmigeWahl ausspreche, und daß er hoffe,
6"°e dieser oder Anfangs nächster Woche nach Düsseldorf zu kommen und tue Geschäfte des
^""dtages zu führen. , ^ _,, „,..

Weiter habe ich mitzutheilen, daß nach einer Mittheilung des Herrn Obe^mstdenten der
königlicheNegiorunqsrath Dr. zur Nedden als sein Commissaran den Sitzungen des Provmz.al-
Landtags und der zur Vorbereitung seiner Beschlüssegewählte» Commissionenrheilnehmen werde.

Die Herren Geheimer Commerzieurath von Voch-Mettlach, Königlicher Landrath Gras
"°" Nesselrode-Ehreshoven-Lindlar,Rittergutsbesitzer Graf von und zu Hoensbroech-SchlohHaag

2*
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bei Capcllen, Verlagsbnchhändler und Stadtverordneter Marcus-Bonn, Oberbürgermeister Pelzcr-
Aachcn, Bürgermeister Lich-Vödingen, Gutsbesitzer Ney-VIatzheim und Rentner von Monschaw-
Noch hoben gebeten, sie für die heutige und die nächsten Sitzungen von der Theilnahme an unsern
Verhandlungen zu entbinden.

Nach einem ferneren Eingange von Seiten des Herrn Oberpräsidentcnsind die Wahlvcrhand-
lungen über die in den streifen Aachen Land, Barmen Stadt, Coblenz Stadt, Düren, Krcuznach,
Manen, Ottwciler, Saarbrücken, St. Goar, Solingen und Zell stattgehabten Wahlen hier ein¬
gegangen. Ich habe diese Verhandlungen dem Bureau zugehen lassen, damit sie der Wahl-
prüfungscommissionzur Vorprüfung zugestelltwerde».

Endlich habe ich noch mitzutheilen, daß der Nursitzende der Gesellschaft „Verein",
Herr Büsgcn, im Namen der Direktion dieser Gesellschaftdie Herren Mitglieder des Landtages
einladet, während der diesmaligen Tagung die genannte Gesellschaft fleißig zn besuchen.(Bravo!)

Wir können nunmehr in die Tagesordnung eintreten und haben da zunächst den Bericht
des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Pruvinzialvcrwaltuug für die
Etatsjahre 1890/91 und 1891/92 entgegenzunehmen. Berichterstatter des Provinzialaus¬
schusses ist Herr Abgeordneter Dietze, dem ich das Wort ertheile.

AbgeordneterDietze: Meine Herren! Nach H. 102 der Provinzialordimng uom l, Juni 1887
soll der Provinzialausschuß dem Provinziallcmdtage beim Wicdcrzusaminentritt einen Bericht über
die Angelegenheiten der Provinzialverwaltung erstatten. In zwei ausführlichen Drucksachen sind
Ihnen die Resultate der Etatsjahre 1890/91 und 1891/92 mitgetheilt worden. Der Provinzial¬
ausschuß hat mich beauftragt, Ihnen in kurzem Auszuge die Hauptrefultate dieser Verwaltung
vorzutragen. Ich habe die Ehre mich dieses Anftrages hiermit zu entledigen.

I. Abtheilung.
.^. i. Angelegenheiten In 1890/91 sind diejenigen vom 36. Pruvinziallandtagc gefaßten Beschlüssezur Ausführung
b. Provinz««»«««^, gelangt, welche Sie auf den Seiten 2—9 in dem ersten Verwaltnngsbericht aufgeführt finden. Aus

1891/92 ist als denkwürdigesEreignis; zu erwähnen, daß Seine Majestät der Kaiser gcrnht haben, am
4. Mai 1891 in unserem festlich geschmücktenStändchause ein Fest vou dem Pruvinziallandtage
entgegen zu nehmen. Hinsichtlich der Beschlüssedes 36. Proviuziallandtages ist nachzutragen,
daß über die Einquartieruugslast im Frieden ein Bescheid Seitens des Reiches noch nicht ergangen
ist, daß die Wittwen- und Waisenversorgungsanstalt für die Communalbcamtcn der Nheiuprovinz
am 1. Januar 1892 eröffnet worden ist, daß eine Vorlage der Königlichen Staatsrcgierung
bezüglich der gesetzlichen Regelnng des Gemeindcwegebancsnoch nicht eingegangenist, und daß inzwischen
unter dem 22. April 1892 das Gesetz, betreffend die Entschädigung für an Milzbrand gefallene
Thiere erlassen nnd von dem Provinzialansschnffe ein Reglement zur Ausführung dieses Gesetzes
beschlossen worden ist.

, ^- 2- Die Pcrsonalvcräuderungen im Provinzialausschuß sind in beiden Berichten ausführlich
Pl°mnM<m°schuß. „^getheilt. Der Tod hat mehrere laugjährige und verdiente Mitglieder des Provinziallandtags

und Prouinzialansfchnsses hinwcggenouuncn; wir werden denselben dauernd ein treues Andenken
bewahren. Der Provinzialausschuß erledigte 1890/9 l in 9 Sitzuugcu von 19 Tagen 714 G^
schäftssacheu,1891/92 581 Sacheu in 6 Sitzungen von 11 Tagen. Aus dem zweiten Berichts¬
jahre ist hervorzuheben, daß der Provinzialausschuß auf Anfrage der Königlichen Regierung die
Gründe dargelegt hat, wonach er die Einrichtung eines Provinzialgewerbegerichts nicht für angezeigt
erachtet. (Seite 3—5/91.)
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L. Bei der Central-Verwaltuugsbehürbe hat in beiden Jahren eine Vermehrung L. Central-Nerwal.
der Geschäfte stattgefunden, 1890/91 um 4814 Geschästsstücke, 1891/92 um 11 723 in Folge der tungsbchürde.
Neuerrichtungder Wittwen- und Waiscnversorgungsanstalt für die Communalbeamtender Rhein-.
Provinz sowie der Vorarbeiten für die Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 über die
außerordentlicheArmenlast.

Der Wittwen- und Waiscnkasse der Provinzialbecnnten gehörten am Schlüsse Will,«.-u.Waisenlasse.
der beiden Berichtsjahre 285 refp. 286 Beamte an.

<ü. Die allgemeine Finanzverwaltung schloß 1890/91 mit einem Vorschusse von o. Allgemeine Finanz
39 576 M. 47 Pf. ab; nach Deckung dieses Vorschussesverblieb 1891/92 eine Ersvarniß von ««waltung.
22 262 M. 04 Pf., welche Summe an den allgemeinen Baufonds abgeführt wurde.

Die rentbar angelegten Betrüge der einzelnen Fonds sind S. 28 in beiden Berichten
nachgewiesen.

I). u. L, Die Angelegenheiten der Provinzial-Feuer-Societät und der Landes-n, „, ^. Angelegen-
bank nebst dem Meliorationsfonds sind S. 30 und 34 in beiden Berichten durch besondereheiten der Prcwinziai-
Berichte der .Herren Direktoren näher erörtert. Das Vermögen der Feuer-Societät beziffert sich ^"'"^'^
auf 5 800 000 M., die Bilanz der Landesbank auf rund 85 Millionen.

I'' 1 Für landwirthfchaftliche Schulen und fonstige landwirtschaftlichei>vi Landw.Schulen,,.
Zwecke sind verausgabt 1890/91. 100 074 M. 53 Pf.; 1891/92, 154 51? M. 40 Pf. w.stige landw.Zwecke.

Die beiden Landwirthschaftsschulen zu Bitburg und Eleve wurden 1891/92 von
^44 Schülern besucht, im Vorjahre von uur 284. Die Zahl der Schüler der landwirthfchast-
Uchen Winterschulcn stieg von 312 im Jahre 1890/91 auf 443 im Jahre 1891/92, die Zahl
der lllndwirthschllftlichcnWintcrfchulen felbst von 14 auf 19.

Die Beseitigung der wucherischen Niehleihe, die Zwecke der Viehzuchtund die Errichtung
""er Weinbauschnlc habru die wünschenswerthe Förderung erfahren. — Von dem von dem
2?- Prouinziallandtagc f. Zt. aus dem Ständcfonds bewilligten Obstbaufonds von 60 000 M.
ist ein Nestbetrag von 1677 M. 07 Pf. dem landwirtschaftlichen Etatsfonds zugeführt worden
und nunmehr die Angelegenheit erledigt. — Aus Fonds für Meliorationen und Aufbesserung
d°r wirtbschaftlichcn Verhältnisse in den nothleidenden Gebirgsgegenden der Provinz sind
w beiden Jahren rund 94 000 M. verausgabt worden. — Von den vom 28. Prouinziallandtage
"' Mge von Ueber schwemmungen und Mißernten bewilligten Mitteln ist im Jahre 1891/92
d« letzte Beihülfe im Betrage von 21 000 M. der Gemeinde Meiderich ausgezahlt worden nnd
auch diese Angelegenheitnunmehr erledigt.

I?. 2 Die s Zt vom Ständcfonds vorgeschossenenKosten zu Neu- und Um- i< Stänbefonds.
bauten ans dem Nittergute Desdorf sind im Nestbetrage von 5100 M. 1890/91 erstattet
""den; die auf den. Gute errichtete Ackerbauschule ist 1891/92 eröffnet worden.

6. Die Königliche Staatsregierung hat auf ihren einmaligen Zuschuß von 166 666 M. tt.Kunstu.Wissenschaft.
zur Erbauuug der Provinzialmuseen abschläglich bereits 141 000 M. gezahlt; das Provmzml-
""'smm zu Bonn wird Frühjahr 1893 fertiggestellt.- Der Stand der Angelegenhe.tenund d:e
Verwendung der Fonds für Kunst uud Wissenschaft, Denkmälerstatls tt. Herstelln^ des
geschichtlichen Atlas der Nheinprovinz, monumentale Ausführung der bei Gelegenheitdes Kmser-
Wes im Jahre 1884 im Treppenhause des Stäudehauses aufgestelltgewesenen Flgurengruppe,
Dichtung eiues Kaiscr-Wilhelm-Denkmals, Standefonds, gemeinnützlge zugleich tue
Interessen der Provinzial-Feuer-Societät fördernde Zwecke, Hebung und Förderung der
«ewerblichen Thätigkeit sind in beiden Berichten auf da« Eingehendstebehandelt.
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II. Abtheilung.
^, LcmdarmümueM. ^. Die Kosten des Landarmenwesens sind stetig gestiegen; 1891/92 sind nahezu

890 000 M. verausgabt und wurden 6171 Parteien unterstützt. Bezüglich des Ankaufes des
Langenfelder Hofes und bezüglich der durch das Gesetz über die außerordentlicheArmenlast dem
Provinzialverbande erwachsenden Lasten wird auf den besonderenBericht des Prouinzialausschusses
verwiesen,

tt. ,jwang>3clziehunss 1i. Für die Zwangserziehung verwahrloster .Kinder sind in beiden Jahren je
verwahrlosterKind«, nahezu 200 000 M. verausgabt, welche zu gleichen Theilen auf Staat und Provinz entfallen.

Ende 1890/91 waren 1144, Ende 1891/92 1185 Kinder in Zwangserziehung.
<i. Polizeistrafgelder. 0. Aus den Polizeistrafgeldern sind in beiden Berichtsjahren, Zuschüsse für die

Unterbringung von je rund 5600 verlassenenund verwaisten Kindern gezahlt worden.

M. Abtheilung.
Verwaltung der Pro- In dem Abschnitteüber die Verwaltung der Proviuzialinstitute sind zunächst in

uinzin,>nstitutt>. beiden Berichten die finanziellenErgebnissesowie der Stand des allgemeinen Baufonds mitgetheilt.
Was die Frequenz der einzelnen Anstalten anbelangt, so befanden sich in den Provinzial-

Irrenanstalten Ende 1890/9l 2400, Ende 1891/92 2490 Geisteskrankeund in den Irren¬
anstalten klösterlicher Genossenschaften Ende 1890/91 592, Ende 1891/92 «73 Kranke;

in den 6 Provinzial-Taubstnmmenanstalten, sowie in den Vcrcinsanstaltcn zu
Aachen und Köln sind 1890/91 410, 1891/92 439 taubstumme Kinder unterrichtet worden,
abgesehen von 9 geistig schwachenTaubstummen in der Idiutenanstalt zu Essen; in der
Provinzial-Nlindenanstalt zn Düreu waren am Ende der beiden Berichtsjahre 138 resp-
151 Zöglinge der lluterrichtsabthcilung und 20 resp. 24 Zöglinge der Arbeitcrabthcilnng

1890/91 583, 1891/92 732 Geburten
zn verzeichnen und bildete 39 und 40 Schülerinnen zn Hebammen aus; in der Provinzial-
Arbeitsanstalt war die Belegstück 1890/91 durchschnittlich1035 Köpfe, 1891/92 997 Köpft:

im Land armen Haus wurden durchschnittlich1890/91 405 Personen, 1891/92 412
Personen verpflegt;

der Bestand an Epileptikern in den Anstalten zu Aachen, Nath, Nethel und im Land¬
armenhaus war Ende der beiden Jahre 46? resp. 511; für idiotische Kinder wurden 1890/91
11300 M und 1891/92 19 300 M. gezahlt.

IV. Abtheilung.
^.Landwirtschaftlich!: ^. In der Organisation der landwirthschaftlichenNerufsgenossenfchaft und in der
Verufssserwssenschaft.Zahl der Betriebe sind Aenderungen nicht eingetreten. 1890 91 gelangten von 825 angemeldeten

Unfällen 593 Fälle znr Entschädigung durch Feststelluugsbescheideder Genossenfchaftsorganc,
1891/92 von 1599 Unfällen 888 Fälle. Die Gesammtausgabe der Genossenschaftund Sektionen
betrug 1890/91 159 463 M. 21 Pf. und 1891/92 278 46? M. 65 Pf.

!!. Unfallversicherung L. Das Gesetz, betreffend die Unfallversicherung der bei Bauten beschäftigten
der Bauarbeiter. Personen, findet Anwendung auf 1860 bei der Proviuzialverwaltung beschäftigteBauarbeiter.

Der Provinzialverband ist znr Uebernahme der durch die Versicherungseiner Arbeiter entstehende"
Lasten für leistungsfähig erklärt worden, als Ausführungsbchörde ist der jedesmalige Landes-
direttor bestimmt. Bis Ende 1891 sind durch die Versicherung der Provinz 3049 M. Koste"
entstanden.
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(> An Entschädigungen für getödtete rotzkranke Pferde nnd lnn gen kranke u.Gntschädic,u»ssenfür
Rinder sind gezahlt worden 1890/91 für 43 Pferde 20 806 M. 25 Pf. nnd 1891,92 für gctodtck rotzkr.Mc
25 Pferde 12 841 M. 25 Pf. »nd für 28? Rinder 72 895 M. 17 Pf. — Im Jahre 1891 ""^ "'
waren 149 430 Pferde und 995 19? Rinder vorhanden,

1). Die Hengstkörgebühren sind nnuerändcrt geblieben. "> ^ngstkölssMUMn.
1'. Die Pensionskasse der Landbürgcrmeistercien und Landgemeindender Rhein- «. Pcnsionsiasstder

Provinz zahlte 1890/91 für 102 Bürgermeister nnd Forftbeamte 71448 M. 51 Pf, „„d 1891/92 ^'"dbürgermc.st««^.
für 113 Pmsiomrtc 89 882 M, 27 Pf.

I'' Die Wittwen- und Waiscnvcrsorgungsanstalt für die Commnnalbeamten der i'Wittwe u.Wmstn-
3theinprovinzist am 1. Januar 1 892 eröffnet worden. ' ^rsor«>m<Mnstau.

V. Mtheilnuss.

Die Prouinzial-Straßenverwaltnng zählt nach wie vor 21 Vauinsvektionenmit Prcwmzial-Straße,!-
je rund 10 Aufsichtsbeainten. Die durch das stete Anwachsen der Geschäfte heruorgetrelenen w>rwaitm><,.
Uebclstände sind wie in dem Berichte über das Jahr 1890/91 gesagt ist, Gegenstand eines
besonderenBerichts an den Provinziallandtag.

Die Kosten der örtlichen Verwaltung und der Veanfsichtigung der Prouinzialstraßen
betrugen 1891/92 rnnd 575 00« M. oder pro Kilometer 8? M. 90 Pf. gegen 85 Hl. 73 Pf.
w Vorjahre. Die bauliche Unterhaltung kostete 1891/92 für 6850 Kilometer 3 509 488 M. oder
V« Kilometer 512 M. 30 Pf. gegen 519 M. 8? Pf. im Jahre 1890/91. — Ueber die Banm-
pflanzungen an den Straßen, - den Fonds zu Erneueruugs- und Umbauteu, — Fonds
für den Neubau uou chanfsirtcn Wegen,-^ die Mitbenutzung der Straßen durch Bahnanlagen,
^ Uebernahme von Provinzialstraßcn, — den Finalabschluß, — den Sammelfonds,
^ den Reservefonds, — den Nebcnfonds, — sowie endlich über die Unterstütznngdes Ge¬
meinde- und Krciswegebaues enthalten beide Berichte die eingehendstenDarlegungen.

Das, meine Herren, ist der Auszug aus den beiden Verwaltungsberichten, den ich mir
die Ehre geben wollte, Ihnen vorzutragen. Ich schließe hiermit meinen Vortrag, wenn nicht von
Ihnen eine weitere Aufklärung verlangt wird.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle den Gegenstand znr Diskussion nnd
theile das Wort dem Abgeordneten von Grand-Ry. ^ ^

Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Zerren! Der Herr Referent hat schon darauf
"uf'»°rtsa,n gemacht, daß die Bemühungen zur Ausgleichungder Einqnartierungslast der Provmz,
b'° in dankenswerther Weise seitens der Provinzialverwaltung gemacht worden sind nnd die i«
auch nach dem Bericht noch fortgeführt werden, bisher leider noch keinen Erfolg gehabt haben.
Ich weiß, daß diese Frage auch in Petitionen bei den, Reichstage zur Sprache kommenwird,
u»d es ist unzweifelhaft, daß der Druck tu den ärmeren Gegenden dnrch die sich immer wieder¬
holende Einqnartiernngslast anßerordentlichschwer und tief empfunden wird. Ich will nur darauf
aufmerksam machen, 'daß einzelne von den Lenten bis zu 4 M. am Tage znsetzen müssen und
daß wieder auf längere Zeit bis zu 184 M. zugefetzt worden ist, daß Ortsbezrrke°o" 3700 Ein¬
wohnern während 15 Tagen 2000 Mann zur Einquartierung gehabt haben. Einem Ort Kelberg
"it 370 Seelen wurdeu 27 Offiziere, 647 Mann und 31 Pferde mehrere ^age lang auferlegt
Daß für diefe Gegenden eine derartige Belastung sehr schwer empfunden wird, ist zweifellos und
W sich auch in den Petitionen wiederholt kund gegeben. Ich habe nnn, meine Herren, leider
"Hl die Hoffnung, daß diese Last, namentlich nicht durch Erhöhung der Einquartierungsgelder,
beseitigt werden wird nnd zwar mit Rücksicht auf die finanzielle Tragweite dieser Maßregel.
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Ich möchte hier nur einen anderen Gedanken anregen nnd der Proviuzialverwaltnng
znr Erwägung geben, der in den anderen Provinzen, in Westfalen, schon seine Ausführung
erhalten hat. Das ist die Acquisition eines besonderen Platzes, eines großen Raumes, wo die
Manöver abgehalten werden können. Es wird damit freilich nicht Alles erreicht, aber doch ein
Theil der Last beseitigt, und ich möchte anch glauben, daß, wenn die Militärbehörde sich zu
einem derartigen Gedanken bekennt uud zur Ausführung die Hand bietet, die Provinz ihrer¬
seits wohl daran thäte, im Interesse der ärmeren Bevölkerung dort eiuen Zuschuß zu gewähren,
um einen solchenPlatz zu acquirircu.

Ich verhehle mir uicht, meiue Herren, daß es der Rhciuproviuz vielleicht nicht so
leicht sein wird, wie es in Westfalen der Fall war, eine solche Stelle ohne unverhältuißmäßigc
Kosten zu finden.

Meine Herren! Ich möchte diesen Gegenstand verlassen und zuletzt uoch meiue Freude
darüber aussprcchcn, daß bei der Negulirung der Pensionsverhültnisse nnnmchr anch die
Wittwen- und Waisengeldbeiträge fallen und die Pruvinzialvcrwaltung in zuvorkommendster
Weise dem Wunsche entsprochen hat, der in der vorigen Tagnng geäußert worden ist. Ich
möchte aber auch die Bitte uud die Hoffnuug uoch weiter darau kuüvfcu, daß Sie endlich auch
zu der Feststellungeines Rormal-Vesoldungs-Etats für die oberen Beamten kommen nnd dadurch
für diese feste Verhältnisse schaffen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Es hat sich sonst Niemand zum Wort gemeldet.
Ich darf wohl feststellen,daß der hohe Landtag den Bericht des Provinzialausschusses über
diesen Gegenstand genehmigt.

Wir kämen zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:
Vorbericht zu dem Haupt-Etat der Provinzialverwaltung für die Etats¬
jahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 uud vom 1. April 1894 bis
31. März 1895.

Ich ertheile das Wort dem Referenten, Herrn Landeödirektor Gehcimrath Klein
Laudcsdircktor Klein: Dürfte ich vielleicht den Herrn Präsidenten bitten, den Hanvt-

Etat damit zu verbinden?
Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ja, das geschieht.
Laudcsdircktor Klein: Meine hochzuverehreudeuHerreu! Der Haupt-Etat nebst den

Spczial-Etats der Prouinzialuerwaltuug ist Ihnen so zeitig zugegangen, daß Sie Gelegenheit
gehabt haben, das umfangreicheZahlenmaterial vorher durchzuscheuund sich mit der finanziellen
Lage unserer Verwaltung näher bekannt zu machen.

Da in dem Ihnen gleichzeitigmitgetheilten Vorbcrichte zu dem neuen Voranschlag die
Abweichungenvon dem setzt geltenden Etat nachgewiesenund näher erläutert sind, so kann ich
mich, weun ich nicht das gedruckt vor Ihneu liegende Material wiederholen will, nur auf einige
ergüuzcude Ausführnugcn beschränken. Diese Ergänzungen dürften sich am zweckmäßigstenund
am übersichtlichste,: an die einzelnen Positionen des Hanpt-Etats anschließen.

Indem ich Sie, meine Herren, bitte, mir zn diesem Behufe zu eiuer curfurifchcuDurch¬
sicht des Haupt-Etats zu folgen, will ich versuchen, das trockene Zahlenmaterial, welches ich Ihnen
hierbei vorführen muß, dadurch zu beleben, daß ich im Anschlüsse an die Zahlen ein Bild unserer
Verwaltung Ihneu vorführe und hierbei insbesondere die Vorlagen erwähne, welche Sie in dieser
Session beschäftigenwerden.

Ihre Zustimmnng voraussetzend, beginne ich in diesem Sinne mit Titel I der Einnahmen
des Haupt-Etats.
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Dieser Titel weist die bekannten Dotationsrenten des Staates nach. Diese Dotations¬
renten zerfallen in zwei Kategorien, welche in dem Etat unter ^, und L getrennt aufgeführt sind.
Die erstere Rente im Betrage von 1756736 M. ist für die im Dotationsgefetze im §. 4 auf¬
geführten 6 Zwecke gegeben worden, denen neuerdings als siebenter Zweck auf Grund des Gesetzes
vom 28. Juli 1892 die Förderung der Kleinbahnen hinzugetretenist. Für die Herren, welche
neu in das hohe Haus eingetreten sind und sich noch weniger mit den Prouinzialangelegenheiten
bekannt gemacht haben, gestatte ich mir die 6 übrigen Zwecke, für welche die Dotationsrente von
1756736 M. dienen soll, kurz anzuführen.

Die Ueberweisungist erfolgt:
1, Zur Fürsorge für den Neubau von chaussirten Wegen und Unterstützung des Gemeinde-

und Kreiswegebaues.
2, Zur Beförderung von Landes-Meliorationen, soweit sie nach Zweck und Umfang

°we nicht über das provinzielle Interesse hinausgehende Bedeutung haben.
3, Zur Bestreitung der Landarmen- und Korrigendenkostenund bezw. Beihülfe an

Landarmenverbände.
4, Zur Fürsorge bezw, Gewährung von Beihülfen an Irren-, Taubstummen- und Blinden¬

anstalten.

5, Zur Unterstützung milder Stiftungen, Nettungs-, Idioten- und anderer Wohlthätigkeits¬
anstalten.

6, Zur Leistung von Zuschüssen für ähnliche im Gesetze vorgeseheneVerwendungen.
Außerdem soll nach H. 5 des Dotationsgesetzes die allgemeine Dotationsrente zur Be¬

streitung der allgemeinen Kosten der Verwaltung dienen.
An Dotationsrenten zu speziellen Zwecken sind gegeben worden: 2 Renten für das Heb-

ammenwesen. Diese Renten finden Sie auch bei den Ausgaben für das Hebammenwesenbezw,
n den betreffendenSpezial-Etats als verwendet nachgewiesen. Ferner eine Rente für die niederen

landwirthschaftlichenSchulen im Betrage von 12 600 M., welche bei dem landwirthfchaftlichen
^lat zur Verausgabung gelangen. Sodann die Dotationsrente für die Uebernahme der Unter¬
haltung der ehemaligen Staatsstraßen im Betrage von 2 056 233 M., welche im Straßen-Etat
"ls Einnahme aufgeführt und dort zur Bestreitung der Ausgaben der laufenden Strahenunter-
haltung eingestellt sind. Es sollen davon rund 2300 1cm Staatsstraßen unterhalten werden.

Endlich ist hier noch ein Antheil der Straßenunterhaltungsrente der Provinz Westfalen
W erwähnen, welcher mit 2350 M, im Etat figurirt. Dieser Antheil ist auf Grund eines Er¬
kenntnisses des Oberverwaltungsgcrichts auf die Rheinprouinz aus dem Grunde übergegangen, weil
"e Nheinprovinz eine früher zu Westfalen gehörige Straßenstrecke in Oberbonsfeld bei der Ein¬
verleibung diefer Gemeinde in die Nheinprovinz übernommen hat.

Das, meine Herren, sind die Einnahmen an Dotationsrenten.
Titel II der Einnahme hat die Prooinzialabgaben zum Gegenstande. Dieselben sollen

^?50 000 M. oder 450000 M. mehr betragen, als in der jetzt laufendenEtatsperiode. Da die
Höhe der Provinzialumlagen durch die zu leistendenAusgaben bestimmt wird, so bitte ich, mir
iu gestatten, nach Erläuterung der Ausgaben am Schlüsse meines VortragS auf den Titel II
es Etats, Prooinzialabgaben, zurückkommen zu dürfen.

Titel III betrifft die Kreisrente, welche von der Provinz vereinnahmt und nach Maß¬
gabe des Gefetzes an die Kreise vertheilt wird.

Titel IV hat die Einnahme aus Nebenfonds zum Gegenstande. Unter dieser Bezeichnung
"'«fassenwir die Einnahmen aus den der Provinzialverwaltung unterstelltenInstituten, welche mit



I« 37. Rheinischer Provinziallandtag, 2, Sitzung am 5. Dezember 1892.

selbstständigen Fonds ausgerüstet eine eigene Vcrmögensuerwaltung haben, wie die Landesbank,
die Provinzial-Feuer-Societät und der RheinischeMelioratiousfonds,

Die Einnahmen aus der Landcsbank anlangend, so sind diese in zwei Posten aufgeführt,
nämlich unter Nr. 1 Zinsen des Stamm- und Reservefonds mit 240 000 M. und unter Nr. 2
Antheil an den Ziusüberfchüsfeumit 100 000 M. Die Zinsen rühren daher, daß die Landesbank
ursprünglich mit 5 000 000 M. dotirt und dabei bestimmt worden ist, daß der Provinzialuerband
für dieses Geld, welches er der Landesbank zum Geschäftsbetriebeüberlassen, in erster Linie Zinsen
beziehen soll. Diese Zinsen würde die Provinz ja auch haben, wenn dieses Geld, das damals
großtentheils in 4"/«igen Eonsols angelegt war, in diesen Papieren angelegt geblieben wäre.

Uni eine getrennte Rechnung zwischen der Provinz und der Landcsbank zu haben, war
also bestimmt worden, daß in erster Linie von dem Stamm- und dein Reservefonds im Gesammt-
betrage von 5 000 000 M. 4"/» Zinsen au die Provinz abgeführt werden sollten. Dasjenige,
was nach Abführung dieser Zinsen bei der Landesbank weiter verdient wird, stellt erst den
Gewinn der Landesbank dar. An diesen:Gewiuu soll der Provinzialuerband mit einem mäßigen
Aetrage Theil nehmen, und ergibt dieses den zweiten Theil der Einnahmen aus der Laudcsbank.
Diese Theilnahme an dem Gewinne erscheint gerechtfertigt, weil der Provinzialuerband das Risiko
für die Geschäfteder Landesbank trägt.

In diesen beiden Einnahmeposten ist in dem vorliegenden Etatsentwurfe die Aenderung
eingetreten, daß Zinfen von 6 000 000 M. gegen 5 000 000 M. im laufenden Etat eingestellt
sind, d. h. 240 000 M. gegen 200 000 M. früher, oder 40 000 M. mehr. Diese Erhöhung der Zinscn-
einnahme beruht auf einer Vermehrung des Reservefonds der Landcsbank um 1 000 000 M. Die
Landcsbank hat nämlich zwei Reservefonds ^ und t;. Der erstere Fonds besteht in einer
festen Kapitalsumme und dient gewissermaßenals Stammfonds. Derselbe soll für Schäden nur
in ganz außergewöhnlichenFällen herangezogenwerden. Der Reservefonds L dient für Verluste
aus der lanfenden Verwaltung uud fließen demselben alle Ucberschüsse der Landcsbank zu. Der
Reservefonds ll war zwischenzeitlich so angewachsen,daß demselben1 000 000 M. entnommen und
dein Reservefonds ^, zugeführt werden konnte. Letzteres ist auf Vorschlag des Kuratoriums der
Landcsbank Seitens des Proviuzinlausschusscsbeschlossen worden. Es hatte dies zur Folge, daß
jetzt im Ganzen 6 000 000 M. Seitens der Landesbank zu verzinsensind, uud zwar 3 000 000 M-
Stammkapital und 3 000 000 M. Reservefonds, Es ergibt dies au Zinsen 240 000 M., also 40 000 M>
mehr als seither. Dagegen sind als Antheil an den Ueberschüsscnnur 100 000 M. gegen 120 000 M-
im früheren Etat, also 20 000 M. weniger eingestellt. Es rührt dieses daher, daß die Ucber¬
schüsseder Landcsbank, an welchen die Provinz partizipirt, nach Abführung des uorbesprochenen
Mehrbetrages von 40 000 M. Zinsen nicht mehr so groß sein können wie bisher Die bezügliche
Einnahme müßte eigentlichum 40 000 M. kleiuer sein, allein es ist hierbei zu bedenken,daß die
Geschäftesich inzwischensehr ausgedehnt und dadurch die Einnahmen sich gehoben haben. Es sind
zwischenzcitig 20 000 000 M. mehr Darlehen ausgegeben worden. Wenn wir nuu auch bei den
3'/2 prozentigen Darlehen nichts gewinnen, so gewinnen wir doch an den 4prozcntigcn und den
noch hühcr verzinslichenDarlehen, die sich auch unter den 20 000 000 M. befinden, fodaß '">>.'
annehmen können, daß die nach Abführung der Zinsen mit 240 000 M. an die Provinz verblei¬
benden Ueberschüsse nicht um 40 000 M. kleiner sein werden, wie bisher. Vei dieser Sachlage
haben wir geglaubt, den Antheil der Provinz an den Ueberschüssenauf 100 000 M,, "ls"
20 000 M. weniger wie bisher, ansetzenzu sollen, sodaß aus dem Zinsgcwinn der Landesbank
insgesammt der Provinz 340 000 M. zufließen. Die Gesammt-Uebcrschüsse,wie die .Herren
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aus dem Verwaltungsberichle ersehen, können zwischen 450 und 500 000 M. betragen, so bleibt
immerhin noch ein sehr hübscher Posten für den Reservefonds L übrig.

Die Ueberschüsse aus der Feuer-Societät anlangend, so beruht die desfallsige Einnähn,e
auf dem §. 22 des neuen Reglements für die Provinzial-Feuer-Societät. Es ist dort bestimmt,
d«h, nachdem der Reservefonds die gesetzlicheHohe erreicht hat, ein Theil der Ueberschüsse zu
gemeinnützigen, zugleich die Interessen der Societät fördernden Zwecken verwendet werden soll.
Man hat hierbei allerdings an keine übermäßigen Summen gedacht, fondern an folchc Ueberfchüsse,
d'° sich zu einer Nückuertheilung aus die Societätsgeuossen nicht eignen, weil dabei nur ein
minimaler Vruchtheil eines Pfennigs auf die Mark herauskommen würde. Sollte die Societät
fortgesetzt so gute Geschäfte machen wie im vorigen Jahre, was aber bereits im laufenden Jahre
nicht der Fall gewesen ist, — im laufenden Jahre wird, wie ich in Pamnthese bemerken möchte,
sehr wenig übrig bleiben, — fo wird selbstredend, das Gros der übrig bleibenden Summe den
Societätsgenossen zustießen und es wird nur ein bescheidener Theil der Summe - wir haben
60 000 M. im Etat vorgesehen - für gemeinnützige Zwecke zur Verwendung gelangen.

Die dritte Einnahme aus Nebenfonds gewährt der Zinsgewinn aus dem Nhcinifchen
Meliorationsfonds; derselbe beträgt 50 000 M., weil der Fonds sich auf 2 000 000 M. beläust
und hiervou nach den statutarischen Bestimmungen 2'/° °/o Zinsen entrichtet werden müssen, so daß
"lso von den 2 000 000 M, 50 000 M, zur Vercinnahmung gelangen. Die Oesuminteinnahmen
des Titels I V stellen sich demnach auf 450 000 M, oder 50 000 M. höher wie früher, wovon
20 000 M. auf die Einnahmen aus der Bundesbank und 30 000 M. auf die Ueberfchüsse der Provin-
Ml-Fcuer-Eocietät entfallen. Die Verwendung dieser 450 000 M. wird in einem besondern Aus¬
gabe-Titel — Nr. IV — nachgewiesen. Tort werden Sie, meine Herren, insbesondere finden,
^ß die Verwendung für solche gemeinnützige Zwecke geschieht, für die man glaubt, nicht in
nster Linie die Steuerkraft der Provinz in Anspruch uehmen zu können und zu sollen

Titel V hat nur die Einnahmen an Zinsen von vorübergehend rentbar angelegten
Beständen zum Gegenstände und konnte diese Position nach dein Durchschnittsertrage der beiden
letzten Jahre um 1000 M, höher angesetzt werden. Die Gesammteinnahmen des Haupt-Etats,
"»soweit dieselben durch die Kasse der Landesbank für Nechuung der Provinzialverwaltung fließen,
betragen demnach 8 381 000 M. gegen ? 880 000 M. in der laufeuden Etatsperiode oder 501 000 M.
"°hr wie bisher. Diefer Mehrbetrag setzt sich zusammeu ans 450 000 M Mehrmnageu für
^s Landarmenwesen, 50 000 M. Mehreinnahmen aus den Nebeufonds uud 1000 M. Mehr-
°"'nahme ans der Verzinsung der laufeuden Bestände, Zu diesen direkten Einnahmen des pro-
"inzialverbandes treten dann, wie aus den Spezial-Etats hervorgeht, noch die Emnahmen der
"nzelnm Verwaltungszweige und Institute. Es siud dies Einnahmen, welche z. B. d« Irren¬
anstalten aus der Landwirthschast und den Pflegegeldern für Kranke haben, ferner das ,^and-
"menwesen ans Zahlungen an Vervflegnngsbeiträgen u. s. w. bezieht Drese Emnahmen
betragen zusammen 5 348 679 M. 36 Pf., sodaß die Gesammteinnahmen der Provinz steh auf
13 729 679 M. 36 Pf. belaufen. , . ,. ,>. .,.

Wenn ich nun zu den Ausgabe» übergehen darf, so habe rch m erster Lmre zu erwähnen
Ue auf der Dotationsrente ruhende» Ansgabeverpflichtuugen, welche ge,etzluh nnt der Dotattons-
""e von der Provinz übernommen werdeu muhten. Diefe Ausgaben bestehen m Ren en, w zu
Men sind; es sind dies größteutheils Fruchtrenten, deren Ablösung WM noch mcht gelnngeu
5 Es sind hierzu Versuche gemacht worden, allein die Nentenemp anger glaubleu besser zu
l°hren, weun sie sich an diese Rente halten. Ein gesetzliches Mittel, dre Ablösung zu erzwungen,
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besteht nicht. Wir müssen also diese Renten vor wie nach in der bisherigen Weise weiter
bezahlen. Außer diesen Renten findet sich in Titel I unter L ein Ausgabeposten ante lineaiu
im Vetrage von 50 000 M. aufgeführt. Diese Position beruht auf einem Beschlusse des
26. RheinischenProuinziallandtags, wodurch bestimmt ist, daß zur dauernden Erinnerung an das
Fest der goldenen Hochzeit Ihrer Majestäten des Hochseligen Kaisers Wilhelm und der Hochseligen
Kaiserin Augusta 50 000 M. aus der Dotationsrente als Wilhelm-August«-Stiftung vorab
genommen weiden und für Zweckedes Taubstummenwesens Verwendung finden sollen. Diese
50 000 M, werden in den Einnahmen des Taubstummenwesens nachgewiesenund für Zwecke des
Taubstummenwesens verwendet.

Der folgende Titel II der Ausgaben ist gewissermaßen die 8sä«8 rnatei-ias unserer
gesammten Verwaltung. Dieser Titel ist der bedeutungsvollste und interessanteste des ganzen
Etats. Aus seinen Ziffern läßt sich ein Neberblicküber die gefammte Verwaltung gewinnen.
Ich werde mir deshalb erlauben, diesen Titel etwas ausführlicher zu besprechen.

Unter Nr. 1 des Titels II finden Sie zunächst die Zuschüsse an den Etat des Provinzial-
landtags,desProvinzialansschusses und der Provinzial-Central-Verwaltungsbehürde mit201200 M.
aufgeführt gegen 217 500 M. in der laufenden Etatsperiode, also weniger 16300 M. Dieses
Weniger ist indessen blos scheinbar und beruht darauf, daß die Beamtcnpensionen, welche
früher in dicfem Etat enthalten waren, jetzt ausgefchiedenund auf einen besonderen Pcnsiuns-
Etat übergeführt wurden sind.

Dieses Verfahren hatte zur natnrgemäßen Folge, daß der Etat für die Central-
stelle um den Betrag dieser Pensionen, das sind 16 000 M., entlastet und demnach der erforderliche
Zuschuß für diesen Etat um so viel geringer wurde. Dagegen finden sich diese 16 000 Nt.
in dem folgenden Etat für Pensionen u. f. w. unter Nr. 3 wieder.

Abgesehen von dieser Aenderung hinsichtlichder Pcnsiunsbeträge ist bei dem Etat für
den Provinziallandtag, den Provinzialausschuß und der Provinzial-Central-Verwaltungsbehürde
eine Mehreinnahme oder Mehrvcrwendung nicht vorgesehen.

Die Gesammtausgaben des Etats des Provinziallandtags, des Provinzialausschussesund
der Central-Verwaltungsbehörde betrage», wie Sie aus der letzten Colonne ersehen, 361200 M,
wovon im Wege des Zuschusses aus der Dotationsrente 201200 M, und 160 000 M. durch
eigene Einnahmen, d. h. Zuschüsse anderer Verwaltungszweige gedeckt werden. Die Fragen, wozu
diese 361 200 M. verwendet werden und woher die eigenen Einnahmen im Einzelnen rühren,
finden Sie, meine Herren, im Einzelnenbeantwortet in der Anlage 1 Seite 17 in dem Spczial-Etal
für den Provinziallandtag, Provinzialausschuß und für die Prouinzial-Centralverwaltung. Sie werden
bei der Durchsicht dieses Etats sich davon überzeugen, daß es trotz der erheblichenVermehrung
der Geschäfte, trotz des Hinzutrittes neuer, viele Arbeit erheischenderAufgaben, wie der außer-
ordentlichen Armenpflege, des Gesetzes über die Vorausleistung zu den Kosten der Wegeunterhaltung,
dennoch gelungen ist, mit denselben Geldmitteln wie in dem Vorjahre auszukommen.

Es war dieses keine leichte Aufgabe, deren Lösung nur dadurch möglich geworden ist,
daß wir einestheils Civil-Supernumerarc auf Grund des Gesetzesvom 21. Juli d. I. vom 1- Ok¬
tober d. I. ab einstellenkönnen und damit Arbeitskräfte gewinnen, welche in der ersten Zeit unent¬
geltlich und dann gegen eine geringe Vergütung thätig sind, und anderntheils auf eine sorgfältige
Verkeilung der Arbeiten und möglichsteAusnutzung uud Anspannung der vorhandenen Kräfte
Bedacht genommen haben.

Nr. 2 betrifft den fchon erwähnten Spezial-Etat zur Zahlung von Pensionen, Wittwen-
nnd Waisengeldern für Provinzialbeamte.
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Der Herr Abgeordnete von Grand-Nh hat soeben seine Befriedigung darüber ausge¬
sprochen, daß der Provinzialausschuh, der Anregung des Landtags Folge gebend, eine Vorlage zur
Aufhebung der Wittwen- und Waisengeldbeiträgeder Beamten gemacht hat.

Im Anschlüssean diese Vorlage glaubte der Provinzialausschuh noch einen Schritt
weiter gehen und Ihnen den unter Nr. 2 aufgeführten neuen Etat vorlegen zu sollen.

Nachdem nämlich die Verpflichtung der Beamten zur Zahlung von Beiträgen aufgehoben
sein wird, liegt kein Interesse mehr vor, noch eine gesonderteWittwen- und Waisenkasse beizu¬
behalten, was bis jetzt der Fall war. Wird aber die gesonderte Wittwen- und Waisenkasseauf¬
gehoben,so empfiehlt sich, die Wittwen- und Waisergelder mit den zu zahlenden Pensionen in
einem Etat zusammen zu fassen. Es hat dies, meine Herren, große Vorzüge. Zunächst haben
Sie in einem solchen Pensions-Etat ein klares Bild vor Augen darüber, wieviel an Pensionen,
Wittwengeldern und Unterstützungen im Ganzen zu entrichten ist. Es sind dies, einschließlich
emer Summe von 15 12? M. für neu eintretende Pensionirungen und Zahlungen von Wittwen-
und Waifengcldern insgesammt 227 000 M,, wovon 98 280 M. aus der Dotationsrente und
128 920 M. aus Beiträgen einzelner selbstständigcrVerwaltungszweige herrühren. Wir haben uns
"»gehend mit der Frage befaßt, wieviel an diese Kasse jährlich abzuführen sei, damit sie mit einem
regelmäßigfortlaufendenZuschüsse immer ihre Verpflichtungerfüllen könne. Wir sind hierbei zu dein
Resultate gekommen, daß 15°/« der Gehälter der Beamten diejenige Summe sein würde, welche für
diesen Zweck erforderlich ist. Diesem Prozentsatze liegt die Annahme zu Grunde, daß 5°/« der
Gehälter zur Zahlung der Wittwen- und Waisengelder erforderlichseien, während 10°/« der Ge-
Mter den Satz darstellen, welcher früher als Pensionsbeiträge in der staatlichen Verwaltung
Rechnet und gezahlt worden ist. Den hiernach ermittelten Gesammtbeitragvon 15"/« haben wir

^n der Hand mathematischer Berechnungen geprüft und für ausreichend befunden, und sollen
dementsprechend15°/» aller Gehälter als fortlaufender Zuschuß an den Etat der vereinigten
^ensions-, Wittwen- und Waisengelder abgeführt werden. Dieser Beitrag wird für die Beamten
er Centralstelle mit Ausschluß der Beamten der Straßenverwaltung und für die Beamten der

^wvinzialllnstalten als Zuschuß aus der Dotationsrente und für die Beamten der Provinzial-
«euer-Socictät, der Landesbank,der Provinzial-Straßenverwaltung, der landwirthschaftlichenUnfall¬
versicherung und der Inualiditäts- und Altersversicherungsanstaltaus deren Fonds gezahlt.

Es hat dies nun den großen Vortheil, daß, wenn ein Beamter heute bei der Invaliditäts-
"nstalt. morgen bei der Landesbank, übermorgen bei der Feuer-Societät — ich sage „morgen"
"üb „übermorgen", verstehe aber darunter große Zwischenräumc— dann wieder beider Eentral-
stelle beschäftigtist, wir später bei der Pensionirung nicht weitläufige Auseinandersetzungenwegen der
Zahlung der Pension bezw. der Wittwen- und Waisengelderbezw. der Berechnungder Antheile der
"nzelnen Institute und Verwaltungszweige an den zu leistenden Zahlungen haben. Dadurch,
°°ß jeder Verwaltungszweig für feine Beamte 15°/« Beiträge an den Etat zur Zahlung der
-Pensionen u. s. w. entrichtet, ist dem bezüglichen Vcrwaltungszweige gegenüber die Sache
"ledigt, indem die Zahlung der Pension bezw. Wittwen- und Waisengelder auf den Etat über¬
nommen und dauernd aus den ein für alle Mal festgesetzten Beiträgen geleistet wird.

Ein weiterer Vortheil dieses vereinigten Etats besteht darin, daß sich die Controlc
^°n einer einheitlichen Stelle aus viel besser üben läßt, wie dies bisher bei der Zahlung der
Pensionen durch eine größere Anzahl von Austalten möglich war. Endlich schließen in Folge
°« getroffenen Neuerung hinsichtlichder Pensionszahlungen die einzelnen Anstalten in ihren
"usgaben gleichmäßiger ab und gestatten eine bessere Vergleichnng unter einander, wie dieses
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bisher der Fall war. Ich bitte mir zu gestatten, das Gesagte an einem Beispiele klar stelle,»
zu dürfen. Nehmen Sie z. V. die Tanbstummanstalt zn Ncuwied, welche Pensionen von 4592 M.
für dcu frühercu Direktor uud eiucn Lehrer zu zahlen hat. In Folge dieses Umstandes beträgt
der Zuschuß für die Anstalt zu Neuwied 4592 M. mehr wie für die gleiche Anstalt zu Brühl oder
Trier, welche mit keinerlei Peusioncu belastet sind. Derselbe Nuterschied findet sich bei den
Irrenanstalten, von denen bei einzelnen Anstalten Pensionen, bei anderen nicht zn zahlen sind,
weil diese noch keine pensionirte Beamte haben. Durch diese Ungleichheit in den Ausgaben,
wird ein Vergleich der Anstalten unter einander offenbar erschwert. Werden aber, wie vor¬
geschlagen,sämmtliche Pensionen auf einen gcmeiufamen Pensions-Etat übernommen, so fällt
jener Unterschied fort und alle Etats sind dauu unter gleiche» Voraussetzungen berechnet.

Der also vereinigte Pensiunö-Etat erfordert aus dem Haupt-Etat, wie bereits erwähnt,
einen Zuschuß von 98 280 M.

Diese Summe stellt keineswegs eine neue Belastung der Provinz dar, sundern es ist
Ihnen in den Erläuterungen zum Haupt-Etat uachgewiesenworden, daß dieser Znschuß
bereits früher mit dem Betrag von 93 29U M. sich in den einzelnen Etats vorgefunden hat,
fo daß nur eine Erhöhung von ^l18t M. vorliegt. Diese Erhöhung hat ihren hauptsächlichen
Grnnd darin, daß die Wittwen- und Waiscugcldbeiträge der Beamten fortfallen sollen.

Ueber den Etat Nr. 3 habe ich nur Weniges zu sagen. Es ist der Etat der Besoldungen
und der andereu persönlichen Ausgaben für die bei der Invalidität«- und Altersuersicherungsaustaltder
Provinz beschäftigten Provinzialbeamten. Zu diesen Ausgaben leistet die Provinz keinen Veitrag.
Daß diese Ausgabepositionhier iu Ihren Etats erscheint, beruht auf einem Vertragsuerhältniß, welcbes
auf Grund einer Ermächtigung des letzten Provinziallandtags mit der Invaliditäts- und Alters-
uersicherungsanstalt „Nheinprovinz" abgeschlossen worden ist. Bei Erlaß des Invaliditätsgcfetzes
war nämlich übersehenworden, das Nechlsuerhältnißder bei den Versicherungsanstalten beschäftigten
zahlreichenBeamten näher festzustellen, und wußte deshalb nach Erlaß des Gesetzes uns Niemand
zu sagen, was die anzustellenden Beamten eigentlich würden, ob Ncichsbcamte, ob Communal-
beamtc oder ob sonstige mittelbare Staatsbeamte und welchen Beamtcngesctzeusie unterständen.
Diese Fragen bedurften aber einer Löfuug, sowohl mit Rücksicht auf die Disziplinar- als auf die
Steuer- und sonstigen Verhältnisse dieser Beamten. Um jene Lücke des Gesetzesauszufüllen, wurde
in einer Eonferenz zu Berlin, welcher Vertreter der preußischenInvaliditäts- und Altersucrsiche-
rungsanstalten beiwohnten, vereinbart, den Provinziallandtagcn uorzuschlageu,die gesammte Ver¬
waltung der Versicherungsanstaltgewissermaßenin Regie zu nehmen, indem nicht blos die Leitung
der Anstalt Provinzialbeamten übertragen, ^- Letzteres war im Gesetz vorgesehen — sondern vielmehr
die Ausführung aller Geschäfte durch Prouinzialbeamte bewirkt werden follte. Es sollte dieses
auf Gruud eiues zwischen der Provinz und der Austalt abzuschließendenVertrages geschehen,
wodurch die Provinz sich verpflichtete, die hierzu nöthigen Beamten zu stelle» gegen Ersatz der
Bezüge dieser Beamten Seitens der Versicherungsanstalt. Ein solcherVertrag ist mit der Ver¬
sicherungsanstalt„Nheinprovinz" zunächst auf die Dauer von 5 Jahren abgeschlossen und damit
ein klares Verhältniß der angestelltenBeamten, welche sämmtlichProuinzialbeamte sind, hergestellt
worden. Die Provinz hatte ein dringendes Interesse dabei, auf diese Weise die ganze Verwaltung
iu die Hand zu nehmen, denn, meine Herren, das Reich zahlt nur pro Kopf 50 M. und haben
damit die Verpflichtuugcn des Reiches ihr Ende erreicht; die Arbeitgeber und Arbeitnehmer kleben
die bestimmtenMarken ein, und erfüllen damit ebenfalls alle ihre Verpflichtungen, dagegen bleibt
der Prooinzialverband für das Defizit, d. h. für den Fall, daß die angesammelten Kapitalien
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und die Beiträge zur Zahlung der Renten nicht ausreichen, haftbar. Bei dieser Sachlage ist es
nach meinem Dafürhalten in erster Linie im Interesse des Prouinzialuerbandes gelegen, baß die
Geschäfteder Anstalt so geführt werden, daß kein Defizit entsteht und daß dem Verbände au°
jener Garanticverpflichtnng leine zu großen Gefahren erwachsen.

Hiervon ausgehend, haben wir die Verwaltung der Iuvaliditäts- und Altcrsverfichcruugs-
"nstalt zugleich als eine Provi»ziala»gelege»heit angesehen und haben wir überall, wo dies ohne
wesentliche' Vermehrung der Kosten der eigenen Verwaltung möglich war, für die Iuvaliditäts-
und Altersversicher»»gsa»stalt gesorgt. Diesem Unistande ist wohl nicht zum Geringsten zuzu-
schreiben, daß die Nerwaltuugskosteu der Anstalt, welche nach den Ermitteluugen des Relchs-
bcrsichcruugsnmtcsund nach den Mittheilungen, die im Reichstage sowie bei unserer Coufereuz
'" Berlin gemacht wurden, pro Kopf des Versichertenetwa eine Mark betragen sollten, in unserer
Prooiuz nicht einmal 20 Pf. pro Kopf erreicht haben. Wir sind ferner darauf bedacht gewefeu,
die Beiträge der Arbeitgeber und Arbeiter, insoweit dieselbe,:nicht zn Rentenzahlungen zn ver¬
wenden waren, zur Kapitalansammlung zu verwenden »nd möglichst sicher ""zulege!,. D,e
n»gesamn>eltenBestände werde» bis zn», Schlaffe des Jahres die Summe von N' Mrllivnen
Mark erreichen welche in Eousols und Rheinprovinzobligatiuneu angelegt find. Wir haben
»»fere Sache fö bestellt, daß wir jeden Augenblick, wen» gesetzlicheAenderungen kommen und
eine andere Verwaltung eingeführt werden follte. das ganze Guthabe» der Anstalt in pupillanfch
sicheren Werthpapieren ans den Tisch legen können. (Bravo!) ,^,^ m>

Der Etat der Verwaltuugstosten der Versicherungsanstalt balam.rt nnt 106 000 M.
Diese Snm,ne kann im Hinblicke ans die Große der Anstalt nnd den Umfang der Geschäfte nur
bescheidengenannt werdem »,ld finden sich in dem bezüglichenEtat, wie Sie. meine Herren, sich
b" der Durchsicht überzeuge» werde». tei»e Poste». welche uo„ den bewährten Grund atzen der
Verwaltung abweichen Ich kann uur uochmals wiederholen, daß die Ausgaben wesentlich hoher
s'in würden, wenn die Versicherungsanstalt nicht als ein Theil der Provinzialverwaltnng
verwaltet würde Nähreud die Versicherungsanstalt von der Provinz auf diefe Weife große
Vortheile hat. will ich audererfeits nicht leugne», daß m.ch die Provinz aus der Versicherung^
«nstalt Vortheile zieht Die Landesbank hat nämlich den Geldverkehr der Verftchernngsanstalt;
s" hat i» derselbe» ei»e» sichere» Almehmer für die Rheinprovinzobligationen nnd tan» sich m
ihren Fi»a»zo eratione» da.mch richte», daß sie a» bestim.nten Tagen ^« Wert papm. sel st-
verständlichst!ts ^>nn Vorfe»e»rf, absetzen kann. Letzteres ist für d.e Geschäfte " Landes a,
v°n günstigen E.nfli.ß gewese», >.»d ich glcn.be Ih»e» sage» zu komm, 'M.»e H rrm d sie
U" borige» Jahre iei dem schlechte»Stm.de der 3'/-°/«ige» Ob >gat,o»e». ",e a 91 md.
Wabgegaage» wäre», der La»desba»t »iituuter schwer gewordeu wäre de G" " ^
"forderliche Kapital »och seruerhiu zu eiue.» billigen Zwsf.iße zur Verfugm.gzi stell m ,v
si° "icht die VeMndnng nüt der Invaliditäts- und «°rst^
Verbindung welche wi ich aber z»r Vermeiduug vv» Mißverständnissen noch b^nders hervor,
heben ,nöch ö de^I» iditäts- nnd Altersversichernugsanstalt in keiner We.se Rachtheile, fondern
"ach dem hent^n^ Stander Rheinprovi»zobligatio»e», "e zu dem damaligen medr.gen
Vbrfe»e»rs übernon.n.eii worden sind, vielmehr Vortheile ^«cht hat

Der Etat unter Nr 4 hat die Verwaltungskosten der Proomzml-Feuei.Soeietat zum
Gegenstand M. Es finden sich in diesem Etat nur Posten die
Anen bereits früher bekannt geworden sind, und die zu emer besonderenBemerkung kemen
Anlaß geben.
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Unter Nr. 5 folgt der Etat der Verwaltungskosten der Landesbank der Rheinprouinz,
mit 101 800 M. Diese Summe mag auf den ersten Blick vielleichtetwas groß erscheinen; allein,
wenn Sie, meine Herren, die einzelnen Posten des Etats ansehen und näher prüfen, so werden
Sie zu der Ueberzeugung gelangen, daß trotz der Steigerung der Ausgaben die nöthige Spar¬
samkeit bei Aufstellung dieses Etats nicht außer Acht gelassen worden ist. Die Steigerung der
Ausgaben findet bei der Landesbank ihre Erklärung in der erfreulichenZunahme der Geschäfte.
Aus dem Berichte des Direktors der Landesbank werden Sie entnehmen, daß die Darlehen bereits
jetzt 80 Millionen erreicht haben und ich bin sicher, daß dieselben vor Ablauf der neuen
Etatsperiode die Summe von 100 Millionen überschreiten werden. Auf diese Ausdehnung
mußten wir die Ausgaben bemessen,wozu noch die Verwaltung des Vermögens der Invaliditäts-
unb Altersversicherungsanstalt mit etwa 20 Millionen tritt, was bei der Festsetzung der Ver¬
waltungskostenmit zu berücksichtigen war.

Meine Herren! Ich kommejetzt zu dem Schmerzenskindeunseres Etats, zu den Kosten
des Landarmenwesens, welche unter Nr. 6 mit einer Gesammtausgabe von 3 309 000 M. auf¬
geführt sind. Der Provinzialausschuh hat sich genöthigt gesehen, bei dein Landarmenwesen eine
Erhöhung des Zuschusses um 730 000 M. vorzuschlagen. (Hört! Hört!) Diese Ziffer spricht ein¬
dringlicher als alle Worte! Bis jetzt waren für laufende Landarmenkostenim Etat 720 000 M-
vorgesehen. Diese Position muhte auf 800 000 M. erhöht werden und zwar aus dem Grunde,
weil die Ausgaben der laufenden Landarmenpflege bereits in der gegenwärtigenEtatsperiode rund
760 000 M. erreicht haben, also nahe an die Grenze von 800 000 M. herangerückt sind. So¬
dann haben wir für die Kosten des außerordentlichenArmenwesens die Summe von 650 000 M
einstellen müssen.

Was zunächstdie Kosten der gewöhnlichenLandarmenpflege anlangt, so stehen wir dem
Anwachsendieser Ausgaben eigentlich machtlos gegenüber. Die Zahl der Personen und Familien,
die sich von einer festen Stelle loslösen, die ihre Heimath und ihren Ortsarmenverband verlasse»,
wächst in jedem Jahre progressiv. Wer einmal landarm ist, bleibt es mit wenigen Ausnahmen,
denn wenn auch einmal Zeiten kommen, wo die Familie sich durchschlagenkönnte, so wird doch
jeder vorsichtigeGemeindevorstand dafür sorgen, daß kein neues Hülfsdomizil in der Gemeinde
erworben wird. Die zweijährigeFrist wird, meine Herren, wie die desfallsigenProzesse zeigen, fast
immer unterbrochen; es kommt eine Wintersnoth, es wird ein Familienglied krank, es passirt
dies oder jenes, sofort tritt die Unterstützung zwar von Seiten der Gemeinde, aber für Rechnung
des Landarmenverbandes ein, und die Familie bleibt in Folge der Unterbrechung der Frist zur
Erwerbung eines Hülfsdomiziles landarm. Es begegnen sich hierbei die Interessen von beiden
Seiten. Die Gemeinde hat ein Interesse daran, daß eine landarme Familie kein Hülfsdomizil
erwirbt, weil sie in diesem Falle bei dem vorauszusehenden Wiedereintritte der Hülfsbedürftigkeit
die Unterstützungübernehmen muß, und der Landarme lebt vielfach in dem Glauben, daß er als
Landarmer leichter und reichlicherunterstützt werde, als wenn er aus dem Gemeindesäckel schöpfe-
Aus diesem Grunde sind die Landarmen vielfachfelbst darauf bedacht, sich die werthvoll gewordene
Qualität als Landarme zu erhalten, und so haben wir stets und auch im letzten Jahre ein stärkeres
Anwachsen der Zahl der zu unterstützendenLandarmen zu verzeichnen.

Die Klagen über das Anwachsender Kosten des Landarmenwesens sind so alt wie das
Gesetz über den Unterstützungswohnsitz selbst. Bei jeder Etatsberathung sind diese Klagen hier mehr
oder weniger laut geworden. Es ist in den anderen Provinzen des Staates genau so. Gestatten
Sie, meine Herren, mir in dieser Hinsicht folgende Mittheilungen: In der Rheinprovinz haben die
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Landarmenkosten betragen: im Jahre 187? 275 518 M., 10 Jahre später 188? 666 729 M,
im Jahre 1891/92 766 683 M. In Westvrcuhen im Jahre 187? 399 066 M., im Jahre
1887/88 670 089 M., im Jahre 1891/92 848 244 M. In Brandenburg im Jahre 187?
450 374 M,, im Jahre 1887/88 1001440 M,, im Jahre 1891/92 1460 991 M. Letztere
Summe umfaßt lediglich die ordentlichen Landarmenkosten nach dem Gesetze von 1870. Der
neue Etat mit den Kosten der außerordentlichenArmenpflegeist uns noch nicht zugegangen. Diese
Kosten werden also noch dazu kommen. (Zuruf: Ist dabei!) Nach den mir gewordenen Mit¬
theilungensind unter den angeführten Zahlen nur die ordentlichen Armenkostcn begriffen, weiter nichts,
also die Kosten, welche hier in der Rheinprovinz in der Summe von 767 000 M. einbegriffen sind.
Die Höhe der Kosten in Brandenburg mag vielleicht daher rühren, daß Berlin so viele Elementeanzieht,
von welchenein Theil verarmt in der Provinz Brandenburg bleibt und dort Unterkommensucht.
Am günstigsten steht von allen Landarmenverbänden Westfalen. Diese Provinz hat im Jahre
187? 114 752 M. verausgabt, im Jahre 1887/88 297 730 M. und im Jahre 1891/92
342176 M., was eine sehr günstige Ziffer ist. Dagegen steht die andere Nachbarprovinz von
Westfalen, Hannover, wieder schlechter und ähnlich wie die Nheinprovinz. Die Vergleichung der
Landarmenkostenmuß nämlich nach der Zahl der Bevölkerung geschehen, da aus der Bevölkerung
die Landarmen hervorgehen. In Hannover, welchesnicht ganz halb so viel Einwohner wie die
Rheinprovinz hat, betrugen die Landarmenkostenim Jahre 187? 113 517 M. gegen 275 518 M.
in der Nheinprovinz, 10 Jahre später 309 074 M. gegen 666 729 M. in der Rhemproumz und
heute 432 30? gegen 766 683 M. in der Nheinprovinz, so daß dort ein Anwachsen der Land¬
armenkosten in ähnlichem Verhältniß stattgefunden hat. Für die Nheinprovinz macht sich hierbei
noch der bereits bei früheren Etatsbcrathungen beklagteUmstand geltend, daß wir alle verarmten
Deutscheaus dem Auslande aufnehmen müssen. Wir müssen dieselbennicht blos aus Holland,
Belgien, Frankreich, Elsaß-Lothringen, der Pfalz, sondern jetzt auch aus der Schweiz,Italien und
dem Orient, sowie aus allen möglichenGegenden aufnehmen. Neuerdings werden nämlich die
Armen, welche aus den genannten Ländern kommen, nicht an Hohenzollernoder an Wiesbaden
Überwiesen, angeblich weil diese Armenverbände zu klein seien, sondern sie werden dem nächsten
Rheinischen Ortsarmenverbande in der Negel Saarbrücken überwiesen, und dann muh die Nhein¬
provinz, wenn ihr der fast nie zu erbringende Beweis nicht gelingt, daß der Hilfsbedürftige em
bestimmtesHülfsdoniizil hat, für denfelben forgen. Die hieraus der Nheinprovinz entstehenden
K«sten beziffern sich etzt auf ungefähr 100 000 M. jährlich, wobei Elfaß - Lothringen allem unt
48 500 M. jährlich concurrirt, eine Summe, welche die übrige,, Provinzen, wenigstens nicht an¬
nähernd in dieser Höhe, zu zahlen haben. Insbesondere ist Westfalen dadurch gunstiger gestellt,
^ es au uns einen großen Vorwall gegen diese Kosten hat, was bei der Gesam.nthohe °er
Landarmenkostenmit in Betracht kommt. , , ,.

Ich gestatte mir nunmehr zu den außerordentlichen Armenkostenüberzugehen, welcher
Gegenstand Sie, meine Herren, noch an der Hand der betreffendenVorlage des Provmzmlaus-
schuffes besonders beschäftigenwird. ^ ^ r «^ « « <>

Es wurde bereits gestern von Seiten des Herrn Vorsitzenden des Provmzmlausschussesbe-
"'«kt, daß die großen Befürchtungen, welche hinsichtlich der Höhe der dadurch der Provmz erwach¬
enden Kosten bei der letzten Etatsberathung hier ausgesprochenworden stnd, sich mcht realistrt
Wben, indem die Belastung bei weite», nicht so groß geworden ist wie vorher gesagt wurde.
^ schreibe die«, meine Herren, vorzugsweise dem Umstände zu daß er damals vorliegende
Gesetzentwurfdurch die Häuser der Monarchie dahin abgeändert worden ist, bah der Provinzml-



2« 37. Rheinischer Prooinziallandtag, 2, Sitzung am 5, Dezember 1892,

verband nicht verpflichtet worden ist, die Hülfsbedürftigeu in eigenen Anstalten unterzubringen,
sondern daß derselbe nur für die Pflege in geeigneten Anstalten Fürsorge zu treffen hat. Dadurch,
meine Herren, wurden wir davor bewahrt, für eine Zahl von etwa 7000 Personen eigene Anstalten zu
errichten. Da wir heute nur für etwa 3000 Personen eigene Anstalten haben, so hätten wir,
in, Falle jene Bestimmung Gesetzeskrafterlangt hätte, noch für 4000 Personen Anstalten errichten
miisscn. Hierzu war in der Nhcinprovinz, wo auf dein Gebiete der Charitas, auf dem Gebiete
des Gcmcindcwesensso Vieles freiwillig geschieht und so ausreichend für Hülfsbedürftige gesorgt
ist, ein Bedürfniß nicht vorhanden, indem die sämmllichenunter das Gesetz fallenden Hülfsbedürf-
tigen in bereits bestehenden Anstalten verpflegt werden können, Provinzen, welche in dieser Hinsicht
ungünstiger gestellt sind, werden allerdings bauen und große Ausgaben machen müssen,wie Branden¬
burg, welches bereits über eine Million Mark bewilligt hat, um den Zweckender außerordentlichen
Armenpflege gerecht zu werden. Wenn wir in ähnlicher Weise für die Zahl von 4000 Hilfs¬
bedürftigen hätten sorgen müssen, so würde uns eine Ausgabe von 4 bis 5 Millionen nicht erspart
worden sein, nach dem Durchschnittspreis pro stopf, welchender Van und die Einrichtung einer
Anstalt erheifcht. Da wir für die Zwecke der außerordentlichenArmenpflege Baukosten also nicht
aufzuwenden haben, so verbleiben uns nur die allgemeinenVerpflegungskosten, Das Gesetz unter¬
scheidet nämlich zwischen allgemeinen und speziellenVerpflegnngskostcn. Die allgemeinen Kosten
der Pflege, worunter außer der Beschaffung der nöthigen Gebändc, Heizung, Beleuchtungder Anstalt,
Besoldung des Anstaltspcrsonals, ärztliche Behandlung begriffen ist, fallen nach dein Gesetze
dem Landarmenuerbllnde und die speziellenPftegckostcn, das sind diejenigen für den Unterhalt
des einzelnen Hülfsbedürftigen an Beköstigung, Bekleidung, Kürperrcinignng u, s, w, nach
einem Tarife, welchen der Landtag zu erlassen hat, zu ^/^ dem Kreise und zn '/» der Gemeinde zur
Last, In der Vorlage des Prouinzialausschusscswird Ihnen vorgeschlagen,diese speziellen Ver-
pstegungskustenfür Geisteskranke nach den Durchschnittssätzen,die sich ans unsern Anstalten ergeben,
auf 81 Pf. pro Tag und Kopf festzusetzen, wovon also 54 Pf, auf den Kreis und 2? Pf. auf
die Gemeinde entfallen, so daß also die Stadtkreise, wo Gemeinde und Kreis zusammenfällt,
81 Pf,, ferner die Landkreise 54 Pf. und jede Landgemeinde 27 Pf, pro Tag für jeden in einer
Anstalt untergebrachten Geisteskranken zu zahlen haben würden. Neben diesen speziellen Kostcu
hat alsdann der Lauoarmenuerband die allgemeinen Verpflcguugskostenzu tragen. Diese Kosten
sind nach den Anstalten sehr verschiedenund schwankendieselben zwischen 20 und 40 Pf. 28n'
haben deshalb den Dnrchschnittssatzvon 30 Pf, pro Tag angenommen, vergüten aber den ein¬
zelneu Anstalten nnr diejenigen Sätze, die mit den Anstalten nach Maßgabe ihrer Einrichtungen
und Aufwendungen vereinbart worden sind. Die hiernach dem Landarmenucrbande zur Last
fallenden allgemeinen Vervflegnngskostenbeziffern sich für 6395 Personen, Idioten, Taubstumme,
Blinde u, dcrgl., deren Fürsorge wir übernehmen müssen, auf rund 650 000 M. Diese Summe
haben wir als Erfordernis; der außerordentlichenArmenpflege in den Etat eingestellt. Es wird
über die Summe später Rechnung gelegt werden und selbstredendnur dasjenige von diesen» Lrcdltc
zur Verausgabung gelangen, was nach dein Gesetze verwendet werden muß. In Folge dieses
neuen Armengesetzes,wonach in Zukunft die Gemeinden nicht verpflichtet sind, eigene Anstalten
zu errichten, und wonach sie ferner nnr 27 Pf., bezw die Städte 81 Pf. pro Tag für jeden
Anstaltspflegcbcdürftigenzu zahlen haben, ist offenbar eine große Erleichterung für die Gemeinde»
eingetreten. Der Prouinzialausfchuß war deshalb der Ausicht, daß im Hinblicke auf die großen
Lasten, welche diese« Gesetz den Landarmenverbänden auferlegt hat, es andererseits zur Ver¬
minderung der Ausgaben der Provinz zulässig erscheine, die freiwilligen Leistungen auf dem
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Gebiete der Fürsorge für Hülfsbedürftige in etwa einzuschränkenund dieselbenauf das unbedingt
Nothwendige zu begrenzen. In dieser Hinsicht kommenzunächst die bis jetzt gewahrten Freistelleu
in Betracht. In unserer Provinz besteht nämlich die Einrichtung, daß zahlreicheFreistellen an
Irre, Blinde, Taubstumme, Idioten, Epileptiker u. s. w. verliehe werden. Iuobesondere wird
jedem Geisteskrankenin der IV. «lasse zum Zwecke des Kuruersucheseiue Freistelle auf ein Jahr
bewilligt. Dieses Freijahr beruht auf der Erwägung, daß dadurch die möglichst rasche Zuführung
des Kranken zur Anstalt uud damit die Aussicht für die Heilung gefördert werde. Weun plötzlich
Jemand an Irrsinn erkrankte, so sollte nicht der Kostenpunktder Unterbringung in eine Anstalt
m Betracht kommen, man wollte nicht erst die Frage uutersuchen wer zahlt, wo ist der Kraute
ortsllngehörig, sondern es sollte nur festgestellt werden, ob der Betreffende geisteskrankfei, uud
dann ohne Weiteres die Zuführung zur Austalt erfolgen. So sehr anch Gründe für die Bei¬
behaltung dieser Zurichtung sprechen mögen, so ist der Provinzialausschuh doch nach reiflicher Er¬
wägung uud nach Berathungen, welche ich dieferhalb mit den Anstaltsdirektoren hier geflogen
habe, zu der Ueberzeuguuggelangt, daß es genügen dürfte, wenn anstatt des Freijahres ein Frei-
M'artal gewährt würde; denn der angeführte Zweck für die Verleihung der Freistelle zum Kur¬
versuche läßt sich auch iu 3 Monaten erreichen,indem alle vorberührteu Fragen bis dahin ihre
Erledigung finden können, andererseits erspart die Provinz dadurch 9 Mouate au ieder Frei¬
stelle. Ferner haben wir früher in ausgedehntem Maßstabe Freistellen an unheilbare Geistes¬
kranke. Epileptische, Idioten u. s. w. bewilligt. Auch diese Freistellen sollen für die Folge
emgeschräuktuud nur für solche Fälle beibehalte» werden, iu denen einerMs der Kranke die
Mittel zur Zahluug der Wegekosten nicht ganz anfbringen kann, ohne andererseits m der ^age
i" sein, Armennnterstützungin Anspruch nehmen zu können. Solche Fälle kommen häufiger vor.
Nehmen Sie. meine Herrn, z. A. einen kleinen Landbesitzer, welcher nnr wenige Morgen
besitzt und anf diesen sich nnd seine Familie nährt. Wird die Frau oder em Kind dieses
Mannes geisteskrankoder sonst anstaltspflegcbedürftig, wie sieht es da mit der Zahlnng der
Pflegekostenaus. Die Armenbehörde wird sagen, der Mann ist nicht hülfsbedürftig. er >,t
Eigenthümer nnd kann zahlen, er mag sein Hänschen, seine paar Morgen Ackerlandverkaufen.
Geschiehtdieses so ist der Mann und sm.e Familie rninirt, n„d w,r schasse»eme» nenen
Kostgänger für das Armeubudget. In solchen Fällen ist es doch viel richtiger, « man
">'e Freistelle giebt nnd dadurch eine selbststäudigeExistenz e.ner Fam.l.e "'alt Nach d.^
Systeme haben wir stets verfahren und wollen wir folche Freistellen welche als d,e großt
Wohlthat empfnnde» werden, uneingeschränktbeibehalten. Aber im U'wgo>. wollen w.r mch
'"ehr geben, als wozn der Landarmenverband gesetzlichverpflichtet ist. Nenn S.e me ne
Herren, die desfallsigen Vorschläge des Provinzialausschusses annehme» so ver.mnderu sich ie

Zuschüsse für die ^ ""° Idioten in einer "» ^e ' .^ ^
besondere Umlage, die frü er für die Irrenanstalts-Vanschnld n, der Hohe
"höbe» wurde, für di F lge fortfalle» ka»». i.idem der bezügliche Betrag a»s der D tatw» -

"''te gedeckt wird. Wir machm den letzteren Vorschlag um en'° «are Ne »i ng n a^^
'"dem wir für das Landarmenwesen dasjenige erheben, was m W.rküchkeit nöthig ist und
""ar für di Jahre 1893/05 für das ordentlicheArmenwefen 800000 M. nnd für diea.cher-
"dentliche Armenpflege .50000 M.. zusammen also 1.150000 M. Dagegen sellle» die Mittel
w"che dnrch Ei» chrä»k»»g der Freistellen gegen früher im Hanp -Etat disponibel wer n.
«"derweit für d s Irrenwesen und zwar znr Verziusung un Tilgnng der ^rrenanstal -

Vanschnld verwendet werden. In Folge dieser Operation wächst du Umlage für das Laud-
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armenwesen um 100 000 M. bei den ordentlichen Kosten und um 65,0000 M. für außer¬
ordentliche Kosten, also zusammen nm 750 000 M., während andererseits die bisherige besondere
Umlage für die Verzinsung und Tilgung der Irrenanstalts-Vauschuld fortfällt, fo daß die
Steigerung der Umlage im Ganzen nur 450000 M. beträgt. Ich glaube, meine Herren, daß
diese Maßregel zweckmäßigist, nnd daß sie Ihre Zustimmung wohl finden wird.

Es folgt fodann unter Nr. 7 der Etats der Polizeistrafgelderfonds und des Ehreu-
breitsteiner allgemeinen Armenfonds. Die Einnahmen aus Pulizeistrafgeldern werden an die
Gemeinden zum Zwecke der Waisenpflege und die Einnahme aus dem Ehrcnbreitstciner Fonds
an dortige Arme vertheilt,

Nr. 8 ist der Etat über die Unterbringung verwahrloster Kiuder. Es werden hierfür
111450 M. Zuschuß erfordert oder 750 M. weniger wie bisher. Die Bedarfsfumme beruht
auf der Zahl der zu verpflegenden Kinder.

Es ist, meine Herren, bereits im vorigen Jahre hier im hohen Haufe hervorgehoben
worden, daß die Zwangserziehung sich fu bewährt hat, wie dies kaum von einem anderen
focialpulitifchen Gesetze behauptet wcrdeu kann. Wir haben geradezu erstaunenswcrthe Resultate
in dieser Hinsicht zn verzeichne». Wir habe» 1200 Kinder in Zwangserziehung u»d haben
bereits eine große Zahl entlassen. Hiervon kommen wir '/< als vollständig gerettet bezeichnen.
Die Zöglinge sind nach Beendigung der Zwangserziehung in Dienst getreten, oder sie haben
ein Handwerk erlernt oder fönst Arbeit angenommen, Nach den Berichten, welche wir über
diefe Zöglinge auch uach Beendigung der Erziehung eingezogen haben, führt sich die über¬
wiegendeMehrzahl gnt; nur ein Viertel von der großen Zahl ist verloren gegangen. Ich kann
hier nicht genug hervorheben, mit wie warmem Herzen der Dezernent für diefes Fach, Herr
Landcsrath Brandts, sich dieser Kinder annimmt (Beifall!), nnd in welcherzweckmäßigenWeife
er bei deren Unterbringung zwischen Familien- und Anstaltspflege unterscheidet. Es wird hierbei
nicht nach der Schablone gearbeitet, sondern je nach der Individualität des Kindes genau
geprüft. Soll dasselbe zunächstin eine Anstalt kommen, oder soll es einer Familie überwiesen
werden, bejahenden Falls zn welcherFamilie, dürfen Kinder da sein u. s. w. ? Alles Fragen,
dereu Beantwortung für das Gelingen der Zwangscrzichnng von Einfluß ist. Wenn das Kind
sich in der Familie, welcheres überwiesen worden ist, nicht schickt,so wird dasselbe in eine Anstalt
genommen, von deueu eine große Zahl in der Provinz vorhanden ist. Unter diesen Anstalten
sind milde und strenge, letztere angrenzend bis an Vranweilcr, (Heiterkeit) was für einzelne,
befonders fchlimm geartete Zöglinge nothwendig ist. Die Zöglinge werden während der Unter¬
bringung fortlanfcnd überwacht, wobei nns die Geistlichen und religiösen Bereine beider Con-
fessionendie besten Dienste leisten. Es ist dies auch später nach dem Eintritt ins freie Leben
der Fall und bleiben wir auf diefe Weise mit den früheren Zwangszöglingen noch in Relation nnd
machen dabei die Erfahrung, daß manchmal aus unglaublich sumpfiger Atmosphäre doch noch
gefuude lebensfähige Pflanzen emporwachsenkönnen. Die für diefcn Zweck gemachte Ausgabe,
meine Herren, ist wirklich gut verwendet.

Ueber die Etats Nr. 9 und 10 Landarmenhaus zu Trier und Provinzial-Arbeitsanstalt
zu Brauweiler habe ich Bemerkeuswerthes nicht anzuführen, es sei denn, daß der Zuschuß für
Vrauwcilcr abermals vermindert werden konnte und zwar dieses Mal um 47 000 M. Es ist
dieses günstige Resultat vorzugsweise der Umsicht und Tüchtigkeit des Direktors Schellnmnn,
insbesondere bei Ausnutzung der Arbeitskräfte der Anstalt zuzuschreiben.

Nr. 11 ist der Etat für das Hebammenwesen, Hier ist eine Erhöhung des Zuschusses
um «60 M. eingetreten. Die Letztere ist aus dem Grunde noch höher, weil 3600 M. Pensionen
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von diesem Etat fortgefallen sind. Es hätte also eigentlich der Etat 3600 M. geringer sein
Müssen, und liegt also in Wirklichkeiteine Erhöhung von 4260 M. vor. Diese Erhöhung, meine
Herren, hat im Wesentlichen ihre Veranlassung in einer Anregung, welche von Seiten der
KöniglichenStaatsregieruug ausgegangen ist. Die KöniglicheStaatsregierung hat angeregt, daß
es zweckmäßigsei, die Hebammenschülerinnennicht blos in der Anstalt auszubilden, sondern
gleichzeitig durch einen poliklinifchenUnterricht in der Stadt in der Weise unterrichten zu lassen,
daß die Schülerinnen arme Wöchnerinnen nncntgeltlich entbinden und pflegen. Es babe dieses
den großen Vorzug, daß diese Schülerinnen sich an enge Wohnungen, an beschrankte Verhältnisse
gewöhntenund hierbei die zweckmäßigeAnwendung der Desinfektionsmittelund dergleicheukenuen
lernten und sich an den Unterschiedgewöhnten, welcherzwischender Anstalt nud den Verhältnissen,
die später das Leben ihnen bietet, besteht. In der Anstalt, wo alle nur deutbaren Einrichtungen
zur Hand sind, wo nur auf einen Knopf gedrückt zu werden braucht, um dieses oder jenes Des¬
infektionsmittel, dieses oder jenes Hülfsmittel bei der Eutbiuduug zu erlcmgen,kann eine Schülerin
ganz gut ihre Aufgabe vollziehen,bringen Sie dieselbeaber in die Wohnung eines armen Arbeiters
Unter uugünstigenVerhältnissen, namentlich auf dem Lande, so wird eine solche Person sich absolut
m der ersten Zeit nicht zu helfen wissen, vielmehr bald dieses, bald jenes vermisse». Deshalb,
meine Herren, war es zweckmäßig, daß wir die Hcbammenschüleriuncnauch bei dem Wochenbette
m der Wohuuug armer Leute tüchtig ausbilden lassen. Letzteres erheischtaber die Vermehrung
des Aerztepersonals. Wir müssen einen Assistenzarzthaben, welcher die Schülerinnen zu den
armen Wöchnerinnen begleitet und dort unterweist. Ferner ist in manchen Fällen eine Verlänge¬
rung des Ausbildungskursus erforderlich, wofür wir eine Vergütung nicht fordern können; alles
"°ses hat zur Erhöhung des Etats um diese 4260 M. geführt.

Meine Herren! Der nun folgende Etat für das Taubstummcnwesen bietet zu generellen
^emerknngcn nur insoweit Anlaß, als hier eine Erhöhung des Zuschusses um 11625 M. ohne
le Pcnsiuuen. welche auf den Pcnsions-Etat übernommen sind, zu erläutern ist. Diese Er-
whung hat vorzugsweise ihre Entstehung in dem Umstände, daß wir die Taubstummenanstalt,

welche bis jetzt die Stadt Aachen und die Aachener Bevölkerung als Vereinsanstalt freiwillig
unterhalten hat, übernehmen müssen. Die Stadt Aachen und dortige Vereine haben ihre
Beiträge zurückgezogen.Man sagte — und wie ich zugcbeu muß wohl nicht ganz mit Unrecht —
?/r zahlen unsere Provinzialabgnben wie jeder andere, weshalb sollen wir noch eine eigene
Taubstummenanstalt besonders unterhalten; diese Anstalt mag die Provinz, wie die Uebrigen
"us ihre Kosten übernehmen. (Zuruf Köln.) Ja, in Köln denkt man anders, aber der
"tetropole der Provinz ziemt ja auch eiu voruehmercsAuftreten! (Beifall und Heiterkeit.) Genug,
»leine Herren, die Sache stand so, daß die Anstalt zu Aacheu uicht mehr aus eigenen Mitteln
ehalten werden konnte, nnd da blieb meines Erachtcns kein anderer Ausweg übrig, als daß
'Mr die Anstalt, zu deren Aufrechterhaltuug ein Bedürfniß vorhanden ist, übernehmen. Es
haben wegen der Uebernahme Vereinbarungen mit dem Vereine in Aachen stattgefunden und
"scheint diefe Anstalt ans Grund derselben zum ersten Male nnter den Provinzialcmstalten mit
"New. Zuschuß von rund 15 000 M.. wodurch die erhebliche Erhöhung des Etats verursacht
worden ist.

Der Etat der Provinzial-Blindenanstalt, Nr. 13, ist um 2000 M. erhöht. Es hat
°as seinen Grund zum Theil darin, daß die Arbcitserzeuguisseder Zöglinge nicht mehr so leicht
""d vortheilhaft abzufetzenfind wie früher. Sogar bis hierher hat sich der geschäftliche Nieder¬
ung, an welchem wir leiden, geltend gemacht und hat in Folge dessen der Arbeitsverdienst
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der Blinden nachgelassen,weshalb die eigenen Einnahmen der Anstalt geringer geworden sind
nnd mehr Zuschuß aus der Provinzialkasse gezahlt werden muß.

Das Irrcnwesen, dessen Etat nunmehr als Nr. 14 folgt, ist bereits von mir gestreift.
Wie die bezüglichen Etats ergeben, werden an Zuschüssen für die einzelnen Anstalten 255 000 M.
weniger verlangt wie bisher. Den Grund hierfür habe ich bereits erwähnt; er besteht in der
Beschränkung des bisherigen Frcijahres auf ciu Frciquartal. Die 255 000 M., welche weniger
an Zuschüssen verausgabt werden, sollen in der Position 14 1< ihre Verwendung finden, indem
dort zur Verzinsung nnd Tilgung der Irrennnstalts-Vauschuld 300 000 M. neu eingestellt
wurden sind. Die an diesen 300 000 M. noch fehlenden 45 000 M. füllen aus den Erspar¬
nissen bei den folgenden Titeln, Kosten der Unterhaltung der Epileptischen nnd Unterstützung
milder Stiftungen genommen werden, indem die Zuschüssefür diese Titel gleichfalls in Folge
der mehrcrwähuteu Einschränkungen der Freistellen wesentlich herabgesetztwerden konnten.

Der Etat, Nr. 15, für Hochbauten in den Anstalten ist nm 350 M. gewachsen, i»
Folge des etatsmüßigcn Aufsteigens der Beamten.

Der folgende Etat für landwirtschaftliche Zwecke, Nr. 18. ist in der Höhe von
150 000 M. verblieben. Die Verwendung dieser Summe erfolgt einestheis für die landwirth-
fchaftlichen Schulen nnd andernlhcils zur Unterstützung sonstiger landwirthschnftlichcr Zwecke,
Meliorationen, Viehzucht u. dergl. Diese 150 000 M. stellen keineswegs die alleinige Ausgabe
für die Landwirthschaft dar, foudern es werden für dieselbe ans Nebenfunds noch erhebliche
Summen verwendet, wie ich fvüter nachweisenwerde.

Die Etats unter Nr. 19, 20 und 21 erscheineneigentlich nur pro uotitiu hier, indem
dieselbenZuschüsse aus Pruvinzialmittcln nicht erhalten. Von diesen Etats bietet nur derjenige
für die Verwaltungskostcn der landwirtschaftlichen Berufsgenussenschaftein weiteres Interesse dar.

Ueber die weitere Entwickelungdieser Angelegenheit sind Sie alle dadurch orientirt, daß
Sie die wachsendenUmlagen merken und ich bedauere hinzufügen zu müssen, daß diese Umlagen
nach »»einem Dafürhalten noch erheblichwachsenwerden, wenn nicht eine Abänderung des Gesetzes
vorgenommen wird. Es ist dies eine Frage, mit welcher sich auch der Prouinziallandtag heute
oder morgen im Interesse der Landwirthschaft wird befassen müssen. Ich betrachte als einen
Hauvtübelstand des Gesetzes,daß auf Grund desselben Entschädigungenvon 5—10«/« für Unfälle
zugebilligt werden; es ist dies in der Regel mehr eine Entschädigung für sogenannte Schlm-
heitsschler, wie ein Ersatz für eingebüßte Arbeitskraft. Wenn z. V. ein Ackersknecht an einem
Finger eine Verletzung erleidet, so bekommt er eine Rente von etwa 5 bis 10"/«, also von
30—40 M. pro Jahr. Nun frage ich, als was betrachtet ein solcherMann seine Rente? Ist
er etwa in seiner Erwerbswcise behindert oder erhält er weniger Arbeitslohn wie bisher? Das
ist offenbar nicht der Fall, allein der Betreffende hat einen Unfall erlitten und dafür gebührt
ihm nach dem Gesetze eine Entschädigung. Ich würde dieses verstehen, wenn der Arbeiter Ver¬
sicherungsbeiträgezahlte. Dies ist aber nicht der Fall, sondern die Gesammtheit der Grundbesitzer
soll die Folgen des Unfalles für die ländlichenArbeiter tragen. Man kann dieses billigerweise
doch nur auf ernstliche Unfälle beschränken, durch welche eine wirkliche Verminderung der Arbeits¬
fähigkeit in erheblicherWeife eingetreten ist.

Wenn ich mich bei einer Unfallversicherungeinkaufe, wenn ich da Beiträge zahle, so
bin ich offenbar berechtigt, zu verlangen, daß, im Falle ich irgend einen Schaden, mag er auch
noch fo unbedeutendfein, erleide, mir dafür das statutenmäßig angesetzteEntgelt zu Theil werde.
Wenn aber ein Verband von Grundbesitzernverhüten soll, daß Arbeiter, die auf dem Lande beschäf-
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tigt sind, bei einem Unfall nicht der Gemeinde zur Last fallen, so ist es dieser i-ati« des Gesetzes
nur entsprechend, dah eine Entschädigung lediglich bei einer wirklichen Einbuße der Arbeüssährgleit
gewährt wird. Eine solche Einbuhe läßt sich aber für Entschädigungen von 5, 6, 7, 8«/«
"icht eonstruiren. Wenn die Entschädigungen im Einzelnen auch nur klem stnd, so machen stc
zusammen uud auf die lange Reihe uon Iahreu, wofür dieselben in der Regel zu gewahren
sind, uiel aus. , , r ^. <- r.

Meine Herren! Ich komme
Dieselben betreffen den Verwaltungszweig uuferer Provinz, welcher am melften Geld kostet. Der
Provinzial-Stmhenverwaltnng fließen zunächst zu ans der allgemeinen DotatwnsrMe 440 000 M.
für die Zwecke der Unterstützung des Commuual-Wegebauwesens und den Neubau chaus nter Wege,
sodann die Staatsrente für die Verwaltung und Unterhaltung der ehemaligen Staatsstraßen nnt
2 056 233 M„ ferner die Renle von Westfalen nnt 2350 M. und die Umlagen für tue ehema¬
lige» Vezirkostmhen mit 2 300 000 M., macht zusammen 4 798 583 M. Es ist dies, meme Herren,
genau dieselbe Snmme, welche sich bereits in den: früheren Etat vorgefunden hat, so daß also
eine Erhöhung dieser Etatsposition nicht eingetreten ist, ^ ^ «

Ich hebe dies, meine Herren, besonders hervor, weil während der Tagung des letzten Landtage,
i" der dritten Facheommission von der Unznlänglichkeit unserer Mittel für den Straßenbau melfach
die Rede gewesen ist Unser Landesbaurach und Abtheilungsdirigent für das Stmßenwefen hat
damals in der Fachcommission darauf hiugewiefen, daß die Königliche Staatsregrerung m den
Jahren 1874 bis 1877, welche der Uebergabe der Strahenverwaltnng an dre Provmz vorher¬
gegangen sind, nach dem dreijährigen Durchschnitt für die materielle Unterhaltung der Straßen,
der Staats- und Vezirtsstrahen, bereits 3 729 670 M. veransgabt habe, während für dieselben
Zwecke jetzt nur 3 587 500 M. zur Verfügung ständen, alfo 142170 M. wemger alv m den
Jahren 1874 bis 187? Hierbei sei ferner in Vetmcht zu ziehen - so führte der Landesbaurath

"s - daß zwischenzeitig das Netz der Vezirksstraßen sich um 417 Kin vergro^rt habe, und
daß diese 417 1«n aus vorgenannter Summe mit unterhalten werden .nützten Es wurde das

"ach dem Durchschnittst der Unterhaltungskosten eine Vermehrung d^
6,5 °/° bedingen Ferner wies der Landesbanrath nach, daß dre Materml,enpre,s um 9,6 «/o

n«ch den Durch chnH^en gestiegen sind, während die Arbeitslöhne ^er Einrechmmg d^bekann.n
sozialpolitische,' Lasten n,n 13,6«/« gestiegen sind, sodah eine Gesammtstngerum, n 1 4 ° r

K°sten stattgefuuden habe. Setze man diese Steigerung in Geld um, so erge ^'' ^ 'm ,'m Ve
hälwiß zu den früheren Ausgaben für die materielle Straßenunerha tung etzt 7 b 800 0W M
wenig verweude en Dieselbe Mittheilung hat der Landesbaurath selbstredend a ch m und d m P^
«inzialausschuß gemacht Die Nichtigkeit des von dem Landesbaurathe an chchUe und v

"en wiedergegebeuen Zahlenmateriales läßt sich allerdings mch bet te ll m ^ tan .
demselben doch noch uicht die Schlußfolgerung gezogen werden, daß d s a , w« Heu v ha
"itzmäßig etwa 700 000 M. weniger für die Straßenunterhaltung ver et vdn^
Jahren 18?4 bis 187? unser Straßenbndget um die e Summe oder nneu Theü de,leben erhöht
werden . hte Weu l n so che Schlußfolgerung Seitens uuseres Landesbaura hes auch

>nume ^veuu eme ^ " ,< ^z, s^yohl nur wie dem Provmzmlaus chusse
"cht gezogen wordeu ist. so «"'^e M° Mühecku g d H ^ den jetzt vorhandenen
^eran assu„g bieten, aufs Sorgfältigste zu prüfen ob ^ «'^ Sttahe tz ^ ^ ^ ^

"Men dauernd in einen, guten Zustand "hal e ^ e Erh h. ^ der Verwaltung

^7st ^1 d^^^ IäU2 3« r^sasi schließlich beschästigt haben,
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und zwar ist das nicht blos vom grünen Tisch aus geschehen, sonderndes haben an Ort und
Stelle, sowohl in unserer Provinz, wie in den Nachbarländern die eingehendsten Untersuchungen
der einschlägigenVerhältnisse stattgefunden. Wir waren hierbei von der Ansicht geleitet, daß im
Falle unsere Mittel unzureichendseien, Letztere unbedingt erhöht werden müßten, da nichts ver¬
kehrter sein würde, als bei der Straßenunterhaltung an dem unbedingt Nothwendigen zu sparen.
Das Resultat dieser Untersuchungenliegt Ihnen, meine Herren, in zwei Denkschriftenvor, welche
den Gegenstand einer besonderenVerhandlung in diesem hohen Hause bilden werden. Ich möchte
diesen Verhandlungen hier im Einzelnen nicht zu weit vorgreifen und mich für jetzt darauf be¬
schränken Ihnen zu sagen, daß wir mit den vorhandenen Mitteln auch für die Folge auskommen
werden. (Beifall.) Wir glauben dieses Resultat dadurch erzielen zu können, daß wir die ört¬
liche Pflege und Unterhaltung der Straßen noch sorgfältiger wie bisher betreiben. Wir konnten
uns der Wahrnehmung nicht verschließen,daß trotz der vorzüglichen technischen Leitung unserer
Straßenverwaltung auf dem Gebiete der örtlichen Straßenunterhaltung noch Manches nicht so ist,
wie es sein sollte. Es hat dies seine Entstehung darin, daß wir mit der Organisation unserer
Verwaltung noch nicht einheitlichbis unten durchgedrungen sind. Wir haben zunächst die Bau-
ämter eingerichtet, darnach haben wir das Straßenaufsichtspersonal nach neuen Grundsätzen
rrorganisirt und besser geschulteAufsichtsbeamte vor und nach ausgebildet, es blieb dann noch
übrig das Straßenarbeiterpersonal. Letzteres bildet in unserer Organisation einen wichtigen
Faktor. Als wir die Straßen vom Staate übernahmen, war ein Heer von etwa 2000 Arbeitern
vorhanden, welche zum großen Theile die Thätigkeit auf den Straßen gewissermaßen als In¬
validenversorgung ansahen. Der damalige Dirigent der Straßenverwaltung, Herr Landesrath
Fritzen, welchem wir die erste Einrichtung unserer Strahenverwaltung verdanken,erkannte bald, daß
mit diesen invaliden Arbeitern aufgeräumt weiden und statt dessen leistungsfähige Arbeiter einge¬
stellt werden müßten. Letzteres ging nicht ohne Schwierigkeit ab, weil vielfach von Seiten der
Gemeinden geltend gemacht wurde, daß die invaliden Arbeiter, infofern sie nicht mehr auf den
Straßen verwendet würden, ihnen zur Last fielen, Demungeachtet wurden vor und nach leistungs¬
fähige Arbeiter als ständige Wegearbeiter eingestellt und hierbei die Zahl derselben wesentlich ver¬
mindert. Es handelte sich nun darum, wie eine ausreichende Aufsicht über diese ständigen
Arbeiter geführt werden sollte. Man hatte dieselben ursprünglich im Tagelohn beschäftigt/
aber es ergab sich bald, daß einzelne Arbeiter auf Strecken, wo der Aufsichtsbcamte,welcher w
der Regel 3N Km als Belauf hat, günstigenfalls drei oder viermal in der Woche nachsehenkann,
im Tagelohn nicht beschäftigt werden können. Darauf gingen wir zum Aklordsystemüber. So
bequem und einfach dieses System auch bei den Eisenbahnverwaltungen, von welchen wir das¬
selbe entlehnt hatten, sein mag, so complicirt gestaltet dasselbe sich bei uns.

Bei den Eisenbahnen finden sich auf der ganzen Strecke mehr oder weniger die gleichen
Verhältnisse und läßt sich da ein Accord leicht machen und controliren, aber bei unseren
Straßen sind die ortlichen Verhältnisse so verschieden,daß es an festen Anhaltepunkten für d«
Abschlüsseund die Contiole der Accurde fehlt. Man kann keinen maßgebenden Satz dafür
aufstellen, was der Meter Abhacken der Bankette, Ausheben der Gräben u. s. w. kosten soll,
weil dies auch auf einer und derselben Kilometerstrccke, geschweige denn auf ganzen Straßen-
sirccken ganz verschiedeneArbeitsaufwendungen erheifcht. Bei diefer Sachlage war die Ver¬
waltung bei dem Accordsystemmehr oder weniger dem Ermessen der lokalen Aufsichtsbeamten
anheimgegeben,von denen insbesondere die älteren, aus der früheren Zeit herstammeuden Auf¬
seher, vielfach nicht im Stande waren, zutreffende Accordsätzezu ermitteln. Dann hatte dieses
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System den Fehler, daß für den Znstand der einzelnen Straßenstrecke in Bezng auf kleinere
Unterhaltungsarbcitcu ein Träger der Verantwortlichkeit nicht vorhanden war. Der Strecken¬
arbeiter hatte stets die Ausrede, das ist mir nicht in Aceord gegeben, wahrend der Aufseher
sagte, ich habe den kleineren Ucbelstand erst jetzt gefehen, ich kann bei meinem großen Belaufe
nicht überall anwesend seiu. In der fortlaufenden, sorgfältigen Pflege der Straßen steckt aber
ein wesentlicherFaktor nicht mir für das Aussehen der Straßen, sondern auch für die auf¬
zuwendendenGeldmittel. Werden kleinere Schlaglöcher fofort ausgebessert, wird die Straße
frei von Wasser und Schlamm gehalten, werden die Sperrsteine richtig verlegt, so tritt die
Nothwendigkeitzu größeren Ausgabeu viel weniger heran, wie in den Fällen, wo dieses ver¬
nachlässigt wird. Um eine solche intensive Unterhaltung der Straßen sicher zu stellen, haben
wir neuerdings die Aenderung getroffeu, daß wir ausgebildete Straßenarbeiter als ständige
Straßenwärter auuehmen und sie weder nach Arbeitstagen, noch nach Aecorden. sondern uach
ihrer Gesammtleistung in der Weise controliren. daß wir jedem Straßenwarter eme bestimmte
Strecke. 3 bis 6 Km überweifen nnd ihm die Ausführung aller auf derselbenvorkommen¬
den gewöhnlichenUntcrhaltuugsarbeiten zur Pflicht machen. Auf diefe Weife ist der Arbeiter
für feine Strecke verantwortlich und gewinnt dadurch Interesse an dem Znstande feiner Strecke.
Durch diese Einrichtung hoffen wir nicht nur den Zustand uuferer Straßen zu verbefftrn,
s°nderu auch solche Ersparnisse zu erziele», daß wir danernd mit unsern Geldmitteln ausreichen.
WelchesGeldinteresse in einer solchen Pflege der Straßen steckt, möge Ihnen, me.ue Herreu,
folgendes Beispiel darthun. Sine neue Decke kostet durchschnittlichPro Kilometer 4500 M.
Wird die Decke nach dem Einbaue uud in der folgenden Zeit mit großer Sorgfalt gepflegt, so
ist der Turnns für die Neudeckuugauf eiuer bestinnnten Straßenstrecke etwa 9 Jahre wahrend
bei mangelhafter Unterhaltung der Verschleiß und die Nothwendigkeit der Neudeckung schon
"ach etwa 5 Jahren eintreten kann. In dem eiuen Falle haben wir also an Kostm der
Steinbllhnerneuernug durchschnittlich500 M. und in dem anderen Falle 900 M. p« ^ayr.
Hinaus erhellt welches Iuteresse in der gehörigen Pflege uud Uuterhaltuug der Fahrbahn
steckt. Eine solche Pflege ist aber nur durch ein geschultesWärterpersonal zu erzielen, dessen
weitere Vefchaffnng unsere nächste Sorge bildet. Dieses System ist in Baden n, er P a z
und in Elaß-Lothringen längst eingeführt und hat sich dort vorzüglich bewahrt En we te er
urtheil dieses Wärtersystems besteht darin, daß durch die Einstellung ^bw ^
die Etraßenauffeher so entlastet werde,., daß deren Belaufe, wie m Baden "n ^ 'L thr,ng^„
«nf 50-60 ^vergrößert werden können, worin eine nicht uuerhe liche Ersparn ß s^ Be:
d°m jetzigen Belaufe von 30 Icrn betragen die lokalen Auffichtskosteu 180/30 - 60 M.
pr° Kilometer. Ve größern wir die Belaufe auf 60 Km, fo sparen wir die H ft ' " o 30 M.
p" Kilometer was für nnfer Straßennetz von 6000 Krn 180 000 M. lahrkch anmacht
Um eine f lche V rgr ßer n der Belaufe eintreten lassen zn können, müssen wir besonders
tätige nnd gut^eM^Straßeumeister haben, n.id um ^^6«
meine Herren eine Vorlage unterbreitet werden, wonach wir, ähnlich wie m El aß-Lothrmgeu
"nd wil iu Va m uns uus e Straßenmeister selbst ausbilden wollem Zu diesem Endzwecke
wud vorgeschla ' ^i Schnle zu rrichten. in welcher niedere Techniker sowohl für das
Melioratio, sw se ' w für en Wegeban in der Weise ansgeb lde werden daß un Winter
theoretischerUnterricht und im Sommer Beschäftigung bei den Melwrawns- bezw. Straßen¬
seiten stattfindet fo daß Theorie mit der Praxis verbunden wird

Mit A w d g aller dieser Hülfsmittel glauben mr d:e Straßen auch ü
Zntuuft mit den jetzigen Etatsmitteln in gehöriger Weife unterhalten zu konueu. M blnbt
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alsdann nur eine weitere Schwierigkeit zu überwinden, welche darin besteht, wie die anßer-
urdentlichen Bedürfnisse, welche sich augenblicklichin unserer Straßenverwaltung geltend machen,
ihre Befriedigung finden können.

In dieser Hinsicht sind, wie Ihnen, meine Herren, in dem Erläuterungsberichte znm
Haupt-Etat nachgewiesen worden ist, nach drei Richtungen hin Bedürfnisse in unserer Strahen-
uerwaltung hervorgetreten. Es ist Seite ? des Erläuterungsberichts ausgeführt worden, daß zu¬
nächst durch das Gesetz, betreffend Abänderung der Verordnung vom 17. März 1839 über den
Verkehr auf den Kunststraßen, vom 20. Juni 188? das höchste zulässige Ladungsgewichteines
Fuhrwerks von 5000 auf 7500 Kß erhöht worden ist. Als diese Erhöhung des Ladegewichtes
zugelassenwurde, hat man schwerlich an die Verhältnisse in der Nheinprouinz gedacht, wo dieses
Ladegewichtin der Regel auf zwciräderigen Fuhrwerken, den sogenanntenKarren, die man ja in
anderen Provinzen nicht kennt, lastet, so daß der ganze Druck der 7500 ^ sich auf 2 Punkte
beschränkt,was namentlich bei den Brücken sich geltend macht. Alle unsere Brücken, insbesondere
am Riederrhein, sind nämlich nur auf ein Ladegewichtvon 5000 Kß construirt und können diese
Brücken das erhöhte Gewicht von 7500 K^ nicht tragen. Die Straßen am Riederrhein sind
ja größteutheils als Vezirksstraßenausgebaut worden, und ist man hierbei nicht über das dringendste
Bedürfniß hinausgegangen, weil die Gemeinden die von ihnen aufzubringenden Baukosten in
möglichst eugeu Grenzen halten wollten. In Folge dieses neuen Nadfelgengefctzesmüssen wir
eine große Anzahl von hölzernen Brücken, welche an sich noch auf Jahre hinaus halten würden,
umbauen. Ein Theil ist schon umgebaut, für einen andern Theil hat die KöniglicheStaats¬
regierung in entgegenkommenderWeise Fristen bewilligt. Wir behelfen uns zwischenzeitlich damit,
daß an diesen Brücken angeschlagen wird: „Diese Brücke darf nur mit soviel Kß befahren
werden". Kommt ein Fuhrwerk mit höherem Gewichte, so müssen vorübergehend Vorkehrungen
für die Passage getroffen werden. Wollten wir letzteres unterlassen und bricht alsdann die Brücke
ein, so haben wir nicht nur eine neue Brücke herzustelle!,, sondern auch allen Schaden zu tragen,
der entstanden ist, weil uns die Verpflichtung obliegt, für den verkehrsfähigenZustand der Straßen
einschließlich der Brücken zu sorgen.

Meine Herren! Es ist Ihnen ein Verzeichniß der außerordentlichenAusgaben für die
Strahenverwaltung mitgetheilt worden, und finden Sie in demselben in erster Linie den Reu-
bezw. Umbau der fraglichen Brücken. Eine zweite außerordentlicheAusgabe ist gleichfalls durch
das Radfelgengesetz hervorgerufen worden und zwar in der Art, daß wir mit der Pflasterung von
Straßen viel weiter vorgehen müssen als früher. Wir haben eine Anzahl von Straßen, welche
ohne Packlage erbaut sind und lediglich leichten Verkehr tragen können. Werden diese Straßen
jetzt mit dem zulässigen Ladegewichtvon 7500 Ic^ befahren, so wird die beste Basaltdeckein kurzer
Zeit in Gruud uud Boden gefahren. Hier läßt sich nur Abhülfe dadurch schaffen, daß die
bezüglichenStraßenstrecken von Gruud aus umgebaut und mit einer festen Packlage versehe»
oder gepflastert werden. Beides kostet viel Geld. Das Pflaster wenden wir da an, wo die
Straßen nicht anders zu halten sind. Sowohl die Ausgabe für eine solche Neupflasterung, wie die¬
jenige für den ebenerwähnten Umbau der Brücken in Folge des neuen Gesetzes, sind solche Aus¬
gaben, die nicht wiederkehren; es sind einmalige auherordeutliche Ausgaben, welche besonders
behandelt werden müssen.

Der Gegenstand der dritten außerordentlichenAusgabe bildet ein allgemeiuesSchmerzeus-
kiud der Provinz, welches Sie alle kennen, das ist der Zustand der Pflaster in den Ortschaften
und kleineren Städten der Provinz. Die überwiegende Mehrzahl aller Beschwerden gegen die
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Straßenverwaltung betrifft diese Pflaster. Es laßt sich allerdings nun nicht leugnen, daß dem
Fortschritte in der Pflasteranlage gegenüber dem heutigen Normalpflaster mit Naturköpfen die
alten glatten Basaltpflastcr und die Pflaster aus kleinen Kieselsteinen,die man am Niederrhein
vorwiegend hat, stark abfallen, und daß die Klagen darüber, daß diefe Pflaster das Stürzen der
Pferde namentlich bei Schneewettcr und Glatteis befördern, der Begründung nicht entbehren.
Andererseits können wir aber aus den Mitteln des laufenden Straßeubudgets solche umfangreiche
Neupflasterungennicht auf einmal vornehmen.

Wir haben die Pflaster, die zu Klagen Veranlassung gegeben haben, in dem Ihnen
mitgetheilten Verzeichnisse zusammenstellenlasse», und Sie werden finden, meine Herren, daß es
sich hier um ein schönes Sümmchen handelt. Wir glaubten, daß in gleicher Weise, wie bei dem
erwähnten Nenbcm der Brücken und der Ncupflasternngen in Folge des Nadfelgengesetzes,so
auch die Mittel für die Neu- und UmPflasterungen in den Ortfchaften im Wege eines außer¬
ordentlichen Credites bcfchnfft werden müßten; denn find diese Uebelständeeinmal beseitigt, fo kehren
Ausgaben für diese Zwecke in einer langen Neihe von Jahren nicht wieder. Wir haben es hier
"' der That mit außerordentlichen Ausgaben zu thun, zu deren Deckung nach richtigen finan¬
ziellen Grundsätzen zu außerordentlichenMitteln gegriffen werden muß. Es liegt nun vielleicht
der Gedanke nahe, daß wir das außerordentliche Budget beuutzten. um das Budget für die
laufenden Unterhaltungsausgaben zu entlasten, und daß wir insbesondere nnt den Um- bezw.
Nenpflasterungen in den Ortfchaften zu weit vorgehen wollten. Weder das Eine noch das
Audere ist indessen der Fall. Wir haben diese Ausgabe fo lange hingehalten als nur möglich,
indem wir auf die bezüglichenBeschwerden antworteten, die Pflaster haben m dem jetzigen
Zustande solange dem Verkehre genügt und sie müssen auch weiter genügen. So lange m den
großen Städten, die ihre Straßen aus eigenen Mitteln neu pflastern lassen, sich noch Straßen
befinden, welche nicht besser sind wie diejenigen auf den Provinzialstraßen in den klemen Ort¬
schaften, werden sich letztere auch noch eine Zeit lang mit ihrem Pflaster begnügen müssen.
Auf die Dauer könueu wir nns aber doch der Verpflichtn»« zur Abstellung der vorhaudeuen
Uebelständenicht entziehen. Diese Erwägung hat zu der Vorlage geführt, wonach alle erwähnten
außerordentlichenArbeiten ans unseren Straßen in einem Zeitraume von 6-7 Iahreu ausgch.hr
werden sollen. Da die Gefammtfumme für die anszuführenden Arbeite» sich a,if etwa 2 « 'Mi
Mark beläuft, fo wollte» wir das erstrebte Ziel dadurcherreichen daß «>rEhrlich ruud 300 000 M
W die besagten außerordentlichen Ausgaben in den Etat einstellten. Diese ^«0 000 M sollte
°hne Erhöhnng der Umlagen in der Weise beschafftwerden, daß wir außer em Summ° von
25 000 M.. die dem labenden Etat der Straßenverwaltung m Folge der Uebernahme der
Pensionen auf den Pensious-Etat mehr znfließen. die
ie Vorausleitungen der Fabriken u. f. w. zu deu Wegebaulasen nn getragn 7.000 M.

W jene Ausgab n verwenden. Mit Znhülfenahme dieser 25 000 sowie d r '.««« M
zusammen also 200 000 M.. konnte der früher mit 100 000 M
ordentlicheSttaßenansgabe auf 300 000 M. gebracht "erden. Me e^
an Vorausleistuugeu für den Wegebau haben allerdings in unferer Provinz viel Staub auf.
gewirbelt nnd manche Klage erregt. Bis jetzt haben wir noch fehr wenig Geneigtheit znr

^ManTr'^ überhaupt Präeipualbeiträge zu den
Wegebaus "A^ anderen Provinzen des Staates nicht der Fall er.
E°dann - es ist ^s in der Presse g^
"aßen Mißbrauch mit dem Gesetz triebe und dasselbe zum Uebermaßeund mcht gleichmäßiganwende.
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Alle diese Vorwürfe sind meines Erachtens unbegründet, und möchte ich die Gelegenheit
benutzen,dies mit ein paar Worten nachzuweisen,in der Hoffnung, dah meine Ausführungen zur
Beruhigung der iutcressirten Kreise beitragen mögen. Was zunächst den angeblichenMißbrauch
anlangt, so sind im Ganzen bei einer Straßenunterhaltnngssnmme von über 3 '/^ Millionen Mark
nur 175 000 M. Präcivualbciträge zur Ausschreibunggelangt, Es sind diese etwa 5 °/n der zur
Unterhaltung aufgewendetenSumme. Ich glaube, meine Herren, daß ich nur diese Zahlen zu
nennen brauche, um den Vorwurf des Mißbrauche« der gesetzlichen Bestimmungen zu widerlegen.
Doch ich muß vorher noch den Einwand berühren, daß unsere Provinz im Gegensatz zu den
anderen Provinzen allein Präcivualbciträge erhebt. Letzteres ist nur der Forin, aber nicht der Sache
nach richtig. In den übrigen Provinzen wird von derselben Kategorie von Straßen, bei denen wir
Präcipualbeiträge erheben, die gleiche Abgabe gezahlt. Die Herren aus ihrer Mitte, welche an der Grenze
unserer Nachbarprouinz Westfalen wohnen, werden Ihnen dies bestätigen, dort hat das Kind nur
einen anderen Namen. Dort erhebt der Kreis die Präcipullllcistungen für die Kreisstraße», indem
dort die Provinz die Kreisstraßen nicht wie bei uns die Bezirksstrahen zur Unterhaltung über¬
nommen hat. Die dortigen Kreisstraßen sind mit nnseren Vezirksstraßen identisch und ist es in
der Sache dasselbe, ob die Beiträge von dem Kreise oder der Provinz erhoben werden, maßgebend
ist nur, ob ein und dieselbe Kategorie von Straßen von der gleichen Abgabe betroffen wird.
Letzteres ist aber unzweifelhaft bei den Vezirksstraßen der Fall und ist deshalb das Gesetz auch
in der Nheinprouinz auf die ehemaligenVezirksstraßenausgedehnt worden. In gleicher Weise beruht
der Vorwurf der ungleichmäßigenAnwendung des Gesetzes auf einem Mißverständnisse. Wenn man
sagt, der Eine wird herangezogen, der Andere unter gleichen Verhältnissennicht, so kommt dies daher,
daß das Gesetz nicht auf sämmtliche Provinzialstraßen, sondern nur auf die ehemaligenVezirksstraßen
Anwendungerleidet. Wir haben nun seit dem Jahre 1877 in der Praxis lediglich Provinzialstraßen
und Niemand im Publikum kennt den früheren Unterschied zwischen Bezirks- uud Staatsstraßen mehr.
Wenn es nun vorkommt, daß der Industrielle ^., welcher mit einem großen Betriebe an einer
Staatsstraße wohnt, zu Präcipuallcistungen von der Provinz nicht herangezogenwird, während
sein Ccmcnrrcnt Ii, welcher mit seinemkleineren Betriebe an einer ehemaligen Bczirksstraße liegt,
zahlen soll, so liegt nahe, hierin eine ungleiche Behandlung, ja eine Ungerechtigkeitzu erblicken,
allein der Grund dieser ungleichen Behandlung liegt nicht in einer Willkür der Verwaltung,
sondern in dein Gesetze selbst, welches die Präcipuallcistuugeu nur für einen Theil der Provinzial¬
straßen, für die ehemaligenVezirksstraßen, zugelassenhat. Die hieraus hervorgehendeUngleichheit
ist auf dem letzten Prouinziallandtage der Provinz Hannover ebenfalls zur Sprache gekommen.
In Hannover werdeil Vorausleistuugeu für den Wegebau nicht für die ehemaligen Staats¬
straßen, wohl aber für die unter Verwaltung der Provinz stehenden sogenannten Land¬
straßen erhuben, und sind dort ähnliche Klagen wie bei uns hervorgetreten. Der Hannovcr'sche
Landtag war der Ansicht, daß diesen Klagen dadurch abzuhelfen sei, daß die Staatsrcgicrung
ersucht werde, das Gesetz über die Präcipualleistungen auch auf die ehemaligen Staatsstraßen
auszudehnen, und ist auch von dem Hannoucr'schcnProvinziallandtag ein dahinzielenderBeschluß
gefaßt worden.

Meine Herren! Ich bin weit davon entfernt, bestreitcn zu wolle», daß bei der erste»
Veranlagung der Beitrüge, abgesehen von den vorberührtcn, auf Mißverständnissen beruhenden
Klagen. Mißgriffe vorgekommensei» möge». Es ha»deltc sich hier um einen neue» Zweig der
Thätigkeit nnserer Verwaltung, um einen Zweig, für welchen Erfahrungen und vorbereitende
Materialien fehlte» und hinsichtlich dessen wir vielfach auf Schätzungen und Angaben unter-
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geordneter Organe angewiesen waren. Wir haben es an der Centralstelle an Bemühungen
für die richtige Veranlagung nicht fehlen lassen. Weun trotzdem Mißgriffe vorgekommensind,
so weiden dieselben im Wege der Verhandlnngcn mit der Pruviuzialvcrwallung beseitigt werden
können, da wir ans jede Verhandlung bereitwillig eingehen werden. Sollte ans diesen.
Weg der Verhandlnngcn die Sache nicht geklärt werden, so ist im Gesetze der Nekurs an den
Bezirksausschußgegeben, nnd kann dort jeder, der glaubt überbürdet zu seiu, dies vor dem
Bezirksausschuß nachweise». Dort werden sich auch die Fälle, die in der Presse erörtert worden
sind, aufkläreu. Sind die uns gewordenen Angaben nnrichtig gewesen,liegt wirtlich eine dem
Gesetze zuwiderlaufende Heranziehung zn Präeipuallcistungen vor, dann wird sie aufgehoben; —
oder aber die Veraulagnng ist richtig, so muß gezahlt werden, solange das Gesetz gilt. Der
Provinzialausschuß hält sich aber im Interesse der Steuerzahler der Provinz für verpflichtet,
das Gesetz auszuführen; denn würden die Präcipualbeiträge nicht erhoben, fo müßte das Geld
für die vorbenannten anherordentlichen Bedürfnisse eben anders beschasst werden. Ich glaube
aber, weuu der Unmnth über diese nene Belastung einmal geschwunden sein wird, und weuu wieder
normalere Verhältnisse ans dem Gebiet der Industrie sich eiugestellt haben werden, welcher, wie
'« nicht verkenne, viele Lasten in ungünstiger Zeit auferlegt worden sind, so wird dle allgemeine
Meinung sich auch iu unserer Provinz mehr mit diesem Gesetz befreuuden. da es doch an und
für sich ans richtigen Grundlagen beruht. -^ r . ^ r.

Weun ich uuumehr reeapituliren darf, so geht ans alledem, was ich gesag habe,
h«vor, daß wir trotz der Aufwendung von 300000 M. jährlich für außerordentliche Straßen-
ausgaben bei der Unterhaltung der ehemaligen Staats- nnd Bezirksstraßen heute weniger Geld
brauchen wie in den Jahren 1874 bis 1877.

Wenn das der Fall ist, meine Herren, so sind nur drei Dinge möglich: entweder hat
dnrch Bau von Eisenbahnen eine solche Entlastung der Straßen stattgefunden, daß deshalb zur
U'tterhaltnng weniger anfzuwendenist, oder aber die Unterhaltung der Straßen ist schlechter, oder
wdlich drittens der stete Vorwarf, daß die Provinzialverwaltung mit dem Gelde der Provinz
nicht sparsam geuug zu wirthschaften verstehe, eutbehrt jeder Begründung. Ich glaube, daß 'eder
Villigdenkendediese Schlußfolgerung wird zugeben müssen.

Die erste Möglichkeit,den Bau der Bahnen anlangend, so ist Ihnen, meine Zerren, be¬

kannt, daß üe M)f der Bahnen, welche seit 1877 in der Nheinprovinz gewnt uwrden md «.'
«nd für sich nnr gering ist, und daß sich hiernnter namentlich "«"ge N^
welche einen stärker n Verkehr von den Provinzialstrahen fortgenommen^n.D für daß dies
stellenweise a schehen ist haben sich an anderen Stellen in Folge der Bahnbanten Industrie und
Verkehr mw^ als Zufuhrwege zu den Bahnen i"/°^"' M°be wi^
belastet. Ich ^be aber immerhin zu, daß darin ein kleiner Faktor 'u Gunste der Entlast
liegt, allein, Sie werden, meine Herren, nur gewiß ««5 darm be^
vollständig ausgeglichen wird durch die 41? Km neuen ^nksstrahe , ^
l8?7 übernonimen haben. Wenn das Straßennetz also auch
viel Unterhaltungskostenerheischt wie früher, so ist es dafür M wlru Ich
"chen Aufwendungen sind '..eines Erachtens "wdestens ^lbe.i w lche st
wende micli mmm.s'i- ; i der zweiten Möglichkeit,dem chlechtern Zustand der Straßen un Wegen-

W zu f^h " 'I auf das Urtheil welches Sie, meine Herren,
°us allen T um e P ovinz aus eigener Wahrnehmung fällen können recurnren. Ich m
"berzeugt, d I rUttbM keinesfalls dahin lauten wird, daß die Straßen M wesentlich schlechter
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unterhalten werden, als dies früher der Fall war. Dieses Zugeständnis; genügt aber, um zu
beweisen, daß wir gut und mit dem Gelde sparsam wirthschaften, wenn wir mit denselbenGeld¬
mitteln auskommen, obwohl zwischenzeitlich die Arbeitslöhne und Materialienpreise ganz erheblich
gestiegensind.

Genug, meine Herren, ich glaube, daß das Bild, welches ich Ihnen hier cursurisch
von unserer Straßenverwaltung vorgeführt habe, wohl geeignet ist, die Klagen, welche hin und
wieder laut werden, zu widerlegen.

Meine Herren! Ich komme jetzt zum Titel IV der Ausgaben, welcher die Verwendung
der Einnahmen aus dem Nebenfonds zum Gegenstände hat. Der Herr Vorsitzende des Aus¬
schusses hat bereits gestern gesagt, wie die 20 000 M. Mehreinnahmen bei der Landesbank ver¬
wendet werden sollen und zwar in der Art, daß 5000 M. dem Etat für Kunst und Wissen¬
schaft. 5000 M. dem Etat für die Pruvinzialmufecn und 10 000 M. dem Etat für gewerbliche
Zwecke zugewiesen werden. In letzterer Hinsicht hat sich namentlich das Bedürfniß geltend
gemacht, zu einer Erhöhung der Etatsmittel zu fchreitcn, welches Bedürfniß für die beiden vor¬
genannten Etats gleichfalls vorhanden ist.

Titel V der Ausgaben enthält nur noch einen Abrundungsposten, nachdem die 300 000 M.,
die früher für die Verzinsung der Irrenanstalts-Vaufchuld hier standen, auf Titel II über¬
nommen worden sind. Der Etat schließt also in Ausgabe mit 8 381000 M. oder mit Hinzu¬
rechnung der Ausgaben, welche ans den eigenen Einnahmen einzelner Vcrwaltnngszwcige mit
5 348 679 M. 36 Pf. bestritten werden, im Ganzen mit 13 729 679 M. 36 Pf.

Gestatten Sie mir jetzt, meine Herren, auf die Pruvinzialabgaben zurückzukommen,welche
den springenden Punkt des Etats bilden. Ich habe, wie Sie aus den stenographischenBerichten der
letzten Landtagsverhandlung entnehmen können, bei der damaligen Berathung des Haupt-Etats aus¬
gesprochen,daß der Provinzialansschuß das Ziel unentwegt im Auge behalte, mit der Dotations¬
rente und den eigenen Einnahmen der Provinz auszukommen lind nur da zu Provinzialabgaben
zu schreiten, wo die betreffenden Ausgaben auf einer strikten gesetzlichen Verpflichtung beruhten
und deshalb nicht eingeschränkt werden könnten. Nach diesem Grundsatz ist der vorliegende
Etat aufgestellt. Wir haben lange hin und her überlegt, erwogen, ab- und zugesetzt, das
Dringendere dem Dringenden vorgezogen, um das Ziel zu erreichen, den Etat balanciren zu
sehen, ohne Erhöhung der Provinzialumlagen. Es würde uns Letzteres auch geluugen sein,
wenn nicht die Anforderungen für das Landarmcnwefen uns einen Strich durch unfcre Rechnung
gemacht hätte. Hier mußten wir uns gesetzlich begründeten Verpflichtungen fügen, uud so ist
bei dem Landarmenwcfen — allein ich möchte nochmals hervorheben, nur bei diesem Posten --
allerdings eine Erhöhung der Umlagen eingetreten. Mit dieser Erhöhung stellen sich die
Umlagen, wie gestern von dem Herrn Vorsitzenden des Provinzialausschusses gesagt worden
ist, auf etwa 10 °/» der direkte» Steuern. Wenn hinsichtlichder Umlagen früher in der Rhein¬
provinz ein abnormes Verhältniß den andern Provinzen gegenüber bestanden hat, so ist dieses
jetzt vollständig ausgeglichen. Während wir früher allerdings 15—16«/, Umlagen hatten,
betrugen dieselben in den Provinzen nur 3—4 °/°. allerdings ausschließlich der Kosten der
Unterhaltung der Kreisstraßen. welche in unserer Umlage einbegriffen waren. In den übrige»
Provinzen sind inzwischendie Ausgaben für Armenkostcn und sonstige Zwecke so gestiegen, daß
wlr jetzt nicht mehr an der Spitze rangircn. sondern schon die Mitte in der Scala der
Movmzmlabgaben einnehmen. Wir werden nämlich übertroffen von Westpreußen mit N.?9,
von Ostpreußen mit 11,8, von Brandenburg, welches bis jetzt 9. nach dem neuen Etat aber
voraussichtlich auch über 10 kommen wird. Westfalen hatte bis jetzt 9,41, allein diese Provinz
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wird auch mit den Küsten der außerordentlichen Armenpflege, welche in dem vorgenannten
Satze nicht einbegriffen find, über 10°/<, kommen. In allen dicfen Provinzen muffen die Land¬
kreise außerdem die Kosten der Unterhaltung der Kreisstraßcn trageu. Ausgabe», welche 10 bis
15 oder 20«/„ der direkten Steuern betragen, fodaß die Rhcinprovinz zur Zeit hiusichtlichder
Provinzialabgllben günstiger, wie die Mehrzahl der übrigen Provinzen gestellt ist.

Zum Schlüsse meines Vortragcs möchte ich, meine Herren, noch einen kurzen Ueberblicl
darüber geben, wofür wir die Dotationsrenten verwenden. Es stehen zur Verfügung:

1. an allgemeiner Dotationsrente ............M. 1756 736,—
2. an Renten für bestimmte Zwecke ...........„ 18 502,50

zusammen M. 1775 238,50
Hierauf ruhen an Verpflichtungenlaut Titel I des Etats .... ^_____ 3 625,—

sodah als Nest bleiben M. 1771613,50
An Zuschüssen werden nach Titel II des Etats gezahlt:
Zu Nr. 1 des ß. 4 des Dotationsgesetzesfür Commuual-

wegebau-Unterstützungund Neubau von chaufsirten Wegen . M. 440 000 —
Zu Nr. 2 znr Beförderung von Lcmdcs-Meliorationen

und für fonstige landwirthfchaftlicheZwecke .... „ 150000 —
Außerdem fließen der Landwirthschaft aber aus

Titel IV (Eiunahme aus Nebenfouds) noch 50 000 M.
Zinsen des Meliorationsfonds und 100 000 M. für Unter¬
stützung von Meliorationen in der Eifel zu, fodaß der Land¬
wirthschaftim Ganzen 300 000 M. zu Gute kommen.

Zu Nr. 3 zur Bestreitung der Kosten des Landarmen-
und Korrigendenwescnsverwenden wir aus der Dotationsrente
den Zuschuß für Brauweiler mit........." 91 000,-

Zu Nr. 4 zur Fürforge für das Irren-, Tcmbstummen-
und Vliudeuwefen, einschließlich der Verzinsung und Tilgung
b°r Irrenanstalts-Bauschuld .........." ^^

Zu Nr. 5 zur Unterstützungmilder Stiftungen . . „ »000,
Zu Nr. 6, Kuust und Wissenschaft, wird ein Zuschuß

«us der Dotatiousrente nicht gewährt, weil die bezüglichen
Abhülfen von Titel IV getragen werden.

Dagegen wird zu Nr. 7 für die Zwangserziehung
verausgabt ................." 1""""

Hierzu kommen in Gemäßheit des §. 5 des Dotations¬
gesetzes die Kosten der allgemeinen Verwaltung einschließlich
°«s Pensions-Etats mit .........^ ' " ^480,-
und in Gemäßheit des ß. 13 des Dotationsgesetzes tue Zu¬
schüsse für die Hebammen-Lehranstalt in Köln und zur Unter-
s"chung von Hebammen ............_^_^>^-

macht zusammen

s°dah an Zuschüssen nach Titel II mehr verwendet «erden, wie die bezüglichen

1779 705,—

Dot.' ........ . . . . M. 8091,50,
aus Titel V, Zinsen aus laufeudenBeständen, seine Deckung fiudet.
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Wenn die vorgelegten Etats auch noch manche Wünsche unerfüllt lassen und wenn, wie
ich gewiß am wenigsten verkenne, sich noch manches besser einrichten ließe, so glaube ich doch
aussprechen zu können, daß wenigstens in den Etats der redliche Versuch gemacht worden ist,
Ihnen das Bild einer wohlgeordneten, auf Sparsamkeit beruhenden Verwaltung vorzuführen.

Meine Herren! Ich möchte nun beantragen, daß Sie, wie in früheren Jahren, nach
Schluß der Generaldiskussion, den HauptMat und die Spezial-Etats I—V, XIII, XVIII, XIX,
XXIII—XXV der ersten Fachcommission,die Spezial-Etats Nr. VI—XVII, XX und XXI der
zweiten Fachcommissionund den Spezial-Etat 3tr. XXII Straßenbau der dritten Fachcommission
zur Vorprüfung überweisen. Auf Grund der Vorprüfung der einzelnen Commissionenwird dann
der Haupt-Etat von der ersten Fachcommissiongeprüft werden und hiernach zur fchließlichen Fest¬
stellung wieder an den Landtag gelangen.

Hiermit beehre ich mich, meine Herren, die Erläuterungen zu dem Haupt-Etat für die
Etatsjahre 1893/94 und 1894/95 zu schließen. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Meine Herren! Ich stelle sowohl den Vorbericht
zum Haupt-Etat als auch den Haupt-Etat selbst zur Diskussion. Das Wort hat der Herr Ab¬
geordnete Courth.

Abgeordneter Courth: Meine Herren! Der Etat bietet im Allgemeinen kein unerfreuliches
Bild; eine Ausnahme davon macht nur der Etat des Landarmenwefcns, welchen wir ja aber
nicht in der Hand haben. Ich wollte mir zu diesem Punkte eine Vcmcrkung erlauben. Wie wir
aus dem Vortrage des Herrn Landcsdircktors gehört haben, ist die Rheinprouinz eine haupt¬
sächliche Depotstation für die aus dem Auslande ausgewiesenen Hülfsbcdürftigen. Die Mehr¬
belastung, welche gegenüber den meisten andern Provinzen daraus für uns entsteht, beläuft sich
auf über 100 000 M, wir müssen dieselbe tragen ohne unsere eigne Schuld, dcuu die wenigsten
der Ueberwicsenensind in der Nheinvrovinzheimathberechtigt,wir müssen sie tragen wegen unserer
ungünstigen Lage — oder soll ich sagen günstigen Lage für die Ueberführung. — Es scheint
mir hier doch die Frage angeregt werden zu dürfe», ob nicht eine ausgleichendeGerechtigkeit
anzustreben wäre, gerade wie bei der Einquarticrungslast, ob nicht zu beantragen wäre, daß der
Staat einen Ausgleich eintreten lasse. Es ist das meines Erachtens eine Forderung der äußersten
Billigkeit.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
Landesdirektor Klein: Wir sind in der Sache bereits wiederholt vorstellig geworden,

sowohl bei dein Herrn Minister des Innern wie auch bei dem Herr» Reichskanzler und glauben
wir Alles gethan zu haben, was auf dem Verwaltungswege sich thun ließe.

In dem bezüglichen Antwortschreibenist darauf hingewiesen worden, daß gesetzlicheAb¬
änderungen des Gesetzesüber den Unterstützungswohusitzvon 1870 erwogen würden, und daß bis
dahin die von uns angeregte Frage zu vertage» sei.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Abgeordnete Friederichshat das Wort.
AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Wir haben mit großem Interesse den Bericht

des Herrn Landesdirektors entgegengenommen. Es ist seine Schlußbemerkung: „Ich glaube, daß
das Bild, was ich Ihnen vorgeführt habe, zu keinen Klagen Veranlassung giebt", die mich ver¬
anlaßt, das Wort zu nehmen. Wir können, meine Herren, diesen Glauben bei unserem Herrn
Landesdirektor in das bestimmte Wissen überführen durch volle Anerkennung, die wir dahin
aussprcchen,daß das Bild wirklichnicht zu Klagen Veranlassung giebt, sondern daß es im großen
Ganzen unsere Zustimmung, unsere Befriedigung gefunden hat.
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Ich möchte weiter antworten, daß es für uns nicht zweifelhaftist, was unseren Straßenbau
verbesserthat. Ist auch nicht zu bestreuen, daß der Eisenbahnbau seinen Einfluß ausgeübt hat,
so ist der gute Zustand unserer Provinzialstraßen doch hauptsächlich das Werk hervorragender
Arbeit und guter Organisation seitens der Centralverwaltung hier in Düsseldorf,

Betreffs der Landesbank ist für uus ebenfalls die stetige Znnnahmc ihres Wirkens
erfreulich. Von Interesse wird es für uns sein, zu erfahren, in welchem Maße der mittlere
und kleine Bancrnstand an den Darlehen bctheiligt ist.

Die Worte des Herrn Landesdirektors über das Gesetz, betreffenddie Präzipualleistungcu
für den Straßenbau werdeu ihre gute Wirkung nicht verfehlen; thatsächlich hat das Gesetz in
der Provinz Unruhe und viel Unzufriedenheit erregt.

Ich wiederhole, der Bericht über den neuen Etat hat nicht zu Klagen Veranlassung
gegeben, sondern verdient unsere Befriedigung. (Bravo!)

Stcllvcrtreteuder Vorsitzender Iaußeu: Herr Abgeordneter Fritzen hat das Wort.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich hatte nicht vor, bei der vorgerückten Stunde

z»m Etat das Wort zu ergreifen, aber da fchon einige Herren vor mir das Wort ergriffen haben,
will ich auch einige, allerdings nur wenige Bemerkungen dazu machen. Es freut mich zunächst,
bah hier ein Ansatz genominen wird, um auch zum Etat eine Gcneraldiskussion herbeizuführen.
In früheren Jahren war das Vorgehen häusig fo, daß nach der einleitcuden Rede des Herrn
Landesdirektors der Etat ohne weitere Diskussion an eine Cominission verwiesen wurde; dort
verschwander 10 Tage, dann kam er wieder und wurde ohne Diskussion «n dloo angenommen.
Ich glaube, daß diese Vehandlungsweise nicht wünfchenswerth und nicht zweckmäßig ist. Ich bin
der Ansicht, daß die Finanzlage der Provinz auf fo gefunden und festen Grundlagen bcrnht, daß
°s zweckmäßigist, sie hier in öffentlicher Sitzung klar und deutlich darzulegen, und ich bin
fernerhinder Ansicht, daß dieser Etat, wie er heute aufgestellt worden ist, mit einer solchen Umsicht
und Sachkenntnißbearbeitetworden ist, daß ich es für unrecht halten würde, wenn wir das nicht
" öffentlicherSitzung ausdrücklich betonen wollten. In dieser Beziehung schließe ich mich den
Ausführungen des Herrn Friedcrichs vollkommenan.

Was nun die Sache selbst angeht, so haben wir eine Erhöhung der Prouinzialumlage
«st vor 2 Jahren gehabt. In früheren Jahren bewegten sich die Provinzialumlageu beständig
um die Summe von 3 Millionen, erst im vorigen Etat haben wir eine wesentliche Erhöhung und
War von etwa 340 000 M. gehabt, und ich war vor 2 Jahren in der Lage, gegen diese Erhöhung
einigermaßenWiderspruch zu erheben, und ich glaube auch noch, daß man damals in der Erhöhung
etwas zurückhaltenderhätte sein können und daß man sie wesentlich hätte ermäßigen können. Die
Erhöhung nun, die uns hellte vorgeschlagenist im Betrage von 540 000 M., vermag ich aller¬
dings in keiner Beziehung anzngrcifen. Die Gcsammterhöhung, die sich in diesen zwei letzten
^tatsperioden ergiebt, wird sich hierdurch auf die Summe von annähernd 800 000 M. stelgern.
Das sind allerdings 25"/° der Gesammtumlagen, ober wie schon hervorgehobenworden ist, 10«/»
der Staatöfteuern; dabei bitte ich Sie jedoch, sich zu erinnern, daß es sich um 10"/° der Staats-
tteuern handelt, wie sie jetzt nach der neuen Einkommensteuererhoben werden, welche m euugen
Städten um das zweifache, in andern um das dreifache höher geworden ist wie früher. Dann
'"°chte ich auch zu erwägen bitten, daß die Provinzialumlage in frühere» Jahren sehr wesentlich
"leichtert wordeil ist durch die Ergebnisse der Vieh- und Getrcidezölle.durch die Ueberweisungen,
"°lche aus der !«x Huene den Gemeinden zuflössen. Das wird in Zukunft aufhören; wie Sie alle
"tssen, unterliegt den Verathungen des gegenwärtig versammelten Landtages ein Gesetz, wonach

6
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diese Summen später den Kreisen entzogen werden, und wahrscheinlich wird das Gesetz zu
Stande kommen, so daß alle diese Beihülfen zur Erhebung der Provinzialumlage spater fortfallen.

Es sind das die Gründe, die uns veranlassen müssen, den Etat mit Sorgfalt zn
prüfen und auf große Sparsamkeit Bedacht zu nehmen. Ich bin aber wie gesagt, bei diesem
Etat nicht in der Lage, Ihnen irgend welche Positionen vorzuschlagen, bei denen wesentliche
Abstriche gemacht werden könnten. Wollte man solche Positionen herausgreifen, fo könnte es
sich im Wesentlichen nur um die Straßenvcrwaltung handeln, denn bei allen anderen Positionen,
namentlich bei allcdem, was seither in der sogenannten freiwilligen Armenpflege geleistet ist,
sind ja von dem Provinzialausschusse, wie der Herr Landesdirektor ausgeführt hat, mit Recht
schon wesentlicheKürzungen vorgenommen worden, und diesen Kürzungen haben wir es zu ver¬
danken, daß die colossale Vermehrung der Armcnlast, die im Ganzen nahe an 800 000 M.
kommt, in diesem Etat zusammengeschrumpftist auf eine Mehrumlage von 450 000 M. Ich
glaube, daß wir alle Ursache haben, dem Herrn Landcsdirettor für dies Resultat daukbar zu
sein. (Bravo!)

Meine Herren! Was die Straßcnvcrwaltnng angeht, so bin ich der Ansicht, daß wir
mit den gewöhnlichen Kosten der Straßenverwaltung nicht zu sparsam sein dürfen. Meine
Herren! Ein Jahr sparsam sein für die Straßcnverwaltung, rächt sich ans 5, 6 Jahre.
(Sehr richtig!) Was nothwendig ist, muß geschehen,nnd wenn wir eine Decke einmal so ver¬
kommen lassen, daß sie gänzlich durchgefahrcn ist, dann werden erheblichere Kosten entstehen,
als wenn wir regelmäßig mit der Unterhaltung der Steinbahn vorgehen. (Sehr wahr!)

Meine Herren! Ich hatte im vorigen Jahre eine Position angegriffen, den Unterstützungs¬
fonds für den communalen Wegebau. Der frühere hierfür ausgeworfene Betrag von 250 000 M.
ist im vorigen Jahre ans 350 000 M. erhöht worden und ich habe mir die Frage gestellt, ob es
vielleicht in diesen: Jahre räthlich wäre, hier wieder einzuhaken und Ihnen vorzuschlagen, diese
Position auf die frühere Höhe von 250 000 M. zu ermäßigen. Ich thue das nicht und zwar
aus dem Grunde, weil inzwischendas Gesetz über die Kleinbahnen erlassen ist. (Sehr richtig!)
Hierüber wird Ihnen ja auch eine Vorlage gemacht und dieses Gesetz über die Kleinbahnen und
die Aufwendungen, welche die Provinz auf Grund dieses Gesetzesvielleichtdoch zu machen hat,
stehen in innigem Zusammenhang mit dieser Position. Diesen Zusammenhang kann ich Ihnen
mit einigen Worten klar machen. Nehmen Sie an, ein Kreis will eine Straße bauen; nachdem
das Gesetz über die Kleinbahnen erlassen ist, findet er es fehr viel zweckmäßiger,eine Kleinbahn
anzulegen, welche nicht viel theurer, aber viel zweckmäßigerfür den Personen- und Güterverkehr
sein wird. Soll nun die Provinz deshalb, weil statt des Weges eine Kleinbahn geballt wird,
sagen: „Ihr bekommt nichts für den Bau der Bahn", während für den Bau des Weges eine
Beihülfe gegeben sein würde. Das ist eine Frage, die doch sehr zu erwägen ist, und es wird
vielleichtdoch dahin kommen, daß in solchen Fällen auch den Kreisen eine Beihülfe für den Klein¬
bahnenbau gewährt werden muß, aber nur in den Fällen, wo es sich um den Ersatz eines Weges
durch eine Kleinbahn handelt. Im Uebrigen will ich darauf nicht weiter eingehen, es liegt uns
ja ein Referat über die Kleinbahnen vor, mit dem ich im Wesentlicheneinverstanden bin, indem
auch ich der Ansicht bin, daß sich die Beihülfe für das Kleinbahnwesenwesentlichin erleichterten
Crebitbedingungenäußern solle.

Meine Herren! Ein zweiter Punkt der Straßenverwaltung betrifft das Mehr der außer¬
ordentlichenAusgaben und zwar ist hier ein Mehr von 200 000 M. eingestellt. In Wirklichkeit
hat sich ja ein Mehr nicht herausgestellt, weil auf der andern Seite durch Präcivualbeiträge ein
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Betrag von 175 000 M. mehr eingeht und ferner durch Erleichterung des Straßen-Etats in
Bezug auf die Pensionen Mindemusgabcn der Straßenverwaltung entstehen. Aber im Grunde
ist doch ein Mehr der außerordentlichenAusgaben von 200 000 M, vorgesehen. Ich will aber
diese Position nicht angreifen. Sie werden in dem Bericht, der Ihnen gedruckt vorliegt, ja ein
Verzeichnis;derjenigen Vrückenneubauten und Neupflasterungcnfinden, welche ausgeführt werden
müssen und z>. y». 2 Millionen Kosten verursachenwerden, und ich glaube, wenn man sagt, wir wollen
in diesen, Jahre mit 10°/» des Ganzen anfangen, fo ist das nicht znuicl. Aber in Bezug auf
diese Position will ich doch auf 2 Punkte aufmerksam machen.

Zunächst würde ich wünschen müssen, daß uns diejenigenBrückenbautenund Pflasterungen,
welche in der nächsten Etatsperiode aus diesen 200 000 M. gemachtwerden sollen, wenigstens in
der Commission svezisizirt werden, und ich möchte den Herrn Landesdirektor oder seinen Stell¬
vertreter bitten, uns da entsprechende Mittheilungen zugehen zu lassen. Ich glaube es steht einzig
in seiner Art da, daß derartige außerordentliche Ausgaben nicht speziell nachgewiesenwerden.
Aber das ist eine rein formelle Bemerkung,die hoffentlich ihre Erledigung finden wird.

Eine zweite Bemerkung ist aber etwas wichtigerer Natur. Der Straßcnrefervefonds.
wie Sie aus dem Verwaltungsbericht ersehen, betrug im vorigen Jahre 700 000 M. Wenn
'ch mir die Verwendung des Straßcnrefervefonds im vorigen Jahre ansehe, so finde ich, daß
die Ausgaben aus demsclbeu wesentlich für Nenbauteu von Brücken und für Neupflastcruug
gemacht sind. Meine Herren! Da ist es wir doch fraglich, wie sich der Reservefonds zu dicfer
Etatspusition verhält. Ich frage mich, giebt dies nicht eine Unklarheit? Hier haben wir in
«wer Etatsposition eine bedeutende Summe für Brücken und Neupflasterung; der Reservefonds
wird auch wesentlich für diese Zwecke verwandt und ich möchte dann wissen, wie sich die Ver¬
waltung das Verhältniß beider denkt. Ich könnte mir wohl denken, daß der Reservefonds im
wesentlichen für unvorhergesehene Ausgaben bestimmt ist. Das ist ein Gedanke, der seine
Berechtigung hat, wenn ich von Brücken spreche. Es kann ja sein, daß durch Huchwassereine
Brücke weggerissenwird, und daß diese unvorhergesehenenAusgaben durch den Reservefondszur
Deckung gelange,,. Aber eine Ncnpflasterung ist doch in der That nicht eine unvorhergesehene
Ausgabe und die Neuvflasterungcn sind auch wohl die Hauptausgabeu, welche im letzten Etats-
iahre aus diesem Reservefonds geleistet worden sind. Es ist jetzt nicht nöthig, sich darüber zu
""breiten, das Verhältniß kann ja in der Commission klar gestellt werden, damit man ganz
genau weiß, wie sich die Aufwendungen ans den, Reservefonds verhalten zn den Aufwendung/»
"us der gedachten Etatsposition.

Was nun die übrigen Positionen des Etats anlangt, die ich einzeln durchgegangenbin
und die der Herr Landesdirektor ja in so eingehender Weise hier erläutert hat, so geben sie
'"eines Erachtens einen Anhalt zu Ersparnissen uicht, wenigstens nicht zu wesentlichen. Ich
glaube, daß wir die Entlastung der Beamten von den Beiträgen znr Pensionskasse für die
Wittwen und Waisen Alle gern genehmigenwerden. Ich glaube auch, daß die kleinen Erhöhungen
"" Etat für Kunst und Wissenschaftund im Museums-Etat einen Anstand nicht finden werden,
""ch bin ich meinerseits gern damit einverstanden, daß der Provinzialausschuß in den Etat für
gewerbliche Zwecke 10 000 M. mehr eingesetzt hat, aber, meine Herren, in Bezug auf dicfen
Punkt möchte ich „och einige Bcmerkuugeu machen. Erstens will ich doch hervorheben, daß die
uns überwiesenenFonds und Dotationen nach dem Gesetz für gewerbliche Zwecke nicht verwendet
werden dürfen; es ist ja nun richtig, daß in dem Etat Vorsorge getroffen ist, daß zu diese,,
Zwecken nur solche Mittel verwandt werden, worüber der Provinzialausschuß und der Provinzial-
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landtag freie Verfügung hat. Aber, meine Herren, ich bemerke nuch, daß, wenn wir dicfe Mittel
nicht für derartige Zweckeverwendeten, sie immer stüfsig blieben, um andere gesetzlich vor¬
geschriebene Aufgaben des Pruuiuzialverbandes zu decken; alfu im Grunde genommen kommt
es auf eins heraus. Ich sage der Provinzialvcrband ist nicht gesetzlich verpflichtet, gewerbliche
Zwecke zu unterstützen. Ich will damit keineswegs behaupten, daß sie nicht unterstützt werden
sollen; ich will nur hervorheben, das; in dieser Beziehung gewerblicheZwecke auf eiuem ganz
anderen Brette stehen als Unterstützungen zu Eommunalwcgcbanten, Ausgabcu für Kunst uud
Wissenschaft,für Pruuinzialmufeeu und Laudarmenwcsen. Dann mochte ich noch hervorhebe»,
daß die Uuterstützuug für gewerblicheZwecke ein Feld ist, welches fehr entwickelungsfähig ist;
der betreffende Etat ist jetzt noch fehr klein, aber wmn Sie die große gewerblicheThätigkeit
nnscrcr Provinz betrachten, wenn Sie sich die zahlreichenAnstalteil ansehen, welche für gewerb¬
liche Zwecke in der Provinz vorhanden sind uud täglich eutsteheu, so liegt allerdings die Gefahr
nahe, daß dieser Etat ans die Dauer doch ziemlich anschwellenwird, nnd wenn wuhlhabeude
Städte wie Köln uud Aachen aus diefcm Etat Beihülfen erhalten, so wird es meines Ernchtens
schwerlich ausbleiben, daß auch minder wohlhabende Städte schließlichsich au den Provinzial-
landtag wenden, um aus diesem Etat ebenfalls Beihülfen zu erhalte». In diefer Beziehung
wünfche ich dem Ausschuß die nothige Widerstandsfähigkeit und rufe ihm das Wort zu: Land-
gras bleibe hart.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Loö hat
das Wort.

Abgeordnete Freiherr von Lo«: Meine Herren! Es ist nicht meine Absicht, Ihnen eine
Etatsrede zu halten. Ich stimme mit Freuden dem bei, was die beiden Herren Vorredner über
unsere Provinzialuerwaltung gesagt haben, daß das Vertrauen, was sich alle Jahre bewährt hat,
in uns nur gewachsenist durch die Vorlage, die wir heute hier bekommenhaben, sowohl den Ver¬
waltungsbericht des verflossenenJahres wie den uns vorgelegten Etat für die beiden kommenden
Jahre. Ich schließe mich darin durchaus dem an, was die beiden Vorredner in dieser Beziehung
geäußert haben; wie gesagt, es ist nicht meine Absicht, eine Etatörede zu halten, ich wollte nur
über einen Punkt etwas größere Klarheit haben, einen Punkt, in dem ich auch mit Freude ersehen
habe, daß die Provinzialverwaltuug, nach meiner Meinung wenigstens, fördernd fortzuschreiten
bemüht ist. Er betrifft die Uebcrweifung aus den Uebcrschüssender Provinzial - Feuer - Societät
an die Provinzialverwaltuug. In dem Etat sind unter Tit. IV, 3 glaube ich, 60 000 oder
61000 M., wie der Herr Landcsdirektor uns auch mitgetheilt hat, eingestellt. Es ist das
geschehen auf Grund des §. 22 des Reglements. Die Provinzialverwaltuug hat, wie ich zunächst
sagen will, vollständig korrekt gehandelt; die Herren erinnern sich aber, daß dieser §. 22, als wir
denselben beriethen, hier Widerspruch ersahreu hat, vou meiuer Seite speziell auch, indem wir
gesagt haben, daß die Natur der Provinzial-Fcuer-Societät als Gcgenfeitigkeitsgcfellfchaftdadurch
einigermaßen alterirt würde; sie bleibe keine reine Gcgenseitigkcitsgesellschaftmehr, sondern sie
nehme in etwas, wenn auch zum kleinen Theile, den Charakter einer Erwerbsgesellschaftau, indem
der Provinzialverwaltuug für ihre Zwecke Verwendungen gemacht werden. Ich habe aber ""t
sehr großer Freude in dem Verwaltungsbericht eine Bemerkung hierzu gesehen, von der ich wünsche"
möchte, daß sie uns etwas näher klar gemacht würde. Es ist da gesagt worden, daß für das Jahr
1891,92 100 561 M. 31 Pf. und zwar zur Verwendung für gemeinnützige,zugleich die Inter¬
nen der Sonetä't fördernde Zwecke überwiesen sind. Wenn diese Uebcrweifung zur Förderung
der Interessen der Societät erfolgt ist, dann würde wieder der alte Charakter der Societät gewahrt
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sein, es würde dann kein Erwerb für andere Zwecke der Provinz gemacht werden, sondern es wäre
da eben der Charakter der Gegenseitigkeitrein gewahrt. Nun mochte ich mir die Frage erlauben,
ob der Herr Landesdircktor und die Verwaltung in der Lage ist, uns darüber eine Nachweisung
zu geben — nicht hellte - das verlangeich nicht, sondern in diesen Tagen, etwa wenn der Etat der
Feuer-Societät berathen wird; es würde das im Interesse der Verwaltung liegen. Die Verwaltung
wird ja wisseu, dah dieser Punkt nicht blos hier Widerspruch erfahren, sondern auch in weiteren
Kreisen eine gewisse Beunruhigung hervorgerufen hat, und ich würde mich sehr freuen, wenn diefe
Beunruhigung vollständig beseitigt würde.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Zunächst hat das Wort der Herr Landes-
baiikdircktur Di-. Lohe.

Landcsbankdirektor I)r. Lohe: Meine Herren! In Bezug auf die Anfrage des Herrn
Eommerzienraths Fricderichs bezüglichder Gewährung von Darlehen durch die Landesbank, die
speziell dahin geht, in wie weit die bewilligten Darlehen dem Groß- oder Klein- oder mittleren
Grundbesitz zufallen, mochte ich auf Seite 38 des Vcrwaltungsberichts pro 1891/92 hinweifen,
wo zu ersehen ist, daß die Zahl der Darlehen an Private im Ganzen 279 beträgt und an
Private ausgegeben sind «223 518 M. Es macht das auf das Darlchn gerechnet, einen
Durchschnittsbetrag von circa 22 000 M. Es ergicbt sich schon hieraus, daß der Durchschnitts-
brtrag einem mittlereu Gruudbcsitz entspricht. Thatsächlich liegt das Verhältnis; indeß noch
wesentlichanders zu Gunsten des kleinen Besitzes. Ich glaube — die Ziffern liegen mir augen¬
blicklich nicht vor. — aber ich kann wohl behaupten, daß mindestens °/° der Darlehen der
Lcmdcsbant sich bewegen zwischen 1500—10 000 M. Die Landesbank betrachtet es gerade als
lhre Spczilllaufgabe, dcu tleiueu Gruudbefitz zu fordern; die Gewährung von Darlehen an den
Nwßen Grundbesitz nimmt ihre Thätigkeit viel weniger in Anspruch; die Zahl der von diesem
"nchgesnchtcnDarlehen ist uerhältnißmäßig gering; die Hauptfache bei der Thätigkeit der
Nm'desbank bildet immer die Creditgewährnng an den mittleren und den kleineren Gruudbefitz.

Stelluertreteudcr Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Lueg hat das Wort.
Abgeordneter Lneg: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Fritzen hat ausgeführt,

"ns ja richtig ist, daß die Unterstützungen für gewerbliche Zwecke nicht auf das Dotationsgesetz
z""'ckzufilhrcn sind, uud hat weiter gewarnt, daß dieser Etat, den er zwar in der Hohe wie er
'"s heute uurliegt. nicht bemängeln wolle, doch für die Zukunft nicht zu sehr ausgedehnt werde.

Meine Herren! Ich möchte dem doch mit ein paar Worten insofern entgegentreten,
"s ich zwar zugeben muß, daß nach der Dotationsrcnte eine Verpflichtung Nlcht vorliegt, lch
aber der Meinung bin, daß es für die Provinz von außerordentlich großem Nutzen lst, wenn
°beu dieser Etat, wie er jetzt besteht, uicht gewissermaßeu als abgeschlosseu betrachtet wird Ich
lUaube. daß gerade durch diese verhältnißmäßig geringen Mittel sehr viel Gutes geschaffen
'"en kaun nnd anch geschaffenist, uud ich mochte Sie bitte», daß Sie insoweit den Aus¬
lugen des Herrn Abgeordneten Fritzen, der dem Proviuzialausschussezuruft, Landgraf werde
" dieser Frage hart, nicht in vollem Umfange zustimmen, sondern daß S.e - lch hoffe daß
b/°s auch Herr Fritzen fo hat verstehen wollen - wohl bei den Prüfuugeu für spatere
^"fordernugen sehr vorsichtig zu Werte gehe», aber daß wir uicht sage» wollen, wlr machen
"'ter diesen Etat einen Strich, es soll nicht weiter gegangen werden, davor möchte ich S>e

°°6> dringend warnen. (Sehr richtig!) r . >>« «n .
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Abgeordnete Fr.tzen hat das Wort.
Abgeordneter Fritzen: Ich glaube, der Herr Vorreduer hat mich mißverstanden, wenn

" ylaubt, ich hätte gesagt, wir wollten ein ür alle Mal einen Strich unter diese Bewilligungen
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machen. Das ist nicht meine Absicht gewesen. Ich habe mich nur bemüht, Ihnen den Unter¬
schied klar zu machen, welcher zwischen diesem Etat und den andern Etats besteht, und habe den
Prouinzialausschuß ersucht, ihn vorsichtigzu behandeln. Aber daß die gewerblichen Zwecke immer
noch dringend der Unterstützung bedürfen, will ich in keiner Weise in Abrede stellen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Loö hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Loü: Meine Herren! Ich habe vorhin vergessen,auf einen
Punkt zurückzukommen. Es versteht sich von selbst, daß ich dem, was der Herr Abgeordnete
Friederichs gesagt hat, in Bezug auf die Zugcinglichmachungder Fonds der Landcsbank für den
mittleren und kleineren Grundbesitz in vollstem Maße beistimme; es wäre in, höchstenGrade
wünschenswerth,wenn die Landcsbank zu dem Minimalsatz von 1500 M. bei Ausgabe von Dar¬
lehen heruntergehen könnte; aber das ist ja natürlich bei der Größe der Nheinprovinz eine Un¬
möglichkeit,und ich wollte deswegen etwas anderes empfehlen und eine andere Bitte aussprechen.
Als ich noch die Ehre hatte, Mitglied des Kuratoriums der damaligen Provinzialhülfskasse zu
sein, hatte ich mir erlaubt, einen Antrag zu stellen, daß die damalige Provinzialhülfskasse, die
heutige Landesbank, zur Centralstelle gemacht werde auch für den Gelduerkehr der kleineren länd¬
lichen Spar- und Darlehnskassen. In diesen kleinen und ländlichen Darlehnskassen liegt ja der
Kredit für den kleinen Grundbesitz, also für diejenigen Grundbesitzer, diejenigen Bauern, denen
die Landesbank Kredit nicht gewähren kann. Der Antrag ist damals leider abgelehnt worden,
die Sache hat sich nicht ausführen lassen. Ich will nicht sagen, daß es heute schon überall und
leicht geschehen kann; das will ich nicht behaupten, aber ich möchte die Prouinzialverwaltung und
diesen Zweig der Provinzialverwaltung, also das Kuratorium der Landesbank recht dringend bitten,
nach Möglichkeitdarauf Bedacht zu nehmen, sich immer mehr — mit einein Schlage wird ja das
auch nicht gehen — zur Centralstelle für den Geldverkehr der kleinen und ländlichen Darlehns¬
kassen zu machen. Wenn wir das erreichen, wenn die Landesbank eine billige Darlchnskasse für
den großem Grundbesitzist, und wenn sie Geldvermittelungsstellefür die kleinen Kassen ist, dann
ist die Frage auf dem schönsten Wege geregelt, und ich wiederhole die Bitte, daß die Provinzial¬
verwaltung diese Frage in recht ernste Erwägung nehmen möge. (Zustimmung)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich ertheile das Wort dem Herrn Landesbank-
direktor Dr. Lohe.

LandesbankdirektorDr, Lohe: Meine Herren! Die Landesbank ist bereits im verflossenen
Jahre den Wünschen des Herrn Vorredners in weitgehendsterWeise entgegengekommen. Sie hat
zunächst damit begonnen, eine Verbindung mit den städtischen und Kreissparkassen einzuleiten.
Sie hat diesen Kassen ein Contocorrent eröffnet und hat in einer Zeit, wo der private Bank-
discont 2—3«/« war, diesen sämmtlichenSparkassen einen Zinsfuß vou fast 3«/« auf Contocorrent
gegeben und zwar sozusagen ohne jede Kündigungsfrist und ohne Nebcngebühren. Die Folge
dieser Einrichtung ist eine ganz außerordentliche gewesen. Meine Herren! Wie Sie aus unsere»!
Nerwaltungsbericht Seite 3? ersehen, hat die Landesbank in Folge dessen schon im ersten Iah"
eine Einnahme auf dem Contocorrent von circa 14 Millionen Mark gehabt (Hört!) und einen
Abgang auf diese,« Contocorrent von 11 Millionen, so daß ein Bestand von über 3 Millionen
auf diesem Contocorrent verblieb. Aber die Landesbank ist nicht dabei stehen geblieben, den
städtischen und KreissparkassenErleichteruugen in Bezug auf die Unterbringung ihrer Gelder z«
gewähren, sondern sie ist weiter gegangen, sie hat sich mit der Hauptgenossenschaftskassedes land-
wirthschaftlichenVereins in Verbindung gesetzt, sie hat sich auch in Verbindung gesetzt mit den.
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Centralvorstande des Baucruvereins und hat demselben angeboten, sich auch als Centralstelle für
deren Gelduerkehr zu etabliren. Die Verhandlungen mit dem LandwirthschaftlichenVerein sind
bereits zum vollständigen Abschluß gekommen. Wir sind schon in Verkehr getreten mit einer
Zahl von ländlichen Darlchnskassen, von Consnmuereinen, von Molkereigenossenschaften,und wir
tonnen constatiren, daß diese Einrichtungen sich auf das beste bewähren; wir hoffen, daß wir bald
auch mit den Vauernvcreincn in ähnlicheBeziehungen treten werden, welche den weitgehendsten
Ansprüchenin Bezug auf die Befriedigung der kleinen Krcditbedürfnisseauf dem Lande vollständig
entsprechen. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Weitere Redner sind nicht
gemeldet. Ich schließe die Diskussion und ertheile dem Herrn Referenten das Schlußwort.

Llliidcsdirektor Klein: Meine Herren! Bei der vorge-rückten Stunde mochte ich mich
»ur ans einige wenigeBemerkungen beschränken, die in der Kürze nur noch die Aufklärungen geben,
welche seitens der Herren Abgeordneter Fritzen und Freiherr von Los gewünschtworden sind.

Der Herr Abgeordnete Fritzen hat den Wunsch geäußert, daß in der Commission
wenigstens eine Mittheilung der Positionen erfolgen möge, welche in den nächsten 2 Jahren
aus dem außerordentlichen Etatskredite bei der Straßenverwaltnng ausgeführt werden füllen.
Ich verstehe den Herrn Abgeordneten wohl richtig dahin, daß damit nicht eine strikte Ver¬
pflichtung zur Ausführung der bezüglicheneinzelnen Positionen begründet werden soll, sonder»
daß die Mittheilung der Voranschläge lediglich zur Keuutuißuahme der Commission erfolgen
soll, uhne daß der Provinzialausschuß bei seiner späteren Beschlußfassung strenge au die mit¬
getheilte Liste gebuudeu ist. Eine Mittheilung unter diesem Vorbehalte wird in der Commission
gerne gemacht werden.

Ferner hat der Herr Abgeordnete Fritzen hervorgehoben, daß aus dem Reservefonds
bis jetzt Summen verwendet worden seien zu denselben Zwecken, für welche jetzt ein außer¬
ordentlicher Etatskredit verlangt werde. Das ist absulnt richtig. Wir mußten so handeln
unter dem Drucke der Nothwendigkeit. Die Ausgaben für außerordentliche Pflasterungen, für
Neubauten von Brücken waren so dringend, daß dieselben nicht verschobenwerden konnten, nnd
°a wir leinen andern Kredit hatten, so blieb nur übrig die betreffendenaußerordentlichen Ausgaben
"ls dem Reservefunds zn bcstrciten, wie das in dem Ihnen vorliegenden Verwaltungsbericht
"«ler ausgeführt wordeu ist. Es besteht aber die Absicht, in der Zuknnft, nachdem der nene
Natstitel geschaffenworden ist, den Reservefonds für die Zwecke zn verwenden, für welche er
"gentlich dienen soll und welche der Herr Abgeordnete Fritzen richtig gekennzeichnethat. d. h.
z" Beseitigung von anßerordentlichen Schäden an Brücken oder Straßen m Folge
elementarer Ereignisse, nicht aber für dasjenige, was zeitweife erneuert werden muß. wenn eo
">ch anf außerordentliche Weife erneuert werden mnß. Die Ansstellnng des Herrn Fntzen kann
"s° "nr die Vergangenheit treffen, während für die Znkunft in dieser H'^t"" anderes
Erfahren beobachtet werden soll, indem die Trennung, die Herr Fritzen für noth.g hält nnd
"e ich auch für nöthig -halte, strenge innegehalten wird. <..«>.>. l.

Wenn Herr Abgeordneter Fritzen fodann drittens Vorficht be> der Verwendnng für
verbliche Zwecke nnd anch für solche Zwecke, die der Kunst nnd Wl senschast drenen. an¬
empfohlenhat. so glaube ich doch wohl kaum, daß ein Etat für gewerblicheZwecke m Hohe
5°n 53 000 M. in einer f° gewerbreicheuProvinz, wie die Nheinprovinz ist. Bedenken erregen
"'"- Die Frage der Beschränknng der Ausgaben zu Beihülfe,, au einzelne Städte für w.ssen-

'^fMche Zwecke ist znfällig in der letzte,. Sitzung des Prov.nzialausschnsses speziell erörtert
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und ist mir hierbei der Auftrag ertheilt wurden, diese Frage von dem Gesichtspunkte aus zu
prüfen, daß solche Unterstützuugeu nur dann bewilligt werden füllen, wenn ein allgemeiner
provinzieller Zweck damit erreicht wird. Auf diese Weise hoffen wir dem zuvorzukommen,
was Herr Abgeordneter Fritzen mit Recht befürchtet, daß jeder Ort schließlich für Zwecke unter¬
geordneter Bedeutung Beiträge verlangt. Die mir vom Ausschüsseaufgetragene Nntersnchuug
wird sich also darauf zu erstreckeu haben, in welcher Weise bisher Unterstützungen für einzelne
wissenschaftliche Zwecke gewährt wurden sind, und wie ciu System aufgestellt werden tauu, nach
welchem solche Unterstützungen nur dauu zur Bewilligung gelangen, wenn damit die Gesammt-
intcressen der Provinz gefördert werden.

Die von dem Abgeordneten Freiherrn von Lu« gewünschteAuskunft ist bereits auf
Seite 72 des Verwaltungsberichts pro 1891/92 ertheilt. Dort sind die Verweuduugcu im
Einzelnen aufgeführt, welche aus dem bezüglichenFonds erfolgt sind. In erster Linie kommt
als Verwendungszweck in Betracht, sowohl für die Vergangenheit wie für die Folge, die
Beförderung von Wasserleitungen und Vrandwciheranlagen in kleinen Ortschaften, die kein
Nasser haben, namentlich auf den Höhen der Provinz. Es wird damit zunächst dem Zweck
gedient, daß die Lebenshaltung der Bewohner des Ortes sich dadurch verbessert, daß sie gesundes
Wasser erhalten, ferner in landwirthfchaftlicher Hinsicht dadurch Uuterstützuuggewährt, daß dem
Mangel an gesundem Wasser für das Vieh und für sonstige landwirtschaftliche Zwecke Abhülfe
bereitet wird, und endlich wird den Zweckender Societät dadurch genutzt, daß die Fcuersgcfahr
dadurch vermindert wird, daß gleich Wasser zur Löschung eines entstehenden Brandes zur
Stelle ist. Außer für Wasserleitungen und Vraudwciher haben wir aus dieser Summe eine
außerordentliche Verwendung getroffen, über welche ich iu der betreffenden Facheuinmission »och
ausführlichere Mittheilungen machen werde. Dieselbe betrifft die vom Ausschusse bewilligten
Unterstützuugeu aus Aulaß des große» elementaren Ereignisses, eines furchtbaren Orkans, von
welchemim vorigen Jahre der Niedcrrhein betroffen worden ist. Die Noth uud das Unglück
war so grüß, daß der Ausschuß eine Beihülfe nicht versagen konnte. Da wir außer dem in
Rede stehenden Funds keine anderweite» Mittel besaßen, so hat der Ausschuß aus diesen, Fonds
die Unterstützung bewilligt. Wir glaubten hiermit die Interessen der Societät in der Weist
in Verbindung bringen zu können, daß die Unterstützungen lediglich für Societätsgenossen
bewilligt wurden, und sind die Beihülfen mit dieser Maßgabe gewährt wurde». Es trat danut
der Fall ein, daß die Gesanuntheit der Societät den unglückliche»Genosse», welche von einem
unabwendbare» Naturereignis;, gegen welches es weder einen Schutz uuch ciue Versicherung g"b,
so hart betroffcu worden sind, zu Hülfe kam, was den Sinn und das Interesse für die Societät
nur in weitere» Kreise» beleben tonnte.

Wen» gcgc» diese Verwendung, meine Herren, anch Bedenken erhoben werden können,
so vertraue ich doch, daß nach Klarlegung der Verhältnisse in der Commissiun Sie Alle damit
einverstanden sein werden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich nehme an, meine Herren, daß Sie den
Antrag des Referenten, die Spezial-Etats den beiden Fachcummifsiunen zu überweisen, M
Beschluß erheben. — (Das ist geschehe,,.)

Wir können nunmehr übergehen zu Nr. 5 der Tagesordnung. Es ist der Bericht des
Provinzialausschusses. betreffend den Vermogensstand des Rheinischen Provin-
z,alverbandes. Ich ertheile das Wort dem Herrn Landcsdireltor als Referenten.

Landesdirettur. Geheimer Ober-Regierungsrath Klein: Das Vermögensverzeichmß liegt
Ihnen gedrucktvor und Sie werden mich wohl davon dispensiren, die einzelnen Positionen Ihn"'
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vorzulesen. Dagegen wird Sie intcressiren zu erfahren, wie das Gcsammtrefultat sich stellt.
In dieser Hinsicht habe ich die Ehre Ihnen Folgendes mitzutheilen:

Nach dem Verzeichnissestellt sich eine Vermehrung des Gcsammtvermögeu«staudes der
Provinz seit der letzten Aufstellung pro 1. April 189N heraus von 878 000 M. Sie werden
uuu mit Recht fragen, woher kommen diese 878 000 M.? Liegt dari» kei»e unznläffigeKapitals¬
bildung ans den Stenererträgnissrn der Provinz? Es ist indessen gestern von dem Herrn Vor¬
sitzenden des Äuöschnsses angefahrt worden, das; dieses in keiner Weise der Fall sei, indem aus
der Umlage lein Gruschen hierzn entnommen wurde, währcud wir auch audercrseits uicht den Fehler
begangen haben, das Kapitalvermögen der Provinz für laufeudc Verbrauchszweckeverwcudet zu
habcu. Wir sind vielmehr in dieser Hinsicht ganz korrekt verfahre». Die Vermugensvermehruug
von 878 000 M. erklärt sich auf folgende Weise:

1. Der Funds zur Errichtuug des Kaiscr-Wilhclm-Dcnkmals ist um den Betrag der ihm
nach Ihren Beschlüssenzuzuführenden Raten mit zusammen 160 000 M. und der Zinsen der
angesammelten Bestände gewachsen;

2. sind dem Vanfunds für die Mnfcen zu Trier uud Noun 67 000 M. zugeflossen,
weil die Stadt Bonn ihre Rate — sie zahlt 20 000 M. in 10 Jahresraten — und der Staat
einen weiteren Veitrag geleistet haben;

3. hat eine Nenversichernngder Mubilien der Anstalten nnd hierbei eine genaue In-
^ntarisation stattgefunden, welche eine Vermehrung der Mubilieu uud Inventarbestände nm rund
260 000 M. ergeben hat. Dieser Mehrbestand an Mubilien u. s. w. hat sich im Laufe der
^ahre nach und »ach augefammelt uud zwar dadurch, daß die ctatsmäßigen Neubeschafsuugeu
gemacht uud hierbei die alten Sachen nuch eine Zeit lang gebraucht wurdeu bezw. zu diesem
Zwecke in den Anstalten verblieben.

Eine vierte Vermehrung des Vermögens um etwa 200000 M. hat sich buchmäßig durch
le Einstellung des Laugeufcldcr Hofs in das Vermögensvcrzeichnihergeben. Wir haben den

^ungcufelder Huf in der SublMation erstanden und hätten denselben zum Erstehuugsprcis in der
^ubhastatiun in das Aktivum und den zu zahlenden Kaufpreis in das Passivum des Verzeichnisses
Zustelle,, können, Wir haben indessen hiervon Abstand genommen, um eine Gleichmäßigkeitbei der
Aufstellung unseres Vermögens hinsichtlichder Immobilien zu erhalten. Wir führe» nämlich
b'e Gebäulichkeiten nach der Fcuerversichcrungstaxe uud die Grundstücke nach einer dein allge-
'Neiucn Werthe entsprechendenTaxe au. Bei diesem Verfahren ergab sich bei der Anführung
°°s Laugcnfclder Hofes ein Plus von 200 000 M., welches indessen nur scheinbar eine Vermügcns-
""'"ehruug darstellt.

Endlich habeu wir fünftens die Tilgung der Irrenanstalts-Vauschuld vorschriftsmäßigmit
^'/«"/u festgesetzt; es macht dies bei 6 000 000 M. jährlich 90000 M., wozu noch die Zinsen
°er llmurtisirlen Nelräge treten. In Folge dessen haben sich die Schulden der Proviuz während
°" zweijährigenPeriode um 190 000 M. vermindert, womit das Vermögen um diese» Betrag sich
«"mehrt hat. Weun Sie diese Beträge zusammenrechne»,erhalten Sie in runder Summe den
"etrag, welchenich als Gesammtvermehrung des Vermögens genannt habe.
, Das Gesammtbild des Vermögens ergiebt, daß einschließlich des Vermögens der Landcs-
"""k und einschließlich des Vermögeus der Feuer-Societät die Provinz im Ganzen ein Vermögen
««» 31 Millionen Mark besitzt, was in der That als eine günstige Vermögenslage bezeichnet
werde» ,„uh. Es wird unser aufrichtigstes Bestrebe» sein, diefe günstige Lage der Provinz zu
"halten. (Vravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich stelle fest, daß Sie den Bericht zustimmend
°"g°gengenmnmen haben.
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Wir würden uns dann zu Nr. 6 der Tagesordnung zu wenden haben: Entscheidung
über die geschäftliche Behandlung der bis setzt eingegangenen Vorlagen.

Ich bitte die verehrten Herren, das Verzeichnis) der Vorlagen zur Hand zu nehmen
— Nr, 19 und Nr, 26 der Drucksachen.— Es kommt darauf an, daß wir den Commissionen
ein entsprechendesArbeitspensum zutheilen, daß wir aber auch gleich für die nächsten Sitzungen,
bis wohin die Arbeiten der Eommissioncnsich noch in den Anfängen befinden, uns ein hinreichendes
Arbcitsmaterial reserviren. Dahin gehen denn auch meine Vorschläge. Beginnen wir mit den
Vorlagen der KöniglichenStaatsrcgierung. Die Nr. 1, das ist die Wahl von bürgerlichen Mit¬
gliedern der Ober-Ersatzcommissionen,wollen wir der I. Fachcommissionzur Vorberathung über¬
weisen, ebenso Nr. 2, die gutachtlicheAeußerung des Provinziallcmdtages über den Antrag der
Gemeinde Meiderich im Kreise Nuhrort auf Verleihung der Städteordnung, wozu ein Bericht des
Provinzialausschussesbereits vorliegt; dagegen wäre die Nr, 3 des Verzeichnisses,die Beschluß¬
fassung des Provmziallandtags über die Organisation der Denkmalspflege in der Nheinvrovinz,
wozu auch ein Bericht des Provinzialausschusses vorliegt, im Plenum zu behandeln, Nr. 4, das
ist eine gutachtliche Aeußerung des Provmziallandtags über die behufs Durchführung der Gebäude-
steucrueranlagung auf dem Lande in Aussicht genommenen sogenanntenNormalstädte, wäre wieder
der I. Fachcommissionzu überweisen uud Nr. 5 der Vorlagen der KöniglichenStaatregierung,
nämlich die Erforderung einer Aeußerung des Promnziallandtags über die sogenannten Pfand-
schaften, der Berathung im Plenum vorzubehalten.

Der Herr Landtagscommissarius hatte die Güte, mich davon in Kenntniß zu setzen, daß
der Herr Iustizminister großen Werth darauf legt, daß diese Sache bald zur Erledigung gelange,
und daß er bereit sei, einen Eommissarius des Ministeriums zu beauftragen, unsere Verhand¬
lungen zu unterstützen. Wenn ich Ihr Einverständniß annehmendarf, würde ich die Dispositionen
so treffen, daß wir die Verhandlungen über diesen Gegenstand im Plenum an, Freitag dieser
Woche stattfinden lassen. Mit Zustimmung des Herrn Abgeordneten Iörissen habe ich denselben
zum Referenten für das Plenum ernannt.

Wir kommen sodann zu den Vorlagen des Provinzialausschusses. Sie sind bereits in
den ersten vier Nummern durch unsere heutigen Verhandlungen erledigt.

Nr. 5 und Nr. 6, die Etats des Provmziallandtags lind der Etat zur Zahlung von
Pensionen gehen an die I. Fachcommission,ebenso Nr. 7, 8, 9 und 10, ferner Nr. 11, 12, 13,
14 und 15. Das siud alles Etatssachen, die dieser Eommission angehören. Nr. 16 ist bereits
heute auf das Referat des Herrn Landesdircktors hin erledigt. Weiter kommt nnter Nr. 17 der
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses in Betreff des Ablaufes der Dicustzcit des Landes-
bauraths Drcling. Diesen Gegenstand können wir wohl im Plcnnm behandeln. Nr. 18, der
Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses, betreffend das Kaiser - Wilhelm - Denkmal in der
Nheinvrovinz, kommt gleichfalls zunächst im Plenum zur Verhandlung. Ebenso können wir auch
die Nr. 19 im Plenum vornehmen, Nr. 20, 21. 22 nnd 23 dagegen sind der I. Fachcommission
zuzuweisen. Nr. 24 ist der Bericht und der Antrag des Provinzialausschusses, betreffenddie Er¬
richtung von landwirthschaftlichen Wintcrfchnlen zu Wetzlar nnd Erefeld. Diesen Gegenstand
können wir wohl auch gleich ins Plenum nehmen. Dann kommt eine ganze Reihe von Sachen,
dle wir wieder der Fachcommission zuweisen können, nämlich zunächst Bericht und Anträge des
Provinzialausschussesbetreffs Errichtung einer Weinbauschulefür die Nheinprouinz und weiter eine
ganze Reihe von Entlastungen von Rechnungen.
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Wir kommen nunmehr zur GeschäftsabtheilungII der Centralverwaltung und da würde
ich den Herren vorschlagen, die Nummern 43, 44, 45 des Verzeichnisses,ebenso 46, 47, 48, 49
der II. Fachcommissionzuzuweisen.

Von den Vorlagen aus der III. Abtheilung der Centralverwaltung gehen die sämmtlichen
Etats an unsere II. Fachcommission.

Dann kommt aber unter 59 ein Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Umwandlung der Taubstummenanstalt zu Aachen in eine Prouinzial-Taubstummenanstalt. Diese
Sache könnten wir wohl auch dem Plenum vorbehalten.

Die Entlastungen von Rechnungen Nr. «0—81 würden der Commissionzuzuweisensein.
(Zuruf: Welcher Commission?) Wir haben ja nur mit 3 Fachcommissionenzu thuu. Alle die¬
jenigen Sachen, die der II., III. und IV. Geschäftsabtheilung des Landesdirektoriums angehören,
kommen in die II. Fachcommission.

Die IV. Abtheilung der Centralverwaltung macht uns folgende Vorlagen: Nr. 82 uud
83, die beiden Etats, geben wir der Commission, ebenso die folgendenEntlastungen. Dann kommen
wir zur Abtheilung V der Centralverwaltung, das Straßcnbauwesen betreffend, wie Sie im Ver¬
zeichnis; Seite 10 des näheren finden. Da haben wir zunächst den Etat über die Verwaltung
und Unterhaltung der Vrovinzialstraßen. Der kommt in die III. Fachcommission. Nr. 89 Bericht
und Anträge des Provinzialausschusses,betreffenddie Ausbildung des unteren Straßenbaupersonals,
können wir wohl im Plenum behandeln, ebenso Nr. 90, Bericht des Provinzialausschussesüber
"en Erlaß und die Ausführung des Gesetzes, betreffend die Heranziehung der Fabriken lc. mit
Vorausleistungen für den Wegebau in der Nheinvrovinz; gleichfalls Nr. 91, Bericht und Antrag
"es Provinzialausschussesüber die Veräußerung eines Gruudstückesbei Lützcl-Coblenz.

Die beiden folgenden Sachen dagegen haben wir der Commifsionzu überweisen, es ist
er Bericht und Antrag des Provinzialausschusses in Betreff der Kleinbahnen und die Anträge

der Commission in Netreff der Uebernahme der Aktienstraßen. Das Wort hat der Herr Ab¬
geordneteSimons.

Abgeordneter Simons: Ich möchte mir die Frage erlauben, ob wir nicht den Gesetz¬
entwurf über die Kleinbahnen einer Spezialcommifsion überweiseu wollen, weil das doch ein
Gegenstand von allgemeiner Bedeutung ist, für den sich vcrfchiedeneHerren intcrefsiren, und ich
"ochte vurfchlagen, gleich eine Commission zu wählen, vielleicht von 15 bis 20 Personen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Ich möchte den Herrn Abgeordneten darauf
aufmerksammachen, daß die Commission doch aus 15 Mitgliedern des hohen Landtags besteht,
"'° daß, wie ich aus dein mir soeben mitgetheilten Verzeichnisseder Commission ersehe, die

l> Fachcommission durchweg aus Herren besteht, bei denen ein fachlichesUrtheil über diese
""laterie vorauszusetzen ist. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf Veissel von Gymnich.

Abgeordneter Graf Veissel von Gymnich: Ich möchte auch den Antrag des Abge¬
töneten Simons unterstützen. Es ist von den verschiedensten Seiten an die Abtheilungen die

^e ergangen, gerade in diese Fachcommission hineingewählt zu werden, eben mit Rücksicht
°uf das Kleinbahngefetz. Es ist unmöglich, dem Wunsch der Herren auch nur annähernd Folge
2" geben, weil die Zahl 3 das Maximum der Mitglieder darstellt, die jede Abtheilung iu die

""Mission hineinwählen kann.
. Ich möchte auch dringend bitten, daß diese Frage der Kleinbahnen an eine eigene Com-

Won überwiesen wird, und ich würde auch nichts dagegen einzuwenden wissen, wenn die
""Mission über 15 Mitglieder zählt. Es heißt in der Geschäftsordnung für den Landtag,
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daß in der Regel 15 Mitglieder die Commission bilden sollen, aber bei einer so wichtigen
Angelegenheit, wie gerade das Kleinbahngesetzist, würde es doch angebracht sein, wenn wir die
15 überschritten, um denjenigen Herren, die ein spezielles Interesse am Kleinbahngcsetz haben,
eine Möglichkeit zu geben, der Commission anzugehören.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Zur Geschäftsordnungertheile ich das Wort dem
Herrn Abgeordneten Lueg,

Abgeordneter Lueg: Ich möchte mich auch dafür ansprechen, daß für das Klcinbahn-
gesctz eine besondere Commission ernannt würde; ich glaube aber nicht, daß es zweckmäßig ist,
das jetzt schon zu thun. Ich würde vorschlagen, daß man die Angelegenheit zuerst im Plenum
zur Generaldebatte stellt, und in dieser Generaldebatte würde ich jedenfalls den Antrag stellen, daß
eine besondere Commission gewählt würde. Es wird wohl zweckmäßigsein, daß man heute von
der definitiven Bestellung einer Commission absieht, daß w^r den Antrag für das Plenum uns
vorbehalten, aber einstweilen die III. Fachcommifsionmit dieser Sache nicht behelligen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich darf wohl den Wuusch des Hauses dahin
fassen, die Sache vorerst im Plenum zu beratheu und hier eine Generaldistnssion darüber statt¬
finden zu lassen. Wenn alsdann der Beschluß des Hauses dahin geht, die Sache einer Commission
zu überweisen, würde dies geschehen. (Zustimmung.) Ich werde die Sache also für das
Plenum notireu.

Nr. 94 figurirt nicht in unferm Verzeichnis Nr. 95, Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusse«,betrcffeud die Nebernahme der Straße von Essen nach Gclscnkirchenals Prouinzial-
strahe, taun im Plenum behandelt werden. Gleichfalls Nr. 96, Bericht und Anträge des Pro-
vinzmlausschusscs,betreffend Antrag der Städte Barmen und Lüttringhansen auf Uebernahme der
sogenannten Vcckmann'schenStraße. Die folgenden Nummern betreffen nur Entlastungen und
gehen alle an die III. Fachcommission. Darüber hätten wir uns also verständigt.

Nun bleibt noch das Verzeichnis; der eingegangenen Petitionen, Nr. 26 der Drucksachen.
Es handelt sich um 7 Petitionen, die ich den betreffenden Commifsionen zur Vorberathung über¬
weisen werde.

Das mir inzwischenübergeben« Verzeichnis;der Mitglieder der Abtheilungen und der
von den letzteren gewählten Vorsitzendenuud Schriftführern weist nach, daß die Erste Abthei¬
lung zum Vorsitzendengewählt hat den Herrn Abgeordneten Dietze, zu dessen Stellvertreter den
Herrn Abgeordneten I)r. Schmidt, zum Schriftführer den Herrn Abgeordneten von Nandow »nd
als stellvertretenden Schriftführer den Herrn Abgeordneten Conze.

Die Zweite Abtheilung hat zu ihrem Vorsitzenden gewählt den Herrn Abgeordneten
Freiherrn von Solemacher-Antweiler, zum stellvertretenden Vorsitzendenden Herrn Abgeordneten
Pelizäus, zum Schriftführer den Herrn Abgeordneten Dr. Venn und zu dessen Stellvertreter den
Herrn Abgeordneten Freiherrn von Diergardt.

Die Dritte Abtheilung wählte zum Vorsitzenden den Herrn Abgeordneten O^l
Veissel von Gymnich, zu dessen Stellvertreter den Herrn Abgeordneten Lueg, zum Schriftführer
den Herrn Nbgeordeten Wallraf, zum stellvertretenden Schriftführer den Herrn Abgeordneten
Graf von Vrühl.

Die Vierte Abtheilung wählte als Vorsitzenden den Herrn Abgeordneten SclM
zum Stellvertreter Herrn Abgeordneten Friedcrichs. zum Schriftführer Hcrru Abgeordneten Kn»z,
zn dessen Stellvertreter Herrn Abgeordneten Wallenbor».
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Die Fünfte Abtheilung endlich wählte den Herrn Abgeordneten Lindemann zum
Vorsitzenden,zu dessen Stellvertreter Herrn Abgeordneten Reinhard, znm Schriftführer Herrn
AbgeordnetenFreiherrn von Scheibler und zu dessen Stellvertreter Herrn Abgeordneten Kattwinkel,

Die Abtheilungen haben sodann die Commissiouswahlcu vorgenommen. Das Resultat
der Commissionswahlen ist folgendes:

Die Wahlprüfungscommiffion ist gebildet aus den Herren Abgeordneten: Haldy
als Vorsitzenden, Courth als Stellvertreter, Graf von Vrühl als Schriftführer, Möllenhofs
als stellvertretenden Schriftführer. Ferucr ans den Mitgliedern: von Bculwitz. Busch, Albert
Eruun. Fritzen, Eugen Graf von Hoeusbrocch, Clemens Freiherr von Hövel, Klein, Lehr,
Dr. Muth, Naab, Ludwig Heinrich Noechling.

Die Gcschäftsordnungscommission hat sich in folgender Weife gebildet:
Es ist gewählt worden zum Vorsitzenden: Herr Abgeordneter Lindcmann, zu seinem

Stellvertreter Herr Abgeordneter Vroich, zum Schriftführer Herr Abgeordneter Wallraf, zum
stellvertretenden Schriftführer Herr Abgeordneter von Hagen. Mitglieder sind die Herren
abgeordneten: Vönniger, Vouserath, Vreuer, von Ärenning, Theodor Croon, Fischer, vi-. Hanicl,
Eduard Ktthlwetter, vuu Kühlwetter, Ostcr, Ludwig Heinrich Nocchling.

Die Erste Fach com Mission besteht aus den Herren Abgeordneten: Vecker als Vor¬
sitzende»,Dietze als stellvertretendenVorsitzenden,Zwcigert als Schriftführer nnd Schüller als
stellvertretenden Schriftführer. Ferner ans den Mitgliedern: Graf Nciffel von Gymnich, Vusch,
Albert Croon, Dingelstad, von Grand-Ry. de Greift. Michels, Pelzer. Pflug, Quack,
Carl Rüchling.

Die Zweite Fachcommissiou besteht aus folgenden Herren Abgeordneten: Friederichs
^s Vorsitzenden, Oi-. Fromein als stelluertretendeu Vorsitzeuden, Wallenborn als Schriftführer,
"l- Muth als stellvertretendenSchriftführer. Mitglieder sind die Herren Abgeordneten: Vloem,
^lsenlohr, Frings, Freiherr von Geur-Schwevveuburg, Laeis, Moritz, Pelizaeus, Dr. Schmid;,
^°sst6, Simons, Dr. Venn.

Die Dritte Fachcommiffion hat gewählt als VorsitzendenHerrn Abgeordneten Lueg,
"s stellvertretendenVorsitzenden Herrn Abgeordneten Herrmann, als Schriftführer Herrn Ab¬
geordneten Freiherrn von Scheibler und als stellvertretenden Schriftführer Herrn AbgeordnetenKunz.
^e besteht weiter aus den Mitgliedern: Abgeordneten Andreae, Freiherr von Diergarbt, August
Freiherr von Hövel, Kattwinkel, Krawinkel, Linz, Meuser, Freiherr von Plettenberg-Mchrum,
Nantenstrauch,Schneemann, Freiherr von Wenge-Wulffen.

Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, die nächste Sitzuug stattfinden zu lassen morgen
^ttag 12 Uhr, damit die CommissionenZeit haben, von 10—l 2 Uhr sich mit ihren Arbeiten
ö" befassen. Ich würde dann die Herren Commisstonsvräsidentenbitten, die Geschäfte in den
^'"Missionen doch nach Thunlichteit zu beschleunigen,damit wir für die nächsten Tage wieder genü¬
gendes Arbeitsmaterial haben. '

AIs Tagesordnuug für die morgige Sitzuug tonnen wir nehmen:
Eingänge.

«,. . Beschlußfassung des Provinziallandtags über die Organisation der Denkmalspflege in der
ltmnprovinz. Dazu Bericht uud Auträgc des Prouiuzialausschusses.

N Bericht uud Autrag des Proviuzialausschusses, betreffend die Errichtung des Kaiser-
"Helm-Denlmals in der Nheinvrovinz.

Bericht und Antrag, betreffend den Ablauf der Dicustzeit des Laudesbauraths Dreling.
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Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Errichtung von landwirth-
schaftlichenWinterfchulen zu Wctzlar und Crcfeld.

Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend die Umwandlung der Taub¬
stummenanstalt zu Aachen in eine ProvinzialHaubstummenanstalt.

Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend die Ausbildung des unteren
Straßenbaupersonals.

Bericht des Provinzialausschusses über den Erlaß und die Ausführung des Gesetzes,
betreffend die Heranziehung der Fabriken «. mit Vorausleistungen für den Wegeban in der
Rheinprovinz, vom 4. August 1891.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses über die Veräußerung eines Grundstückes
bei Lützel-Coblenz.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Uebernahme der Straße
von Essen nach Gelsenkirchenals Provinzialstraße.

Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend Antrag der Städte Barmen
und Lüttringhauscn auf Uebernahme der sogenannten Veckmann'schenStraße.

Ich würde dann noch nicht den Bericht des Provinzialausschusses über die Kleinbahnen
znr Diskussion stellen, weil nämlich diese Sache doch wahrscheinlichetwas mehr Zeit in Anspruch
nehmen wird, und wir daran mit frischen Kräften in einer anderen Sitzung Herangehen müssen.

Der Herr Abgeordnete Graf Veissel von Gymnich hat das Wort.
Abgeordneter Graf Veissel von Gymnich: Ich möchte bitten, den Bericht über das

Kaiser.Wilhclm-Denlmal noch nicht auf die Tagesordnung zu setzen, da es doch kaum möglich
ist, daß die Mitglieder des Landtags die Entwürfe alle gesehen haben. Wenn die Herren
gegessen haben, ist es spät am Tage und dann ist von dem Denkmal nicht mehr viel zu sehen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Dann wollen wir auf diesen Bericht noch
verzichten und im Uebrigen die Tagesordnung nehmen, die ich Ihnen mitgetheilt habe.

Ich schließedie Sitzung.

(Schluß der Sitzung: 2 Uhr 45 Minuten.)
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Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Dienstag den 6. Dezember 1892.

Beginn: 12 Uhr.

Tagesordnung:
!. Eingänge.
2. Beschlußfassung des Prouinziallandtags über die Organisation der Denkmalspflege in der

Rheinprovinz. Dazu Bericht und Anträge des Pruvinzialausschusses. Drucksachen Nr. 22, 25.
3- Bericht uud Autrag, betreffeuddeu Ablauf der Dienstzeit des Landesbauraths Drcling. Druck¬

sachen Nr. 3. Berichterstatter des Proviuzialausschusses: Laudesdirektor Klein.
4. Bericht uud Antrag des Pruvinzialausschusses, betreffeud die Errichtung von laudwirth-

schaftlichcnWintcrschulen zu Wetzlnr und Crefeld. Drucksacheu Nr. 10, Berichterstatter des
Proviuzialausschusses: Gutsbesitzer hieven.

5. Bericht nnd Anträge des Provinzialansschusscs, betreffend die Unnuandluug der Taub¬
stummenanstalt zu Aachen in eine Provinzial-Taubstiunmcnanstalt. Drucksacheu Nr. 13.
Berichterstatter des Proviuzialausschusses: Commerzieurath Lueg.

6- Bericht und Anträge des Proviuzialausschusses, betreffend die Ausbildung des unteren
Straßcnbaupersouals. Drucksachen Nr. 14, Berichterstatter des Proviuzialausschusses: Landes-
dircltor Klein.

7- Bericht des Pruvinzialausschnsses über deu Erlaß und die Ausführung des Gesetzes, betreffend
die Heranziehung der Fabriken .'c. mit Vorausleistungen für den Wegebau in der Rhein¬
provinz, vom 4. August 1891. Drucksachen Nr. 15. Berichterstatter des Provinzialaus-
schusses: Major a. D. Schmidt von Schwind.

s> Bericht und Antrag des Proviuzialausschusses über die Veräußerung eines Gruudstückes bei
Lützel-Cubleuz.Drucksachen Nr. 1«. Berichterstatter des Proviuzialausschusses: Direktor Klem.

^ Bericht uud Autrag des Proviuzialausschusses, betreffend die Uebernahme der Straße von
, Essen nach Gclsentirchen als Provinzialstraße. DrucksachenNr. 20.
l"> Bericht und Anträge des Proviuzialausschusses. betreffend Antrag der Städte Barmen und

LiMringhansen ans Uebernahme der sogenannten Veckmann'schen Straße. Drucksachen Nr. 24.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußcu: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der gestrigen Sitzuug liegt im Bureau zur Einsicht der Herreu offeu.
Das Protokoll führt heute zu meiuer Rechte,, Herr Abgeordneter Linz, du Rednerliste

iu Meiner Linken Herr Abgeordneter Vroich.
Ich habe Ihueu Mittheiluug zu machen über zwei Eingänge^ Der erste .st em Gesuch

"'" Beihülfe zur Restauriruug der Schwaueukirchezu Forst. Beznk Cobleuz. Ich werde das-
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selbe mit Ihrer Zustimmung an die I. Fachcommission zur Vorbcrathung überweisen. Das
zweite ist eine Einladung des Vorstandes des Künstlervereins „Malkasten", der die Herren ein¬
ladet, ihn während der diesmaligen Tagung recht häusig mit Ihrem Besuchezu erfreue,,.

Wir trcteu in die Tagcsordnuug ein. Den ersten Gegenstand derselben bildet der
Bericht und die Anträge des Provinzialausschusses über die Organisation der
Denkmalspflege in der Rheinprovinz. Referent ist Herr Landcsdirektor Klein.

Ich ertheile dem Herrn Landesrath Kehl als dem Vertreter des Herrn Landesdirektors
das Wort zum Referat.

Berichterstatter Landesrath Kehl: Meine Herren! Die Vorlage der Königlichen
Staatsrcgicrung über die anderweitige Orgauisation der Denkmalspflege in der Nheinprovinz
ist in Nr. 22 der Drucksachencuthalten und befindet sich in Ihren Händen. Dazu gehört eiue
andere Nummer der Drucksachen, Nr. 25, die deu entsprechenden Antrag des Provinzial¬
ausschussesan deu Provinziallandtag cuthält.

Meine Herrcu! Ich darf auuchmcn, daß der Inhalt der Vorlage der Königlichen
Staatsregicrung sowohl, wie der Beschluß des Provinzialausschusses im Wesentlichen Ihnen
bereits geläufig ist, uud darf mich daher auf einige zusammenfasseudeund erläuternde Bemerkungen
beschränken.

Da Sie durch die anderweite Organisation der Denkmalspflege in der Nheinprovinz
etwas Neues schaffe,, sollen, so haben Sie wohl zunächst den Wunsch zu hören, an wessen Stelle
dieses Neue treten soll, das Sie ins Leben rufen wollen.

Meine Herren! Die Denkmalspflege liegt augenblicklichin großer Zersplitteruug und
Zerstreuung. Es sind im Wesentlichen 3 Faktoren, die daran bctheiligt sind. Zunächst der
Staat, an der Spitze das Kultusministerium und die Behörden der Königlichen Staatsregicrung,
die Regierungen, Landrathsämtcr uud die Gemeindebehörden. Meine Herren! Es ist ein weiter
Weg von der Auffindung eines Denkmals der Vorzeit, das der Erhaltung würdig ist. bis
hinauf zu der Stelle, die staatlich berufen ist, zu der Erhaltuug des Denkmals das entscheidende
Wort zu sprechen. Es ist häufig vorgekommen, daß von sehr erhaltungswürdigen Denkmälern
den zuständigen Behörden erst dann Mittheilung zugegangen ist, nachdem für die Erhaltung
des Denkmals kaum noch etwas zu thun übrig geblieben war. Neben dieser Denkmalspflege
des Staates, die schwierig in der Ausführung ist, weil sie ziemlich allein steht, steht die Unter¬
haltung der Denkmäler, die den Provinzen in einem gewissen Umfange zugewiesen ist.

Es ist Ihnen bekannt, daß durch das Dutatiunsgesetz vom Jahre 1«?5 mich den Pro¬
vinzen die Förderung von Kunst und Wissenschaft übertragen worden ist, besonders die Erhaltung
und Uebcrwachung erhaltungswürdiger Denkmäler der Vorzeit. Indessen, nicht nur das; d,e
Mittel nicht sehr ausgedehnt wäre,,, die aus dem Dotatiunsgesctz nns für diefe Zwecke zur
Verfügung gestellt wurden, — auch eine kräftigere Handhabung dieser Mittel konnte nicht platz-
greifen, da im Allgemeinen zu wcuig bekannt war, daß überhaupt die Proviuzialuerwaltung
für derartige Augclegcuheiteu Fonds zur Verfügung halte. Es sind iu Folge dessen >» den
letzten Jahren häufig unsre dafür disponiblen Funds nur iu einem geringen Umfange in Anspruch
genommen, sudaß wir sie für andere ähnliche Zwecke verwenden luuuteu.

Ich erinnere namentlich an die Denkmalsstatistik, die die Rheinprovinz übernommen
hat. eine große Aufgabe, die die Provinzialvcrwaltung in der Zwischenzeit,wie Ihnen aus dem
Verwaltnngsbcrichtc bekannt ist, in die Hand genommen hat, die Aufnahme eines Inventars
der sämmtlichenDenkmäler der Nhciuproviuz. Vor einer Reihe von Jahren ist aus den Hände«
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eines Gelehrten. Dr. Lchseldt, eine Publikation ans Veranlassung der Pruvinzialverwaltung
hervorgegangen nnd zum Theil auch Ihnen bekannt uud in Ihren Händen, eine Publikation,
die den Regierungsbezirk Coblenz umfaßt. Seitdem hat die Herausgabc des Werkes in andere
Hände gelegt werden müssen uud wir können sagen, daß jetzt außerordentlich fleißig geschaffen
wird; der neue Vaud, der 4 Kreise des Regierungsbezirks Düsseldorf umfaßt, ist schon im
Druck erschienenund ist, wie ich mit Stolz sagen darf, nach Inhalt und Form der Ausführung
ein Musterwcrk.

Dann kommt noch als dritter Faktur für die Nuterhaltuug der Denkmäler die Thätig¬
keit von Vereinen und Privaten in Betracht, die in vcrfchiedenenOrten zerstreut liegen, ohne
einheitliche Zusammenfasfuug, Es ist uuu beabsichtigt, durch die neue Organisation eine Aende¬
rung dahin eintreten zu lasse», daß alle diese im Augenblickzerstreut wirkenden Kräfte zu einem
Ganzen zusammengefaßt werden, das die Pflege uud Unterhaltung der Deukmäler thatkräftiger
wie bisher fördern kann. Die hierauf bezügliche»Pläuc beruhen, wie Sie aus der Vorlage
^sehcn haben, auf Erörterungen iu einer Konferenz zwischen Vertretern der Königlichen Staats-
regicruug uud der Proviuzialverwaltung, nnd man hat Folgendes beabsichtigt: Man will eine
^wviuMlcummissiuu schaffen als Eeutralstellc für die Erforschung uud Nuterhaltuug der
Denkmäler der Provinz, Diese Centralcummission soll der Provinzialausschuß sein, und zwar
verstärkt durch sachverständigeMitglieder aus den Einwohnern der Provinz. Sie haben die
"Ufgabcn diefer Pruvinzialeommissiun iu den Darlegungen ans Seite 2 der Vorlage der
Königlichen Staatsrcgieruug im Wesentlichen vor Augeu. Ich brauche nicht Alles zu wieder¬
holen und darf mich auf die betreffenden Absätze dort beziehen. Als Organ und sachverstün-
"ger Veirath für diese Proviuzialcommissiou soll in erster Linie ein Provinzialconservator
^'gestellt werden, der die ausführende uud vorbereitende Behörde für dicfe Provinzialcummissiun
'!t' Es soll das aber nicht, wie besonders hervorgehoben werden muß, ciue büreaukratische
Zurichtung sein; es soll eine Art Ehrenamt geschaffenwerde», der Conscrvator soll blos eine
^llig bemessene Entschädigung für Reisctosteu beziehen uud als ciuen Ersatz für Auslagen, die
lh»> uubediugt in Ausübung seines Amtes znr Last fallen. Dieser Provinzialconservator wird
°°N der Commission, also von dem durch einige sachverständigeMitglieder verstärkten Provinzial¬
ausschuß. zunächst auf ,', Jahre gewählt werde». Der Fonds für Kunst und Wissenschaft,aus
d°M die erforderlichen Auslagen zn erfolgen hätten, würde jährlich 1200 Mark dazu vei-
'"gcn müffeu.

Im Ganzen ist angenommen, daß der Provinzialconservator diese Reisekostenmit einer
Summe von 2400 M. bestreitet, uud von diesen 2400 M. soll die eine Hälfte auf den Staat
""d die andere Hälfte auf die Provinz vertheilt werden. Eine Ncubelastung des Provinzial-
verbandes liegt insofern allerdings dari», aber besondereMittel brauchen nicht zur Perfügung
^stellt zu werden, da der Etatsfonds für Kunst und Wissenschaft, der in diesem Etat vorgelegt
'>l, eine ausreichende Summe auswirft, um die für den Provinzialconservator erforderlichenAus¬
gaben vollständig zu decken. Ich habe daher die Ehre, den, hohen Haufe den Antrag zu unter-
weiten, daß er sich mit dem Vorschlagedes Provinzialcmsschusseseinverstanden erkläre. Es wird
"as dem Provinziallandtag der Nheinvrovinz umsowemgerschwer fallen, als er bei der Förderung
"°" Kunst uud Wissenschaftsich stets als kunstsinniger und freigiebiger Medicäer erwiesen hat,
°« auch diese geringfügigen Mittel aus dein zur Verfügung stehenden Fonds gern bewilligen wird,
^e Denkmäler, die noch erhalten sind, sind gerade in unserer Provinz so außerordentlich zahlreich,
"ach dein sachverständigenGutachten des Herrn Dr. Clemen, der augeublicklichmit der Inven-
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tarisirung der Denkmäler der Rheinprovinz sich befaßt, betragen die Denkmäler in der Nhein-
provinz allein '/< der sämmtlichenDenkmäler der Monarchie. Es ist dies erklärlich, denn jede
historische Epoche hat auf dem rheinischenBoden ihre Spuren zurückgelassen.

Die Arbeit der Commissionwird eine sehr große, ihr Arbeitsfeld ein sehr ausgebreitetes
und, wie ich hoffe, ihre Tlmtigkeit eine segensreichesein. (Veifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle die Anträge des Provinzialausschusscs
zur Diskussion. Das Wort hat Herr Abgeordneter Courth.

Abgeordneter Courth: Der Herr Referent hat fortwährend von einem Provinzial-
cunservator gesprochen. Nach dem Antrage des Provinzialausschusses, der Ihnen vorliegt,
sollen aber die diesem Conscrvator zugewiesenen Rechte und Pflichten den Direktoren der
Provinzialmuseen zu Bonn und Trier überwiesen werden. Es würde sich also thatsächlich
um 2 Couservatorcu handeln, und ich möchte doch die Frage anregen, ob das richtig ist, ob
es sich nicht empfiehlt diese Sache in einer Hand zu ecutralisiren, damit sie auch einheitlich
geregelt wird. Es würde dann nichts anderes übrig bleiben, als sich für einen der Muscums-
direktorcn, welche allerdings beide geeignet sein werden, zu entscheiden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Conze hat das Wort.
Abgeordneter Conze: Nach den Mittheilungen des Herrn Referenten ist es nöthig,

sehr rasch zu handeln. Es ist bereits sehr viel von unsern Kuustdcnkmälern zerstört worden,
und wenn sie erhalten werden sollen, müssen wir rasch handeln, nm zu bewahren, was zu
zu erhalten ist. Es bestehen noch sehr werthvulle Kunstdenkmäler, die wenig bekannt sind.
Wir hatten kürzlich eine amtliche Anfrage in meiner Gemeinde über das, was an Kunst-
dcnkmälern vorhanden ist, und daraus habe ich entnommen, daß das, was wir haben, unbekannt
ist. Ich bin aber der Ansicht, daß durch deu Provinzialausschuß, der durch die Sachverständigen
verstärkt sein würde, die ganze Arbeit etwas schwerfällig ausgeführt werden würde; ich denke
mir, daß, wenn man recht wirksam arbeiten will, man solche Männer au die Arbeit rufen
muß, die von ganzem Herzen bei der Sache sind.

Nun habe ich die Ueberzeugung, daß der Provinzialausschuß sehr warm intcrcssirt ist
für Alles, was zur Ehre der Provinz gereicht. Aber hiermit ist noch nicht gesagt, daß jeder
der betreffendenHerren im Provinzialausschusse auch Verständniß für die Kunst habe. Ich würde
glauben, daß es am besten wäre, wenn der Provinzialausschuß eine Subeummission bildete,
bestehendaus denjenigen Mitgliedern, die wirklich ein persönliches nnd warmes Verständniß für
die Knnstdenkmäler haben, und daß man die Zahl der Sachverständigen für die Commission
recht groß faßte. Es ist unbedenklich, die Zahl der Sachverständigen sehr groß zu nehmen!
ich würde es für unbedenklich halten, aus jedem Kreise eine Persönlichkeit zu ernennen. Es
ist ja nicht nöthig, beständig die ganze Commission zusammenzuberufcu,wenn man für einen ein¬
zelnen Theil der Provinz fürsurgen will, und ich möchte Ihnen darum zu erwägeu geben, ^ ohne
einen Antrag zu stellen — ob man nicht die Organisation dahin vereinfachen will, daß der
Provinzialausschuß eine Subcommissiuu bildet uud diese Subeommissiou sich die Sachverständigen,
etwa aus jedem Kreise einen, auswählen könnte. Es bleibt dann immer noch für das, was
später der Provinz an Kosten auferlegt werden könnte, eine Entscheidung des Provinzialaus¬
schusses im Ganzen herbeizuführen. Es würden eben nur die Vorarbeiten durch die Mitglieder
der erwähnten Commission besorgt werden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter von Grand-NY-
Abgeordneter von Grand-Ny: Meine Herren! Im großen Ganzen stehe ich auf dein

Boden der Vorlage des Provinzialausschusscs. Ich würde es für bedenklichhalten, wenn »MN
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mehrere sclbstständigeCommissionen jetzt formell anordnete, wie es der Herr Vorredner meint,
und so die Einheitlichkeit der Leitung gefährdete. Ich glaube, daß es vollständig genügt, wenn
der Provinzialausschuß, der in seiuer Stellung bei Verwendung der provinziellen Mittel darauf
hingewiesen ist, der Erhaltung der Kunstdenkmäler seine Sorge zu widmen, ermächtigt wird,
geeignete Sachverständige und Kunstfreunde aus der Provinz zuzuziehenund sich ihres Rathes
uud ihrer Hülfe zu bedienen, er wird damit in der Lage sein, in einzelnen Fällen auch
besondere Commissionen für bestimmte Zwecke zu berufen; hiermit ist eine weit größere Freiheit
und Bewegung gegeben, als in der formellen Anordnung einer bestimmten Commifsion. Die
Vorlage hat den von mir sehr sympathischbegrüßten Gedanken zum Ausdruck gebracht, der ja
auch vou dem Herrn Minister bei der Anordnung der Provinzialcommissiun betont wird, daß
es sich hier nicht um eine bürcautratische Einrichtung und Leitung handele; es soll im Gegen¬
theil der lebendige Verkehr mit den einzelnen Theilen der Provinz, mit Korporationen, Vereinen
und Personen, die sich für die Erhaltung der Kunstdentmäler interessiren, gesucht und dadurch eine
engere Fühlung mit den Bestrebungen im Lande herbeigeführt und eine wechselseitigeAnlehnung
und Anregung gegeben werden. Wenn diese Grundsätze zur Richtschuur dienen, wird nnbedcnklich
der Provinzialausschuß mit der Sache betraut werden können.

Was nun den dritten Theil des Antrages des Provinzialausschussesbetrifft, den der Herr
Iustizrath Courth bemängelt hat, so scheint mir dieser so zu verstehen zu sein, daß ein gewisser
Theil der Kunstobjette, nämlich die prähistorischen, römischen und fränkischenAlterthümer, aus
dem allgemeinen Nahmen herausgenommen und der besonderenObhut der Direktoren der Pro-
vinzialmuseenübertragen wird und die Herren in Vezug hieranf dem Provinzialconservator gleich,
gestellt werden. Ich halte dies für vollkommengerechtfertigt und möchte sehr gerne den Herren,
die an der Spitze der Museen stehen, auch diese ausgedehnten Vollmachten zur Erforschung der
Kunstdenkmll'lerverliehen wissen im Interesse einer wirksamen Thätigkeit auf einem Gebiete,
b"n sie sich scho„ ^tzt gewidmet, Sie haben ihre Stellung neben dem Provinzialconservator und
befürchte ich Conflikte unter ihnen nicht. Darum „lochte ich allerdings bitten, baß der Provinzial¬
conservator mit Sorgfalt ausgewählt werde, daß ein Mann berufen werde, der den Verhältnissen
unserer rheinischen Provinz durchaus nahe steht, Liebe und warmes Interesse ihren Denkmälern,
insbesondereauch des christlichen Mittelalters, entgegenträgt.

Nun „lochte ich noch, anschließendan den Vortrag des Herrn Referenten auf das die
Kunstdenkmälerder Nheinprovinz betreffendeWerk hinweifen und mich dem so eben vernommenen
Urtheil voll anschließen. Es verdient in der That dieses Werk volle Anerkennung und Unter¬
stützung. Diese letztere möchte ich vor allen Dingen den Herren des Provinziallandtags ans Herz
legen und zu bedenken geben, daß jedes größere Unternehmen auf dem Gebiet der Kunst nur dann
v°lle Frucht bringt, wenn es im Volke Wiederhall findet. Die Mitglieder dieser Versammlung
"er, die ja durch die großen Gaben, die sie für Erhaltung der Kunstbenkmälerins Land hmem-
bringen, für diese ihr warmes Interesse bekunden, werden es gewiß nicht unterlassen wollen, der
Verbreitung dieses Werkes welches, wie kaum ein anderes, so ganz uuserer Provinz und rhren
Denkmälern gewidmet ist, auch ihre persönlicheMitwirkung zu Theil werden zu lassen. (Nelfall,)

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Herr Freiherr von Solemacher-Antweller hat
bas Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich Menüch
" meiner Eigenschaft als zeitweilig noch funktionirender Vorsitzender des Provmzlalausschusses
Meldet, um einen Irrthum in den Bemerkungen des Herrn AbgeordnetenCourth aufzuklären und
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gleichzeitig, »m Herrn Conze zu antworte». Jetzt habe ich es nicht mehr nöthig, da zu
meiner grüßen Freude Herr von Grand-Nh die Gedanken ausgesprochenhat, die ich als Vor¬
sitzenderdes Ausschussesauch ausgesprochenhaben würde, und namentlich danle ich Ihnen für
die warme Empfehlung des Wertes über die Dentmülcrstatistik.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Wünscht noch Jemand das Wort? Herr
Abgeordneter Eonze hat das Wort.

Abgeordneter Conze: Es hat mir genügt, die Anregung zu geben, daß man die
Zahl der Sachverständigen möglichstausdehuen möge, ich bin überzeugt, daß wenn der Provinzial»
ansschuß an der Arbeit sein wird, er von selbst dahin gelangen wird, sei es eine Subcommission
«.ä noo oder ciue Subcommission ein für alle Mal zu cruennen. Ich halte es für unausführ¬
bar, daß der Pruvinzialausschnß sich stets in seinem ganzen Bestände mit der Sache beschäftigt,
und Beschäftigung mit den Dingen im Einzelnen ist unerläßlich, wenn es sich um Beurtheilung
dessen handelt, was erhalten werden soll. Die Bemerkung des Herrn Abgeordneten Courth
war irrthümlich. Die Cunscrvirnng der prähistorischen, römischen uud fränkischenAlterthümer
fällt beinahe ganz außerhalb des Nahmens der Denkmalsfragc. Es handelt sich dort nin
Dinge, die entweder schon vorhanden uud in Museen aufbewahrt sind, oder um solche Dinge,
die noch gefuudeu werden sollen. Also das fällt außerhalb des Rahmens der Arbeiten der
jetzt zu bildende» Commission.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich erkenne an, daß ich mich insofern geirrt habe. Es

soll den Direktoren der Provinzialmuseeu die Unterhaltung der prähistorischen, fränkischen
und römischenAlterthümer übertrageu werden. Aber ich möchte zu bcdeukeu gebe», ob es
richtig ist, die sämmtlichen in dem Erlaß vom I. November 1891 dem Pruvinzialconservator
zugewiesenenNcchtc und Pflichten diesen Direktoren zn übertragen. Ich beantrage, dies fort¬
fallen zu lasfeu, von dem Gesichtspunkteausgehend, daß die Spitze des Ganzen der Provinzial-
confervator fein soll.

Stellvertretender Vorsitzender Jan Heu: Wollen Sie den Autrag einreichen? Es liegt
leine Meldung mehr vor. Ich schließe die Diskussion und ertheile dem Herrn Landesrath Kehl
als dem Vertreter des Herrn Referenten das Schlußwort.

Landesrath Kehl: Die von dem Herrn AbgeordnetenCourth angeregte Frage war durch die
Vorlage der Königlichen Staatsregierung gestreiftworden, und wenn da dem Antrage des Prouinzial-
ausschussesund den Wünschen der KöniglichenStaatsregierung nicht sollte entsprochen werden,
so würden Sie in ein Arbeitsfeld eingreifen, das unsere beide» Muscumsdirektoren augenblicklich,
wie ich wohl sagen darf, niit hoher Einsicht, rastlosem Fleiß und glücklicher Hand seit langen
Jahren bearbeiten. Wenn ich in dieser Beziehung noch Eins hervorheben darf, so möchte ich
erwähnen, daß einer der beiden Herren in Anerkennung seiner Leistungen in die Reichs-I^im^«-
commissionberufen ist und dort auf demselbenGebiete und mit einem ebenso großen Erfolge
thätig ist, wie er in der Nheinvrouinz bisher gearbeitet hat. Das gilt auch von dem andern
Herrn Direktor, der in dem ihm überwiesenen Bezirk mit dem größten Erfolg thätig ist.

Es würde jedoch wohl auch aus anderem Grunde laum zulässig sein, der Anregung des
Herrn Abgeordneten Courth Folge zu geben. Sie greifen damit in die Rechte der Museums¬
commissionein, die fortwährend mit den Direktoren der Museen conferirt, und Sie würden doch
da nur hemmend eingreifen können. Ich möchte also bitten, es lediglich bei dem Antrage des
Provinzialausschussesbewenden zu lassen.



^7. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 6. Dezember 1892. 61

Meine Herren! Wenn der Herr AbgeordneteConze gemeint hat, daß der Provinzialausschuß
der Aufgabe vielleichtnicht ganz gewachsen sein würde, weil er ein zu großer und schwerfälliger
Apparat ist, so möchte ich doch zu erwägen geben, ob das, was er im Auge hat, nicht noch schwer¬
fälliger ist. Er will also eine Subcommission, bestehend aus Mitgliedern des Provinzialausfchusses,
ergänzt durch Mitglieder aus fast allen Kreisen der Provinz. Meine Herren! Das wird vielleicht
"och schwieriger sein. Wir dürfen hoffen, daß die Provinzialcommission in der Person des
Eonscruators, wie wir erwarten, den Arm findet, der die Hauptarbeit vorbereitet und ausführt.
Der Provinzialconferuator ist es, der fortwährend die Fühlung mit den Vereinen und Privaten,
die sich für die Sache intcrcfsiren, und auch mit den Behörden übernimmt und der der Provinzial-
commifsiondie erforderlichenMittheilungen macht. Ich glaube, wenn Sie das bedenken,so wird
eine Schwerfälligkeit diesem Apparat kaum noch nachgesagt werden können, und ich kann daher
nur bitten, daß die Anträge des Prouinzialausschussespui-6 angenommen werden.

In Bezug auf das Werk, was augenblicklich in der Ausgabe begriffen ist, gestatte ich
mir die Bemerkung, daß der Herausgeber Herr Schwann hier im Lefezimmer des Provinzial-
landtags eine Reihe von Exemplaren auflegen wird und gleichzeitig auch eine Subskriptionsliste,
sodaß die Herren in der Lage sind, sich von der Art und Einrichtung des Werkes Kenntniß zu
"erschaffen und sofort zu zeichnen. Es würde das für unsere Provinzialkasscsehr wünschcnswcrthfein.

Stellvertretender VorsitzenderJans;en: Wir kommen zur Abstimmung. Meine Herren!
Ich schlage Ihnen vor, über die Anträge des Provinzialausschusses gesondert abzustimmen.
Wir würden dann zu Nr. 3 auch über deu Autrag des Herru AbgeordnetenCourth abzustimmen
Mbeu, der dahin geht, in diesem Absätze deu Zwischeusatz „mit sämmtliche» uach dem Aller¬
höchsten Erlasse vom !. November 1891 dem Proviuzialconservator zugewieseucuRechten und
Pflichten" fortfallen zu laffeu.

Ich bitte diejenigen Herren, welche der Nr. 1 der Anträge die Zustimmung versagen
wollen, sich zu erheben. — (Es erhebt sich Niemand.) Ich coustatire die einstimmige Annahme,

Ebenso bitte ich diejcuigeuHerreu, welche dem zweitenAutrage des Proviuzialausschuffes
"h" Zustimmung versagen wollen, sich zu erhebe». — (Es erhebt sich Niemaud.) Auch dieser
Antrag ist ei»stimmig augenommc».

Nunmehr bitte ich diejcuigcu Herren, welche dem Amendemeut Courth, das ich soeben
Erlesen habe, Ihre Zustimmung ertheilen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. (Der
Abgeordnete Courth erhebt sich.) Das war die Minderheit. (Heiterkeit.) Ich constatire. daß
auch der dritte Antrag des Provinzialausschusses Ihre Zustimmung gesunden hat.

Wir gehen über znm folgeuden Gegeustaud der Tagesordnung:
Bericht und Antrag, betreffend den Ablauf der Dienstzeit des Laudesbnu-

raths Dreliug, Berichterstatter ist Herr «andcsdircktor Klein. Ich bitte denselben,zu referireu.
Berichterstatter Laudesdirektur, Geheimer Ober-Ncgierungsrath Klein: Meine Herren!

Ale Amtsperiode des Landesbauraths Drcling neigt sich ihrem Ende zu. Durch Beschluß des
Pwviuzialverwaltuugsraths v°m 12. April 187U ist nämlich der damalige Obcr-Iugeuienr
°°r Köln-Miudeuer Eiscubahu Herr Dreliug znm oberen Bantechniker der RheinischenProviuzial-
bmnaltung für eiuc Amtsdauer von 12 Jahren gewählt worden und hat seinen Dienst am
^ I»ni 1876 angetreten. In der Zwischenzeit ist Herr Dreling als Landesbanrath in der
Sitzung des Proviuzialverwaltungsraths vom 14./15. Juli 1887 auf eine fernere Dienstperiode
^°n 6 Jahre,, wiedergewählt worden. Die 12 jährige Amtsperiode erreichte ihr Ende am
l> Juni 1888, während die zweite sechsjährige Dienstpcriode am 31. Mai 1894 abläuft. Da es
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nun ungewiß ist, ob Sie meine Herren vor dem 31. Mai 1894 wieder zusammentreten, und
da ferner doch Rücksicht darauf zu nehmen ist, daß ein Beamter einige Zeit vorher Gewißheit
über seine Wiederwahl hat, so glaubte der Provinzialausschuß Ihnen schon heute vorschlagen
zu sollen:

„Hoher Provinziattandtag wolle den Landesbaurath Dreling unter den bisherigen
Anstcllungsbedingungcnauf die Dauer von 12 Jahren, beginnend mit dem 1. Juni 1894,
wieder wählen."

Sie alle, meine Herren, kennen Herrn Dreling und wisscu seine Fähigkeiten und
Arbeitskraft ebenso zu schätze», wie ich als sein unmittelbarer Vorgesetzter das thue, uud bin
ich deshalb überzeugt, daß dieser Vorschlag Ihre volle Zustimmung finden wird. (Rufe: Ein¬
verstanden und Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wünscht jemand der Herren sich darüber zu
äußern? — Das ist nicht der Fall. Ich darf daher feststellen, daß Sie dem Antrag des
Provinzialausschusses Ihre Zustimmung gegeben und denselben zum Beschluß erhoben haben.

Wir kommen zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung-
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Errich¬
tung von landwirthschaftlichen Winterschuleu zu Wctzlar und Crefeld.

Berichterstatter des Provinzialausschusses ist Herr Abgeordneter Lieven, dem ich das
Wort ertheile.

Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Infolge Ihres Beschlusses vom 3. Dezember 1890,
weitere landwirthschaftliche Winterschulcn zu errichten und zwar in Kcttwig, Geldern. Altcn-
tirchen (Wissen), Neuerburg, Hermcskeil und Elsdurf, hat die Errichtung dieser Schulen statt¬
gefunden, mit Ausnahme von Geldern. Die Schule in Geldern konnte nicht errichtet werden,
weil die Stadt und der Kreis nicht die an sie gestellten Forderungen erfüllten.

Nnnmchr haben wir im Ganzen in der Rheinpruvinz 20 landwirthschaftliche Schulen,
von denen 19 durch die Provinz und eine, die in Hillesheim, vom Staate unterstützt werden.

Inzwischen ging noch beim Provinzialausschuß ein Antrag ein auf Errichtung dreier
weiterer Schulen in Wetzlar, Rees und Crefeld.

Bezüglich des Kreises Wetzlar, welcher bisher auf die Schule iu Heddcsdorf angewiesen
war, wurden fortwährend Klagen laut, daß diese Schule für die Eiugesesfeuen des Kreises
Wetzlar nur sehr schwer und mit großen Kosten zu erreichen sei, und man glaubte sich deshalb
berechtigt, auch für Wctzlar eine Winterschnle beanspruchen zu können. Das Centralluratorium
für die landwirthschaftlichen Winterfchulcn und der Präsident des Landwirthschaftlichen Vereins
für Rhcinprenßen waren fchr für die Errichtung eiuer folchcn Schule eingenommen. Der
36. Rheinische Provinziattandtag hatte zwar, nachdem er zur Errichtung einer Reihe von land¬
wirthschaftlichenWinterschulen die Genehmigung ertheilt hatte, beschlossen, von der Untcrstützuug
weiterer landwirthschaftlicher Winterschulen im Allgemeinen Abstand zu nehmen. Aus den
angeführten Gründen, die in Wctzlar in ganz außerordentlicher Weise zn Tage traten, beschloß
der Provinzialausschuß. in Wetzlar eine Schule zu unterstützen, und ist in Folge dessen, vor¬
behaltlich Ihrer späteren Zustimmung, in Wetzlar eine Schule ins Leben gerufen worden. Daß
dieser Beschluß richtig war. wird dadurch bewiesen, daß heute schuu die Schule iu Wetzlar von
25 Schülern besucht wird. Der Besuch könnte noch größer sein, aber der Direktor wünscht
einstweilen eine größere Zahl von Schülern nicht.

Für die Errichtung einer neuen Schule im Kreise Rees konnte sich der Provinzial¬
ausschuß nicht aussprechen. Er war der Ansicht, daß es mit Rücksichtauf die ungünstige Lage
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der Schule in Mocrs zu bedenkensei, ob diese Schule uicht nach Rees zu verlegen wäre, wenn
in Nees ein Bedürfniß nach Errichtung einer Winterschule sich weiter geltend machen sollte.

Die vom Provinzialausfchnffe für Geldern genehmigteSchule, die wegen der Nichtleistung
der verlangten Beitrüge uicht hat errichtet werden können, wird von dem Kreise Crefeld in Anspruch
genommeu. Die Gründuug wurde von den staatlichen und den communalenBehörden sehr befür¬
wortet nnd namentlich mit Rücksicht auf dcu Rückgang der Hausindustrie und zur Einführung
der Gcmüfegärtnerei u. f, w, in den Kreife» der Fabrikarbeiter für Crefeld gewünscht. Nach
eine», Schreiben des Laudraths des Landkreises Crefeld von« 4. Juni d. I. ist der Kreisausschuh
von Crefeld-Land einstimmig der Ansicht, daß die Errichtung der landwirthschaftlichenWinterschule
an einem auderu Orte als Crefeld uuausführbar fei. Ich muß noch erwähnen, daß man nicht
gegen die Errichtung einer Schule im Kreife Crefeld war, daß man aber glaubte, die Schule
würde am beste,: in einein ländlichen Orte, im Landkreiseund nicht im Stadtkreise Crefeld ein¬
gerichtet, uud dieser Ansicht ist auch der Proviuzialausfchuß fowie das Centralkuratorinm der land¬
wirtschaftlichen Schuleil uud das Präsidium des laudwirthschaftlichcnVereins beigetreten. Da¬
ngen ist aber, wie ich sagte, der Kreisausschuh für Crcfeld-Land der Ansicht, daß die Errichtung
einer Winterschule an einem andern Orte als Crefeld unausführbar fei, und es wird angeführt,
°aß kein Ort des ganzen Landkreises so günstig gelegen, täglich von den Schülern durch die
Eisenbahn zu erreichen uud dadurch für die Eltern angenehmer und billiger fei, wenn die Schüler
täglich nach Haufe zurückkehren könnten, als wenn sie in Crefeld uutergebracht werden müßten.
Dagegen wird geltend gemacht, daß die Gefahren der Großstadt ungünstig auf diefe Schüler
wirken könnten, daß der allzu große Zuzug vom Lande in die Stadt dadurch gefördert statt
gehindert werde, uud deshalb ist eben der landwirthschaftlicheVerein und das Kuratorium gegen
°ie Vorlage.

Der Provinzialausfchuh erlaubt sich dem hohen Provinziallaudtage die Entscheidung
ezüglich der Errichtung einer landwirthschaftlichenWinterschule zu Crefeld mcheimzugeben,im

"ebrigen aber den Antrag zu stellen:
„Hoher Prouinziallandtag wolle sich mit der Errichtung einer landwirthschaftlichen
Winterschnle zn Wetzlar unter Gewähruug eiues Iahreszuschufses von 2200 M. mit
der Maßgabe einverstanden erklären, daß diese Schule dem für die landwirthschaftlichen
Winterschulen der Nheinprovinz bestehendenNormalstatut unterstellt werde."

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskufsiou über diesen Antrag
°°s Provinzialausschussesund ertheile zunächstdas Wort dein Herrn Abgeordneten Schwitz.

Abgeordneter Schmitz: Als Mitglied des Krcisausschusses und als Abgeordneter des
Landkreises Crcfeld fühle ich mich verpflichtet,mit einigen Worten diefe Winterschulezu empfehle».

Unser Kreis hat kleine landwirthschaftlicheVerhältnisse, d. h die »leisten Wirthschaften
" demselben umfassen nur 50—100 Morgen, fo daß Aussicht vorhanden ist, daß diese Schule
'°hr besucht wird. Sowohl der laudwirthschaftlicheVerein wie der Provinzialausschuß hat dies
"Uch anerkannt und hat blos in der Veziehung etwas zu bemäkeln gehabt, daß die Schule zu
"efeld errichtet werden solle. Der Krcisausschuß sowohl wie der Kreistag des Laudkreises hat
"'Mminig die Mittel bewilligt, die für die Schule vom Kreife gefordert wurden, und die Stadt
"°feld hat in anerkennenswcrther Weife das Lokal für die Schule auch in Aussicht genommen,
""d ich möchte dem Herrn Abgeordneten der Stadt- Crefeld hierfür noch meinen besten Dank
"ussvrechen.
. . Der Kreis Crefeld liegt, wie der Herr Berichterstatter schon gesagt hat, in einem Halb¬
es« "m die Stadt. Die einzelnen Orte sind unter sich nicht verbunden, stehen aber mit Aus-
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nähme des einzigen Ortes Lank durch Bahnen mit der Stadt Crefeld in Verbindung. Und
deswegen liegt auch nicht die Möglichkeitvor, in einem anderen Orte des Kreises die Schule zu
errichten, weil der Kreisausschuß und der Kreistag dann die Mittel nicht bewilligen würden und
dann auch die anderen Orte nicht damit zufrieden wären. Es fahren jetzt auch von allen Orten
des Kreises schon Schüler nach Crefeld, welche dort die anderen höheren Schulen besuchen,und
mir sind Unzuträglichkeitenbis jetzt noch nicht bekannt geworden und würden auch beim Besuche
der Winterschulenwohl nicht eintreten.

Besonders möchte ich darauf aufmerksam machen, daß es in Aussicht genommen ist, daß
die Schüler auch tagtäglich wieder zu ihren Eltern zurückkehrenund von diesen beaufsichtigt
werden können,

Ich möchte Ihnen daher dringend empfehlen diese Summe von 2200 M. für die
Errichtung der landwirthschaftlichenWinterschule in der Stadt Crefeld zu bewilligen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Schneemann hat das Wort.
Abgeordneter Schneemann: Meine Herren! Ich stelle mich voll und ganz auf den

Standpunkt des Herrn Schmitz. Wenn irgendwo in der Provinz, so halte ich in Crefeld die
Winterschuleam Platze, erstens wegen der sehr vielen Eisenbahnverbindungen Crefelds mit den
umliegenden Ortschaften, dann aber auch wegen der großen Theilung fast des ganzen Grundbesitzes
in den beiden Kreisen Crefeld und Kempen in Höfe von 40 bis 100 Morgen. Dieser Besitz
ermöglichtes den Eltern nicht, ihren Kindern eine höhere Bildung zu geben, wohl aber ihre
Sühne in die Winterschule zu schicken, wodurch sich eine sehr große Frequenz derselben sicher
erwarten läßt.

Andererseits aber erlaube ich mir noch einige Worte zu der event. Annahme der Errichtung
dieser Winterschule. Wenn Sie dieselbebeschließen, so werden Sie sich auf die Dauer der Ver¬
legung der Winterschulein Moers, welche nur 2 Stunden von Crefeld entfernt liegt, nach einem
andern Theile der Provinz, vielleicht nach Necs nicht entziehen können. Schon der Prouiuzial-
ansschuß hatte ja diese Verlegung in Aussicht genommen, wenn sich ein Bedürfniß für Nees
crweifen follte. Dieses Bedürfniß, meine Herren, ist aber da. In dem ganzen untern Theile
der Provinz, ja auf der ganzen rechten Nheinseite von Holland bis Düsseldorf ist keine Winter¬
schule. Auch der lcmdwirthschaftliche Verein des Kreises Nees hat in seiner letzten Sitzung vor
8 Tagen in Emmerich einstimmig beschlossen:Das Bedürfniß einer Winterschule für Nees sei
ein sehr Dringendes. Ich stelle also, wenn Sie diese Winterschule in Crefeld annehmen, den
Antrag auf eine möglichst baldige Verlegung der Winterschule von Moers nach Nees. Aus
Zweckmäßigkeits-und Villigkeitsrücksichten bitte ich um Annahme meines Antrages.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete Schieß hat das Wort.
Abgeordneter Schieß: Meine Herren! Ich möchte mich gegen die Verlegung von Moers

nach Nees erklären. Die Winterschule ist allerdings in der Zeit, wo sie unter dem früheren
Direktor stand, etwas zurückgegangen. Es ist aber nunmehr seit 1'/2—2 Jahren ein neuer
Direktor angestellt und sie blüht jetzt wieder auf. Ich glaube, daß der Kreis Moers ebensoviel
Recht hat, eine Winterschule zu haben, wie der Kreis Necs, denn gerade der Kreis Moers ist
vorzugsweiseein landwirthschaftlicher Kreis.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Ich denke, daß wir damit die
Frage verlassen, ob Moers oder Nees (Zustimmung) eine Winterschule erhalten soll, denn diese
beschäftigtuns nach unserer Tagesordnung nicht. Ich habe die Herren nicht unterbrechen wollen,
UM dem Aussprecheneines einzelnen Wunsches nicht hinderlich zu sein. Aber wir wollen doch
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nunmehr wieder zu den Winterschulen, die für Crefeld resp, Wetzlar vrojektirt sind, zurückkehren.
— Wünscht einer der Herren darüber noch das Wort?

Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Diskussion und ertheile das Schlußwort dem
Herrn Referenten.

Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Ich verzichteauf das Wort.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Referent verzichtet. Wir kommen

zur Abstimmung.
Der erste Antrag des Provinzialausschusses geht dahin:

„Dem hohen Provinziallandtage die Entscheidung bezüglich der Errichtung einer
landwirthschaftlichenWinterschule in Crefeld anheimzugeben".

Gin bestimmter Antrag, betreffend die Wahl eines Ortes, ist demnachvom Provinzial-
misschuß nicht gestellt. Wir haben aber den Antrag des AbgeordnetenSchmitz zu diesemPnnkt
zur Erledigung zu briugen, der dahin geht, diese Winterschule in Crefeld zu errichten, und
zwar mit demselbenIahreszuschuß, der auch für die andere Schule in Aussicht genommen ist,
nämlich 2200 M. In zweiter Stelle würden wir alsdann über den Antrag des Provinzial¬
ausschussesin Betreff der Errichtung der Winterfchule in Wetzlar abzustimmen haben.

Ich bitte diejenigen Herren, welche nach dem Antrage des Herrn AbgeordnetenSchmitz
die landwirthfchaftlicheWinterschnlein Crefeld errichtetfehcn mochten, sich zu erhebe». (Geschieht.)

Das ist die große Majorität. Ich darf wohl ohue besondereAbstimmung feststellen,
daß Sie auch mit der Errichtung der Winterschnle in Wetzlar einverstanden sind? — Das ist
der Fall. Ich stelle fest, daß Sie auch diesen Antrag zum Beschluß erhoben haben.

Wir kamen sodann znm folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
Bericht uud Anträge des Provinzialausschusses, betreffend die Umwand¬
lung der Taubstummenanstalt zu Aachen in eine Provinzial-Taub-
stummenanstalt.

Der Berichterstatter des Provinzialausschusses ist der Herr Abgeordnete Lueg. Ich
ertheile demselbendas Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Lueg: Meine Herren! Ueber die Nothwendigkeit der
Umwandlung der Taubstummenanstalt in Aachen in eine Prouinzial-Taubstummenanstalt hat
der Herr Landesdircktur Ihnen gestern schon in großen Zügen das Wesentlichstein seiner Etats¬
rede mitgetheilt. Es handelt sich hier darum, eine sehr alte Schule, eine Privatschnle in eine
provinzielle Schnlc umzuwandeln. Die bisherige Taubstummenanstalt in Aachen ist seiner Zeit
von dem Verein zur Beförderung des Taubstummenunterrichts in Aachen gegründet worden
und zwar im Jahre 1838, ist also eine sehr alte Institution. Sie hat schon längst das fünfzig¬
jährige Jubiläum gefeiert. Diese Schule, die im Anfang nur wenig Zöglinge hatte, hat sich
im Laufe der Zeit sehr rasch entwickeltund besitzt zur Zeit 4? Zöglinge.

Die Provinzialvcrwaltung ist sehr bald nach Errichtung der Schule iu Beziehungen zu
ihr getreten und zwar in der Weise, daß dieselbe für die Schaffung von 15 Freistellen einen Beitrag
bezahlte, der zuerst auf die Summe von 3750 M. normirt war und später auf 5625 M.
"höht wordeu ist. Endlich ist die Provinzialverwaltung der Angelegenheit noch insoweit näher
getreten, als sie sich bereit erklärt hat, zur Pensioniruug der Lehrer für die Pension einen
bestimmten Beitrag und zwar «/» der Pensionen zu leisten, für den Fall, daß die Pensioniruug
in der Weise geregelt würde, wie es für die Provinzialbeamten maßgebend ist. Außerdem
wurde dann noch der Provinzialverwaltung das Recht eingeräumt, bei der Einrichtung der
schule eine bestimmte Mitwirkung auszuüben.
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Die Taubstummenanstalt zu Aachen hat uun allen Ansprüchen, welche an eine der¬
artige Anstalt zn stellen waren, in vollem Maße genügt. Der Verein, dem im Laufe der
Zeit die verschiedensten Zuweudungen gemacht wordcu sind, hatte im Jahre 1863 hinreichende
Fonds angesammelt, daß er dazu übergehen konute, eiu eigenes Anstaltsgebäude zu errichten,
nnd zwar ist dieses Gebäude mit einem Kostenaufwand von 60 000 M. errichtet worden. Es
herrscht dabei nun allerdings das sonderbare Verhältniß, daß zwar das Gebäude Eigenthum
der Anstalt ist, nicht aber der Grund und Boden, worauf dasfclbe errichtet ist. Das Bau¬
grundstückist seitens der Stadt Aachen seiner Zeit hergegeben worden uutcr dem ausdrücklichen
Vorbehalt, daß für den Fall diese Anstalt demnächsteingehen und das Gebäude zu anderen
Zwecken benutzt werden sollte, dann die Stadt Aachen das Grundstück dem neuen Erwerber zu
einem angemessenenPreise zu veräußern habe. Der Verein hat bisher große Summen der
Taubstummenanstalt zugewendet. Wie aus dem Etat für das Jahr 1892/93 hervorgeht,
bezieht die Anstalt an Einnahmen aus Zinsen von Hypotheken 1862 M., dann an Zinsen von
Werthpapieren 2045 M., ferner an Miethen uud Pachten von Grundstücken 2920 M., im
Ganzen 729? M Außerdem stoßen dem Verein noch zu an Beiträgen der Mitglieder 3600 M,,
an Beitrag der Stadt Aachen 3000 M., Beitrag des Vereins zur Beförderung der Arbeitsam¬
keit 3520 M, die Aachen-Münchener Feuerversichcrungs-Gesellschafthat jährlich 600 M.
gezahlt. Insgesammt repräsentiren diese letzteren Beträge die Summe von 10 720 M. Die
voraussichtlichenEinnahmen der Anstalt balnnciren im Etat für 1892/93 in der Höhe von
18 01? M. Dazu tritt dann der vorher erwähnte Zuschuß der Provinz für 15 Freistellen
mit 5625 M.

Meine Herren! Nun ist aber der Umstand eingetreten, daß einerseits die Stadt
Aachen erklärt hat, daß sie ihren Zuschuß von 3000 M, ferner nicht zahlen wolle, daß in
gleicher Weise auch die übrigen Zuwendungen des Vereins für das Taubstummenwesen sich ver¬
mindert haben, daß dieser Verein nicht mehr in der Lage war, den vollen Zuschuß zu geben
und daß im vorigen Jahre schon das Kapitalvermögen in Höhe von 6000 M. angegriffen
werden mußte. Auch die Nachen-Münchener Feuer-Societät hat zu erkennen gegeben, daß sie
ferner nicht mehr gewillt fei, den bisherigen Zuschuß vou 600 M. zu zahlen. Unter diesen
Umständen ist also die Existenz dieser Taubstummenanstalt in hohem Grade gefährdet, uud da
es wohl nicht zulässig ist, daß die Provinz eine solche nützliche Anstalt, für die sie 30 Jahre
lang die größte Fürsorge bethätigte, zu Grunde gehen läßt, auch noch hinzukommt daß der
Regierungsbezirk Aachen zur Zeit noch keine Taubstummenanstalt besitzt, gelangte der Proviuzial-
nusschuß zu der Ansicht, daß die Anstalt vou der Provinz zu übernehmen sei. Es ist nun
mit der Taubstummenanstalt bezüglich der Uebernahme seitens der Provinz verhandelt worden.
Man hatte zuerst der Provinz proponirt in den Besitz des Anstaltsgebändes zu treten, immer
unter der Voraussetzung, daß sie auch in das lästige Verhältniß mit der Stadt Aachen ein¬
zutreten habe. Nach langer Verhandlung hat sich schließlich auch der Vcreiu für die Beförderung
des Taubstummenunterrichts bereit erklärt, außer der Ucberlassung des Gebäudes noch einen
jährlichenZuschuß von 3750 M. zu leisten und diesen Zuschußdurch ein Kapitalvermögen, durch
Kapitalwerthc sicher zu stellen. Es hat sich daraufhin der Provinzialausschuß cutschlussen, IlM"
vorzuschlagen, unter diesen Bedingungen die Schule zu übernehmen, nnd beantragt dem¬
gemäß Folgendes:

„Der Provinziallandtag wolle sich damit einverstaudeu erklären, daß die Taub¬
stummenanstalt zu Aachen am 1. April 1893 in eine Provinzial-Taubstummenanstalt
in Gemäßheit des Reglements über die Leitung nnd Verwaltung der Provinzwl-
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Tanbstummcnllnstaltcn zu Vrühl, Elberfcld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier vom
12. Dezember 1890 und der dazu gehörendenBedingungen znr Aufnahme taubstummer
Kiudcr iu die Taubstummenanstalten der Rhciupruviuzuutcr nachstehenden Bedingungen
umgewaudelt werde:
1. der Verein zur Beförderung des Taubstummenunterrichts zu Aacheu verpflichtet

sich, dem Proviuzialucrbaude der Nheinprovinz das zn Aachen am Iakobsthor
gelegene, in der Grnndstcucr-Mutterrolle näher bezcichucte Gruudstück, Gemeinde
Aachen, Flur t'. I. 647/0,70, groß l3 Ar 43 Quadratmeter, mit allen auf¬
stehende» Gebäulichteiteu und mit allem Inventar und Zubehör, namentlich mit
allen gegenwärtig zum Betrieb der Taubstummenanstalt dicucudcu Mobilar-
gegeustüudeu,zum Eigenthum, frei von Hypotheken uud Schulden, uud zwar fu
wie der Verein dasselbe bisher besessen uud benutzt hat, durch uotariellcu Akt
zu übertragen, wobei der Provinzialverband in das zwischen der Stadt Aachen
nnd dem Vereine hinsichtlichdes Grundstückes, auf welchem die Anstalt erbaut
worden ist, bestehendeNechtsverhältuiß einzutreten hat;

2. der genannte Verein verpflichtet sich ferner, vom 1. April 1893 ab zur Gründung
von Freistellen an den Provinzialverband der Nheinprovinz einen jährlichen
Betrag von 3750 M., vierteljährlich im Voraus, zn zahlen und zur Sicher¬
stellung dieser Leistung ein entsprechendesKapital in Hyputhckenfurderuugennnd
Wertpapieren bei der Laudesbank der Nheinprovinz zn hinterlege,:."

Indem ich diesen Antrag hiermit Ihrer Genehmigung empfehle, habe ich demselben
nichts weiter hinzuzufügen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle den Antrag zur Discussion — und
fchließedieselbe, da sich Niemand zum Worte gemeldet hat.

Ich nehme mit Ihrer Zustimmuug auch ohue formelle Abstimmung an, daß Sie dem
Autrag des Provinzialausfchusscs Ihre Zustimmuug gegeben und denselben zum Beschluß
erhoben haben.

Den folgenden Gegenstand der Tagesordnung bildet der Bericht und die Anträge
des Provinzilllansfchufscs, betreffend die Ausbildung des unteren Straßenbau¬
personals.

Ncfcrcnt ist Herr Landesdirektur Klein. Ich ertheile demfelbeu das Wort.
Berichterstatter Landesdircktor. Geheimer Ober-Negierungsralh Klein: Meine Herren!

Ich habe bereits gestern die Ehre gehabt, bei der Vorlcgnng des Haupt-Etats die Reform zu
erwähnen, welche der Pruviuzialausschuß beabsichtigt,Ihueu auf dem Gebiete unfercr Straßen-
Verwaltung vorzuschlagen. Ich habe die Veranlassung dieser Neform, sowie die allgemeinen
Gesichtspunkte,welche hierbei die Verwaltung geleitet haben, hervorgehoben uud kauu es sich
hiernach heute nur noch um Einzelheiten dieser Vorschläge handeln.

Ich bitte den Herrn Präsidenten, hierzu dem Herrn Landesbaurath Dreling das Wort
3« geben, indem ich mir vorbehalte, als Neferent später das Wort zu nehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußcu: Herr Landesbaurath Dreling hat das Wort.
Berichterstatter Landesbaurath Dreling- Meine Herren! Es liegt Ihnen eine Drucksache

Nr. 14 vor, welche dcu Bericht des Proviuzialausschusses uud dessen Anträge auf Errichtung
"»er Schule zur Ausbildung des untern Straßcnbaupcrfonals cuthält. Dieser Bericht schließt
"nt 2 Anträgeu. Der erste dieser Auträge bezieht sich auf eiueu zweiten Bericht, welcher Ihnen
Mit Schreiben vom 10. November 1891 zugesandt worden ist. Sie werden in dem ersten der
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genannten Anträge gebeten, sich mit den Ansichten und Vorschlägen einverstanden zu erklären,
welche eine Commission des Provinzialansschnsses iu dem Berichte über eine Vereisung der
Straßcu iu der bayerischen und hessischen Pfalz, in Vaden nnd Elsaß-Lothringen niedergelegt hat.
Dieser Bericht, meine Herren, liegt Ihnen gedrucktvor, uud werde ich mir gestatten, ans den¬
selben kurz einzugehen.

Der Bericht beginnt mit den Worten: „Die stetig sich steigernden Ansprüchean den Zu¬
stand der Provinzilllstraßen und das nicht zu bestreitende andauernde Wachse» der Preise für
Unterhllltungsmaterial und Arbeit ließen nach Ansicht des zuständigen Landesbauraths die in
den laufenden Etats vorgesehenen Unterhaltungskrcdite für die Folge uicht mehr ausreichend
erscheinen".

Meine Herren! Dieser Landesbaurath bin ich. Der Zerr ^andesdirektor hat bereits
die Ursachen, welche mich veranlaßt haben, derartige Befürchtungen anszusprechen,in seiner Etats¬
iede berührt. Es ist mir nun von einzelnen Mitgliedern des Hauses mitgetheilt worden, daß
die bezüglichenAngaben des Herrn Laudesdirektors eine mißverständliche Auffassuugerlitten habe»,
nnd zwar die, daß die Straßcnbauvcrwaltung zur sachgemäßen Unterhaltung der Provinzilllstraßen
über die im Etat vorgesehenen Mittel hinaus noch eine Summe von 800 000 M. als erforderlich
bezeichnet habe.

Meine Herren! Das ist nicht an dem, das hat der Herr Landesdircktor nicht sagen
wollen und auch nicht gesagt. Die 800 000 M,, welche ermittelt wurden, wie dies der Herr
Landcsdirektor näher erläutert hat, sind lediglich eine Vergleichszahl, eine Vcrglcichszahl dafür,
was nothwendig gewordeu wäre, wcun man den alten Cours weiter beibehalte!: hätte. Eine
positive Forderung, eine Forderung iu bestimmt abgeschlossenerSumme ist bisher seitens der
Straßenbauvcrwaltung in besagter Angelegenheit nicht gestellt worden.

Ich komme nun auf die Ausführungen des Berichtes, der Ihnen vorliegt, zurück. Der
Bericht fährt damit fort, daß er die Route näher angiebt, welche die Commifsiuu des Provinzial¬
ausschusseszur Prüfung der Einrichtungen des Straßcnwcscns in der bayerischenuud hessischen
Pfalz, in Baden uud Elfaß-Luthringen gewählt hat. Dann geht derselbezu deu Einrichtungen
des Straßenwcsens in den genannten Ländern über und werden diese Einrichtungen einzeln
des Nähern erläutert.

Hierauf berührt der Bericht die bezügliche»Organisationen der Straßeubauverwaltnng
und es wird dabei constatirt, daß diese Organisationen fast genau dieselben sind, wie diejenigen,
welche wir hier in der Nhcinprovinz haben. Es befindet sich nämlich an den einzelnen Central-
stcllcn die administrative und technische Spitze der Vcrwaltnng. Das Straßennetz ist in Aemter
von grüßcrem oder geringerem Umfange getheilt, denen ein technischer Beamter vorsteht, welcher
die lokalen Vcrwaltungsarbcitcu mit zu besorgen hat.

Die Aufsicht über die Vauarbcitcn und die Aufstellung der Vauicchnnngcn liegt soge¬
nannten Straßcnmcistern ob, deren Belaufe je nach den örtlichen oder sonst maßgebenden Verhält¬
nissen von verschiedenerAusdehnung sind.

Die eigentlichen Vaunrbeitcn, mit Ausnahme derjenigen bei Kunstbauten, werden von
fest engagirtcn und eingeübten Arbeitern zur Ausführung gebracht, welche den Namen Straßen-
Wärter führen. Dieselben entsprechenden in der Rheinprovinz angestellten ständigen Arbeitern,
bilde» aber ei» weit eingeübteres und zuverlässigeres Persuual.

Meiue Herreu! Gerade die Art der Ausführung der gewöhnlichenStraßenbauarbeiten,
wie solche in de» bereisten Ländern üblich ist. hat das besondere Interesse der Commission aus
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dem Grunde erregen müssen, weil diese Ausführung in der Nheinprovinz eine wesentlichandere
ist. Auch hat der Herr Landesdirektor in seinem Berichte über den Haupt-Etat auf diesen
Punkt bereits aufmerksam gemacht. Die in der Nheinprovinz zur Ansführuug der gewöhulichcu
Straßeuunterhaltungsarbeitcn angestellten Arbeiter sind zumeist nur automatische Kräfte von
geringer Zuverlässigkeit, dcum die üblichenVerrichtungen uiclfach im Verdinge vergeben werden
müsseu, weun man mit Sicherheit eine Leistung von denselben erwarten will.

Eine dauernde Überwachung und Anleitung derselben durch die Straßeuaufsichts-
beamten ist in Folge der großen Strecken, welche diese letzteren zu überwachenhaben, nicht möglich.
Es haben sich deshalb bei der Ausführung der genanuten Arbeiten mcmnigfache Mißstäude eiu-
gcschlichcu, dereu Beseitigung driugeud erforderlich gewordeu ist, darin liegt der Grnnd, weshalb
von den bisherigen diesbezüglichenEinrichtungen iu der Nhciuprovinz abgegangen werden und
eine Bauausführung an deren Stelle treten soll, welche den Einrichtungen in Baden uud Elsaß-
Lothringen entspricht. Ich werde hierauf im zweiten Theile meines Vortrages zurückkommen.

Des Ferneren ist auf Seite 5 des Berichts der Commissionvon den Kosten der einzelnen
Vauämtcr die Nede nnd da hat sich denn herausgestellt, daß durchschnittlichdie Kosten eines
solchen Amtes in Baden, in Elsaß-Lothringen uud in der Nheinprovinz ziemlichdieselben sind
und sich anf etwa 10 000 M. Pro Jahr belaufen.

Von besonderem Interesse für die Commissionwar ferner zu erfahre», welche Ausdehnung
die Straßennetze hatten, die den einzelneu Straßeuauffichtsbeamtcn unterstellt waren, weil nuch
hierbei eine ganz erhebliche Verschiedenheit gegenüber den Einrichtungenin der Nheinprovinz cunstatirt
wurde. Iu Clsnß-Lothringenhat z. B. ein Wegcmeister81 Km Länge zu beaufsichtige»;darunter
befinde»fich aber Straße», die »icht der Verwaltung der betreffende» Behörden unterstehen,sondern
bei welchen lediglich die technischeAufsicht dem betreffenden Baubcamtc» zugetheilt ist. I» Baden
hat ,»a» bis zu 118 Kin derartiger Straßen den einzelnen Bauaufsichtsbeamtenübergeben; darunter
befinden sich jedoch »ur 35 Kiu i» eigener Verwaltung der betreffenden Behörde. In der Rhein
Provinz sind durchschnittlich nur 29 Kiu Straße» de» Aufsichtsbeamteuunterstellt. Das rührt aber
daher, daß bei uus iu der Nheiupruviuz der Uebergang von deu altcu Anffeheru zu deu neuerdings
ausgebildetenStraßcnmeisteru mir erst theilweise hat durchgeführtwerden können. Einzelne unserer
Straßenmeister habeu jetzt schou Belaufe vou 40 bis 45 Kin Lauge.

Was die Unterhnltuugskusteuder frcmdländifchcu Straßen aubelaugt, so dürfte es ebenfalls
von Interesse sein, mitzutheilen, wie sich dieselbe» i» de» einzelnen Staaten gestalten gegenüberden
kosten, die bei uns die Provmzialstraßen verursachen. Da stellt sich nun die Sache so, daß iu der
Pfalz die Staatsstraßen — und lediglich, meine Herren, mit den Staatsstraße» lafsc» sich unsere
Pluvinzialstraßen vergleichen — pro Kilometer uud Jahr 580 M. kosten. Im Ober-Elfaß erfordern
dieselben Straßen 630 M., in Lothringen 643 M., und im unter» Elfaß 549 M., während die¬
selben Kosten in der Rheinprovinz 518 M. betragen.

Bcmerkenswerth war feruer, wie sich der Bedarf an Straßenmaterial in deu bereisten
Ländern zu demjenigenBedarf verhält, der hier bei uns im Laufe der Zeit als solcher sich heraus»
^stellt hat. Hier wäre zu bemerken, daß iu der Pfalz 36,02 «dui durchschnittlich pro Kilometer
und Jahr erforderlich sind, in Elsaß-Lothringeu 36,40 odm, in Baden 38,3 und in der Rhein-
prvviuz nur 29 odm (Hört! hört!) Das, meine Herren, giebt zn denken.

Im Ferneren verbreitet sich der Bericht über die Construktionder Straßen. Diese Con-
swiltion, meine Herren, ist wohl so ziemlich in alle» Kulturstaaten dieselbe, aber was wir Ge¬
legenheithatteu, auf der Reise zu beobachten, ist, daß die Durchführung der Vorschrifteufür den
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Bau der Straßen in Baden und in Elsaß-Lothringen eine wesentlich schärfere gewesen ist, daß also
die Straßen wesentlichbesser gebaut sind, als diejenigenwaren, welche uns in der Rheinprovinz
znr Zeit überkommen sind.

Was endlich den Zustand der Straßen anbelangt, so hat coustatirt werden können,
daß der wesentlichste Theil der Straßen, d. h. die Straßeufahrbahn in den Ländern, die wir
besucht haben, keineswegs besser ist als bei uns. Was aber besser war und was in der That
nachahmcnswcrth erschien,das war das äußere Ansehen der Straße, das war die Regelung der
Banketts, der Gräben und Böschungen, das waren die Baumpflanzungen und ähnliche Dinge.
Darin können uns allerdings die andern Länder als Muster dieuen.

Die Commission hat mm geglaubt, das Resultat der Erfahrungen anf ihrer Reise in
folgende Punkte zusammenfassenzu sollen, indem sie erklärt:

1. Im Allgemeinen steht in Bezug auf den Uuterhaltnugszustand der Provinzialstraßen,
insbesondere was die Fahrbahn anbelangt, die Rheinprovinz hinter der Pfalz, Elsaß-
Lothringen und selbst Baden nicht zurück, mir ist der Zustaud der Bankette, der
Gräben, Rinnen und Böschungen in Baden ein wesentlichbesserer.

2. Die Kosten der Unterhaltung der rheinischen Provinzialstraßen erscheinen im Vergleich
mit den Kosten der Straßen in den benannten Staaten zwar nicht zu hoch, allein es
lassen sich durch die üben berührte Vergrößerung der Belaufe und die dadurch ermög¬
lichte Verminderung der Zahl der Straßenmcistcr, sowie durch Unterhaltung der
Straßen mit geringem Verkehr durch Ausbcsseru (Flicken) noch weitere Ersparnisse
erzielen.

Dadurch erscheint
3. eine Erhöhung des Straßen-Etats für die gewöhnlicheUnterhaltimg trotz der stetig

steigenden Preise für Material und Arbeit zur Zeit uicht geboten, zumal da durch
das zwifchenzeitig erlassene Gesetz über die Vorausleistungen der Fabriken lc. die
Möglichkeit gegeben ist, übermäßigen Velastuugcn der Straßen Seitens Einzelner zu
begegnen bezw. für die Gesammtheit Entschädigung zn erlangen.

4. Die zum Umbau von Brücken, zur Herstclluug von Pflasterungen, zu größeren Ent¬
wässerungsanlagen ?c. in längeren Zwischenränmenerforderlich werdenden einmaligen
Ausgaben gehören nicht auf den laufende,, Etat der Straßennntcrhaltung, sondern
sind als vorübergehende Ausgaben znr banlichcnVollendung der Straßen besonders
zu veranschlagen und die erforderlichen Mittel als außergewöhnlicher Kredit neben
dem Straßen-Etat bei dem Provinziallandtag zu beantragen.

5. Es wird empfohlen, an Stelle der jetzigen ständigen Wegenrbcitcr zuverlässigere und
kundigereArbeiter als Wärter nach badischcm Muster vor und nach anzunehmen und
mit der allmählichen Einführung dieses Systems das Personal der Straßenaufsehcr
schrittweisezu vermindern. Zur besseren Ausbildung des Straßenmcisters ist ähnlich
wie in Baden und Elsaß-Lothringen eine Schule für untere Kultur- uud Wege-Bau-
tcchnikerzu errichten.

6. Das Deckensystemist als allein maßgebendes Prinzip zu verlassen und neben dem
Deckensystemdie Unterhaltung der Straßen durch Flicken, in Anlehnung an die
Verhältnisse in Ober-Elsaß, einzuführen.

Meine Herren! Von diesen 5 Punkten ist derjenige unter 5, in welchemvon der Errich¬
tung einer Schule die Rede ist, besonders behandelt uud zwar in der Drucksache Nr. 14.
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Nachdem ich Ihnen knrz den Bericht der Commission znr Bereisnng der Kunststraßen in
anderen Ländern zum Vortrag gebracht habe, werde ich nur jetzt gestatten, zu dem zweiten
Bericht und zu dem zweiten Antrage des Provinzialansschusses überzugehen, falls nicht Seitens
des hohen Landtages beliebt werden sollte, an den ersten Theil meiner Ausführungen noch
Bemerkungen irgend welcher Art zu knüpfen.

Stellvertretender VorsitzenderI außen: Ist dies der Fall, oder wollen die Herren
nicht zunächst den ganzen Bericht entgegennehmen und dann erst Ihre Vemcrknngen daran
knüpfen? Herr Abgeordneter Fritzen hat das Wort.

Abgeordneter, Fritzen: Ich bitte mich, zunächstden ganzen Bericht zn höre».
Stellvertretender VorsitzenderIaiißen: Ich bitte den Herrn Referenten furtzufahren.

(Ruf: Ich bitte ums Wort!) Ich habe bereits dem Referenten das Wort ertheilt. Uebrigens ist
die Diskussionnoch nicht eröffnet.

Lanocsbllnrath Drcling: Meine Herren! C's handelt fich in dem Bericht Drucksachen
Nr. 14 darum, den Antrag des Provinzialansschusseszu »wtivirc», der dahin geht, daß statt
unserer bisherigen gewöhnlichen Straßennrbeiter Straßemuarter angenommen werde», nnd daß eine
Schnle errichtet werde znr Unterrichtung unseres niederen Straßenbaupersonnls.

Meine Herren! Kürzer und beweiskräftiger,als das hier in diefem an und für sich wohl
nicht zn langen Bericht geschehen ist, vermöchte ich eine Mutivirung, um die es sich doch hier
handelt, Ihnen nicht vorzutragen, uud ich gestatte mir, zum größeren Theile das, was hier gedruckt
ist, Ihnen vorzulesen. Der Bericht lautet:

„Die im Jahre 1885 in Angriff genommeneReorganisation der Straßenbauverwaltung
in der Nheiuprovinz umfaßte das gesammte administrative nnd technischeGebiet besagter
Materie und baute sich ans Erfahruugen auf, welche nach einem 8jährigen Betriebe gefammelt
worden waren.

In der Hauptsache bewegte sich die Reform nach zwei Richtungen hin, indem fie ein¬
mal eine bessere Art der Ausbildung und Verwendung des in der Verwaltung beschäftigten
Personals und dann eine wirthschaftlichereVerwerthung des zum Bau und zur Unterhaltung
erforderlichen Materials ins Auge faßte.

Was zunächst das Perfonal betrifft, fu füllten an Stelle des aus ea. 20U0 zumeist
alten oder invaliden Personen bestehenden Arbeiterperfunals jüngere und tüchtigere Kräfte
beschafft und angestellt werden, welche nicht mehr nach der Zeit, sondern nach der Leistung zu
bezahlen seien. Dies erforderte ein befser geschultes, moralisch zuverlässigeres Aufsichtsperson«!,
welches heranzubilden als eine besonderswichtige Aufgabe der Lotal-Baubcamten betrachtet wurde.

Diese besser ausgebildeten Beamten erhielten zum Unterschiedgegen die früheren, kaum
nn Lefeu uud Schreiben erfahrenen Auffeher die dienstliche Bezeichnung „Strahenmeistcr".
Um dieselben in den Stand zn setzen, die Arbeiter des öfteren und besseren eontroliren zu
löunen und damit auch die Möglichkeit herbeizuführen, ihren Wirkungstreis zu erweitern uud
ihre Zahl zu verringern, war ihneu gestattet, bei den Begangen die bestehendenFahrgelegen¬
heiten (Pust und Eisenbahn) zur Hinfahrt oder Rückkehrzu benutzen.

In den letzten Jahren wurde die Ausdehnungsfähigkeit der Aufsichtsbelüufe noch
weiter dadurch wesentlichgefördert, daß man die Aufsichtsbeamtenmit Fahrrädern ausrüstete,
welche dieselbeu in den Stand setzten, in kürzesterZeit alle Punkte der ihnen zugewiesenen
kratzen zu erreichen. Speziell in dieser Beziehung ist die Rheinprovinz allen anderen Wege¬
verwaltungen weit vorausgewesen und haben die diesseitigen Einrichtungen anderwärts vielfach
als Muster gedicut.
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Die in solcherWeise in Aussicht genommenenUmgestaltungen tonnten seit Einführung
derselben, im Jahre 1885, bis jetzt nicht vollständig znr Durchführung gebracht werden, weil
die Beseitigung der großen Zahl nicht weiter ansbildungsfähiger Aufsichtsbeamteu und der
weniger brauchbaren Arbeiter sich ohne zu große Härte während genannter Zeit nur zum Theil
erreichen ließ. Demungeachtct haben sich doch die segensreichenWirkungen der Ncueruugeu
überall da sichtbar gemacht, wo dieselben haben Platz greifen können.

An der Hand der Erfahrung hat sich im Laufe der Zeit, zumal aber durch Vergleich
der hiesigen Einrichtungen mit denjenigen in Baden und Elsaß-Lothringen gezeigt, daß man
die Eonsequenz der au und für sich richtigen Gedanken, welche der Reform in obiger Beziehung
zu Grunde lagen, nicht weit genug verfolgt hatte. Dies bezieht sich ebensowohl auf die
Veschnftignngsweiseder Straßcnarbeitcr, als auch auf die Ausbildung des Aufsichtspersonals.

Die Aufscher bezw. Straßenmcistcr, deren Zahl nach und uach statt, wie im 1885 er
Ncorganifationsplan vorgesehen auf 240, bis auf 220 verringert und damit deren Bezirke auf
30 bis 36 Km erweitert worden waren, konnten, auch beim besten Willeu uicht, die große
Zahl der zerstreut arbcitendcu Tagelöhner derart dauernd beaufsichtigen und unterweisen, daß
nicht mangelhafte Ausführungen bei den im Verdinge vergebeueu Arbeiten oder Schlimmeres
noch nntergelaufen wäre. Dazu eigneten sich viele Arbeiten überhaupt nicht zur Ausführung
im Verding und mnßte daher die Tagelohnarbeit in den meisten Fällen neben der Verding-
arbeit herlaufen. Auch bot, wie leider die Erfahruugcu gezeigt haben, sowohl die Verding¬
arbeit als auch die Tagelohnarbeit deu unlauteren Elementen unter dem Aufsichtsperson«!eine
leichte Gelegenheit, durch falsche Angaben sich auf Koste» der Provinz unerlaubten Vortheil zu
verschaffen.

Durch derartige Verhältnisse mnßte eine ezacte Rechnnngsaufstcllung zeitraubend und
schwierig und mitunter wenig zuverlässig werden."

Meine Herren! Ich bemerke, daß ich mich doch in Bezug auf den Umfang des Berichtes
in Irrthum befunden habe, und werde ich mir deshalb gestatten, um Ihre Zeit uicht zu lauge in
Anspruchzu nehmen, über das Weitere kurz zu referireu.

In der Nhcinprovinz hat man mit den gewöhnlichen Arbeitern bei der Straßcnuuter-
hciltuug, wie bereits gesagt, nicht die besten Erfahrungen gemacht, während die Resultate der ent¬
sprechenden Einrichtung in Baden, wo das Straßenwesen seit mehrerenJahrzehnten auf dem Höhe»
punkte stand, ferner in Elsaß Lothringen und Bayern derartige sind, daß nnr empfohlen werde»
kann, dasselbe Prinzip zu verfolgen, was sich dort fchon feit langer Zeit bewährt hat.

Was zunächst das Aufsichtspersoualaubclangt, so war in der Nhcinpruviuzdie Einrichtung
so getroffen, daß man den Lokal-Vaubeamteudie Aufgabe zuwaudte, die ucuen Straßeumeistcr zu
unterrichten und in die Arbeit einzuführen. Es hat sich nu» aber im Laufe der Zeit gezeigt, daß
zunächst nicht jeder dieser Herreu als Dozent zn verwerthen ist. Dann aber auch haben die
Aufgaben der Lokal-Vaubeamte» im Laufe der Zeit eineu derartigen Umfang erreicht, daß ihnen
in der That nicht die »öthige Zeit verbliebe» ist, die Aspiranten so zu uuterrichteu und auszm
bilden, wie es erforderlich ist, um sie zu wirtlich tüchtige« Aufsichtsbeamtenheranzubilden. Wir
sind heute uu» so weit gekommen, daß wir gar nicht mehr in der Lage sind, das Personal, dessen
wir bedürfen, auf dem Wege, den wir bisher verfolgt haben, zu bcfchaffeu. Es muß also ein
anderer Weg eingeschlagen werden.

Nun hat die mehrerwahnteCommissionbei Gelegenheit ihrer Reise durch Elsaß-Lothringen
in Straßburg eine Schule zur Ausbildung des unteren Straßcnpersonals kennen gelernt, welche,
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was ihre Resultate anbelangt, in jeder Beziehung als mustergültig gelten taun. Der Unterricht
an dieser Schnlc wird Seitens Lehrkräften im Ncbenmnte ertheilt, welche im Hauptamte an den
sonstigenhöheren Lehranstalten Straßburgs angestellt sind. Der Schulbesuchbeschränktsich auf
4 Winter-Semester. Während der entsprechenden Summer-Semester werden die Zöglinge den Auf»
sichtsbeamten,und zwar sowohldenjenigen des Meliorationswescusals denjenigen des Straßenwescns
zugetheilt nnd erhalten dort Unterricht in der praktischen Bauausführung, Nach Absulvirnngdes
ganzen Kursus müssen dieselben sich einer Prüfung unterwerfen und weiden dann, nach bestandener
Prüfung, Aspiranten für vatant werdendeStellen in der Strahcnbauverwaltung oder im Mclio-
ratiousweseu. Es hat sich nun auch in der Rheiuprovinz das Bedürfniß herausgestellt, außer
niederen Straßenbautcchuikeruauch Melioratiunstechnikerunteren Ranges auszubilden.

Es werden nämlich alljährlich große Summen sowohl Seitens des Staates, als Seitens
der Provinzen uud der Gemeindenfür Meliurationszweckein der Provinz ausgegeben.

Die erste Ausführung der bezüglichen Bauteu geschieht durch geprüfte, tüchtige Techniker.
Nachdemaber die Anlagen einmal fertig gestellt find, kümmert sich meistens keiner mehr um eine
sachverständige Unterhaltung derselben. Es fehlt eben gänzlichan hierzu geeigneten Kräfte». Das
ist in den genannte,, Ländern dank der Verwendung der ans der vorberührten Schule ausgebildeten
untere» Melioratiunstechnikerwesentlich anders und besser. Hier werden nicht allein die neu aus«
zuführendenMcliorationsbauten von sachverständigen Technikern geleitet, sondern auch die ausge»
führten Bauten von folchen Technikern überwacht uud die Neparatureu derselben angeordnet und
contrulirt.

Es empfiehlt sich daher, in gleicher Weise hier in der Rheiuproviuz zn verfahren nnd zur
Neschnffuug sachverständiger Kräfte nach dem Mnfter der Schnlc in Strahlung mit der Ansbilduug
von unteren Technikern des Straßenbaues diejenige der unteren Techniker des Meliuratiunsfachcs
zu verbinden. Es kann dies um so leichter geschehen, als der größte Theil des theoretischen Unter¬
richtes für beide Kategorie» von Technikerngenau derselbe ist, uud es deshalb eiuer Vermehruug
der Lehrkräfte kaum bedarf.

Wie sehr aber die Ausbildnng vo» uicdereu Technikernbeider Facharteu ein nicht allein
Seitens der Proviuzialverwaltnng, sondern auch Seitens der Gemeindenempfundenes Bedürfniß ist,
geht zur Genüge aus den vielfachSeitens der Letzteren an den Landesdirektur gestelltenGesuchen
um zeitweise Ucbcrlassungvon Anffichtspersonal hervor, Gesuche,denen bedauerlicherWeise nicht
immer hat nachgekommenwerden tonnen. Ans diesen Gründen beantragt daher der Provinzial-
ausschuß, der hohe Landtag möge sich mit den von mir kurz entwickelten Gedanken, deren weitere
Ausführung der bezüglicheBericht enthält, einverstanden erklären und genehmige!!, daß dementsprechend
dem nächsten Landtage eine SpezialVorlage über die Errichtung einer Schule zur Ausbildung
niederer Techniker des Straßen- und Welioratiuns-Bauwesens unterbreitet werde. Man hat in
dieser Angelegenheitnicht weiter vorgehenwollen, bevor man sich im Allgemeinenwenigstensder
Zustimmung des Provinzillllandtags versichert hatte.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne nunmehr die Diskussion über
die Anträge des Pruvinzialausschusses und ertheile das Wort dem Herrn AbgeordnetenFritzen.

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Es handelt sich hier um eine sehr bedeutende
Vorlage nud zwar nach zwei Richtungen hin. Es soll zunächst wieder eine Organisation ein¬
geführt werden, welche seiner Zeit — ich glaube es war in den fünfziger Jahren — die Königliche
Straßcnbauverwaltung verlassen hat. Es ist das System der Straßenwärter. Wenn Sie
unsere alten Straßenbauatten nachschlagen,so finden Sie darin zahlreiche ausführliche Berichte

10
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von allen Regierungen, in welchendas System des Straßenbaues, wie es damals bestand, recht
schlecht gemacht wird. Ich für meine Persun halte das nicht für richtig. Ich habe immer
das System der Straßenwärter, wie es vordem im preußischen Staate bestand, für besser
gehalten gegenüber dem jetzigen System der sogenannten Chausseuaufseher, und ich kann mich
betreffs der Nichtigkeit diefes Standpunktes auf eine grüße Zahl von früherm Köuiglicheu
Staatsbaubeamteu berufen, welche unter dem alten und dem neuen System gearbeitet haben.
Alle Herren, die ich über diesen Puult zu sprechenGelegenheit hatte, waren der Ansicht, daß
das System der Straßcuwärtcr weitans dem jetzigen Znstande Uorzuzichcnsei. Also in Bezug
ans die Ziele, welche in dieser Beziehung die Vorlage verfolgt, bin ich im Großen nnd Ganzen
wohl einverstanden.

Ein zweiter Punkt, welcher von großer Wichtigkeit ist, betrifft die Neuerrichtung der
Schule zur Ausbilduug des uutcrcu Straßeubaupcrsonals, uud zwar geht der Vorschlag des
Pruuiuzialausschusses uicht blos dahin, ihn zu ermächtigen, entsprechende Vorbcreituugeu zu
treffen, sondern er geht soweit, alle Schritte vorzubereiten, welche für das Inslebeutrctcn einer
solchen Anstalt als erforderlich erachtet werden. Meine Herreu! Diese Errichtung einer nencu
Schule, die auch mir, offen gesagt, sehr sympathischist, und die auch gewissermaßenein Bedürfniß
ausfüllt, welches namentlich in Vezng auf die Ausbilduug von Mcliorationstechnikern existirt,
geht doch soweit, daß ich wünschen mnß, daß wegen der großen materiellen Tragweite der
Vorlage die Sache an die III, Facheommissiou zurückverwiesenwerde. Ich komme zu diesem
Antrage wesentlich auch aus einem formellen Grnnde, der es mir vollständig unmöglich zu
machen scheint, heute die Anträge, so wie sie liegen, anzunehmen. Es wird in der Drucksache
Nr. 14 beantragt «nd Nr. 1:

„Der hohe Landtag wolle nach Kenntnißnahme von dem Berichte der Commission
zur Prüfung der Wegeucrhältuisse iu der hessischen und bayerische,:Pfalz, iu Baden
und Elfaß-Lothriugen sich mit den in diesem uud iu dem vorstehende» Berichte
cutwickelteuund begründeten Ansichten einverstanden erklären."

Meine Herren! Das geht absolut nicht. Diese Berichte sind viele Bugen groß, uud
wenn mau sich auch mit den Zieleu derselben einverstanden erklären kann, so folgt daraus doch
noch nicht, daß wir allem beistimmen und mit jedem Satze derselben einverstanden sind.
Meine Herren! Ich bin der Ansicht, wenn dem Pruviuziallandtage eine Vorlage gemacht wird,
so müssen doch unbedingt diejenigenPunkte genan spezisizirtwerden, worüber sich der Pruvinzial-
landtag zu entscheiden hat. Die Punkte sind zwar spezisizirt iu dem eisten Bericht, welcher
über die Ncisc nach Elsaß-Lothringen handelt, das sind aber Spezifikationen, die auch der Landtag
unmöglich annehmen kann, da heißt es z. V, unter 1:

„Im Allgemeinen steht iu Bezug auf deu Uutcrhaltungszustand der Provinzialstraßcn,
insbesondere was die Fahrbahn anbelangt, die Nhcinpruvinz hinter der Pfalz, Elsaß-Lothringen
und selbst Vadcu uicht zurück, nur ist der Zustand der Bankette, der Gräben, Rinnen und
Böschungen iu Baden ein wesentlichbesserer."

Meine Herren! Das ist die Eonstatirung einer Thatsache, welche die Commifsion, die
damals Elsaß-Lothringen bereist hat, ja sehr wohl vornehmen konnte, aber es kann doch unmöglich
der ganze Pruvinziallandtag, der die Reise nicht mitgemacht hat, constatircn, wie der Zustand
der Straßen in Elsaß-Lothringen gewesen ist. Also ich meine, eine Zurückbezichungauf diesen
Bericht ist auch nicht thunlich. Ich bin der Ansicht, daß, wenn wir die Nr. 1 des Antrages
annehmen, wir der Verwaltung eine Art Vlancowechselausstellen, alles mögliche zu thnn. was
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aus dicscu verschiedenen Berichte» herausgelcscu werdeu köuute, uud es scheint mir absolut
uuthunlich, einen derartigen Antrag anzunehmen. Ich wiederhole, mit den Zielen, welche die
beiden Berichte verfolgen, bin ich im Großen uud Gauzeu ciuverstaudeu, sie siud mir sehr
sympathisch,aber ich meine, es muß Aufgabe der Commission sein, die einzelnen Punkte, worauf
sich der Beschloß des Landtags erstrecken soll, zu spezifizireu, aus den beiden Berichten heraus¬
zuschälen, was sich als Antrag zur Beschlußfassung des PruviuziallandtagcZ eignet. Iu der
Form aber, wie hier vorgeschlagen,ist die Annahme unmöglich.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Der Herr AbgeordneteKrawiukel hat das Wort.
Abgeordneter Krawiukel: Ich habe als Mitglied der Facbcommissionsehr gcru die

Erklärung des Herrn Abgeordneten Fritzen vernommen, und ich hure eben so gerne, daß der
Bericht, wie er nns hier vorliegt, in der Fachcommissionverhandelt werden soll, da das Plenum
uicht in der Lage ist, seine Ausichteu hier heute ohne Weiteres znm Ausdruckezu bringen. Ans
der anderen Seite muß ich aber auch mit Freude auerkeunen, daß endlich einmal Gelegenheit
gegeben wird — ich sitze hier nuu zum dritteu Male als Mitglied in diesem Landtage nnd
habe bei verschiedenen Gelegenheiten das vermißt — hier im Plenum zur Provinzial-Straßcn-
Verwaltung das Wort nehmen zu köuucu. Ich bedaurc, daß die Straßcubnuverwaltnng hier
bei den Plenarverhandlnngcu früher fu schlecht weggekummeu ist und freue mich, daß sie
diesmal einer besonders gründlichenBeurtheilung unterzogen werden kann. Ich habe deu Bericht,
den die Studiencommission über ihre Reise in Elsaß-Lothringen, in der Pfalz nnd in Baden
erstattet hat, auch mit großem Interesse geleseu uud ich taun sagcu, daß so interessant er auch
ist und so eingehend die Darstellungen gegeben sind, ich im Eiuzelneu doch fast Ursache Hütte,
die Pruviuzial-Straßenverwaltuug gegen sich selber in Schutz zu nehmen. Die Statistik, die
darin über die Kilometerkustender Straßenverwnltung gegeben ist, kaun allerdings, wie es auch
der Proviuzialausschuß gcthau hat, dahiu führen, zu sage»: es kann doch noch billiger verwaltet
werden, das ist nachgewiesen durch die Kosten und den Zustaud der Straßen in anderen
Staaten. Auf der anderenSeite ist aber coustntirt, daß die Verwendung au Material in den ver»
fchiedenen anderen Staaten durchweg eine bedeutendgrößere ist, als in Rheinland, uud zwar so
erheblich, daß man sich wirklich fragen muß, ist das möglich gegenüberder wohl unbestritteneunnd
auch gestern von dem Herrn Laudcsdirettor mitgetheilten Thatsache, daß der Verkehr bei uns doch
wohl nicht geringer sei, als auch iu deu nudercn Staaten. Für den Verkehr hat der Pruvinzial-
""sschuß keine Zahl angegeben,nnd man kann also nur auf Aualogien oder aus Analogien schließen,
wie denn das sich gegenseitigverhält. Ich für meine Person, der ich mich auch mit diefen uud
Mcu technischen Dingen beschäftigthabe, habe es für nicht ungeeignetgehalten, den Verkehr nach
den Eisenbnhnverhältnisscnzn bcmesseu, und es ist mir aus frühereu Beschäftigungenbekannt, daß
beispielsweisedie Direktion Elberfeld eine kilometrifchcVetriebseinnahme hat, die hanptfächlich
bekanntermaßendurch den Güterverkehr gestellt wird. Im Jahre 1888/89 glaube ich. warm es
l'1000 M. pro Kilometer, Die rechtsrheinische Eisenbahn, die sich ja weit hinaus bis nach Bremen uud
Emdeu nach Norden erstreckt, und die theilwcise öde Gegenden durchzieht,hat uur, wenn ich mich
ncht erinnere, etwas über 36000 M. pro Kilometergehabt. Die linksrheinische Eisenbahn, die fuzu-
lagen einzig und allein ans die Nheinprovinzangewiefcn ist, hatte weit über 40 000 M. kilometrifchc
Nsenbahneinnahmc,während Baden, wenn ich mich recht erinnere, mit kaum 30000 M. pro Kilo
Meter figurirt. Daraus taun man doch nur schließen — und ich glaube, eiuen Beweis weiter nicht an-
treten zn brauchen — daß die Belastnng unserer Provinzialstraßen ganz gewiß keine geringere,
sondern eine erheblich größere ist, als in den übrigen Staaten, die von der Commissionbereist
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worden sind. Es steht trotz alledem nun in dein Bericht, daß die Materialverweudnng in der Rhein»
Provinz eine ganz außerordentlich viel geringere, um 25—38"/« geringere ist, als in den übrigen
Staaten, und daß an soustigcu Ausgaben in Folge dessen zum Theil mehr verwendetwar, als in
den übrigen Staaten. Wie erklärt sich diese Sache, uud da glaube ich iu der That, hat der Proviuzial-
ausschußeiucu Weg bcschritteu, den ich nicht voll billigen kaun, denn in Wirklichkeit ist die Ve»
Wendung des Materials nach den Verkehrsverhältnissen,wie ich sie dargestellt habe, eben eine so
viel bessere gewesen,wie in den andern Staaten, nnd ich kann wohl der Provinzial Straßcnver»
waltung das Eumpliment machen — und ich glaube Sie werden mir beipflichten müsse» — daß
gerade in der besseren Verwendung des Steinmaterials — und es ist nicht einzig uud allein au
der Güte des Materials gelegen — außerordentlichviel mehr erreicht ist, als in anderenStaaten,
und das führe ich speziell nach meincin Standpunkte darauf zurück, daß die Provinzial-Straße»»
Verwaltung, wie wir sie haben, nicht blos das Flicksystem verfolgt, sonderu das Deckensystemmit
der Dampfwalze. Wer Mitleide» hat mit dem Vieh -^ und der Gerechte erbarmt sich seines Viehs —
der soll es dankbar auertennen, wie uusere Straßenverwaltnng die Decken herstellt. Es ist geradezu
mustergültig und dem frühereu Zustcmd mit dem elenden Umspannen an den Ecken nnd Enden der
Straßen, niit den Qualen des Zugviehes iu dem lose aufgeworfenenSchotter ist einzig und allein
und nirgends iu der Vollkommenheit wie in unfcrcr Provinzial-Straßenvcrwaltnug abgeholfen.Damit,
meiue Herren, erklärt sich, daß diese 29 «Kni pro Kilometer thatsächlich eine ganz andere Wirkung
gehabt habe», als größere Zahleu iu den anderenStaaten, denn in Wirtlichkeit,wie ich schon gesagt
habe, ist der Verkehr ein weitaus größerer als in den Staaten, die zur Vcrgleichuughernugezogen
sind. Das Flicksystem mit dem Liegenlassen des aufgeworfenen Schuttes uud das Durchwürgcn der
Fuhrwerke auf deu Strecken kann und muß ja auch bei uns, wie es ja auch thatsächlichseit Jahr
und Tag geübt wird, beibehalten werden, in dem Siuuc, daß kleiue Ausbesserungen,die nothwendig
werden, in dieser Weise hergestelltwerden. Da tanu eiu Fuhrwerk uud ein Gespann im Anlanfe,
wie im Eifeubahnbetrieb bei kurzen, besonders starken Steigungen, eben durchgeschleppt werde»,
ohne daß gerade das Gespanndarunter zu leiden braucht, aber wahrlich nicht auf länger» Strecken.
So, wie ich die Sache verstehe, muß ich sagen, daß, wenn man in anderen Staaten das System
der Dampfwalzen uuch nicht aufgenommenhat, man ganz bestimmt nicht ans der Höhe unserer
Provinzial'Straßeuvcrwaltung steht, und iusoferu erkenne ich durchaus nicht an, daß die Eommissiou
»ud der Provmzinlausschuß da die Quintessenz der Stmßcnvcrwaltung nnd der Straßcnuuter-
haltung richtig auffaßt, denn so erklärt sich die Verwendung des Materials mit höheren Nrbeits»
löhnen, niit höheren Aufwendungen für die Dampfwalzen ganz einfach und viel besser als auf
andere Weise. Es steht da, daß Baden ja nur 480 M. pro Kilometer Straßenbau aufgewendet
hat, und daß der Zustand im Straßenbau von der Eommissiun als ein vorzüglicher anerkannt
worden ist, woran wir uus eiu Muster uehmeu könnten. Anf der anderen Seite heißt es in dem
Vorschlage zur Errichtung der Schule zur Ausbildung des Personals ausdrücklich: „Was die
finanzielleSeite dieser Neuerung betrifft, fo glaubt zwar der Pruviuzialausschuß eine Erneuerung
direkt dadurch nicht herbeiführen zu können, weil der Lohn für die Wärter dem auch jetzt veraus¬
gabten Lohne für die Straßeimrbeitcr gleichkomme!!wird," Ich für meinen Theil bin überzeugt,
daß die Vervollkommnungund Verschönerung der Straßen ganz gewiß auch wieder Neuansgaben
erfordern wird. Die Herstellung der Niuuen und Pflaster, Gräben und Böschungenin der sauberen
und tadellosenAusführung wie in Baden wird wieder nene Ausgaben zeitigen und nicht so ganz
spurlos aus dem Etat verschwinden. Aus diesem Grunde glaube ich, daß man sich mit dem Ge¬
danken erustlich abfinden kann, daß auf die Dauer doch keine so erheblichenErsparnisse iu der
Stmßenvcrwaltung zu erzielen sind.
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Der eine Punkt, den der Herr Landesbanrath hervorgehoben, uud den auch der Herr
Landcsdirektor erwähnt hat, daß eine Vergrößerung der Belaufe für die Straßeuauffeher herge¬
stellt werdeu wird, wird eiue wefcutlicheErsparnis; herbeiführen. Ich muß aber cmdererfcits
auch betonen, daß wir trotzalledcm immer noch mit einer großen Anzahl älterer Straßenauf-
scher zu thun haben, die doch nicht ohne weiteres verschwindenkönnen, nnd insofern findet sich
hinsichtlichdes Znsammenhangs zwischen einst uud jetzt die einfachste Erklärung für die etwas
höheren Ansgabeu nnferer Strnßenverwaltnng.

Der Herr Landesdircktor hat gestern bereits mitgetheilt, wie denn die Ergebnisse bei
den früheren Straßenvcrwaltungcn und den Distriktsstrnßen und den jetzigen Provinzialstraßen
sich gestaltet haben. Er hat uus augegebeu, daß die 2311 Kni mit ciucr Dutationsrcnte von
2 056 000 M, an nns gekommen sind — das entspricht einem Aufwande vuu 890 M. pro
Kilometer - nnd daß selbst die Distriktsstraßen von unzweifelhaft geringerer Bedeutung bei
4165 Km 2 314 000 M. Kosten hatten, also 595 M. Pro Kilometer ausmachen. Das sind
Zahlen, die schlagend darthuu, daß in Wirklichkeit unsere Straßcnverwaltung eine vervollkommnetere
gewesen ist, daß sie überall Ersparnisse zu machen gewußt hat, nnd ich komme immer wieder
darauf hinaus, daß dicPruviuzial-Straßcuvcrwnltuug der Rheinprovinz doch eine vervollkommnete«,
bessere Technik in Bezug auf das Straßenbauwcfen erreicht hat, als alle anderen Straßenbau-
verwaltuugeu ergeben haben. Auch diese Anerkcnunug sind wir, glaube ich, in erster Linie dem
Herrn Laudesbaurath schnldig, der, soviel mir bekannt, die Einführnng der Dampfwalze zu
Wege gebracht hat nnd damit die Resultate, dcun es ist sicher, daß ans Miseren Straßen größere
Lasten auch vuu ciuem Fuhnuert uoch geleistet werden können, als das bei vielen anderen Straßen¬
bauverwaltungen der Fall ist.

Dagegen habe ich mich mit besonderer Freude auch dem Gedauken noch anschließen
können, der in dem Bericht der Commission auf Seite 3 steht, in den: es nämlich heißt: „In
allen drei vorgenannten Staaten besteht die übereinstimmende Einrichtung, daß auch bei den
Straßen uud Wcgeu der Kreis- uud Gemeiudeverbändc die ceutrale Straßenbauverwaltuug als
Ueberwachuugs- uud leitende Instanz auftritt und zwar, wovon fpätcr die Rede fein foll, zum
großen Nutzen des Ganzen".

Meine Herren! Dieser Gedanke hat auch seiner Zeit im Jahre 1888 die gruud-
sätzliche Erörterung in der Wegcbaucommissiongefunden, nnd es wurde damals mit Intereffe
dem Antrage entgegengesehen, der bezüglichder Unterstützung des Gemcindewegebaneserwartet
werden sollte. Der Provinzialansschuß hat im Jahre 1890 eine Vorlage darauf bezüglich
machen wollen. Dieselbe ist aber zurückgezogen worden mit der Mutiuiruug, daß die Staats-
regicrung beabsichtige, hierauf bezüglicheVorschläge zu macheu. Diese liefen darauf hinaus,
daß der Kreis einen wcfcntlichenTheil der Gemeindewegelast übernehmen sollte. In Bezug
auf die Anfchannng, die in dem eben verlesenen Satze vorhanden ist. möchte ich auch noch
darauf hiuweifen, daß damals in der Denkschrift des Provinzialausschusfes mitgetheilt wurde,
die Gemeinden mit Ansnahme der eximirten großen Städte wendeten in der Rhcinprovinz
jahrlich 4 564 000 M. auf die Wcgebauteu und deren Unterhaltung an. Wcuu Sie daraufhin
die Refultate ansehen nnd erwägen, daß diese Lasten, die wir damals überwiesen, 30 °/° der
damaligen direkten Stantsstcner betragen, so mnß ich an meinen: Theil offen der Anficht Aus¬
druck geben, daß die Uebcrweisuug der Proviuzial-Distriktsstraßen an die Kreise der größte
Fehler' wäre, den die Verwaltung machen könnte. (Bravo!) Es wird mit Recht in diese,»
Satz darauf Hingewiefeu,daß es den Kreisen und Gemeinden an geeignetem technischen Personal
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fehle. (Sehr richtig!) Es kann nirgendwo mit Grund behauptet werden, die Gemeinden leisteten
mit schweren Opfern, die sie sich auferlegen müßten, das höchst mögliche,uud weun ich schon
vorhin Anlaß genommen habe, die ausgezeichneteAusnutzung unseres Steinmatcrials in der
Provinzial-Straßenverwaltung anzuerkennen, so muß ich auch betonen, daß der Kreis oder die
Gemeinde — denn es kann sich hier nur um die Gemeinde handeln — daß die Gemeinden
aus Mangel an technischer Keuntniß nirgends das leisten, was sie mit den Mitteln zu leisten
hätten, die sie aufbringen. Es ist zu bedauern, daß kein Mittelglied besteht, und insofern will
ich auf den in dem Bericht ausgesprochenen Gedanken eingehen, daß die Uebcrgangsformen
zwischen den Gcmeindewegcnnnd Proviuzialstraßen nicht vorhanden sind, au die mau geringere
Anforderungen stellen könnte, nnd die dementsprechendauch billiger verwaltet werde» könnte».
Aber wie die Sache liegt, wäre es der größte Fehler, den Sprung in's Dunkle zn machen, um
die großen Summen auch fcruerhiu in der Weise vergeudenzu lasseu, wie es schon so lange geschehen
ist, und wie es durch die Vorlage, die uus vor zwei Iahreu gemachtwerden sollte, eigentlichbeseitigt
werden sollte. Es war damals in der Fachcummissio»eine Stimme darüber, daß die Gemeinden
thatsächlich doch nicht die rechten Träger der Wegelast seien, weil sie es nicht verständen, die
persönliche»techmschen Kräfte zu gewinnen, die nothwendig sind, um fachgemäß zu verfahre».
Es ist ja ga»z klar, daß, vergliche» mit unseren Ausgaben im Provinzialstraßenwescn von
4 800 000 M., die dafür aufgewendet werden, die 4 564 000 M. anch viel zu viel sind, denn
in Wirklichkeit sind die Gemeindenwege nicht entfernt so belastet, wie die Provinzial- oder
Hauptstraßen. In dem Sinue meine ich nun, dürfte wirklich der Antrag des Provinzial-
ausschusscs,eine Schule zu errichten für die Ausbildung von Straßentechnikern und Melioratiuns-
techuikeru selbstverständlichals außerordentlich förderlich für die Entwickelung nnfcres Straßen¬
wesens begrüßt werden. Wir werden dadurchmöglicherweisein die Lage gebracht,den Gemeinden
oder den Kreisen eiuen Theil der unwesentlicherenStraßen oder die uuwichtigercn Straßen
sämmtlich zn überweisen. Das kann aber erst dann kommen, wenn wir anch die Praventiv-
maßregel getroffen und dafür gesorgt haben werden, daß die Gemeinden ein technisch aus¬
gebildetes Personal in diese Verwaltung bringe» lömicn nnd so in der Lage sind, billiger zn
Wirthschaften,weil ihnen die Ackanntfchaft mit der nnmittclbarsten Umgebnng selbstverständlich
Gelegenheit geben wird, hier uud da zu sparen. Diesem Gedanken habe ich Ausdruck geben
wollen und sollen, daß damit in der That der Etat uuserer Straßenverwaltung anch hinreichend
vertheidigt worden ist gegen den Provinzialausschuß selbst. Ich habe immer mit Besorgnis;
angesehen uud habe es gestern mit großer Freude begrüßt, als der Herr Abgeordnete Fritzen
darauf hinwies, daß wir uns fehr leicht einmal verheddern könnten, wenn wir die Straßen-
Verwaltung in die Lage brächte», Straßen zu Gründe gehen zu lassen, nm sie nachher wieder
neu zu bauen. Wir werden vielleicht hier oder da derartige Ausgaben kennen lernen. Ich
Persönlichweiß, wie es in unserem Bezirke im Kreise Gummersbach gegangen ist, als die
Straße stärker belastet wnrde durch die Eröffnung der Eisenbahnen. Ich möchte dringend
bitten, meine Herren, dem Vorschlage des Provinzialausschusses voll uud gauz beizustimmen.
(Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Es wünschtNiemand mehr das Wort. — Ich
schließe daher die Diskussion nnd ertheile das Schlußwort dem Herru Referenten, Landes¬
direktor Kleiu.

Berichterstatter Landesdirektur Klein: Meine Herren! Es haben zwei Redner zur
Sache gesprochen. Herr Abgeordneter Fritzen hat beantragt, diese Angelegenheit an die Fach-
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commiffion und zwar an die III. Facheommifsio», welche für den Straßenban eingesetztist,
zu überweisen. Er führt hierfür einen formellen nnd einen materiellen G'mnd an. Der
formelle Grund gipfelt dahin, daß die Anträge des Provinzialansfchnffes zu weitgehend feien
und in der gestellte» allgemeinen Furm nicht angenommen werden könnten. Ich möchte hierauf
bemerken, daß, wenn es in dem Antrage heißt, der Landtag wolle sich mit den Vorschlägen des
Pruvinzialansschnsses einverstandenerklären, darin eine uinkulireude Beschlußfassungvon irgend
welcher Bedeutung nicht gefunden werden kann. Aus dem allgemeinen EinVerständniß kann
meiner Ansicht nach nichts weiter herausgeschält wcrdeu, als daß Sie damit einverstanden siud,
daß eine Schule für uiederc Techniker errichtet werden foll. Das ist das punoww »ali««»
des ganzen Antrages uud selbst dieser Autrag geht nicht weiter, als daß die vorbereitenden
Schritte zur Einrichtung der Schule gefcheheu folleu. Darunter verstehe ich mit dem Provinzial-
ansfchuß, daß wir uns umsehen sollen nach Lehrkräften, Lokal, Lehrplan, und daß Alles in
derselbe» Weise dem hohen Hanse unterbreitet werden soll, wie dies gegenwärtig bei der
Angelegenheit der Errichtung der Weinbauschule i» Trier gefchche» ist. Es wird also i»
keiner Weife Ihrer weiteren Vefchlnßfaffung vorgegriffen, fondern wir folleu nur Schritte vor¬
bereite,, aber keine Ausführungen troffen, fonder» alles fo vorbereite», daß »„mittelbar nach
dem zunächst zusammentretenden Landtage, welchem die freie Entschließung vorbehalten bleibt,
die Schule ins Leben treten kann.

Was die Sache selbst anbelangt, so hat sowohl der Herr AbgeordneteFritze», wie der
Herr AbgeordneteKrawinkel mit den gestellte» A»träge». in den, allein zur Sprache kommenden
Punkte der Errichtimg der Schule, sich einverstanden erklärt, und ich möchte bei dieser Sachlage
annehmen, daß bei einer nochmalige» Verha»dl»»g i» der Commission wohl kaum ein anderes
Resultat herauskommen würde.

Weun ich auf die drei Punkte, die Herr Abgeordneter Krawinkel berührt hat, noch
kurz antworte,, darf, fo hat er erstens hervorgehoben, daß der Verbrauch der Rheinprovinz a»
Steimnaterial ans de» Straßen im Verhältniß zu den Nachbarländer» ei» überaus geriugcr
ist. Diese Thatsache ist richtig, ebenso richtig ist auch der Grund, den der Herr Abgeordnete
Krawinkel dafür angeführt hat. Der Grund liegt einzig und allein darin, daß das Material
mittelst der Dampfwalze besser eingebaut wird. Es muß besseres uud härteres Material zur
Verwendung gelangen, weil die Dampfwalze dies Material crheifcht. Wenn ich festeres Material
"chnie und baue dasfelbc besser ein, so hält die Decke eben länger, nnd ich brauche eben weniger
Material im Durchschnitt. Bei dem früheren Einbau der Decken rechnete man, daß 25—30 "/»
des Materials verloren ging, bevor die Decke fest eingefahren war. Da ferner die Decke bei
dem Einbauen durch die Pfcrdewalze nicht so fest gefahren werden kann, daß sie nicht bei Frost¬
wetter sich auflockert und Nollsteine sich bilden, so ging auch noch nach dem Einbauen der
Decke ein großer Theil des Materials zn Grunde.

Wenn der Herr Abgeordnete Krawinkel dann zweitens darauf hingewiesen hat, daß
bei der Ausführung der Reform, welche die Straßenverwaltung in Aussicht genommen, wohl
"hcbliche Rednktionen des Etats nicht zu erwarte» seie», so trifft er in dieser Beziehung
"gentlich dasjenige, was ich gestern ausgeführt habe und was wir immer an die Spitze stellen.
Wir sind zufrieden, wenn wir mit den vorhandenen Mitteln auskommen und eine Erhöhung
°es Etats für die laufende Straßenunterhaltung vermeiden können, aber ich glaube uicht, daß
wir eine Verminderung des Etats i» Aussicht stellen können. Es ist dies auf abfehbare Zeit
schon deshalb nicht möglich, weil wir ei»e Uebcrgcmgsperioded»rchz»machenhabe», in welcher
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uns viele Kosten treffen, welche später fortfallen. So muffe,! wir, so lange die alten Aufseher
uoch vorhanden sind, die Belaufe im jetzigen Umfange belassen und die Vortheile des besseren Ein-
baueus der Decke, die längere Dauer derselben machen sich erst nach der Uebergcmgsvcriode
geltend, wenn sämmtliche Straßen der ganzen Provinz vor und uach ucue Deckcu erhalten
haben. So lange das nicht der Fall ist, haben wir die Mehrkosten des Eiubaucns der Decken,
ohne daß der längere Turnus der Erneuerung sich voll geltend machen kaun.

Drittens ist der Herr AbgeordneteKrnwiukelauf die Vorlage zurückgekommen, welche dem
hohen Üandtnge im Jahre I8W unterbreitet wordcu war und damals zurückgezogen wurden ist.
Diese Vorlage betraf eine anderweite Regelung der Unterstützung des Eommnnalwegebanes. Die
Vorlage ist damals nicht zur Verhandlung gelangt, weil Seitens der KöniglichenStantsregierimg
mitgetheilt wurde, daß es in der Absicht läge, die Frage des Kreis- und Provinzinlwegebaues
gesetzlichanderweit in der Nheinprovinz zu regeln nnd in dieser Hinsicht dem Vorgange in anderen
Provinzen zu folgen. Es sind zwischenzeitlich auch in dieser Beziehung Schritte Seitens der
KöniglichenStaatsrcgierung gcscheheu, indem eine Vorlage ausgearbeitet und einer Berathung mit
Vertretern der Provinz unterzogen worden ist, allein die Sache ist noch nickt so weit gediehen, daß
in dieser Session Seitens der Königlichen Staatsregierung eine Vorlage gemacht wcrdeu konnte.
Aus dem angeführten Grunde ist Seitens des Provinzialausschusses in der Sache nichts weiter
geschehe«, er wollte vielmehr die Vorlage der KöniglichenStaatsregierung, welche für diefen Land'
tag noch erwartet wurde, abwarten.

Nachdemdie vorliegendeAngelegenheithier so ausreichend erörtert worden ist, nnd da,
wie ich nochmals hervorhebe,die Anträge des Provinzialausschussesmir dahin zu verstehen sind,
daß weitere Konsequenzen ans der Annahme der Anträge uicht gezogen werden sollen, als daß auf
dein Gebiete der Errichtung der Schule lediglich vorbereitende Schritte zu geschehen haben, so
glaube ich, daß die Sache heute im Plenum wohl ihre Erledigung finden könnte.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Wir kommen znr Abstimmung nnd haben uns
zunächst schlüssigzn machen über den Geschäftsordnnngsantrag des Herrn AbgeordnetenFritzen,
nämlich diese Nummer der Tagesordnung au die III. Fachcommissionznr Prüfung und Bericht-
erstllttung zu verweisen. Wenn dieser Antrag angenommenwird, so bedarf es heute keiner weiteren
Abstimmungüber den Gegenstand.

Diejenigen Herren, welche nach dem Antrag des Herrn AbgeordnetenFritzen diese Nummer
an die III. Fachcommission verweisen»vollen, bitte ich, sich zu erheben, (Geschieht.) (Zurnfe.)

Das Ergebniß wird in Zweifel gezogen,ich bitte diejenigen Herren, sich zu erheben,welche
nicht mit dem Antrage einverstandensind. (Geschieht.) Das ist die Majorität.

Wir kämen daun zur Abstimmungüber die Anträge des Provinzialausschusses.Ich werde
dieselbengetrennt vornehmen lassen. (Rufe: Zur Geschäftsordnung!) Ich kanu das Wort nicht
ertheilen, denn wir befindenuns in der Abstimmung. Also ich bitte diejenigenHerren, welche den
Antrag des Provinzialausschusses,nämlich:

„Der hohe Landtag wolle nach Kenntnißnahme von dem Berichte der Commission zur
Prüfung der Wegeucrhältnissein der hessischenuud bayerischeu Pfalz, in Baden nnd
Elsaß-Lothringen sich mit den in diesen: und in dem vorstehendenBerichte entwickelten
nnd begründeten Ansichten einverstandenerklären",

annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit. (Rufe: Zur Geschäfts-
ordnung!) Wir sind in der Abstimmung, ich darf jetzt keine Aeußerungenzulassen.
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Wir kommen zum zweiten der Anträge. Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Autrage
des Provinzialausschusses:

„den Proviuzialausschuß zu beauftragen, einem demnächst zusammentretenden Provinzial»
landtage einen Entwurf zur Errichtung einer Schule für niedere Techniker des Wege-
uud Wiesenbaues zur weiteren Beschlußfassungzu uuterbreiteu und alle Schritte vor»
zubereiten, welche für das Iuslebentreten einer solchen Anstalt erforderlich erachtet werden",

ihre Zustimmung geben wollen, sich zu erhebe». (Geschieht.) Das ist die große Majorität.
Also der zweite Autrag des Provinzialausschussesist cmgeuummen. Ich coustatire hiermit

diese» Beschluß.
Wir gehen zum folgende» Gegeustaudeder Tagesordnung über:

Bericht des Provinzialausschusses über deu Erlaß und die Ausführung
des Gesetzes, betreffend die Heranziehung der Fabriken :c. mit Voraus
leistuna.cn für den Wegebau in der Rheinprovinz, vom 4. Angust 1891.

Der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher-Antweilerwill die Güte haben, die Ver¬
tretung des erkranktenReferenten des Ausschusses, des Herrn Majors a. D. Schmidt von Schwiud
zu übernehmen. Ich ertheile ihm das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren!
Der Gegenstand, der uns jetzt beschäftigt, betrifft die Nr. 15 der Drucksachen. Ein Antrag ist
Seitens des Provinzialausschusses nicht gestellt, sondern es handelt sich eigentlich lediglich um
eine Mittheilung, nämlich, daß ein Wnnsch, welchen der 33. Provinziallandtag am 11. Februar 1888
hinsichtlichdes Erlasses eines Gesetzes über Voranslcistnngcn zum Wegeban für die Rheinpruvinz
ausgesprochenhat, jetzt erfüllt worden ist dnrch die Publikation des Gesetzes vom 4. August 1891.
Den ganzen Bericht zu verlesen, wird wohl nicht gewünscht? — Dann habe ich vorläufig weiter
nichts zu bemerken. (Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Diskussiou über den Gegenstand.
Wünscht einer der Herren das Wort? — Ich ertheile dasselbe dem Herrn AbgeordnetenGrafen
von Brühl.

Abgeordneter Graf von Brühl: Meine Herren! Ich glaube, das neue Gesetz hat der
Nheinprovinz einige arge Schmerzen bereitet; und ich meinte, daß die Vorlage des Provinzial¬
ausschusses,der Bericht, der erstattet worden ist, dazu dienen sollte, diefe Schmerzen gewissermaßen
zu stillen und zu zeigen, daß die Provinz doch nicht so böse ist, wie sie aussieht. Es siud da allerlei
Anforderungen gestellt worden. So wurde einer kleinen landwirtschaftlichen Bernfsgenossenschaft
auf dem Lande, die einen Waggon Futtermittel bezogen hatte, gesagt: Ihr müßt auch zahlen;
thatsächlich aber war die Berufsgeuusseuschaftin der Lage, nachzuweisen,ldaß sie die Straße
überhaupt nur ein oder zwei Tage im Jahre benntzt hat, und daß zufällig der Zähler an diesen
Tagen gezahlt hat. Ich glaube, das ganze Verfahren, wie es jetzt wegen der Präzipualleistungen
nöthig geworden ist, wird dahin führen, daß wir die alten geliebten Chausseebäumewieder
«»führen. Das Verfahre» ist ei» so weitläufiges, daß ich beinahe befürchte, uusere gcsammte
Straßcnverwaltung wird an dieser Aufgabe scheitern, und es wird nicht möglich sein, einen
gerechten Maßstab dllfür zu gewinnen. Vielleicht würde es viel richtiger sein, wenn wir wieder
die Schlngbänme anschaffen oder »ach dem süddeutschenVerfahren, welches so viel als Muster
hingestellt worden ist, dazu übcrgeheu, daß diejenigenGemeinden zunächst, die besonderenNutzen
von den Straßen haben, eine Art Präzipnallcistnng zahlen. Das ist ja nun leider bei unserer
Gesetzgebungnicht möglich. Es steht zwar in der Provinzialordnung drin, daß die Provinz
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beschließenkann, daß, wenn ein Landcstheil oder ein Theil der Provinz von einer provinzialen
Einrichtung besonderen Vortheil hat, die Provinz auch einen Theil der Lasten vorweg ihm
znschreibenkann. Es würde das aber vielleicht mit dem Dotationsgesetznicht ganz in Einklang
stehen und es könnten noch andere Schwierigkeiten entstehen. Wie gesagt, ich will nur bei dieser
Gelegenheit deu Gedaukeu anregeu: Ist es überhaupt möglich und durchführbar bei dem
jetzigen System der Vertheilnng der Prcizipualleistungen zu einem gerechten Verfahren zn kommen?

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Weiter Hai sich Niemand zum Worte gemeldet.
Ich ertheile dem Herrn Referenten das Schlußwort.

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antwciler: Meine Herren!
Ich habe den stenographischenBericht der Sitzung vom 11. Februar 1888 nicht in der Hand
nnd kann daher nugcublicklichnicht constatiren, ob die interessanten Ausführungen des Herrn
Grafen Nrühl vielleicht damals von ihm bereits gemacht worden sind, oder ob er sie damals
zn machen unterlassen hat. Jedenfalls gehörten sie an den Tag hin. Heute handelt es sich
nur um die Mitheilung, daß das von Ihnen erbetene Gesetz erlassen wurden und in der Aus¬
führung begriffen ist.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Durch die Entgegennahme des Berichts des
Provinzialansschusfes ist der Gcgeustaud erledigt.

Wir gehen nun zum folgendenGegenstand der Tagesordnung über, nämlich zu Nr. 8:
Bericht und Antrag des Provinzialansfchusses über die Veränßernng
eines Grundstückes bei Lützel-Cobleuz.

Der Berichterstatter des Provinzialansschusfes ist Herr AbgeordneterKlein. Ich ertheile
ihm das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Klein: Meine Herren! Der Provinzialverband besitzt in
der Gemeinde Nenendorf bei Lützel-Coblenzan der Köln-Mainzer Provinzialstraße eine Parzelle
von 7 '/2 Ar nnd diese Parzelle ist im Augenblickverpachtet. Auf einem Theil ist ein Geräthe-
schuppen für die Straßeuverwaltung errichtet, und für diefe Parzelle sind schon in früheren
Jahren Anträge auf käuflichen Erwerb gestellt worden, und um den Werth des Grundstückes
kennen zn lernen, hat man das Grnndstück zum Verkauf ausgestellt Es wurden aber Beträge
geboten, die dem wirklichen Werth des Grundstückes nicht entsprachen, wenigstens nach dem
Urtheil von Ortskundigen, und man war deshalb augenblicklich nicht in der Lage, einen Maximal¬
preis angeben zu können, uud außerdem kann man auch keinen Bieter vorschlagen. Aber bei
dem großen Werth, den die Parzelle hat, ist der Proviuzialausschuß der Ansicht, daß dieselbe
für die jetzigen Zwecke keine Verwendung mehr finden könne. Vs ist ein Gebot von 12 500 M. auf
die Parzelle gemacht worden. Also unter den obwaltenden Umständen ist der Proviuzial¬
ausschuß der Ausicht und glaubt, Ihnen den Vorschlag empfehlen zu muffen, die Parzelle z»
verlaufe», entweder öffentlich oder aus freier Hand, und er beantragt deshalb beim hohen
Landtag:

„Der Provinziallandtag wolle sich mit dem Verkauf des fraglichen Grundstückes
einverstanden erklären und den Provinzialausschuß ermächtigen,den Verkauf desfelben
im Interesse des Provinzialverbandes bestmöglichvorzunehmen."

Stellvertreter Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Berathung — nnd fchließe sie,
da sich Niemand zum Wort gemeldet hat.

Ich darf wohl ohne besondere Abstimmung feststelle!,, daß der hohe Laudtag den
Autrag des Provinzialausschusses zum Beschluß erhoben hat.
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Wir gehen über zu Nr. 9 der Tagesordnung:
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffeud die Ueber
nähme der Straße von Essen nach Gelsenkircheu als Provinziatstraße.

Das Referat hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Solcmacher-Antweiler.
Berichterstatter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Es

handelt sich anch hier um eine Sache, welche, wie ich glaube, sehr kurz abzumachen ist. Der
hohe Landtag hat beschlossen, daß die Straße von Essen nach Gelsenkircheu für die nächsten
Etatsjahre aus Provinzialmitteln erhalten werde, uud der Provinzialausschuß soll darauf
Rücksichtuehmen, daß dieselbe unter die Zahl der Staatsstraßen aufgeuommeu werde. Die
Unterhaltung hat zwei Jahre stattgefuudeu, 7000 M, sind jährlich dafür ausgegebeu wurden
und es wird dem Beschluß von früher dadurch eutsprochen, daß der hohe Landtag nuumehr
beschließt,diese Straße uuter die Zahl der Provinzialstraßen aufzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wünscht einer der Herren noch das Wort?
Der Herr Abgeordnete Bönnigcr hat das Wort.

Abgeordneter Bönniger: Ich möchte bei Gelegenheit vorliegendenAntrages auf einen
Fall hinweisen, wo das umgekehrtestattgefunden, nämlich daß die Provinzialverwaltung eine
Staats- refp. Provinzialstraße zur Unterhaltung an einen Stadtkreis übergeben uud dafür an
die Stadt Vergütung gegeben hat.

So sind vor 7 Jahren an die Stadt Ercfeld die in ihrem Stadtgebiete gelegenen Pro.
vinzialstraßcn übertragen, sicher unter dcni Vorbehalt, daß die Stadt Crefeld diese Straßen in
vorschriftsmäßiger Weife unterhalte. Nun ist aber die Straße von Hüls nach Crefeld, wo fie
unter dem Stadtkreis Crefeld gelegen ist, in einem sehr schlechten Zustande, hauptsächlichdaher,
weil die Stadt Crefeld leiu Material aufträgt. Diefe Straße hat einen sehr bedeutenden
Verkehr, angeblich fahren dort über 700 Fuhreu täglich; in Hüls trifft bekanntlich der Kreis
Kempen und Geldern zusammen, dabei läuft auf dieser Straße für den Personenverkehr eine
Dllmpfstraßenbahn, wodurch der Fuhrverkehr eiugecugt ist. Jetzt ist diese Straße in einem so
schlechten Zustande, daß ich mehrmals von intercssicter Seite angegangen bin. hier an zuständiger
Stelle darauf aufmerksam zu machen, daß die Prooinzialvcrwaltuug die Stadt Crefeld auffordern
Möge, ihrer Pflicht nachzukommen,und diese Straße in vorschriftsmäßigem Zustande erhalte.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet.
Der Herr Referent verzichtetauf das Schlußwort. Ich kann wohl ohne besondereAbstimmung
annehmen,daß die Herren den Antrag zum Beschlußerhoben haben.

Wir haben nunmehr noch Nr. 10 der Tagesordnung zu erledigen:
Bericht uud Anträge des Provinzialausschusses, betreffeud Antrag der
Städte Barmen und Lüttringhaufen auf Uebernahme der sogenannten
Veckmaun'schen Straße.

Herr AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweilerwird die Güte haben, das Referat
zu übernehmen.

Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Hier handelt es
s'ch um einen eigenthümlichen Fall. Sie haben die Sache ja gedruckt vor sich. Eine Straße, die
v°r 50 Jahren nach Vertrag mit der Staatsregiernng von Privaten gebaut worden ist, sollte nach
Ablauf von 50 Jahren in das Eigenthum des Staates übergehen. Diefe 50 Jahre sind abge¬
rufen, der Staat ist im Besitze der Straße und behauptet nun Plötzlich, er hätte bei der Uebergabe
°" Straßen an die Provinz, diese Straße aufzuführen, nur vergessen; das ist sehr bedauernswerth

11»
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für ihn, aber daß wir darunter leide» sollen, hat der Provinzialnusschuß nicht zu finden vermocht.
Der Proviuzialausschuß ist sehr gerue bereit, die Straße zu übernehmen und zn unterhalten, aber
gegen Entschädigung. Wer nun die Entschädigungzahlt, ob fie der Staat zahlt, oder ob sie die
pctitiouireudeu Städte zahlen, oder ob fie die früheren Bauherren zahlen, das ist für die Provin-
zialverwaltnng ganz irrelevant. Was die Provinz billiger Weise thnn kann, ist, daß sie durch ihre
Organe die Straße unterhalten läßt. Aber die Kosten müsse» von dem getragen werden, dem die
Lasten obliegen. Der Antrag geht daher dahin:

„Der Provinziallandtag wolle:
1. den Antrag der Städte Barme» und Lüttringhauscn ablehnen;
2. sich damit einUerstnudcu erklären, daß die fragliche Straße, soweit sie in der Rhein«

Provinz belegenist, gegen Entschädigung in die Verwaltung und Unterhaltung der
Provinz übernommenwird und dem Provinzialausschnssedas Weitere überlassen."

Stellvertretender BorsitzenderIauß en: Ich eröffne die Diskussionund ertheile das Wort
dem Herrn AbgeordnetenEiseulohr:

AbgeordneterEisenlohr: Meine Herreu! Der Fall liegt nicht so einfach, wie der
Herr Referent ausgeführt hat. Es kann der Stadt nicht zugemuthct werden, irgendwie einen
Beitrag zu den Kosten der Unterhaltung zn zahlen — darin werden Sie wohl alle einverstanden
sein, (Widerspruch)— sondern die Stadt Barmen steht in contraktlichem Verhältniß mit dem Staat.
Der Staat hat vor 50 Iahreu erklärt: Nach 50 Jahren übernehmeich die Straße. Heute sagen
die zustäudigcuHerreu Minister: Die Wegegelderkönnten auf eine Corporation übertragen werden,
so daß die einstweiligeUnterhaltung aus dem aufkommenden Betrage zu bestreitcn sei.

Ja, meine Herren, die Wegegelder sind ja aufgehoben worden. Es ist am 1. Januar
der Vertrag damit fällig geworden, daß die Straße in den Besitz des Staates übergegangen ist.
Am 1. Iauuar sollte das Wegegeld aufgehoben werde»; aber es wurde provisorisch furterhobcn
und durch Erlaß des Regierungspräsidenten ist nun erst kürzlich die definitive Aufhebung des
Wegegeldes verfügt worde». Diejenigen Leute, die bestraft worde» sind, weil sie das Wegegeld
nicht bezahlt habe», si»d jetzt wieder freigesprochen wurden. Und wenn von der Staatsregirrung
bei der Dotation vergessenworden ist, die Straße anzuführen, so muß er nach meinem Dafür¬
halten dafür aufkommen; unmöglich kann die Stadt dazu herangezogen werden, dicfe Straße
zu unterhalte». Die Straße ist i» ei»em Zustande, daß sie effektiv nicht länger so bleibe»
kann. Es mnß sofort eingeschritten werden, uud ich möchte das hohe Haus dringend bitten, die
Petition der Städte Barmen und Lüttringhansen zn unterstützen und zu genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender I anßen: Der Herr AbgeordneteKattwinkel hat das Wort.
Abgeordneter Kattwinkel: Mei»c Herren! Nach den bisherigen Ausführuuge» ist es

zweifellos, daß wir es hier gewissermaßen mit einem Landarmen auf dem Gebiet des Straßen-
Wesens zu thuu habe». (Heiterkeit.) Die Straße ist vou ihre» Erzeuger», vu» ihre» Eltern
verlassen. (Sehr gut!) Der Staat will sie nicht haben, die beteiligten Gemeinden können sie
nicht nehmen, und es wird schließlich nichts cmdcrs übrig bleibe», als daß sich die Provinz
vorläufig dieses Landarmen aunimmt. Es wird dann wohl Aufgabe der Provinz sein, sich mit
dem Staat, der ja eigentlich damals den Fehler gemacht hat, i» Verbindung zu setzen, um
eine Entschädigung für die Unterhaltung zn bekommen. Die Straße ist feit Anfang d. I- g"'
nicht mehr unterhalten worden. Sie ist zwar in einem größere» Zuge noch in einem ziemlich
gnten Zustande, aber in der Nähe ihrer Einmünduug geht sie schon ganz bedenklichen Zuständen
entgegen, wie ich dies aus eigener Erfahrung weiß. Es ist hoch nothwendig, daß hier etwas
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geschieht, daß die Straße wieder in eine geordnete Verwaltung übernommen wird, und ich
beziehe mich hierbei auf das, was wir gestern von dem Herrn Abgeordneten Fritzen gehört
haben, daß es sich sehr empfehle, wenn die Straßen znr richtigenZeit unterhalten werden, wenn
man sie nicht verkommen lassen will. Ich mochte mir deshalb erlauben, den Antrag zu stclleu -

„Der hohe Landtag wolle sich damit einverstanden erklären, daß die sogenannte
Veckmcmn'sche Straße, soweit sie in der Rhcinprouinz belegen ist, dem Provinzial-
verbände zur Unterhaltung und Verwaltung übergeben und der Provinzialausschnh
beauftragt werde, mit der Königlichen Staatsregierung wegen Gewährnng einer
angemessenenEntschädigung in Verhandlung zu treten."

Landcsdirektor Klein: Meine Herren! Ich glaube, ich gebe der allgemeinen Stimmung
Ausdruck, wenn ich diesen Antrag als etwas harmlos bezeichne. Mit der provisoriscbenUeber¬
nahme von Landarmen haben wir so böse Erfahrungen gemacht, so daß wir dieselben uicht
vermehren möchten. Uebernummcu ist etwas bald, aber los werden, das ist die Frage. Ich
glaube nicht, daß wir Glück bei der Staatsregierung in der Frage der Entschädigung haben
würdeu, weun wir ohue Weiteres die Straße übernehmen. Ich verkenne gewiß nicht, daß die
^age der beiden Städte eine recht mißliche ist. Es liegt hier indessen ein Lapsns vor, welchen
wir nicht verschuldet haben, sondern der bei Erlaß des Dutatiousgesetzes untergelaufen ist.
Das Dotationsgcfctz hat nicht der Provinz auf der eiueu Seite eine bestimmte Summe als
Pauschale überwiesen und dagegeu auf der anderen Seite derselben die unbegrenzte Last auf¬
erlegt, alle Verpflichtungen des Staates hinsichtlich der Unterhaltung von Straßen zu über¬
nehmen, fondein das Dotationsgesetz hat vielmehr den Provinzialverbänden, wie es im §. 18
heißt: „Die Verwaltung einfchließlichder technischen Bauleitung, sowie die Unterhaltung der
bereits ausgebaute,: Staatschaussccu und derjenigen chanssirten Straßen übertragen, welche aus
den den betreffendenCommunalverbänden durch dieses Gesetz bezw. durch die früherm Dotations-
gesctze überwiescnenFonds ausgebaut werdeu nnd uicht in die Verwaltung uud Uuterhaltuug
an Dritte übergehen." Hierdurch siud deu Provinzen genau bestimmte Straßen zur Uuter¬
haltuug überwiese,: worden. Die Höhe der Dotationsrente für die Straßenuntcrhaltnng ist
für jede Provinz uach der Kilometcrzahl und den Unterhaltuugskosteu, welche bisher auf diefe
Straßen verwendet worden sind, festgestellt worden. Zu den also übertragenen Straßen zählt
die Veckmannstraße nicht. Wenn man zur Zeit des Erlasses des Dutatiousgesetzes au diese
Straße gedacht hätte, so würde man für die Nheiuprovinz eine Snmme in Reserve gestellt
haben, welche als zusätzliche Rente vom Tage der Uebernahme dieser Straße ab an die Provinz
hätte gezahlt werdeu müssen. Dies ist nicht geschehen uud ist, wie die Verhältuisse liegen, die
Nheinprovinz nicht verpflichtet, die betreffende Straße zu überuehmeu. Ob für die Königliche
Staatsregierung ans dem Vertrage, welcherüber den Bau dieser Straße geschlossen worden ist,
eine rechtliche Verpflichtung hervorgeht, die Straße zu übernehmen, das ist eine Frage, welche
zwischen den damaligen Contrahenten bezw. deren Rechtsnachfolgernausgetragen werden muß.
Es will mir fcheincn, als wenn eine solche Verpflichtung sich nicht so ohne Weiteres abweisen
läßt. Es heißt nämlich in dem Vertrage: „Nach Ablauf des fünfzigstenJahres treten sie (die
Unternehmer) oder deren Erben .... ohne weiteres Entgelt die Straße in völlig gutem
Zustande an deu Staat ab, uud zwar die Vauketts uud Gräbeu nach deu Dimensionen des
Projekts, die Steiubahu iu der Stärke der ersteu Anlage und die Brücken und Durchlässe iu
gut erhaltenem Zustande. Es wird das Versäumte auf ihre Kosteu hergestellt, sofern sie dies
nicht binnen 3 Monaten selbst bewerkstelligen....
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Der Staat zieht von dieser Zeit an das Wegegeld und unterhält die Straße. Die
HeckinghauserWupperbrücke gehört als besonderesEigenthum der Unternehmer nicht mit zu deu
nach Ablauf der 50jährigen Concessionsfrist an den Staat abzutretenden Brücken."

Nach dieser Bestimmung des Vertrages sollten die Unternehmer ein Doppeltes erhalten,
einmal auf 50 Jahre das Wegegeld, um sich für die Baukosten schadlos zu halten, und das
andere Mal die Gewißheit, daß der Staat nach 50 Jahren au ihre Stelle treten und die
ihren Interessen dienendeStraße weiter unterhalten würde. Ich pflichte nun dem Herrn Abgeord¬
neten Kattwinkel darin allerdings bei, daß die einfachste und fchucllste Lösung darin liegen
würde, wenn die Provinz provisorisch die Straße übernimmt, allein das Bedenklichehierbei ist
nur, was alsdann weiter geschehen soll. Ich befürchte, daß, wenn wir die Straße einmal haben,
wir uns vergeblichbemühen werden, für deren Unterhaltung vom Staate nachträglich irgend
Etwas zu erhalten. Ich meine, wenn hierüber mit der Staatsregicrung verhandelt werden
soll, dann verhandeln wir besser, ehe diese Straße übernommen ist, als wenn ein lait 2«oinr>1i
in dieser Hinsicht vorliegt, und möchte ich deshalb den Antrag des Pruvinzialausschnsses nochmals
bei Ihnen empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr AbgeordneteEisenluhr hat das Wort.
Abgeordneter Eisenlohr: Ja, meine Herren, was sollen die Städte thun? Sie können

doch nicht die Straße übernehmen. Nun verfällt die Straße und es ist eine wichtige Straße,
es ist kein Gemeindeweg, es ist eine Straße, die zur Verbinduug mit der ganzen hinterlicgcnden
Gegend von ungeheuerer Bedeutung ist. Sie darf doch nicht verkommen. Sie ist aber gegen¬
wärtig in einem Znstande, daß sie nicht zu Passiren ist. Der Herr Kollege hat das ebeu schon
geschildert. Es muß durchaus Abhülfe geschaffen werden. Ich bin der Ansicht, daß doch wohl
der Provinzialausschuß den Antrag der Stadt Barmen nicht abweisen darf.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Jetzt ist Niemand weiter zum Wort gemeldet.
(Abgeordneter Koch: Ich bitte ums Wort.) Sie haben das Wort, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Koch: Meine Herren! Der Ausführung der Bestimmung des Vertrages,
daß der Staat die Straße übernimmt, das Wegegeld weiter erhebt und damit die Straße
unterhält, ist von den Gemeinden kein Hinderniß in den Weg gelegt worden. Die Gemeinden
haben den Staat nicht daran gehindert, das Wegegeld weiter zu erheben, der Staat hat aus
freien Stücken die Erhebung des Wcgcldes eingestellt. Nuu können doch jetzt unmöglich die
Gemeinden zur Unterhaltung herangezogen werden, weil der Staat die vertragsmäßig ihm
obliegende Pflicht der Unterhaltung ablehnt.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich schließedie Diskussion. Wir kommen zur
Abstimmung.

Meine Herren! Ich werde zunächst zur Abstimmung stellen den Antrag des Herrn
Abgeordneten Kattwinkel. Wenn derselbe angenommen wird, so entfallen damit die Anträge
des Provinzialausschusscs und die Sache wäre erledigt. Sie eutbinden mich wohl von der Ver¬
lesung dieses Antrages. (Zurufe.) Es wird doch gewünfcht, daß der Antrag verlefen wird.
Er geht also dahin:

„Der hohe Landtag wolle sich damit einverstanden erklären, daß die sogenannte
Veckmann'schc Straße, soweit sie in der Rheinprovinz belegen ist, dem Provinzial-
verbande zur Unterhaltung und Verwaltung übergeben und der Provinzialausschuß
beauftragt werde, mit der Königlichen Staatsrcgierung wegen Gewährung einer
angemessenenEntschädigung in Verhandlung zu treten."
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Ich bitte diejenigen Herren, welche diesem Antrag zustimmen wollen, sich zu erheben.
(Geschiebt.) Das ist die Minderheit.

Ich bitte nunmehr diejenigen Herrn, welche dem Antrage des Ausschussesbeitietcn
wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die große Mehrheit. Der Autrag des Ausschussesist angenommen und der
Gegenstand erledigt, und damit hätten wir die Tagesurdming erschöpft.

Noch einen Augenblick,meine Herren, nur haben uns noch über die Tagesordnung für
morgen zu verständigen. Ich würde Ihnen vorschlagen,diese Tagesordnung fo zn gestalten:

Eingänge.
Bericht über den Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Errichtung des Kaiser-

Wilhclni'Dentnials in der Nheinprovinz.
Bericht und Anträge des Provinzinlnusschussesüber die aus Aulaß des Gesetzesüber

Kleinbahnen nnd Privatnuschlußbahuenvom 28. Juni 1892 zu treffendenMaßnahmen.
Antrag der Wahlprüfuugscoinmissiouhinsichtlichder Vorprüfung der Verhandlungen über

die Ersatzwahlenzum Provinzinllandtag in den Krcifen AnchewLand,BarmemStadt, Coblcnz>Stadt,
Düre», Kreuznach, Mnyeu, Ottwciler, Saarbrücken, St. Goar, Solingen und Zell.

Antrag der I. Fachconnnission zum Etat des Provinziallanotngs, des Proviuzialausschufses
»nd der Provinzinl Central Vcr,valtnngsbehördcfür die Etatsjahre 1893/94 und 1894/95.

Autrag der I. Fachcommissiunzum Etat zur Zahlung von Pensionen :c. an Provinzinl
bcnmte uud von Wittwen- und Waisengeldcrn,

Antrag der I. Facheummisfio»zn dem Etat der Besoldungen nnd andern persönlichen
Ausgabe» für die bei der Invaliditäts und Altcrsversicherungsanstaltder Nheinprovinz beschäftigten
Provinzinlbcnmten.

Autrag der 1. Fachcommissiunzu dem Gericht uud zu deu Anträge» des Provinzinl»
misschusses, betreffendErrichtung einer Weinbauschulefür die Nheinprovinz.

Sind die Herren mit diefer Tagesordnung einverstanden?— Dann steht dieselbe fest.
Ich möchte Ihnen zum Schluß noch von einem Gegenstand Kenntniß geben, über den

wir uns frühzeitig einigen müssen,damit die Herren sich mit Ihrer Zeit darauf eiurichteukönnen.
Wir haben jedesmal nach Schluß unserer Tagung ein Festdiner stattfinden lassen, wie sich die
Herren dessen ja entsinnen werden. Bei der letzten Tagnng fand dasselbehier in unserenLandtags-
räumen statt. Es warm mit dieser Wahl des Lokales aber doch manche Nngelegenheiten ver¬
bunden, und ist es darum wohl besser, daß wir nns ein anderes Festlokal suchen. Der größte
Theil derjenigen Mitglieder, mit denen ich Gelegenheit gehabt habe, über diese Sache iu Fühlung
6» treten, war der Meinung, das Festdiner in den schönen Räumen der Tunhalle stattfinden
zu lassen. (Rufe: Einverstanden!) Ich habe mich vorläufig fchuu mit der Verwaltung der Ton¬
halle in Verbindung gesetzt und gehört, daß am Mittwoch Nachmittag resp. Abend der nächsten
Woche einer der schönen Säle der Tonhalle frei sei, uud da dieser Tag auch fo ziemlich in den
Schluß unserer diesmaligen Session fallen wird, so würde ich Ihnen vorschlagen,den bezeichneten
Tag für die Festlichkeitzu wählen.

Ich nehme demnach das EinVerständniß der Herren mit diesem Vorschlag au und werde
un Verein mit einigen Herren Kollegen das Weitere in die Wege leiten.

Die morgige Sitznng würde ich Ihnen vorschlagen, um 11 Uhr begiuncu zu lassen.
Der Heu Abgeordnete Friederichs hat das Wort.

Abgeordneter Friedcrichs: Meine Herren! Ich glaube um 11 Uhr ist zu früh gegen¬
über den vorhergehenden Arbeiten der Commissionen, die in der Regel um 10 Uhr beginnen.
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Wir können ganz gut im Plenum von 12—'/«4 oder 4 Uhr die Tagesordnung erledigen.
Es ist aber ein sehr großer Unterschiedfür die Erledigung unserer Commifsionsarbeiten, ob
wir bis 11 oder bis 12 Uhr für dieselben frei haben. Ich bitte deshalb, die Plenarsitzung
auf 12 Uhr zu fetzen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich bin vollkommenmit den Aeußerungen des
Herrn Friedcrichs einverstanden und will gern gestehen,daß ich Ihnen vorgeschlagenhätte, erst
um 12 Uhr zu beginnen und den Commissionen die Zeit von 10—12 Uhr für ihre Arbeiten
frei zu lassen, wenn mir nicht aus dem Hause der Wunsch geäußert worden wäre, mit Rücksicht
darauf, daß ein Theil der Herren den auf übermorgen fallenden Feiertag in der Heimath ver¬
bringen und die Rachmittagszügc zur Reise benutzen möchte, morgen etwas früher mit der
Sitzung zu beginnen. (Sehr richtig!) Ich bin aber gern geneigt, die Sache durch Abstimmung
zu erledigen und zu feheu, welches die Meinung des Hauses ist. Herr Abgeordneter Friederichs
hat dat Wort.

Abgeordneter Friederichs: Meine Herrcu! Da vou allen Seiten „sehr richtig"
gerufen wird, werde ich ja doch überstimmt (lebhafte Rufe: Nein!) uud ziehe deshalb-----------
(Ruf: Bitte ums Wort! Zur Geschäftsordnung!)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: .Zur Geschäftsordnunghat der Herr Abgeordnete
Becker das Wort,

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich bin Vorsitzenderder I, Fachcommission. Wir
haben den ganzen Etat durchzuberatheu; es sind auch noch verschiedene andere Vorlagen an die
Fachcommisstougewiesen. Wir werden nach meiner Auffassung, weun wir morgen nicht wenigstens
zwei Stunden berathen können, außerordentlich schwer rechtzeitigmit deu Vorlagen fertig werden.
Ich möchte deshalb anheimgeben, daß Sie, wenn es irgend ginge, die Zeit um 12 Uhr für die
Pleuarsitzung festhielten. Wir haben auch, wenn ich nicht irre, vor 2 Jahren am Tage vor Maria
Empfiingniß ruhig von 10 bis 12 Uhr Commissionssitzuugeu gehalten, und erst um 12 Uhr hat
die Plenarsitzung begonnen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich denke, meine Herren, wir halten fest an der
Zeit 12 Uhr.

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß: 2 Uhr 45 Miuuteu.)

Vierte Sitzung
im Stllndehause zu Düsseldorf, am Mittwoch den 7. Dezember 1892.

Beginn: 12 Uhr Mittags.

, ^ Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Errichtung des Kaiser-Wilhelm-

Denkmals in der Rhciuprovinz. Drucksachen Nr. 4. Berichterstatter des Provinzialausschusses:
Graf Bcissel vou Gymnich.
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3. Bericht und Anträge des Provinzialausschusses über die aus Anlaß des Gesetzes über Klein¬
bahnen und Privatanschlußbahnen vom 28. Juni 1892 (G. S. S. 225) zu treffenden Maß¬
nahmen. Drucksachen Nr. 17. Berichterstatter des Provinzialausschusses: LandesdirektorKlein.

4. Antrag der Wahlprüfuugs-Commifsiou hinsichtlichder Vorprüfung der Verhandlungen über
die Ersatzwahlenzum Provinziallandtagc in den Kreisen: Aachen-Land,Barmen-Stadt, Coblcnz-
Stadt, Düren, Kreuznach, Maycn, Ottweiler, Saarbrücken, St. Goar, Solingen und Zell.
Drucksacheu Nr. 31. Berichterstatter der Wahlprüfungs-Commissiou: Abgeordneter Möllenhoff.

5. Antrag der I. Fachcommission zum Etat des Provinziallcmdtags, des Provinzialausschusses
und der Provinzial-Verwaltungsbehörde für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31.Mürz
1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. DrucksachenNr. 1, Anlage I, (Seite
17-33) und Nr. 32. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Quack,

6. Antrag der I. Fachcommissionzum Etat zur Zahlung von Pensionen «. an Provinzialbeamte
und von Wittwen- und Waisengcldern, Unterstützungenan deren Hinterbliebene für die Gtats-
jahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.
Drucksachen Nr. 1, Anlage II (Seite 35—52) und Nr. 33. Dazu Bericht und Antrag des
Provinzialausschusseszum Pensions-Elat. Drucksachen Nr. Id. Berichterstatter der Commission:
Abgeordneter Zweigert.

?, Antrag der I. Fachcommissionzum Etat der Besoldungen und anderen persönlichenAusgaben
für die bei der Invaliditäts- und Altersverficherungsaustalt „Rheiuproviuz" beschäftigten
Provinzialbeamten für die Etatjahre vom 1. Januar bis 31. Dezember 1893 und vom
1. Januar bis 31. Dezember 1894. Druckfachen Nr. 1, Anlage III (Seite 53—59) und
Nr. 34. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Michels.

8. Antrag der I. Fachcommissionzum Bericht und zn den Anträgen des Provinzialausschusses.
betreffend Errichtung einer Weinbauschule für die Rheinprovinz, Drucksachen Nr. 11 und
Nr. 35. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Lieven.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der gestrigen Sitzung liegt auf dem Bureau zur Einsicht offen. Das Protokoll

der heutige» Sitzung führt zu meiucr Rechten der Herr AbgeordneteWallraf, die Rednerliste zn
meiner Linken Herr AbgeordneterMöllenhoff.

Für die heutige Sitzung hat sich wegen Unwohlfeins entschuldigtder Herr Abgeordnete
Kühlwetter.

Ich habe nur von einem einzigen Eingang Mittheilung zu machen. Das ist eine Petition
der SpezialgemeindeHaan auf Verleihung der Stadteordnnng. Ich lasse dieselbe mit Ihrer Zu¬
stimmung au die I. Fachcommiffionzur Vorberathung gehen.

' Wir kommen zn Nr. 2 der Tagesordnung:
Bericht und Antrag des Provinzialausschuffes, betreffend die Errichtung
des Kaiser°Wilhelm°Denkmals in der Rheinprovinz.

Berichterstatter des Provinzialausschnssesist Herr AbgeordneterGraf Veifsel von Gymnich.
Ich bitte ihn das Wort zu nehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Graf Beiffel von Gymnich: Meine Herren! Bei Ihrer
letzten Tagung wurde am 11. Dezember 1890 Seitens des hohen Haufes der Beschluß gefaßt, die
Entscheidung über die Platzfrage, das heißt über die Frage, an welcherStelle am geeignetsten das

12



90 37. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 7. Dezember 1892,

Seitens des Provinziallandtagcs beschlosseneDenkmal errichtet werden sollte, Sr. Majestät unserm
gnädigstenKaiser und König zu überlassen. Wie Ihnen schon im Eingänge der Sitzung durch
unseren Herrn Vorsitzenden mitgetheilt wurden ist, haben Sc. Majestät allergnädigst gernht, das
Deutsche Eck als den Platz zu bezeichne»,auf welchem das KaiserMilheliU'Dentmal errichtet
werden möge.

Der Provinzialansschnß hat sofort, nachdem die Platzfrage entschiedenwar, ein Preis»
ausschreiben ergehen lassen, um geeigneteEntwürfe für das Denkmal zn erhalten. Ferner hat der
Provinzialansschnß sich mit den namhaftestenKünstlern in Verbindung gesetzt und dieselben gebeten,
die eingehendenEntwürfe zn begutachten, und es haben sich die Herren Dr. Jordan, Innssen,
Persins, Otto Messing und Vaur in liebenswürdigsterWeise bereit erklärt, dieses Amtes zn walten.

Es sind auf das Preisausschreibcn 26 Entwürfe eingegangen. Meine Herren! Sie hatten
alle Gelegenheit, die Entwürfe selbst zn besichtigen,sie sind im Bergisch-MärkischcnBahnhof ans'
gestellt nnd ich darf wohl voraussetzen,daß Sie sie sämmtlichin Augenschein genommenhaben.

Ich glaube, ich taun darauf verzichte», Ihnen die Gutachten der Preisrichter mitzutheilen;
es sind Ihnen diese in der Drucksachc Nr. 4 vorgelegt. Die Entwürfe habe» leider nicht den
Erfolg gehabt, daß der Proviuzialausschuß sofort dazu übergehen konnte, dem Landtage eines der
Denkmäler, so wie es dargestellt ist, zu empfehlen. Im Anschlußau das Gutachten der Jury hat
der Provinzialansschnß geglaubt, Ihnen das Denkmal, welches mit dein ersten Preise gekrönt
worden ist, zur Annahme zu empfehlen,das heißt unter gewissen noch zu treffende» Abänderungen.
Wie gesagt, es hat keines der Denkmäler die unbestrittene uud volle Annahme gefunden. Der
Proviuzialausschuß ist zu der Ueberzeugung gekommen,daß, wenn ein Denkmal errichtet werden
soll, welches allen dcu Anforderungenentspricht, die wir doch gerechter und billiger Weise an das
Denkmal stellen müssen, welches den Ausdruckdes höchsten Dankes und der höchsten Verehrung für
unsere Hochselige Majestät sein soll, wir uns alsdann mich die Berechtigung vorbehalte» müssen,
dieses Denkmal so zn gestalten, wie es der hohe Landtag wünscht. Ans diese», Grunde ist der
Proviuzialausschuß zu dem Antrage gekommen:

„Der hohe Provinziallandtag wolle den Provinzialansschnß ermächtigen, mit den
Verfassern des mit dem ersten Preise gekrönte»E»tw»rfes wegen der an dem Reiter^
standbilde nebst Sockel vorzuuehmendcnAbänderungen bezw. wegen Einschränkungund
Vereinfachungdes Uutcrbancs in Verhandlung zn treten nnd demnächst behufs Ans°
führung des Denkmals das Erforderlichezu veranlassen."

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Dislnssion uud ertheile zunächst
das Wort dem Herr» Abgeordneten Couzc zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Eonzc: Meine Herren! Im Hinblick ans die außerordentliche Schwierig¬
keit, in einer so großen Versammlung, wie der hohe Landtag ist, über den Werth eines Kunst¬
wertes zu entscheiden,und getrieben von dem Wunsche, daß die Entscheidung, die wir über das
Denkmal des HochscligenKaisers Wilhelm hier zu fällen haben, mit möglichster Einmüthigkcil
geschehen möchte, trage ich darauf an, daß die heutige Verhandlung nur als eine erste Lesung,
als eine Vorbesprechung zum Austausch der Meinungen angesehen werde, (Sehr richtig!) und
daß die eigentliche Entscheidung erst in einer zweiten Verhandlung, etwa zu Anfang der nächste»
Woche stattfinden möchte. Ich glaube, wir sprechen uns alle viel ruhiger aus, wcun wir nicht
gedrängt werden von dem Gefühle und Gedanken: In einer halben Stunde muß über diese
wichtige Frage abgestimmt werden. Wenn wir einmal die Sache besprochen,unsere Meiuuugeu
gegenseitig ausgetauscht haben, dann müssen wir auch Zeit haben, darüber nachzudenken U"d
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werden so viel leichter zu einer Verständigung kommen. Ich bitte, meinen Antrag anzunehmen.
(Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich glaube, meine Herren, es wird am zweck¬
mäßigsten sein, daß wir uns über diesen Autrag am Ende der Diskussion über diesen Gegen¬
stand schlüssigmachen. Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete Conze.

Abgeordneter Conze: Ich mochte doch bitten, es gleich jetzt festzustellen, gerade mit
Rücksicht auf den Umstand, den ich hervorgehoben habe, daß wir viel ruhiger diskutircu, wenn
wir wissen, daß es sich zunächst nur um einen Meinungsaustausch handelt. Es könnte sich
auch ereignen, daß so durchschlagcudc Momente kommen,daß eine Majorität abstimme» wollte, die
würde daun die Minorität vergewaltigen. Aber wir verhandeln ganz gewiß ruhiger und sach¬
licher, weun wir wissen: nächste Woche kommt erst die Entscheidung. Ich möchte deshalb den
Herrn Vorsitzendenbitten, die Sache in meinem Sinne zu behandeln.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Dann werde ich mit Ihrer Zustimmung schon
jetzt festzustellenhaben, daß die heutige Diskussion nur die erste Lesung des Gegenstandes dar¬
stellt, uud wir noch in einer weiteren Sitzung, gegen Ende unserer Session, über denselben
Gegenstand zum zweiten Male verhandeln werden. Ich ertheile nnnmchr das Wort dem Herrn
Abgeordneten Schulter,

Abgeordneter Schütter: Meine Herren! Wenn ich zu dieser Frage das Wort
nehme, werden Sie es begreifen, daß ich es zunächst als eine selbstverständlichePflicht ansehe,
Namens der Stadt Coblrnz dem hohen Hause für die Entscheidung, die es bezüglichder Platz¬
frage getroffen hat. den besten Dank auszusprecheu. Es ist ja der Platz, welcher sür das
Denkmal auserschcn ist, viel bestritten worden, indessen die Schlacht ist geschlagen; unter
Zustimmuug des hohen Hauses ist die EutschcioungSr. Majestät dem Kaiser übcrtrngcu worden
und der Kaiser hat sich für den jetzt gewählten Platz entschieden. Ich darf daher wohl der
Huffnung Ausdruck geben, daß nunmehr alle Mitglieder, auch die früheren Gegner, mit der
Lösung der Frage eiuvcrstaudeu sind, und daß wir alle uns zur Grundsteinlegung und zur
Einweihung des Denkmals in gehobener vatcrlaudsfrcudiger Stimmung zusammenfinden.

Allerdings, meine Herren, wird diese Hoffnuug uicht gerade in allernächste Nähe
gerückt, wenn wir uus das Ergebuiß des Preisausschreibcns ansehen. Es ist bereits von dem
Herrn Referenten hervorgehoben wurden, daß keiner der Entwürfe derart sei, daß er allen
Anforderungen genügte, daß er den uneingeschränktenBeifall des Provinzialausfchuffes resp, der
Jury bekommenhabe, und es ist dadurch eiu mehr negatives Ergebniß erzielt worden. Es
wird sehr schwer werden, wie das ja auch der Herr Abgeordnete Conze hervorgehoben hat. zu
"ner Entscheidung zu kommen. Ich glaube auch die Lage der Sache ist derartig, daß wir in
°er heutigen Sitzung durchaus uicht zu eiuer abschließendenEntscheidung kommen können. Es
wird sich im Wesentlichen nur um die Frage drehen, in welcher Weise die Sache weiter gefördert
werden kann, und ich glaube, das hohe Hans ist einstimmig in dem Wunsche, daß diese Denk¬
malsfrage, die ja bereits geraume Zeit in Anspruch nimmt — es si„d seit dem Tode uuseres
HochseligenHcldenkaisers ja bereits vier Jahre verstrichen — auch einer baldigen glückliche»
^'sung cntgegcngeführt werde. Da fragt es sich zunächst: Welche Schritte werden wohl zu thun
s"n. um eine solche Lösung herbeizuführen. Ich will mich dabei einer Kritik der einzelnen
Entwürfe vollständig enthalten, ich will davon absehen und will mehr die geschäftliche Seite
der Frage berühren, uud da frage ich mich, istes mö glich, eine neue Concurrenz auszuschreiben?
Ich glaube, das wird man doch wohl mit nein beantworten müssen. Wenn eine öffentliche
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Concurrenz bisher keinen vollständigen Erfolg erzielt hat, dann liegt gar kein Grund vor, von
einer neuen Concurrenz etwas mehr zu erwarten. Man muß doch annehmen, daß die Künstler
ihr Bestes gethan haben.

Daß aus der Mitte dieses Hauses, dieser doch sehr ansehnlichen Versammlung, direkt
ein Urtheil gefällt werden könnte, halte ich auch für sehr schwierig, Das ist schon sehr schwierig,
wenn ein Werk unter anderen sehr hervorragt; es ist aber ganz besonders schwierig, wo man
vielleicht sagen kann: So viel Köpfe so viel Sinne können hier bei Beurtheilung der Denkmals-
entwürfe vorhanden sein, nnd so glaube ich, es wird nichts anders übrig bleiben, als diese
Angelegenheit an eine Commission zur Vorprüfung zu verweisen, und es wird sich nur fragen,
in welcher Weise die Zusammsctzuug der Commission zn denken wäre. In dem Vorschlage des
Provinzialausschusses ist ja schließlichwohl virtuell dasselbe enthalten, wenn der Provinzial-
ausschuß ermächtigt sein will, den mit dem ersten Preise gekrönten Entwurf mit verschiedenen
Abänderungen und dergl. in Behandlung nehmen zu solleu und mit dem Urheber wegen der
Abänderung in Verhandlung treten zu dürfen. Ich glaube, die Verhandlungen sind in
der heutigen Stimmung uicht so weit gediehen, daß ich einen bestimmten Vorschlag zur
Annahme empfehlen kann, es wird sich in der Diskussion erst noch klären müssen, wie die
verschiedenenAnsichten über die Entwürfe sind, namentlich über den ersten Entwurf. Sollte
sich eine große Meinungsverschiedenheit in Bezug auf die verschiedenenEntwürfe heransstellcu,
wie ich wohl annehmen zu dürfen glaube, fo wird es sich vielleicht doch empfehlen, eine
besondere Commission aus den kunstverständigenMitgliedern dieses hohen Hauses zu erwählen,
diese kann vielleicht noch im Laufe dieser Session nähere Vorschläge machen, denn wir werden
ja noch bis in die nächste Woche tagen.

Ich enthalte mich aber vorläufig eines speziellen Antrages und will erst den Verlauf
der Diskufsiou abwarten.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr
von Stumm.

Abgeordneter Freiherr von Stumm-Halberg: Meine Herren! Ich bitte es nicht
für unbescheiden zu halten, wenn ich, der ich eben erst in dieses hohe Haus hineingeschneitbin,
es wage, den Vorschlägen des Provinzialausschusses einigermaßen entgegen zu treten. Ich habe
mir heute die Modelle — was ja gewiß bereits von allen Seiten geschehen ist — angesehen.
Ich kann nicht finden, daß das Modell, das in erster Linie, zwar noch nicht zur Ausführung,
aber doch zur Berücksichtigungvorgeschlagenist, dasjenige ist, was mir am besten gefällt. Ich
habe im Gegentheil ein anderes, sehr viel einfacheres Modell gesunden, — und ich habe mit
vielen der Herren Kollegen darüber gesprochen,die meiner Auffassuug sind, — das mir in jeder
Beziehung den Vorzug zu verdienen scheint.

Meine Herren! Das Projekt, welches von dem Küustler-Comitee in erster Linie zur
Berücksichtigungvorgeschlagen ist, enthält ja gewiß große künstlerische Schönheiten, aber es
widerspricht in seinen einzelnenTheilen derart der Tradition, ich mochte sagen, der militärischen
Tradition, deren Träger doch Seine Majestät der HochseligeKaiser in so hervorragender Weise
gewesen ist (Beifall), daß ich meine, gerade bei einem solchen Herrn müßte die militärische
Tradition eine maßgebende Berücksichtigungfinden. Meine Herren! Vergegenwärtigen Sie sich
das Pferd, daß ein Militär auf einem folchen Pferde sitzt, ist für ein kavalleristischesAuge
ganz gewiß undenkbar. Meine Herren! Vergegenwärtigen Sie sich ferner bei diesem militärisch
kompleten königlichen Anzüge das Haupt Seiner Majestät, der zu Pferde sitzt, gänzlich unbedeckt,
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so ist das wieder etwas, was vom militärischen,und ich glaube auch von jedem anderen Stand¬
punkte aus, etwas ganz undenkbares ist. (Bravo!)

Dann, meine Herren, kommt das gesenkte Schwert. Ja, meine Herren, nehmen Sie es
mir nicht übel: Es sieht ans, als ob Seine Majestät — ich habe ja oft die Ehre gehabt, ihn in
der Situation zu sehen — ein Regiment einem fremden Potentaten vorführen wollte; es ist ganz
genau die Stellung, in der das geschieht. Das liegt aber nicht in der Aufgabe eines Denkmals,
das die Nheinprovinz dem Hochscligen Herru setzt.

Endlich, meine Herren, die Nebenfiguren. — Ich will ganz davon absehen,daß hier doch
ein größerer Grad von Bedeckung erwünscht erscheinen mochte, zumal iu diesem Augenblick,wo ich
noch vor wenigenTagen im Reichstag die Diskussionmit angehört habe über eine Abänderung des
Strafgesetzbuchesiu Bezng ans die Bilder, die in Schaufenstern aushängen. Aber auch gauz ab<
gesehen davou, glaube ich, daß bei der Höhe, in der die Neiterfigur steht, die weibliche Figur mit
ihren Flügeln einen großen Theil der Gestalt des Kaisers in einer Weise verdecken wird, die mir
nicht ästhetischzn sein scheint und den Eindrnckdes eigentlichen Hauptdenkmals wesentlich abschwächt.

Meine Herren! Allen diesen Bedenkengegenüberhabe ich mir das sehr einfache Denkmal
angesehen, welches das Motto trägt: „Lieb Vaterland magst ruhig seiu". (Bravo!) Dieses Dentmnl
ist ja auch in den Berichten des Ausschusses lobeud erwähnt, und es ist nur mit Recht hinzugefügt
wurden, daß das Projekt sich direkt zur Ausführung nicht eigne, indem wesentlichePunkte, namentlich
der architektonische Theil, nicht genügend ausgeführt seien, und man kann ja hinzufügen, auch der
direkt bildhcmerische Theil ist theilweise nur skizzenhaftbehandelt. Aber, meine Herren, ich meine,
bei einer so wichtigen Frage, daß die Nheinprovinz in würdiger Weise zu eiuem Denkmal für
Se. Majestät den Hochscligeu Kaiser und König gelangt, sollten solche formellenGesichtspunkte doch
im Hintergründe stehen. Ich meiuc, die Neiterfigur ist nnd bleibt doch immer die Hauptsachein
solchen Fällen. (Sehr richtig!) Die ist so würdig gehalten, die Hand, die segnend über der Rhein»
Provinz ausgebreitet ist, ist so edel gedachtund ausgeführt, daß ich meine, man sollte alle anderen
Gedankenzurückstellen und sollte speziell diesem Denkmal, den: einzige«, was meinem Gefühl voll'
ständig entspricht, näher treten, und ebenso gut, wie man hier ja nach dem Vorschlage des Provinzial-
nusschusscs die Absichthat, mit dem Verfasser des ersten preisgekröntenDenkmals in nähere Ver-
bindung zu trete«, ebenso gut kann man sich auch mit dem Verfasserdieses Entwurfs iu Verbindung
setzen — um die weitere Anssührnug zu vereinbaren — ich weiß ja nicht, wie er mit Namen
heißt, die Herren wissen ja aber von welchem Denkmal gesprochen wird, es ist das Denkmal mit
dem Spruch: „Lieb Vaterland magst ruhig sein!" Ich zweifle gar nicht, daß es einem so genialen
Künstler — es soll ein ganz jnnger Künstler sein — der die Hauptfigur in solcher Weise hergestellt
hat, auch unschwer gelingen wird, die nöthigen Dekorationen anzubringen, die nach meiner Ansicht
erst in zweiter Linie kommen, und sollte der Herr uicht Architekt genug sein, um eine würdige
architektonischeEinfassung herzustellen, so kann es nicht schwer fallen, daß man einen Architekten
fmdet, der schließlich noch hinzugezogenwird. . . «^

Also mein Antrag würde dahin gehen, deu Autrag des Proviuzialausschussesm der Weise
anzunehmen,daß statt des vou dem Provinzialausschusse vorgeschlagenenProjektes das von mir
bezeichnete Projekt in dem Autrag aufgenommenwerde. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Das Wort hat Herr AbgeordneterConze.
Abgeordneter Conze: Der AbgeordneteFreiherr von Stumm hat nur schon einen Theil

dessen vorweg genommen,was ich mir gestatten wollte, bezüglich des in erster Linie vorgeschlagenen
Modells auszuführen. Ganz dieselben Erwägungen haben mich sofort gegen dieses Modell einge-
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Kommen;man soll doch einen Soldaten nicht ohne Kopfbedeckung darstellen. Ich gehe nicht weiter
darauf ein und möchte nur auf einen noch größeren Widerspruchaufmerksammachen,der eigentlich
eine ounti-acUctl« in Ä.H«ow ist. Der Kaiser ist als Soldat dargestellt; — wenn anch mit ge-
jenktcm Schwerte, so doch mit dem gezogenen Schwerte — nnd als Feldherr gerüstet läßt er sein
Pferd von einem Friedenscngel führe»! Ich verstehe es gar nicht, wie ein solcher Widerspruch
den Kunstkennern,die diesem Werke den ersten Preis gegeben haben, hat entgehen könneil. Es
heißt im Gutachten der Preisrichter: „Entscheidend für das Urtheil des Preisgerichts war der hohe
künstlerische Reiz der Hauptgruppe", Ja, meine Herren, der Reiz solcher äußeren Formen hat
auch schou andere Leute irregeleitet (Heiterkeit). Meine Herren! Ich möchte glauben, daß den
Herren Preisrichtern in diesem Falle etwas Menschliches passirt ist. (Heiterkeit.) Ich wüßte keinen
größeren Widerspruchzu eoustruireu, als der hier gegebene.

Nun kommt aber noch eins hinzu — ich nehme den Herren Preisrichtern sehr übel,
daß sie es nicht bemerkt, das heißt uns nicht darauf aufmerksam gemacht haben, daß dieser
Gedanke, den Kaiser zu Pferd von einem Friedensengel führen zu lassen, dem Entwurf entlehnt
ist, den Vegas im vorigen Jahre in Berlin ausgestellt hat, wo wahrscheiulichdieses Modell
zur Ausführung gelangen wird. Nur die beiden Quadrigen rechts und links sind weggelassen,
im Nebrigeu ist es im großen Ganzen die Auffassung des Herrn Vegas für das große Denkmal,
welches das Reich dem Kaiser in Berlin errichten will. Wir können doch nicht eine Wieder¬
holung des Berliner Denkmals hier in der Nhcinprovinz aufstellen. Ueberhaupt bin ich der
Meinung, es mnß zunächst einmal auf den Gedanken eingegangen werden, der dem Kunst¬
werke zu Grunde liegen soll. Herr von Stumm hat bereits hervorgehobeu, daß er an dem
Modell mit dem Motto: „Lieb Vaterland machst ruhig sein" besonders schön finde, wie der
Kaiser segnend die Hand über die Nheinlande ausstrecke. Meine Herren! Der Kaiser hat
segnend seine Hand über das ganze Vaterland ausgestreckt,und wir würden nichts besonderes,
für die Nheinprovinz charakteristischeshaben, wenn wir den Kaiser in der Haltung darstellten,
die für das Denkmal des gesammtcn Vaterlandes maßgebend ist. Für uns ist der Kaiser der
Beschützer der Rheinprovinz gegen die französischenGelüste, und ich bin der Meinung, daß ein
Denkmal, das die Nheinprovinz dem Kaiser setzt, dentlich diesen Gedankenzum Ausdruck bringen
muß. Es muß der Heldcnkaisrr sein, der durch die Rheiuprovinz ausgezogen ist, ihre Grenzen
zu schützen.

Unter allen Modellen, die uns vorgestellt sind, finde ich ein kleines, welches nach der
Meinung der Preisrichter wegen seines geringen künstlerischenWerthes gar nicht in Betracht
gezogen, gar nicht genannt ist, in dem ich nach meinem Gefühle diesen Gedanken verkörpert
sehe. Es ist das ein sehr anspruchsloses Nciterbild, wo der Kaiser einen ansteigenden Felsen
hinanfreitet und vor dem Absturz des Felsens den Schritt des Pferdes hemmt. Der Entwurf
mit dem Wahlspruch „Gedenken und Danken", das ist der Kaiser, der nns beschützt hat, und
ich würde mich freuen, wenn der Kaiser in dieser Gestalt dort am Deutschen Eck stehen und
den Rheinländern, so Gott will, noch Jahrhunderte lang sagen würde, was er ihnen speziell
gewesen ist. Ich verlange für das Denkmal einen Gedanken, der uns Rheinländern besonders
nahe liegt, nnd den finde ich in diesem kleinen Denkmal verkörpert. In dem anderen Denkmal
aber, das mit dem ersten Preis bedacht ist, finde ich keine Spur davon, und ich finde auch den
Widerspruch, den ich mir erlaubte in den Grundgedanken auszuführen, so bedeutend, daß man
eigentlich sofort ohne eine weitere Verhandlung sagen sollte, dies Denkmal kann gar nicht >»
Frage kommen.
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Ich behalte mir noch weitere Ausführungen je nach dem Verlauf der Debatte vor.
(Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Freiherr von Pletteuberg
hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mchrnm: Meine Herren! Indem ich
mich den Ausführungen des Herrn Vorredners anschließe,besonders auch bezüglich der Barhaupt
ligkeit, dir ich verwerfe, mochte ich den Wunfch anssprechen. überhaupt alle antiken Zuthaten
wegzulassen. Es berührt eigenthümlich, wenn wir unsern alten Herrn statt seines ehrlichen
PreußischenDegens an der Seite mit dem antiken Schwerte bewaffnet fehen. Ich finde über¬
haupt, daß es eine Geschmacksverirruugund ein Mißverstehen der Vorbilder der Antike ist, wenn
wir Miseren, der jetzigen modernen Zeit entnommenen Figuren solche antike Anhängsel geben.
Zur Nömerzeit trug der Triumphator um das bloße Haupt einen Lorbeerkranz; der Mann
wurde also von den Künstlern so dargestellt, wie er war, man wunderte sich nicht, es war nichts
Ungehöriges. Aber es fiel keinem Menschen ein, auf die Zeit des Herkules zurückzugreifenuud
die Helden mit einer Keule nnd einen, Löwenfell abzubilden. Warum follen wir durchaus
unsere Helden anders darstellen, als sie in Wirklichkeit auf Erden gewandelt sind, linser
preußischerHelm ist eine so schöne Kopfbedeckung,daß ich nicht einmal wünschte,ihn mit einem
Lurbeerkranz zu umgebeu, deun — wie die Modelle zeigen, die eine solche Zuthat haben —
'st das geradezu eiue Verunzierung. Daß der alte Herr den Lorbeer verdient hat, weiß jeder;
man braucht ihm den nicht besonders aufzusetzen. Ich möchte auch das dem hohen Landtage z»
erwägen geben.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Frei¬
herr von Lo«:

Abgeordneter Freiherr von Loe: Meine Herren! Znnächst schließe ich mich den
Ausführungen der Herren Abgeordneten Freiherrn von Stninm nnd Conze in Bezug auf
das mit dem ersten Preis gekrönte Modell ganz und voll an und habe dem nichts hinznzufetzen.
Ich bin eben mir erstaunt gewesen, daß nach dem Antrage des Provinzialausschusses dem¬
jenigen die Ausführungen eines neuen Modells übertragen werden foll. der doch wirklich
ziemlich abfällig in dem Referate kritisirt worden ist. Ich werde mir daher am Schluß
erlauben, zn bitten, daß jedenfalls in dieser Weise der Antrag nicht angenommen würde, sondern
wieder volle Freiheit zum Entwürfe eines nenen Modells gegeben würde.

Meine Herren! Ich habe mir, wenn ich nicht irre, schon damals, als wir vor
zwei Jahren über diese Frage hier beriethen, zu bemerken erlanbt, indem ich mich für die
Stelle am Deutschen Eck aussprach, daß das eine ganz eigenartige Stelle sei, daß auch ein
Künstler für den Entwurf dieses Deukmals nöthig sei. der die Sache eigenartig, in einer
genialen Weise anffaßt. «, < ^

Wenn mm vou Freiherrn von Stumm das eine Modell Nr. 8 „Lieb Vaterland, magst
">hig sein" als das Beste bezeichnet wird, so scheint mir von diesem das zu gelten, was der Herr
AbgeordneteConze von dem ersten preisgekrönten gesagt hat. daß da ein Widerspruch besteht.
Wenn der Kaiser in diesen: Modell die Hand segucnd über der Rheinprovinz hält, dauu wird das
"icht durch den Aussprmh „Lieb' Vaterland, magst ruhig fein" bezeichnet,denn darin liegt der
bedanke ausgedrückt,den der Herr AbgeordneteConze in der Kaiferstatue ausgedrücktwifseu will,
"«mlich daß das Vaterland ruhig sein darf, daß der Kaiser der Beschützerdes Vaterlandes gegen
Westen ist. Also meine Herreu. aus dem Grunde scheint mir dieses Denkmal mit dem Motto
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absolut unvereinbar zu sein. Ich glaube, meine Herren, bei der Eigenartigkeit der Stelle, an der
dieses Denkmal errichtet werden sull, ist eine Großartigkeit der Auffassung, aber eine große Ein¬
fachheit nöthig, eine Großartigkeit in der Einfachheitund da stimme ich wieder dem Herrn Abgeord¬
neten Conzc bei, daß das nur in dem einen gestrichenen Modell sich befindet, welches, wenn ich
nicht irre, von einem Herrn aus Aachen— es wurde mir gesagt, Professor Frenzeu — entworfen
wurden ist: der Kaiser, zu Pferde sitzend, aufsteigendauf eine» Felsen. Meine Herren! Gerade da
scheint mir diese Einfachheit nnd Großartigkeit am meisten ausgesprochen zu sein! Die Umgebung
der anderen Entwürfe scheint nur bei dem einen wie bei dem anderenfür die Sache selbst ungünstig
zu sein. Ich lege auf die Umgebung einen großen Werth, einen größeren Werth vielleicht,wie
die anderen Herren es thun, die vorhin gesprochen haben. Es lomnit auf deu Gcsnmmteindrnck
an. Die Wenigsten, namentlich die am Rhein vurbcipassiren, werden ganz genau die Statue sich
ansehen,noch weniger genau den Ausdruckdes Gesichts scheu. Es kommt aber darauf an, daß sie
von der Großartigkeit der Statue gepackt werden, und daß ihnen ein bestimmterGedankeentgegen-
tritt. Und das ist bei keinen: der anderen Modelle der Fall,- im Gegentheil, das Packendewird
durch die mehr oder weniger unruhige Umgebung geschwächt, und gerade das hat wieder dieser
Herr ans Aachen in seiner einfachen Darstellung zum Ausdruckbringen wollen, wenigstens scheint
es so, daß er nur die Großartigkeit der Erscheiuungdes Kaisers in der Einfachheit zum Ausdruck
bringen wollte.

Meine Herren! Man taun ja deu Kaiser nach den verschiedensten Gedanken darstellen,
man kann ihn als Beschützer der Nheinpruvinz, man kann ihn auch als rücktchrenden Sieger dar¬
stellen, und da würde allerdings die Darstellungsweiseeine andere sein. Ich glaube aber niit dein
KollegenEonze, daß es für uns der richtige Gedanke ist, den wir zum Ausdruckzu briugeu haben,
den Kaiser als Beschützer des Rheins gegen unsern westlichenNachbar, und das, wie gesagt,
geschieht meiner Ansicht nach in keinem Modell besser, als in diesem, welches den Kaiser Ihnen
großartig, aber doch einfach und auf einem der ganzen Umgebung angepaßten einfachen Sockel
dargestellt haben will.

Meine Herren! Wir werden ja heute nicht zum Abschluß kommen,aber ich möchte mich
gleich dahin anssprechcn, daß wir den Antrag des Pruvinzialausschnssesmit den Verfassern des
mit dem ersten Preis gekröntenEntwurfes contrahiren zu müsse», nicht annehmen, sundern einfach
den Beschluß fassen, daß ein neues Modell zu entwerfen ist, aber wieder mit voller Freiheit.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete Freiherr vou Sole¬
macher hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Beim
Beginn des Landtages habe ich es als meine Aufgabe bezeichnet,für die Vorlagen des Provinzial-
ausschusscs hier einzutreten. Wenn ich das bei dieser Vorlage nicht thue, dann bitte ich darin
keine Inconsequenz zu sehen. Ich habe ausdrücklich im Provinzialausschuß erklärt, daß ich,
obgleichich diese Vorlage an erster Stelle unterzeichnet habe, ich dieselbe nicht zu der meinigen
machen könne, indem ich in Bezug auf dieses Denkmal, welcheshier zur Ausführung empfohlen
'st/ ganz genau mit alledem einverstanden bin, was die Herren Vorredner gesagt haben; daß
es von allen beinahe als das allcrungcignctste erscheint, und das will nun sehr viel sagen, da
eigentlich sämmtliche Denkmäler unter einander wetteifern, welches das ungeeignetste ist. IH
habe kaum je eiue unglücklichereKollektion von Dcnlmalsvrojekten gesehen. (Sehr richtig!)
Ich will in keine Details eingehen, aber, meine Herren, vergegenwärtigen Sie sich nur, welcher
Mißbrauch mit der rechten Hand Seiner Majestät auf beinahe sämmtlichen Denkmalsentwürfen
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getrieben worden ist. Einmal zieht der alte bescheidene Herr das Schwert so, wie es für einen
französischenMarschall. etwa Ncy, auf der Esplanade in Metz paffen würde, ein anderes Mal
streckt er fein Schwert gen Himmel, ein anderes Mal geht er mit „Auslage vorwärts" vor,
eins hat er gefaßt, den Knauf nach oben, als wenn er sich felbst die Spitze in die Weiche
treiben wollte, — ja es sind ganz unglaubliche Dinge, die man da sieht, und deshalb biu ich
eigentlich mit keinem Denkmalscntwurfe einverstanden.

Zur Ausführung würde sich vielleicht doch inutatis umtauäi» das eigueu, was Herr
Freiherr von Stumm empfohlen hat; nämlich, meine Herren, ich möchte darauf aufmerksam
machen, das Denkmal ist doch jedenfalls nach der Lage fo gedacht, daß der Kaiser aus dem
Feldzuge zurückkehrt, denn er kommt ja Mosel abwärts geritten (Zurufe) — ja, erlauben Sie
einmal, er kehrt Frankreich den Rücken. Sie können das Denkmal nicht anders aufstellen, als
mit der Front nach Osten, Sie können das Denkmal nicht fo anfstellen, daß der Kaiser etwa
wie eiue Undine aus dem Wasser herauskommt, sondern er kommt aus dem Dreieck zwischen
Rhein uud Mosel, aus Lothringen zurück, und begrüßt, nachdem er am Rheiu angekommenist,
das ganze Deutschland mit einer gewissensegnenden Gebcrde. Das halte ich für richtig.

Was das Denkmal betrifft, welchesder Freiherr von Los empfohlen hat, fo bin ich
mir momentan nicht ganz klar darüber, welchesdas ist. Ich glaube, es ist wohl das, was iu
der Höhe etwas klein dargestellt ist und was in der Nähe des Entwurfs steht, wo die beideu
Palladine unten vortreten. (Abgeordneter Freiherr von Loö: Ja!) Ja, meine Herren, da
Mache ich darauf aufmerksam, daß das Pferd total verzeichnet ist, das Pferd hat gar keine
Kruppe, der Kaifer sieht auf dem Denkmal überhaupt aus, als wenn der Sattel hiuten herunter-
geruschtwäre, er sitzt ganz hinten auf der Kruppe iu höchst unglücklicher Haltung. Der Kaiser
selbst ist gauz gut gedacht uud hat mir auch ganz gut gefallen, aber das Pferd müßte gauz
entschieden geändert werden. Ich glaube, wir kommen überhaupt nur aus dem gauzeu Dilemma
heraus, weuu wir eins oder zwei heraussucheu, also vielleicht die beiden hier vorgeschlagenen,
und dann den Provinzialausschuh beauftragen, mit den betreffenden Künstlern noch einmal in
engere Verhandlung zu trete», wie die Sache mullläi» luutanäi» ausgeführt werden kann. So
wie sie da sind, kann uach meiuer Ansicht kein einziger Entwurf ausgeführt werdeu.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Abgeordnete Freiherr von Stumm hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Stumm: Meine Herren! Nur noch ein Wort. Ich
möchte dem Vorwurfe gegenüber, daß das von mir empfohlene Projekt nur segnend gedacht
s", doch bemerke,:,daß die Art und Weise, wie die Hand ausgestrecktist, ebenso gut als eine
schützende, wie als eine segnende Bewegung gedacht werden kann; ich glaube also, daß weuu
Man verlaugt, und mit Recht verlangt, daß das Denkmal den Charakter des Schutzes zum
Ausdruck zu briugeu habe, sich dieser Charakter auf das von mir empfohlene Denkmal ebenfo
3Ut bezieht, wie der des Segnens.

Stellvertretender Vorfitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Courth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Meine Herren! Nachdem das von den berufenen Künstlern

preisgekrönteDenkmal hier fo schlecht gemacht wordeu ist. muß ich gestehen, daß uns die Stütze
sür unsere Entscheidungentzogen wird. Denn die Herren, welche vorher gesprochenhaben, mögen
°s mir verzeihen, wenn ich sage, daß wir sie doch nur sehr bedingt (Sehr richtig!) als Autori¬
täten anerkennen können. Ich will mich nicht über das preisgekrönteDenkmal weiter verbreiten.
Ich habe den Eindruck gehabt, je öfter man es sieht, desto besser gefällt es. Den Einwand,
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der Kaiser habe nicht als Imperator und nicht baarhüuptig dargestellt werde» dürfen, kann ich
nicht gelten lassen. Aber das Denkmal hat ja auch seine Mängel. Ich empfinde als solche»
besonders, daß der schöne Friedcusengcl nicht an der Seite steht, von welcher »lau das Denkmal
hauptsächlichzu seheu bekommt, d. h. von: Nheme aus. Im Ucbrigen genirt mich die mangel¬
hafte Bekleidung des Engels gar nicht; meiue Herren, ich denke, wir wollen uus keine Prüderie
angewöhne» und uicht da hineinsteuern. Aber dies nur beilänfig. Ich will auch nur ganz kurz
die beiden von den Vorrednern cmpfuhlenen Entwürfe berühren. Was den vom Freiherrn
von Stnmm empfohlenenmit dem Motto „Lieb Vaterland magst ruhig sein", anlangt, fu gefüllt mir
der Oberkörpernicht, derselbe erscheint sehr gedrückt,gar nicht wie unser Huchseliger Kaiser war. Auch
ist hier in Wirklichkeit eine oc>ntr»<1ic:tio in u,äsn«to, welche Herr Abgeordneter Eonzc bei dem
ersten preisgekrönte» Denkmal findet. Der Kaiser hält ganz ruhig, das Pferd steht; trotzdem
wallt der Mantel, als wenn der größte Sturm wäre, was doch ei» direkter Gegensatzist zu
der segnendenHand n»d der ganzen Situation. Was endlich den von Herrn Cunze empfohlenen
Entwurf aulnngt, so muß ich doch darauf anfmerkfam »räche», daß derselbe Wege» seines geringen
künstlerischen Werthes von den Preisrichtern ganz ausgeschiedenist. Ja, meine Herren, da kann
uus doch uicht zugemiithet werde», daß wir auf dieses Deukmal so oh»c Weiteres hi»ei»springc».
Es ist ja schwierig, aus der ganzen Sache heransznkumme»; man lö»»te wieder versucht sein,
die Entscheidung Seiner Majestät dem Kaiser anheimzugeben, (Lebhafter Widerspruch) er »lochte
das Denkmal wählen. (Erneuter lebhafter Widerspruch und große Unruhe; Glocke des Vorsitzenden.)
Ich bitte, mich nicht mißzuvcrstehcn, ich bin weit entfernt davon, dies ernstlich zu wollen. Es
wird Nichts übrig bleiben, als für die Entscheidung über das Denkmal und dessen Ausführung
eiuc sachvcrstäudigeCommission einzusetzen,welche mit den weitgehendstenVollmachten auszu¬
statten ist. Ich möchte »u» znuächst vorschlagen, die Sache zur näheren Erwägung an eine
Spezialcommissio» des hiesigen Landtages zu verweisen, damit dieselbegeeignete Vorschlägemacht.
Hier i» dem weitern Kreise könne» solche Angelegenheiten meines Erachtens nicht sachgemäß
geprüft, am allerwenigsten aber sofort endgültig entschiedenwerden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Herr Abgeordneter Eunze hat das Wort.
Abgeordneter Conze: Ja, meine Herren, nachdem auch der Vorsitzendedes Pruvinzial-

ausschussesdie Preisrichter preisgegeben hat, ist es meinem Herze» wirklichwohlth»c»d gewesen,
daß i» Herr» I»stizrath Lourth eiu freundlicher Vertheidiger entstanden ist. (Heiterkeit!)
Wenn er sagt, daß die Herren, die bisher hier gesprochenhaben, in seinen Augen nicht Autori¬
täten seien, dann, glaube ich, werden mich Herr vo» Stumm uud Herr von Lu« mit mir
unterschreibe», daß wir das auch durchaus uicht i» Anspruch nehmen. (Abgeordneter Freiherr
von Stumm und Abgeordneter Freiherr von Loü: Sehr richtig!) Aber eins nehme ich für
uns iu Anspruch und das, meiue ich, sollte Herr Abgeordneter Cunrth an seinem Theil auch
thun: Wir wollen uus auch ein bischen auf die cigeuen Augen verlasse». Das, was wir au diesem
Denkmal bemängelt haben, sind doch Dinge, die sofort in die Augeu springen, nnd ich halte cs
für das größte Gebrechen des prcisrichtcrlichen Gutachtens, daß es ans einen solchen Mangel,
wie den Widerspruch zwischen dem Engel und dem Soldaten mit gezugeuemSchwert nicht hin¬
gewiesen hat, und daß es uns nicht darauf aufmerksam gemacht hat, daß es eiuc Wiederholung
des Begas'fcheu Gcdaukcns ist.

In Bezug auf das, was Herr vou Solcmachcr über die Stellung des Kaifers sagte,
muß ich zugeben, daß der Entwurf mit dem Motto „Gedenken nnd Danken" iu Beziehung auf
die Anordnung des Deutmals auf dem bestimmte» Platz zu wüufcheu übrig läßt, vielleicht auch



37. RheinischerProuinziallandtag, 4. Sitzung am ?. Dezember 1892. W

in Bczng auf die Kruppe des Pferdes, Nieser Plan ist fu gestaltet, daß der Kaiser senkrecht
ans den Rhein zureitet, während das DeutscheEck dem Terrain nach, das dort geboten ist. ein
längliches Dreieck bildet und alle andere Anlagen so gedacht sind, daß im Hintergrunde der
Breitseite dieses Dreiecks, das Staudbild steht und der Unterbau sich nach vorn etwa in einem
Treppenban nach der Spitze zn ausladet. Der Künstler hat sein Bild quer auf die Läugcuachse
des Dreiecks aufgestellt, das kann nicht so bleiben; anch der Unterbau ist meines Crachteus
nicht passend zn dem Felsblock, auf dem die Figur steht. Aber das siud Dinge, über die man
mit dem Künstler reden kann. Ich halte es überhaupt für uicht richtig, daß mau von deu
Künstleru diesen großen Unterbau entwerfen laßt, man soll erst die Figur schaffenund daun
den Unterbau uou einem anderen Sachverständigen machm lassen. Hier ist er verfehlt; aber
darüber kann man mit dem Künstler verhandeln. Im Ucbrigen erlaube ich mir, gestützt auf
mciu eigenes Gefühl, zn behaupten, daß es vollständig zum Ausdruck bringt, was wir von
einem Denkmal fordern, das den Kaiser darstellt, der seine Rhcinprovinz schützt. Ob die Kruppe
elwas zu kurz geratheu ist? es mag seiu, meiue Herren, die Pferde langen fast alle nicht viel.
Bei dem crstprämiirten Entwürfe hat das Pferd doch sehr massive Beine. Also da sollen wir
nicht im Einzelnen kritisiren, das wird korrigirt werden. Aber die Hauptsache ist der Ausdruck
des Ganzen und das ist es wohl, was auch Herrn von Lo8 bestimmt hat, für diesen Entwurf
ein Wurt ciuzulegeu.

Was uun den Punkt betrifft, den Herr von Sulmachcr hervorgehobenhat, daß dieses
Standbild doch deshalb uicht als schützender, zum Kriege gerüsteterKaiser gedacht werdcu könne,
weil er Frankreich den Rücken kehrt, — ja, meine Herren, eine Karte legen wir doch nicht
daneben, um zu zcigcu, nach welcher Seite Frankreich liegt, und der Gedauke selbst findet in
der Figur feinen Ausdruck uud uicht iu der Himmelsrichtung; ich würde unbedenklichauf
Orientirung verzichten,denn fönst könnten Sie auch sagen, der segnende Kaiser fegnet die in
feinem Rücken liegenden Lcmdestheileuicht mit.

Wcuu um Herr Abgeorductcr Cuurth vorgeschlagenhat, dnrch eine Commission des
jetzt tagenden Laudtages die Sache vorbcrathcn zu lassen, so glaube ich, daß das sehr nützlich
und für die zweite Berathung förderlich feiu würde, wenn die Commissionsberathnug auch uur
zu positivenAnträgen führt, an die sich die Verhandlung anlehnen könnte. Wir kommen funst
ganz gewiß in die Gefahr, daß andere noch ein anderes Modell empfehlen, und daß wir
schließlich gar uicht wisscu. was wir wollen nnd einfach den Pruvinzialausfchuh beauftragen,
sei so gut und wähle dn uud baue das Denkmal.

Also ich schließe mich dem Autrage des Herrn Courth an, eine Commission heute zu
ernennen, die die Frage nochmals vorberäth uud bei der zwciteu Lesung positiveVorschlägemacht.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Herr Abgeordneter Freiherr von Loü hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Loü: Meine Herreu! Es ist hier so viel über die meisten
der Entwürfe kritisirt worden. Ich möchte mir mm zunächst erlauben, doch auch ciu Wurt der
Anerkennungzu sagen. Wenn mau sich diese Entwürfe, den einen wie den ander», die prämiirten
>md iu erster Reihe den mit Nr. 1 genauer ansieht, dann findet sich ja ehr viel Schönes uud
Ansprechendes daran. Es .sind viele Gedanken in schöner, edler Weise, iu poetischerWeife zum
Ausdruck gebracht worden, die künstlerisch vielleicht ans dem Weg der Vollkommenheitliegen. Ich
"wehte das hier öffentlich cmsfvrechen. damit uicht die Kritik allein dasteht, uud damit nicht die
Herren, die sich Mühe gegeben haben, diese Entwürfe herzustellen,glauben, daß wir das Kind mit
dem Bade ausschütten»vollen. (Lebhafter Beifall.)

13"
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Meine Herren! Herr AbgeordneterFreiherr von Solemacher hat darauf hingewiesen, daß
das Pferd des Gntwnrfs, den Herr Conze nnd ich empfohlen haben, große Fehler habe. Ja,
meine Herren, das erkenne ich vollständig an. Nicht blos die Kruppe, auch das Vordertheil des
Pferdes enthält viele technischeFehler. Die lassen sich aber mit Leichtigkeitabstellen und das
würde gewiß kein Hinderniß sein, ans den Entwurf einzugehen, wenn der Gedankedes Entwurfs
überhaupt ausprccheudist, und das möchte ich noch mit kurzen Worten hervorheben. Der Herr
AbgeordneteCourth hat gesagt, wir wollten doch nicht beanspruchen,daß mau uns nun gerade ein
besonderesVertrauen entgegenbrächte. Nein, meine Herren, das hat ja Herr Conze schon gesagt
— das thut gewiß keiner von uns. Aber, meine Herren, eins ist doch wahr: der Laie hat ein
etwas anderes Urtheil wie der Künstler. Der Künstler sieht sich das Kunstwerk in seinen künst¬
lerischen,in seinen technischen Details genau an und ist dabei ganz gewiß sehr viel urtheilsfähiger
als der Laie, Eine andere Frage ist aber, ob der erste Eindrucknicht mich, ich möchte sagen, in
erster Neihe mit maßgebend sein mnß, nnd ob da nicht der Laie vielleicht häufig nrthcilsfähiger
ist als der Künstler.

Meine Herren! Ich glanbc, das Urtheil der Laien geht z. B. heutzutageziemlich allgemein
dahin, daß wir wünschenmöchten, daß unsere Plätze in den Städteu etwas weniger mit den
modernen, wenig geschmackvollenDenkmälern bevölkert werden, und ich kann nicht leugnen, daß
allerdings meiner Ansicht nach, auch die meisten der dort ausgestellten Modelle darau criunern, und
ich will hinzusetzen,auch der Unterbau des Modells, das Herr Conze und ich empfohlenhaben,
leidet an diesem Mangel, Gerade diese verschiedenen Dekorationen, die dort sind, passen sehr gut
zu diesen Plätzen unserer modernen Städte niit ihren modernen Denkmälern, die uns langweilen;
aber sie passen nicht an den eigenartigen Ort, nnd ich wiederhole, meine Herren, das einzige von
den Denkmälern, welche dort ausgestellt siud, das nach meiner ganz bescheidenenLaienansichtpackend
ist, ist das von Herrn Professur Frcnzen in Aachen, und wenn es auch verworfen werden sollte,
dann möchte ich doch bitten, daß, wenn von neuem au die Frage herangetretenwird, wer das nächste
Modell entwerfen soll, auch Herru Professor Frenzcn Raum gcgebeu werde, seinen meiner Ansicht
nach recht großartigen und gerade in seiner Einfachheit großartigen Gedanken nochmals zum Aus»
druck zu bringen.

Gegen die Commission, die Herr Conrth vorgeschlagenhat, habe ich nichts einzuwenden.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Vreuer hat das Wort.
Abgeordneter Vreuer: Meine Herren! Ich bin dem Herrn Abgeordneten Freiherrn

von Stumm sehr dankbar, daß er das hohe Haus auf die Vorzüge des einfachen und schönen
Denkmals hingewiesen hat, und wenn Herr Abgeordneter Conze vorhin behauptete, die ansge»
stellten Pferde taugen alle nichts, so vermag ich das nicht zn unterschreiben. Meine Herren!
Gerade das Denkmal, was Herr Freiherr von Stumm Ihnen anempfohlen hat, ist nach meinen
Begriffen in Bezug auf die Ausführung des Pferdes entschiedendasjenige, welches den Vorzug
verdient. Ich habe dafür einen Gewährsmann anzuführen. Der Herr Direktor der Sektion
Pferdezucht des landwirtschaftlichen Vereins, (Große Heiterkeit) ist heute Morgen hierher
gekommen,um sich die ausgestellten Entwürfe näher anzusehen, und er hat mir erklärt, er wäre
nur befriedigt bezüglich der Ausführung des unter Nr. 8 ausgestellten Gutwurfs. (Heiterkeit)
Gerade dieses Denkmal, worauf Herr Freiherr von Stumm das hohe Haus hingewiesen hat,
ist nach meinem unmaßgeblichemDafürhalten der besonderen Hervorhebung werth, und ich will
es nicht unterlassen, dies hiermit besonders anzuerkennen, nnd es auch an dieser Stelle öffentlich
anssprechen: der Künstler hat es verstanden, uns ein schönes Reiterstandbild vorzuführen, bei
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welchemauch die Formen des Pferdes, namentlich was die Muskulatur angeht, als recht wohl-
gelungene bezeichnet werden müssen. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßcu: Herr Abgeordneter Becker hat das Wort.
Abgeordneter Becker: Meine verehrten Herren! Ich glaube, wir können von Glück

sagen, daß wir ein Denkmal nach aller menschlichen Berechnung nicht sobald wieder zn setzen
haben, (Heiterkeit) sonst glaube ich, würde es uns nicht blos schwer werden, Künstler, sundern
noch viel schwerer,Preisrichter für die Beurtheilung zu fiuden. (Sehr richtig!) Meine Herren!
Alles in Ehren, aber ein gewissesMah in der Kritik über die Handlungen so hervorragender
bedeutender Männer, (Sehr richtig!) wie die Preisrichter in diesem Falle gewesensind, hätte
nns doch wohl ziemensollen (Sehr wahr!), nnd ich möchte da doch meine Stimme dafür erheben,
daß wir uns als Laien nicht fu wegwerfend über die ernste Arbeit fo verdienstvoller Künstler
ersten Ranges üuheru sollten. (Lebhafter Beifall,)

Meine verehrten Herren! Ich halte mich aber auch für verpflichtet, Ihnen denn doch zu
sagen, wie der Ausschußdazu gekommenist, Ihncu in erster Linie das mit dem ersten Preise
gekrönte Werk zn empfehlen. Wir können uns gar nicht verwundern, wenn bei der Ueberprudultiou
nn Deukmäleru, die durch die grcuzeulose Liebe aller Welt zu unserem leider dahingeschiedenen
Heldentaiscr entstanden ist, für denselben aller Orten errichtet werden sollen, die Coucurrenzen
weniger glücklich ausfallen, als wenn es sich um einen vereinzeltenFall handelt. Das hat man
schon bei der großen Concurrenz in Berlin empfunden,und Sie haben das gleiche in der Rhein-
Provinz bei vcrfchicdenen anderen Fällen, beispielsweisein Köln, auch gefunden. Meine Herren!
Es ist eben viel schwieriger, als wir glauben und uus das eigentlich denken, ein hervorragendes
Kunstwerk zn liefern, welches wirklich den geistigen Gedanken,welchen die Nation mit der bestimmten
Persönlichkeit verbindet, auch äußerlich zum Ausdruckbringt. So haben wir also auch unter nicht
ganz hervorragendenEntwürfen eine Wahl zu treffeu, und da lag es doch sehr nahe, nachdem
wir im Ausschüsse wiederholt die Modelle besichtigt nnd immer wieder au Allem etwas aus«
zusetzen gefuudcuhatten, daß man nun ansing, doch auch auf die Worte derer zu hören, die in
erster Linie berufen waren, uns die technischenUnterlagen für unser eigenes Urtheil zu geben, und
das waren die Preisrichter. Wir haben wiederholt versucht, zu einer Verständigung zu kommen,
der Eine war für diese Nnmmer, der Andere war für jene Nummer, aber fchließlich fand sich für
keine Nummer eine Majorität, uud ich fürchte, wem, wir hier nachher einmal abstimmenwollten,
fänden wir am Ende auch keiue Majorität. Uud da haben wir uns gesagt: In dieser zweifelhaften
Lage und in der Ueberzeugung, daß wir bei dem mit dem ersten Preise gekröntenEntwürfe mit
MäßigenKorrekturen, zu denen ich beifpielsweife die Beigabe einer Kopfbedeckung rechne, zn einer
würdigen Lösung der Aufgabe kommen, wollen wir uus dem Gutachteu der Preisrichter anschließen.

Meine verehrte» Herren! Ich glanbe, Excellenz von Solemacher hat Recht: bei der
Stellung des Denkmals, welches moselabwärts zum Rhein gewendet stehen foll, können Sie nicht
von den, Denkmal in erster Linie verlangen, daß es den Eindruckerweckt, als ob unser Hochseliger
Kaiser unsere Provinz gegen Frankreich vertheidigte. ^ «, .

Es wird vielmehr dnrch die Stellung des Denkmals die Rückkehr aus dem Kriege ange-
deutet, (AbgeordneterConze: Das sehe ich gar nicht ein!) wie der Kaiser sich wieder den Werken
des Friedens zuwendet, und das bringt der Entwurf wirklich zum Ausdruck.

Ich möchte zum Schluß empfehlen, daß wir nach dem heute Gehörten uns doch noch
einmal diese hier speziell hervorgehobeneneinzelnen Modelle wieder ansehen. Ich muß Ihnen offen
gestehen,obgleich ich mir wiederholt die Modelle angesehenhabe, ist mir z. B. das von Herrn
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Conze in erster Linie empfohleneModell nicht mehr gegenwärtig. Es mag sein, daß ich mich
durch die etwas migünstige Kritik hinsichtlichdes künstlerischenWerthes etwas habe beeinflussen
lassen und deshalb mein Interesse mehr den anderen Entwürfen zugewandt habe. Ich möchte mir
jetzt das Modell aber gern noch einmal ansehen, und dn wir uns vorgenommenhaben, erst in
einer späteren Sitzung Beschlußzu fassen, glaube ich, könnten wir uns cigcutlich heute — wcuu
nicht eiu Anderer noch das Bedürfniß hat, einige Worte milden Honigs in die aufgeregtenWogen
zu sendeu — mit dieser allgemeinenBesprechungbegnügen. Kräftig genug war sie jedenfalls.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Es ist der Schluß der Distussiou beantragt.
Auf der Rednerliste steht noch der Abgeordnete Conze. — (Abgeordneter Conze: Ich wollte
nur eine persönliche Bemerkung machen).

Ich schließealso die Diskussion und gebe Ihnen (zum Abgeordneten Conze) das Wort
zu eiuer persönlichen Bemerkung.

Abgeordneter Conze: Die Aeußerung des Herrn Abgeordneten Becker, daß wir uns
in der Kritik der Herren Preisrichter ein engeres Maß hätten auferlegen müsse,i, darf ich wohl
als unmittelbar gegen mich gerichtet ansehen. Ich habe mir die Freiheit genommen, ein wenig
streng über die Herren Preisrichter zu urtheilen, nnd möchte glauben, daß ich dennoch nicht zn
scharf geurtheilt habe, (Zustimmung) weil ich ihr Gutachten nicht so sehr vom eigentlich künst¬
lerischen Standpunkte aus bemängelt habe. Sie sind große Künstler und besitzen ein besseres
Verständniß für Kunstfragen als ich. Sowohl Herr Freiherr von Stumm wie ich haben nur
darauf hingewiesen, daß es sich um die dem Denkmal zu Grunde liegende Idee handelt, die sie
meiner Meinung nach verkannt haben, so daß ich darum auch mein Urtheil aufrecht erhalte
und glaube, mich nicht gegen würdige Männer vergangen zn haben.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wüuscht der Herr Referent noch das Schlußwort?
Berichterstatter Abgeordneter Graf Beifsel von Gymnich: Nachdemder Herr Ober¬

bürgermeister Becker die Stellung des Ausschusses fchuu vertheidigt hat, verzichte ich auf das Wort,
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich glaube der Meinung des Hauses zu

cutsprechcn,wenn ich Ihnen vorschlage, eine Spezialcommissiun mit dieser Sache zu befassen.
Geschäftlichwürde diese Angelegenheit ja der I. ssachcommissiunzugehören; aber ich glanbe, es
liegt eher in Ihrem Wuusche, für diefen Gegenstand eine Spezialeonnnifsion zn bilden. Das
wird geschehen.

Wir kommen zum dritten Gcgenstaude der Tagesordnung:
Bericht nnd Anträge des Pruviuzialausschusscs über die aus Anlaß
des Gesetzes über Kleinbahnen nnd Privatanschlußbahnen vom
28. Iuui 1892 zu treffenden Maßnahmen.

Berichterstatter ist Herr Landesdircktor Klein, ich ertheile demselben das Wort.
Berichterstatter Landcsdirektor Klein: Meine Herren! An das unter dem 2«. In>n

dieses Jahres verabschiedeteGesetz über die Kleinbahnen haben sich in wirthfchaftlicher Hinsicht
große Hoffnungen geknüpft. Unferc Provinz ist in gleicher Weise wie die übrigen Provinzen
des Staates auf dem Gebiete des Baues von Kleinbahnen wesentlich hinter anderen Ländern,
Italien und den Nachbarländern, Holland uud Belgien, zurückgeblieben,obwohl ein Bedürfniß
für dieses Verkehrsmittel in unserer Provinz ebenso anerkannt werden muß, wie in den Ländern,
welche ich soeben genannt habe. Wir nehmen immer mehr wahr, meine Herren, daß durch den
Ban der Eisenbahnen die wirthschaftlichenVerhältnisse sich verschoben haben, daß diejenige«
Ortschaften und Landcstheile. welche an das staatliche Schienennetz nicht angeschlossensind,
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gleichsamwie ein vom Vlntumlaufe des Körpers getrenntes Glied zurückgehen, wie dort die
Industrie verschwindet,die früher vorhanden gewesen ist, und wie diese Gegendenimmer weniger
in dem Wettbewerb nm das Dasein vorankommen und bestehen können. Es ist offenbar eine
Unmöglichkeit, überall Vollbahncu oder Nebenbahnen zu bauen. Das würde schuu an den,
Kostenpunkte scheitern. Hier kann nur ans einem einfachen Wege geholfen werden, Diefc
Absicht verfolgt das Gesetz, betreffend die Kleinbahnen und Privatanschlußbcchneu, uud zwar
wollte man diesen Zweck dadurch erreichen, daß man zunächst eiuen sicheren Nechtsbudeu für
diese Art Bahnanlagen fchnf, an welchem es bis dahin fehlte, und daß zweitens die im öffent¬
lichen Interesse zn fordernden Bedingungen für die Herstelluug solcher Bahucn wesentlichvcr-
einfncht und herabgemindert wurden.

Nachdem das Gesetz erlassen war, hat sich überall eine große Bewegung knnd gegeben,
dieses Gesetz nnn mich in die That zu übersetzen,und, meine Herren, die Befürchtung ist wohl
nicht ganz ungerechtfertigt, daß die Spekulation sich in ungesunder Weise dieser Sache bemäch¬
tigen, daß man über das Bedürfniß in der ersten Zeit hinausschießen und Geld in unrentable
Nnternehmnngcn hiueiusteckeu könnte. Ans dein Kreise der Bevölkerung, insbesondere aus
den Gegenden, welche des Verkehrs entbehren, ist das Augenmerk ans die Gemeinden, Kreise
und vor allem auf dcu Proviuzialverband gerichtet worden in der Hoffnung, daß diese
Korporationen auf dem Gebiete der Kleinbahnen rüstig vorgehen würden. Schon bei der
Berathung des Gesetzes wnrde des Prouinzialverbandcs in eingehender Weise gedacht. Es
wnrden die Bestimmungen des Dotationsgesetzes über die Verwendung der Dotationskapitalien
lind Renten ans die Zwecke der Errichtung von Kleinbahnen erweitert. Es läßt sich, meine
Herren, auch nicht bestreikn, daß die Provinz bei dem Baue vuu Klciubahnc» intercssirt ist.
Zunächst liegt der Provinz bekanntlich die Fürsorge für den Wegebau ob. Hieraus folgt, daß
im Falle dnrch den Bau von Kleinbahnen der Ncuban chaussirtcr Wege überflüssig oder in
kürzerer Ausdehnung nöthig wird, die Provinz alsdann ein Interesse dabei haben kann, ihre
Subvention, anstatt dieselbe ans Wege zu vcrwcuden, die dauernd hohe Nuterhaltungskoftcu
verursache»' als Zuschuß oder Unterstützung zum Van von Kleinbahnen zn verwende,,. Eiu
Deiches Interesse liegt vor, wenn bestehendeProvinzialftraßcn durch den Van von Kleinbahnen
su entlastet werden daß die laufenden Unterhaltungskosten sich wesentlichverringern. Endlich
ist die Provinz als Gesammtvcrband in erster Linie an dem Wohlergehen der emzelnen Theile
mteressirt, indem sie bei mißlichen wirthschaftlichenVerhältnissen vielfach einzntreten hat se, es
«ls Landarmenverband, sei es als Wegeverband oder in sonstiger Weise. Die hrerans hervor¬
gehende Inanspruchnahme gestaltet sich offenbar geringer, wenn es gelingt den Wohlstand der
ärmeren Gegenden dadnrch zu heben, daß dieselben durch Kleiubahueu aufgeschlosseu und nut
dem Schienennehe des Staates in Verbindung gebracht werden. . . . < ^

Meine Herren! Bei den: großen Interesse, welches hiernach der Prov.nz.alverband an
dem Kleinbahnenwesenh«t. sowie der Bewegung gegenüber, die sich überall innerhalb der Provinz
dahin geltend macht, daß die Provinzialverwaltnng auf dem Gebiete der Klembahnen vorgehen
soll, habe ich es in voller Uebereinstimmnng nut dem Provinzialausschnß für angezeigt erachtet,
diefe hochwichtige Frage einer besondere,: nnd eingehendenPrüfnng zu unterziehen. Wir haben
Material darüber gesammelt, wie hoch die Kosten solcher Bahnen sich belaufe,,, m welcher
Weife dieselben in anderen Ländern rentiren, nnd im Anschlnssedaran haben wir die verschie¬
denen Wege Ihnen vurgesührt. in welcher Weise die Provinz sich an dem Baue von Kleiubahueu
betheiligen kann Dieses Material ist in der Ihnen vorliegendenDenkschrifteuthalten. Namens



104 37. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am ?. Dezember 1892,

des Provinzialausschusses bitte ich, auf Grund dieser Denkschrift, Stellung zu der Frage der
Kleinbahnen zu nehmen und dem Provinzialausschuh die weiteren Direktiven darüber zu geben,
in welcher Weise er auf diesem Gebiete in Ihrem Sinne vorgehen soll. Bevor eine nähere
Fühlung über diese Frage mit Ihnen, den Vertretern der Provinz, genommen, und bevor auch
in den übrigen Provinzialverbänden die Frage in etwa weiter geklärt ist, ist der Ansschuß nicht
in der Lage, mit bestimmtenVorschlägendieserhalb an Sie herantreten zu können. Es ist dieses
auch in der vorliegenden Denkschrift nicht geschehen, sondern es wird nur eine allgemeiue Ermäch¬
tigung des Provinzialausschusses erbeten, um in der Zwischenzeitbis zum Zusammentritte des
nächsten Provinziallandtages in der Angelegenheitder Kleinbahnen nach seinem Ermessen fordernd
vorgehen zu können, und an der Hand der zwischenzeitlich gesammeltenErfahrungen dem nächsten
Landtage eingehendereVorschlägezu machen.

Ich möchte, meine Herren, bevor ich den Herrn Präsidenten bitte, dem Herrn Landes-
rath Schmidt über die Einzelheiten der Vorlage das Wort zu gestatten, nur noch einen
Punkt beleuchten,der vielfach mißvorstanden worden ist. Derselbe betrifft das Verhältniß der
Provinz zu dem Kleinbahnwcsen. Dasselbe ist insofern vielfach irrthümlich aufgefaßt worden,
als man geglaubt hat, es stehe der Provinz eine weit größere Einwirkung auf diesem Gebiete
zu, als dies thatsächlich der Fall ist. Meine Herren! Die Provinz hat nur sehr geringe
Einwirkung auf deu Bau und den Betrieb der Kleinbahnen. Sie kann nicht das ganze Gebiet
gewissermaßen monopolisiren od«>r es in bestimmte Bahnen einlenken. Im Gegentheil, die
Rechte der Provinzialuerwaltung sind in dieser Hinsicht durch das Gesetz gegen früher verringert
worden. Während früher der Provinzialverband seine Straßen nicht zu Kleinbahnen herzugeben
brauchte und dadurch indirekt verhindern konnte, daß sich Systeme entwickeln, die er den Interesse»
der Provinz oder der Allgemeinheit zuwider erachtet, ist jetzt der Provinzialvcrbaud verpflichtet,
die Provinzialstraßcn herzugeben. Wenn eine Einigung nicht erfolgt, wenn der Ausschuß
Bedingungen stellt, die von der anderen Seite nicht angenommen werden, so steht den Unter¬
nehmern das Recht zu, den Provinzialrath anzurufen, und der Provinzialrath kann die fehlende
Zustimmung des Provinzialausschusses bezw. des Provinzialverbandes ergänzen. Hieraus folgt
also, daß wir einen Unternehmer nickt hindern können, eine beliebige Kleinbahn zn bauen und
dadurch eiu System, welchesdie Provinz etwa fördern wollte, beliebig zu durchkreuzen. Ob man
das beklagt, und ob mau dariu eine große Erschwernis; für das systematische Vorgehe»
der Provinz auf diesem Gebiete findet — wie ich das thue — das, meine Herren, vermag die
Lage der Verhältnisse nicht zu ändern. Das Gesetz ist einmal erlasseil nnd wir müssen mit
gegebenen Fakturen rechnen. Bei dieser gesetzlichen Lage der Verhältnisse kann der Provinzial¬
verband nicht ein solcher Herr der Kleinbahnen werden, wie der Staat Herr der Vullbahnen
und der Nebenbahnen geworden ist, indem die Provinz nicht das Recht hat, durch Verfügung
der Concession den Van von Kleinbahnen Seitens dritter Unternehmer zn verhindern.

Dieses Moment kommt meines Trachtens vor Allem bei der Frage in Betracht, üb
die Provinz selbst Kleinbahnen bauen nnd betreiben, bezw. das Kleinbahnwesen in die Hand
nehmen soll. Ich will mit dem Hervorheben dieses Momentes andeuten, daß, wenn Sie sich
auch für die Bejahung dieser Frage entscheidensollten, damit doch noch nicht der Zweck, daß
wir ein einheitlich durchdachtes System der Kleinbahnen für die ganze Provinz erhalten, erreicht
werden kann, abgesehen von sonstigen Gründen, die gegen den Bau und Betrieb dieser Bahnen
Seiteus der Proviuz sprechen.
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Ich mochte nun den Herrn Vorsitzendenbitten, dem Herrn Landesrath Schmidt, welcher
als Referent in dieser Angelegenheit die Ihnen vorliegende Denkschrift ausgearbeitet hat, das
Wort zur Elänterung dieser Vorlage im Einzelnen zu ertheilen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Landcsrath Schmidt hat das Wort.
Berichterstatter Landcsrath Schmidt: Meine Herren! Nach diesen einleitenden

Worten des Herrn Landesdirettors kann ich mich sofort zu der Sache selbst wenden und gehe
daher alsbald an die Untersuchung der Frage heran, in welcher Weise die Provinz die Forderung
der Kleiubahuen in die Hand nehmen soll. Schon im preußischenLandtage ist es als eine der
ersten Aufgaben der Provinzialverwaltung hingestellt worden, das Kleinbahnwcsen finanziell zu
fördern, und es ist deshalb auch im §.41 des Gesetzes den Provinzialverbändeu ausdrucklich
das Recht beigelegt worden, die ihnen durch die Dotationsgesctzc überwiesenen Kapitalien und
Reuten zu dem Zwecke zu verwenden.

Meine Herren! Der Provinzialausschuß hat sich nun zunächst die Frage vorgelegt, soll
die Provinz etwa selbst zu dem Bau und dem Betrieb von Kleinbahnen übergehen, und er ist
dabei zugleich auf eine Anregung zurückgegangen,die seiner Zeit im 30. Provinziallandtag von
dem AbgeordnetenFriedcrichs gegeben worden war. Schon damals hatte der genannte Abgeordnete
darauf hingewiesen, daß es vielleicht sehr vortheilhaft wäre, wenn die Provinz den Bau von Neben-
bahnen, wie die Kleinbahnen damals noch hießen, in die Hand nähme, und, meine Herren, es ist
nicht zu verkennen, daß ein derartiger Plan sehr viel Bestechendes für sich hat. Wenn die Provinz
so vorginge, so könnte man Einheitlichkeitin die Sache hineinbringen, man tonnte an einen großen,
die ganze Provinz umfassenden Bauplan, sowie auch an eine Spurweite denken, die in militärischer,
in postalischerund in sonstigerBeziehung außerordentlich werthvull ist Kurzum der Plan hat
etwas für sich, uud wenn der AbgeordneteFriedcrichs seiner Zeit zu Gunsten eines solchen Vor.
Nehcns auch noch angeführt hat, daß die Provinz sich die erforderlichen Kapitalien leicht und
wohlfeil verschaffen tönue, so mag auch dies richtig sein. Aber, meine Herren, nach eingehenderer
Erwägung glaubte der Ausschußdoch, Ihnen rundweg die Verneinung dieser Frage vorschlagen zu
müssen. Was den einen Vortheil der billigeren Kapitalbeschaffung anlangt, so ist es doch wohl zweifellos,
daß sich Kapital für rentable Linien auch anderwärts stets finden wird. Ich darf hier wohl auf
die gerade iu dcu letzten Tagen zn Stande gekommene Finanziirnng der solange geplanten Bahn
nun Köln nach Bonn, der sogenanntenVurgebirgsbahn hinweisen. Da ist die Kapitalbeschaffung,
soviel ich weiß, auf keine außerordentlichenSchwierigkeitengestoßen; jedenfalls ist die Provinz nicht
um einen Pfennig angegangen worden.

Auf der andern Seite aber stehen einem derartigen System sehr erhebliche Bedenkenent-
«egen. Ich glaube, uur ciuc allgemein anerkannte Wahrheit auszusprechen,wenn ich sage: Alle
Behörden, sie mögen heißen wie sie wollen, ob Staats- oder Communalbchörden,wirthschaften
theurer als Private. Ich kann mich in der Hinsicht doch darauf beziehen, daß man von dem
Staatsbahuwesen, welches ja ganz außerordentlicheVortheile mit sich gebracht hat, allgemem die
wohlberechtigtcEmpfindnng hat, daß es theurer wirthschaftet, als es d: früheren Privatbahnen
gethan haben. Ich will über diefe Sache kein weiteres Wort verlieren. eWenn das aber der Fall
ist, fo kann auf diefe Art bei dem Kleinbahnwefennicht angefangen werden, denn das Kleinbahn-
"esen ist auf die alleräußerste Einfachheit und Sparfnmkeit angewiesen,nnd bei semen geringen
Einnahmen muß Haus gehalten werden nach jeder Richtung hin.

Ein derartiges System hat aber noch einen anderen Nachtheil. Wenn heute bekannt
würde, daß die Provinzialverwaltung den Bau nnd Betrieb der Kleinbahnen in die Hand nehmen

14



106 37. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 7, Dezember 1892,

wollte, dann würde ja würgen bereits die Verwaltung mit Anträge!: aus der ganzen Provinz
bestürmt werden, darüber kann kein Zweifel sein, nnd eine Sichtung der Anträge wäre fast unmöglich.
Denn die Provinz darf, bei Prüfung der Anträge, sich nicht lediglichdanach richten, ob diese oder
jene beantragte Bahn rentabel ist, Sie muß vielmehr auch die wirthschaftlicheu Iuteressen des
auszuschließenden Landcsthciles in Rücksicht ziehen, und ich glaube, auch darüber keiue weitere Aus¬
führung machen zu müsse», daß die Pruvinzialverwaltuug hierbei iu die größten Schwierigkeiten
nnd Verlegenheitengeratheu würde. Sie würde zum Ban auch von unrentablen Linien geradezu
gedrängt, und einen Schritt ins Dunkle thun, dessen Folgen sich zur Zeit »och gar nicht absehen
lassen. Außerdem aber —- und das hat der Herr Landesdireltur bereits berührt — was hätte
die Provinz davon, wen» sie auch selbst den Bau nnd den Betrieb der Bahnen in die Hand nähme,
wenn sie auch nach einem einheitlichen,die ganze Provinz umfafseudenPlane vorginge? Es kaun
jeden Tag jeder Mensch ihr diese» Plan durchkreuze».

Die Provinz hat, wie der Herr Landesdirektor schon ausgeführt hat, absolut kein
Monopol, Jeder Vaulustige baut, wo und waun er Lust hat, und er kaun auch, wenn er die
Provinzialstraßen benutzen will, die Provinz zur Hergabe der Straßen zwingen, und endlich
kommt noch hinzu: Wenn auch das nicht einträte, dann kommt aber das im Hanse der Abgeord¬
neten soviel bestrittcnc Erwcrbsrecht des Staates dazwischen. Der Staat hat nach §. 30 des
Kleinbahngesctzcsjederzeit das Recht, eine Bahn sich einzuverleiben, wenn nur nach Ansicht des
Staatsministeriums die Bahn eine besondere Bedeutung für den öffentlichenVerkehr erlangt hat.
Es steht zu befürchten, daß die Bahnen diese besondere Bedeutung jedesmal dann erlangt haben,
wenn sie recht rentabel geworden sind. Also, meine Herren, von diesen Gesichtspuukenaus ist
der Provinzialausschuß dazu gekommen, Ihnen unter Nr, 1 seiner Anträge in Vorschlag zu
bringen, die Provinz wolle von dem Bau und Betrieb der Kleinbahnen zur Zeit absehen.

Wenn ich mich nun zu der weiteren Frage wende: Wie soll denn die Provinz in anderer
Weise das Zustandekommenvon Kleinbahnen finanziell fordern, so möchte ich da zunächst einen
Fall etwas untergeordneter Natur ausscheiden, der nach Ansicht des Ausschusses nicht hierher
gehört. Sie haben vor einigen Tagen bei der allgemeinen Etatsberathung von Seiten des
Abgeordneten Fritzen gehört, daß er es nicht für wüufchenswcrth halte, den Kredit zur Unter
stühung des Kreis- nnd Gcmcindewegebanes, der sich auf 350 000 M. beläuft, in der nächsten
Etatsperiode herabzumindern. Der genannte Abgeordnete wies bei diesen Worten unter Bezug¬
nahme auf das jetzt erschienene Kleinbahngcsetzdaranf hin, daß die Provinz oft und leicht in die
Lage kommenkönnte, den Gemeinden einen Zuschuß zu einer Kleinbahn zu geben, wenn es sich
herausstellte, daß sie, wenn die Kleinbahn nicht gebaut würde, einen Zuschuß zum Wegebau geben
müßte. An diese Fälle hat der Provinzialausschuß selbstverständlichauch gedacht; allein er hat
geglaubt, in den wenigen so gearteten Fallen doch keine finanzielle Unterstützung des Kleinbahn-
wesens an sich sehen zu sollen. Der gauze Kredit beläuft sich, wie gesagt, auf 350 000 M, und
zum weitaus größeren Theile, ob mm zu 75, 80 oder 90«/,, ist gleich, wird er nach wie vor
zur Unterstützung von Wegebautcn verbleiben müssen, uud wenn da schließlich im Jahre 20- oder
30 000 M. übrig bleiben ^ ich will die Summe hoch greifen — um für das Kleinbahnwefcn
verwendet zu werden, so sind das Beträge, die bei den Summen, die das Kleinbahnwesen erheischt,
nicht in die Wagschaalefallen. Es würde sich nur um ganz kleine Zuschüsse an einzelne Gemeinden
und Kreise handeln, und das will bei dem Bau von Kleinbahnen nicht viel bedeuten. Vielleicht
könnte man aus dem Fonds eine Unterstützung derart gewähren, daß man Projekte für Klein¬
bahnen bezahlt oder etwas dergleichen. Der Ausschuß glaubte, daß, wenn man überhaupt die
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Frage, ob die Provinz sich finanziell betheiligen soll, bejaht, man viel weiter gehen und an eine
viel größere Unterstützung durch die Provinz denkenmüsse.

Ehe ich nun zu der Besprechung des Vorschlages des Ausschusses in dieser Beziehung
übergehe, gestatten Sie mir noch einige Sätze über die finanzielle Seite des ganzen Kleinbahn-
wcsens. Meine Herren! Die Baukosten einer Kleinbahn — und ich rechne zu Baukosten nicht
blos die Herstellung des Unter- und Oberbaues, sondern auch die Beschaffung sämmtlicher Be¬
triebsmittel, Lokomotiven,Wagen und was sonst dazu gehört — schwanken alles in allem genommen,
wie Ihnen in der Vorlage ausgeführt ist, zwischen 16 000 und — wenn ich es recht im Kopfe
habe — 90 000 M. Im großen Ganzen wird man vielleichtnach den Mittheilungen, die uns
uon derartigen Kleinbahnen geworden sind, behaupten können, daß man mit 30000 M, pro
Kilometer auskommt. Die Summe ist aber eher zu niedrig wie zu hoch gegriffen, denn wir
müssen bedenken, daß das Rheinland in seinem grüßten Theile ein gebirgiges Land ist, und wenn
Kleinbahnenerst anfangen ins Gebirge zu gehen, fo werden sie außerordentlich theuer. Da müssen
Felsen angeschnitten, Tunnels gebaut werden, und wo die Straße nicht ausreichendist, wo die
Kleinbahn die Kurven und Steigungen der Straße nicht mitmachen kann, da muß die Straße
verlassenund ein eigener Bahnkörper gesucht werden, knrz, das giebt ganz horrende Kosten. Die
Kreis-Altena'er Schmalspurbahnen, bei welchenähnliche Verhältnisse wie bei uns obwalten, sind
mit 50 000 M. nicht ausgekommen, halten wir aber mal an der Summe von 30 000 M. für
den Kilometer fest.

Wenn Sie nun wollen, daß die Nheinprovinz in 10 Jahren auf demselbenPunkt fein
soll/ wo sich heute Belgien befindet — und ich greife Belgien heraus, weil da die Verhältnisse
ungefähr dieselben sind; es hat so ziemlich dieselbeEinwohnerzahl, dieselbenIndustriegebiete uud
ium Theil, glaube ich, sogar dieselbenIndustriezweige — also weun wir in 10 Jahren so weit
sein sollen, wie es heute Belgien ist, so müssen wir in 10 Jahren mindestens 1000 Kiu in
Netrieb und weitere 1000 Kni im Projekte haben. 1000 I«n K 30 000 M. erfordern aber fchon
°ine Ausgabe uon 30 Millionen Mark, und das ist eine ganze Menge Geld, (Ruf: O ja!) und
wenn Sie diese 30 Millionen zn 3'/2°/<, bekommen, so macht das schon jährlich eine Ausgabe
wn mehr wie 1 Million, nnd da spreche ich noch von der Amortisation und andern Dingen
3« nicht. Und auf der andern Seite, meine Herren, was steht denn dem für ein Ertragnis;
gegenüber? Diefcs Erträgnih ist bei unser» jetzigen Schmalspurbahnen, die wir haben, ein ganz
außerordentlichmäßiges. (Sehr richtig!) Sie haben unter den Anlagen, die Ihnen in dem
Berichte vorgelegt worden sind, in der Nr. 8 eine Uebersicht über die Vetriebsergebnisse der
sämmtlichenschmalspurigenEisenbahnen Deutschlands, und daraus sehen Sie, daß bei den unter
Privatuerwaltung stehenden schmalspurigen Bahnen im großen Ganzen kaum 2,25 °/o als
Erträgnih herauskommen. Sie würdeu also, wenn Sie das Geld für 3'/2°/„ bekommen und
"ur 2'/<"/, dafür wiederkriegen, noch 1'/^°/« mindestens zulegen müssen. Allerdings ist es
^chtig, daß es mit den Kleinbahnen auf die Dauer besser und immer besser gehen wird. Es ist
i« zweifellos, daß da, wo eine Kleinbahn einmal ist, der Lastfuhrvcrkehr immer mehr zurück¬
gedrängt, sowie daß ein jedes industrielle Werk über kurz oder lang gezwungenwird, sich seinen
Anschluß an die Kleinbahnen zn suchen, und alles das führt natürlich den Kleinbahnen immer
'"ehr Frachten zn; und wenn es endlich einmal gelingen wird, die bisher leider Seitens der
Staatsbahnverwaltung den Kleinbahnen gegenüber beobachtete Zurückhaltung zu durchbrechen,
"wn es gelingt, von den Staatsbahnen erleichterteBedingungen für die Mitbenutzung ihrer
Bahnhöfe und ihres Personals zu bekommen,und wenn es endlich gelingt, bei den Staatsbahnen
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direkte Tarife durchzusetzen,dann wird und muß es mit den Kleinbahnen besser gehen. Aber
bis es soweit ist, vergehen noch viele Jahre, und im ersten Dcccnnium wird das Erträgnih der
Kleinbahnen, wie schon gesagt, außerordentlich mäßig bleiben.

Nach diesen kurzen Sätzen über die finanzielle Seite der Sache wende ich mich wieder
zu der Hauptfrage: Wie soll die Provinz finanziell unterstützen? und da hat Ihnen der Herr
Landesdirektor ja eben gesagt, daß heute der Prouinzialausschuh noch nicht im Stande ist, in
der Beziehung Ihnen positive greifbare Vorschlägezu unterbreiten. Bis heute ist überhaupt noch
Niemand an die Provinzialuerwaltung herangetreten und hat gesagt: Ich will die und die Bahn
bauen, gebt mir so und so viel, und ob sich — und das ist eine Hauptfrage — die Krcifc und
die Gemeinden der Sache mitbcmächtigen werden, das steht noch dahin. Visher ist nur weder
aus der Presse noch sonstwie irgend eine Andeutung darüber zugekommen,abgesehenvon der
schon vorher erwähnten Vorgebirgsbahn, wo sich allerdings der Kreis Köln und auch der Land¬
kreis Bonn mit sehr erheblichenBeträgen betheiligt haben. Hierzu kommt, daß die Art der
Unterstützungeine so sehr verschiedene sein kann. Man kann Summen H tonüs poiän geben, Darlehen
unter mehr oder weniger leichten Bedingungen gewahren, man kann auch Zinögarcmtien über¬
nehmen oder Aktien zeichnen mit oder ohne Vorzugsrechte und was der Dinge noch mehr sind.
Sie selbst werden sich dies in Gedanken noch etwas weiter ausspinnen können. Bezüglich dieser
Fragen aber ist die Provinzialuerwaltung augenblicklichnoch nicht über rein theoretischeEr¬
wägungen hinausgekommen. Soviel steht fest und das drückt anch der Bericht unter VII aus:
Wenn die Provinz Geld hergiebt, dann muß sie im Großen und Ganzen sich drei Gesichtspunkte
vor Augen halten. Sie muß einmal daran denken, daß die Kleinbahnen nicht nur gebaut
werden sollen, damit sie finanziell ausgebeutet werden, fondern daß sie gebaut werden sollen, um
in der That auch die Wohlfahrt des gesammtcn Landes zu heben und bisher unerschlossene
Gcbietstheile dem Verkehr zuzuführen; wenn sie das aber im Auge hat, dann muß sie sich
unbedingt einen Einfluß auf die Linienführung vorbehalten und sie muh, damit eben die reine
Ausbeutung einer Bahn vermieden wird, sich auch einen Einfluß auf die Tarifbildung vorbehalten.
(Zustimmung) Das wäre der eine Gesichtspunkt.

Sie muß aber auch noch ferner das ihr im Gesetz gegebene Erwcrbsrccht im Ange
behalten. Es heißt ausdrücklich im Gesetz, daß da, wo die Provinz die Benutzung ihrer Straßen
gestattet, sie das Necht des Erwerbes der Vahu nach Ablauf einer bestimmten Frist gegen
angemesfeneEntschädigung hat. Dieses Necht soll sie aber nicht nur vorbehalten, wenn sie
ihre Straße hergiebt, — dann hat sie es ja gesetzlich — nein, sie wird es sich auch vorbehalten
müssen, wenn sie lediglich Geld hergiebt, und also die Vcuutzuug ihrer Straßen nicht in Frage
kommt. Ob mit diesem ausbeduugenen Grwcrbsrecht wirklich ein reeller Werth für sie geschaffen
ist, das ist einstweilen eine Frage der Zukunft. Vorläufig aber — darin werden Sie mit dem
Provinzialausschuß einverstanden sein — darf sich die Provinz dieses eventuelle wcrthvolle Necht
nicht entgehen lassen.

Und endlich drittens wird nach Ansicht des Provinzialansschnsses die Provinzialvcr-
waltung noch auf eines hinwirken müssen, und es wäre das vielleicht das Allerwichtigstc. Meine
Herren! Das Schlimmste, was dem Meinbahnwesen Passiren kann, ist die Zersplitterung.
Wenn an allen Orten Bähnchen von 10, 12, 15 Km gebaut werden, so find dieselben mehr
oder weniger von vornherein todt geboren. Das sagen einstimmig alle Diejenigen, welche bisher
Kleinbahnen gebaut haben bezw. sie betreiben. Ich kann mich in dieser Beziehung — und ich
werde mir erlauben, in der Commission darüber nähere Ausführungen zn machen — «">
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Autoritäten berufen, die da sagen: das Minimum, womit eiue Kleinbahn bestehen kann, sind
25 Km. Darüber aber sind wir doch wohl alle ewig, daß es nicht immer gelingen wird, in
der Provinz gerade noch Bahnen von mindestens 25 Kiu zn bekommen; im Gegentheil wir
werden eine Masse gerade von kleinerenSangadern anlegen müssen. Also nm dieser Zersplitterung
vorzubeugen, wird die Provinzialverwaltung gut thu», auf die Bildung einer oder mehrerer
größerer Bau- uud Bctriebsgesellschaftenhinzuwirken. Sie wird vorsichtigerhandeln, sich mit
großen Gesellschaftenin Verbindung zu setzen, statt mit einzelnen Unternehmern.

Das wären, meine Herren, im Großen und Ganzen die Erwägungen, die den Ausschuß
bewogen haben, Ihnen unter Nr. 2 seiner Anträge den Vorschlag zu machen, ihn zu ermächtigen,
schon seht das Kleinbahnwcscnin der vorher angegebenenWeise finanziell zu fördern, im Uebrigen
aber den Proviiizialansschußzn beauftragen, dem nächsten Provinzinllandtage wegen danernder Be>
Heiligung der Provinz an Kleinbahnuntcruchiuuugeueine besondere Vorlage zu machen.

Meine Herren! Ich wende mich mm noch zn dem dritten Vorschlage des Provinzialansschusses
und erlaube mir darüber nnr ganz wenige Worte. Sie lesen in dem Bericht unter VIII, daß
bisher schon Bedingungen bestanden haben für die Hergabe der Pruvinzialstraßen, welche von Ihnen
selbst seiner Zeit gemachtworden sind. Diese Bedingungen befinden sich heute nicht mehr gauz in
Uebereinstimmungmit dem Klcinbahngcsctz und müfscn deshalb abgeändert werden. Der Provinzial«
n'lsfchnsi hat aber geglaubt, damit weder das Plenum des Landtages, und selbst noch nicht einmal
eine Commissiondesselbenbehelligenzu solleu, und hat deshalb einfach um die Ermächtigung gc-
beten, diefc Bedingnngen für die Benutzung der Provinzialstraßen zur Anlage von Kleinbahnen in
einer den Bestimmungenund dem Geiste des Gesetzes entsprechenden Weise abzuändern.

Die Worte: „dem Geiste des Gesetzes entsprechenden Weise" sollen sagen, der Provinzial-
cmsschuß wird sich bei den Abänderuugeustets von dem Wunsche tragen lassen, soviel wie möglich
das ganze Klrinbahnwcsenzu fördern und ihm alle Schwierigkeiten,soweit es an ihm liegt, aus
dem Wege zu räumen.

Meine Herren! Ich kann damit meinen Vortrag über die Sache schließen. Ich bin
nicht mehr ins Detail hineingegangen, weil ja schon vor einigen Tagen gesagt worden ist, daß
^e Sache an eine Commission verwiesen werden würde. Ich beehre mich, Ihnen die Vorlage
des Provinzialansschusses mit diesen Worten zu überreichen, und hoffe, daß Ihre Verathungen
" der Commission und dem Plenum zu einem segensreichen Ergebniß für die Provinzialverwaltung
und für die Wohlfahrt unferer Provinz führen werden. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich eroffne die Diskussionund ertheile das Wort
dem Herrn Abgeordneten Simons.

Abgeordneter Simons: Meine Herren! Ich möchte zuerst der AnerkennungRaum geben
daß, während dies Gesetz über die Kleinbahnen erst seit dem ersten Oktober besteht, wn gleich
«ine s° umfassendeVorlage vor uns haben. Ich möchte nicht auf diese Vorlage näher eingehen,
ebensowenig auf alle Details, welche die beiden Herrn Referenten erwähnt haben. Sie gestatten
'"« aber wohl eine kurze Bemerkung. Es scheint nur, als wenn hinsichtlich der Endvorschläge,
welche uns hier auf Seite 13 gemacht werden, in Bezug auf 1 uud 3 kaum wesentliche Meinungs¬
abweichungenstattfinden werden. Den, Punkte 1 „von dem Bau und Betrieb von Kleinbahnen
durch die Provinz zur Zeit abzusehen" werden wir in der größten Majorität zustimmen, nnd
daß der Provinzialausschuh ermächtigt wird, die Bedingungen für die Veuutzuug der Provmzilll-
^ahen zur Anlage von Kleinbahnen entsprechend abzuändern, ist ja eigentlich selbstverständlich
""d es ist ja auch fast vollstäudig durch die Bemerkungenin der Vorlage selbst ergänzt. In
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Bezug auf den Theil 6, welcher von dem AbgeordnetenFlitzen früher gestreift worden ist, befinde
ich mich in Uebereinstimmung mit den Anträgen des Provinzialausschussesund der Prouinzial-
verwaltung, da ich nicht glaube, daß in nächsterZeit darüber hinausgegangen werden wird, und
daß, wie es hier heißt, „zunächstdiejenigenFälle ausgeschiedenwerden müssen, in denen Zuschüsse
zu Bahnbauzwccken an Gemeinden aus den zu Unterstützungendes Gemeindewcgebauesjährlich
zur Verfügung stehendenMitteln angezeigt erscheinen". Ich glaube die Mittel sind, wie eben
bemerkt worden ist, geringfügig, aber sie können auch in der nächsten Zeit kaum erweitert werden,
denn es handelt sich, meine Herren, wesentlich um eine Vorbereitung zu den Gesetzentwürfen,wir
haben ja heute nur vorbereitende Schritte zu thun.

In Bezug auf den zweiten Punkt der Vorschlägebefinde ich mich wohl im Großen und
Ganzen im Einverständnih mit dem, was hier bemerkt worden ist. Es scheint mir aber, daß
doch im Ganzen die Auffassung der Kleinbahnen, wie sie hier erwähnt worden ist, vielleichtin
etwas engerer Weise genommen ist, wie ich sie angenommen zu sehen wünschte. Ich befinde mich
da im Wesentlichenauf dem Standpunkt des Herrn Abgeordneten Friederichs aus früherer Zeit,
der ja den Anlaß geboten hatte, die Materie hier zu behandeln. Ich bin ebenso wenig geneigt,
zu glauben, daß wir hier einer bestimmten Spurweite deu Vorzug geben könnten. Ich glaube
nur, daß gerade die Gründe, die hier angeführt worden sind, die die Provinzialvcrtretung leiten,
die Materie in Bewegung zu setzen — daß die gerade dafür sprechen, beide Systeme ins Auge
zu fassen. Ich erwähne nur die beiden Punkte, die in der Vorlage und im Referat mehrfach
betont worden sind. Der erste Punkt ist der, daß eigentlich größere Bahnen gewünschtwerden
und daß 25 Km als richtiger Satz erklärt wird. Dann ist aber ein zweiter Punkt des Oefteren
erwähnt, daß die Prouinzialverwaltung durch die Kleinbahnen in der Oetonomie der Straßen¬
unterhaltung einen großen Vortheil für die Zukunft zu erhalten hofft. Diesen Vortheil kann ich
mir aber für eine normalspurige Bahn in größerem Umfange denken, als für eine schmalspurige
Bahn. Ich bin weit entfernt, auf diese Sache erschöpfendeinzugehen. Ich glaube gerade, daß
diese Sache vor eiue Commissiongehört, wo solche technischen Dinge sich am besten behandeln
lassen. Ich möchte annehmen, daß gerade, um einer Zersplitterung vorzubeugen, nicht nur das
eine oder andere System in Anschlag gebracht werden muß, sondern daß in dein Voranschlag
beide Systeme in Betracht gezogenwerden müssen, und da scheint es mir, daß im Allgemeinen
der Unterschiedzwischender Normalspurbahn und der Kleinspurbahn darin besteht, daß in der
Ebene ohne zu große Schwierigkeiteil uud Kosten die Normalspurbahn, daß aber in Gebirgs¬
gegendendie Schmalspurbahn angezeigt ist.

Ich möchte das erwähnen, um den Wunsch auszusprechen, daß die Spezialcommisston
auf die ich in einer frühern Sitzung zurückgekommen bin, hcnte gewählt werden möge, und daß
eine Zahl von 25 Personen gewählt würde. Diese Zahl scheintmir nicht zu groß zu sein, da
es doch wesentlichdarauf ankommt, daß diese Commissionaus verschiedenen Elementen zusammen¬
gesetzt wird, daß nicht die Industrie allein, nicht allein die Landräthe als Vertreter der Kreise,
sundern daß möglichst verschiedeneElemente darin znsammcnsitzen, um diesen Gegenstand in
gemeinschaftlicher Vorberathung, natürlich immer nur vorbereitend,für die nächste Session zu prüfen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lneg.
Abgeordneter Lueg: Meine Herren! An das Gesetz über die Kleinbahnen sind allerseits

die weitgehendsten Hoffnungen geknüpft worden. Man hofft und wünscht, daß das Eisenbahnnetz
sich dadurch wesentlicherweitern wird. Meines Crachtens ist das um so nothwendiger, da ja,
wie bekannt, die Staatseiscnbahnverwaltnng mit weitern Bauten sehr wahrscheinlichnicht v orgehen
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wird. Andererseits ist das Preußische Eisenbahnnetz bei Weitem nicht so entwickelt, wie man
das zu wünschenberechtigtist. Wie sehr wir überhaupt noch in der Entwicklungzurückgeblieben
sind, mögen Sie daraus entnehmen, daß von 1143 Städten des Landes mit mehr als 1000 Ein¬
wohnern noch 328 Städte ohne jegliche Eisenbahnverbindung sind. Darunter sind verschiedene
Städte, die mehr als 5000 Einwohner haben. Wie es nun auf dem platten Lande aussieht,
wo zahlreicheDörfer und Güter noch ohne jede Eisenbahnverbindung sind, das, meine Herren,
ist ja allgemein bekannt. Ich glaube, jeder wird mit mir davon überzeugt sein, daß unter den
heutigen wirthschaftlichen Verhältnissen kein Gut, kein Dorf bestehen kann, welches auf eine
Eisenbahnuerbindnngdauernd verzichtenkann. Wir sind leider in Preußen und auch in Deutsch¬
land, in der Entwickelung des Kleinbahnwescns, wie auch der Herr Landesdirektor schon aus¬
einandergesetzthat, sehr im Rückständegeblieben. Wie sehr solches der Fall ist, möchte ich mir
erlauben, an der Hand einer kleinen Statistik Ihnen vorzuführen.

Während beispielsweisein Holland auf circa 5000 Einwohner 1 Km Kleinbahn entfällt,
entfällt in Preußen 1 Km Kleinbahn auf circa 40 000 Einwohner; alfo, meine Herren, die
Holländer sind uns 8 Mal überlegen. Holland steht in dieser Statistik am günstigsten, es folgt
dann Belgien, Sachsen, Italien. In ganz Deutschland sind die Verhältnisse auch noch besser als
in Preußen. Preußen nimmt die allcrungttnstigsteStelle in der Statistik ein. Es entfällt nämlich
in Deutschland 1 Km Kleinbahn ans 28 900 Einwohner, während in Preußen, wie bemerkt, crst
auf 40 000 Einwohner 1 Km kommt, oder wenn Sie nach dein Flächeninhalt die Statistik nehmen
wollen, so ist auf 36 ^Km in Holland 1 Km Kleinbahn und in Preußen auf 465 c^Km 1 Km
Kleinbahn. Wir brauchen also, meine Herren, auf die Entwickelung unfcres Eisenbahnnetzeskeines¬
wegs stolz zu sein. Ich meine, wir haben alle Veranlassung zu wünschen,daß diese Entwickeln»«,
m einem sehr viel schnellerenTempo vorwärts geht.

Ich, meine Herren, bin personlich der Ansicht, daß die Zeit gar nicht mehr fern sein
wird, wo von Dorf zn Dorf irgend eine Eisenbahnverbindung vorhanden sein wird. Jedenfalls
ist es billiger, den Transport durch Dampfkraft oder Elektricität zu bewirken, als wenn dazu
irgend welche thierischen Kräfte benutzt werden. Ich bin weiter der Meinung, daß die Ent¬
wickelungder Landwirthfchaft und der Industrie erfordert, das; überall die ProduktiousMteu
Mit dem großen Eisenbahnnetz, sei es direkt oder indirekt, verbunden werden.

Nun fragt es sich, in welcher Weise sollen wir vorgehen, in welcher Weise soll speziell
die Provinz eingreifen? Ich meine, es ist im hohen Grade wünschenswert!,, daß die Provinz
eine feste klare Stellung einnimmt, aber doch eine etwas entschiedenere,als wie solche in den
Anträgen des^Provinzialansschnsseszum Ausdruck gekommen; denn wenn man Wünsche hat und
eine Verücksichtignngdieser Wünscheherbeiführen will, dann ist es unvermeidlich,auch entsprechende
Opfer zn bringen. Lediglich einer Sache gewissermaßenplatonisch gegenüberzustehenund zn
lwsfe», daß einem die schönsten Früchte in den Schoß fallen — das, meine Herren, ist kaum zn
erwarten. —

Meine Herren! Ich bin nun der Meinnng, daß der jetzige Moment gerade der geeignete
ist, in dieser Sache Seitens der Provinz schaffend und fördernd einzutreten. Verfiiumen wir diesen
Moment, dann befürchte ich, daß die rentabelsten Kleinbahnen von der Privatindustrie ohne Mit¬
wirkung der Provinz ausgeführt werden und später die Provinz dann in die Nothwendigkeit
versetzt wird, die schlecht rcntircnden Bahnen auf ihre Kosten auszuführen. Das alsdann aufzu-
wendendeKapital wird wahrscheinlichgrößer sein, als wenn man sich zeitig auch bei rentablen
Unternehmungen betheiligt.
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Meine Herren! Wie die Gasanstalten und die Anstalten für Wasserversorgungzur Aus¬
führung gelangten, da sind dieselbenvielfach in den Städten durch Privatunternehmer ins Leben
gerufen worden. Viele Städte uud Gemeinden haben indessen später mit sehr großen Opfern
diese Anstalten ankaufen müssen. Nun denke ich mir, wenn man eine Einrichtung treffen könnte,
um ohne zu große Kosten zu erreichen,daß nach einer gewissen Reihe von Jahren die Kleinbahnen
allmählig in den Besitz der Provinz übergingen, so wäre solches im hohen Grade wünschenswert!).
Ich glaube, wenn die Kleinbahnen in den Besitz der Provinz übergehen, so ist solches weniger
bedenklich wie der heutige Zustand, wo die großen Bahnen sich im Besitze des Staates befinden.
Denn Sie werden wahrscheinlichdarin mit mir übereinstimmen, daß je größer der Fiskus ist,
desto schwierigerderselbe ist. Ein provinzieller Fiskus ist höchst wahrscheinlichbescheidenerwie
der allgemeine Fiskus. Ich habe mich gefragt, was ist zu machen, um das gewünschte Ziel zu
erreichen,und mir gedacht, daß es anzustreben ist, wie solches auch von Seiten des zweitenHerrn
Referenten schon zum Ausdruck gebracht worden ist, daß sich die Provinz mit einer großen Gesell¬
schaft in Verbindung setzt, die sich den Bau und den Betrieb von Kleinbahnen in der Rhein»
Provinz zur Aufgabe stellt, und würde es mir am meisten zusagen, wenn eine derartige Gesell¬
schaft von rheinischenKapitalisten und Männern, welche ihrer Provinz wohl geneigt sind, ins
Leben gerufen würde.

Ich habe mir weiter gedacht: Wenn die Provinz sich mit einer solchenGesellschaft in
Verbindung setzt, so würden die Leistungen der Provinz derart zu bemessen sein, daß wenn das
halbe Vaukapital der betreffendenStrecke von der Gesellschaftbaar eingezahlt ist, sich die Provinz
mit 4"/«igen Prioritätsobligationeu bis zur anderen Hälfte des Kapitals betheiligt, und daß die
Provinz vielleicht auch an dem Ueberschnß, den die betreffende Bahn macht, wenn derselbe
eine bestimmte Höhe erreicht, beispielsweise5°/«, mit einem gewissen Antheil, vielleichtmit '/»,
betheiligt würde; daß andererseits aber auch bei der Ausführung einer derartigen Bahn erwartet
werden muß, daß die beteiligten Gemeinden, Kreife «. ihr Interesse zur Sache dadurch bekunden,
daß sie beispielsweiseden Grund und Vodeu zur freien Verfügung stellen, daß sie möglicherweise
auch einen Theil der Zinsgarantie übernehmen, kurzum es sind da viele Möglichkeiten. Ich denke
mir, es muß zusammengewirktwerden von der Gesellschaft,von der Provinz und den interefsirten
Gemeinden. Wenn sich die Lasten in der Weise auf verschiedeneSchultern vertheilen, dann
kommen Sie doch nicht sofort auf fo schrecklichviele Millionen, wie uns der Referent vorgeführt
hat. Immerhin fchrcckt mich aber auch die Summe nicht, die der zweite Herr Referent genannt
hat, denn wenn man große Ziele erreichen will, muß man auch vor entsprechendenOpfern nicht
zurückscheuen. Ich behaupte, wenn wir das Geld, was die Chausseenin der Nheinprovinz seiner
Zeit gekostet haben, nur annähernd für Kleineisenbahnen aufwenden, wir alsdann foviel Eisen¬
bahnen bekommenwürden, wie wir nur irgend wünschen könnten.

Meine Herren! Ich glaube, wenn die Provinz mit einer Eiscnbahnbaugesellschaftin
Verbindung tritt, gleichzeitigunter der Bereitwilligkeit, auch ein gewissesRisiko zu übernehmen,
in der Weise, daß die hergegebenenObligationen möglicherweisein einzelnen Fällen nicht verzinst
werben, in anderen Fällen aber vielleichteine höhere Verzinsung bringen — wenn das die Pro¬
vinz thut, dann kann sie auch beanspruchen, daß sie einen maßgebenden Ginflnß auf die Fest'
stellung der Tarife und der Fahrpläne erhält. Wenn Sie diesen Einfluß lediglich dadurch
gewinnen wollen, daß Sie eine Ehausseestrecke zu der betreffendenBahn zu billigen Bedingungen
hergeben, so wird sich solches meines Erachtcns nicht erreichen lassen. Meiner Anpassung ist es
in hohem Grade wünschenswcrth,daß die Provinz generell auf das Netz von Kleinbahnen bezüglich
der Tarisirung, Trasirung :c. einen bestimmenden Einfluß gewinnt.
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Meine Herren! Man kann nun allerdings einwenden, daß, wenn die Provinz sich in
dieser Weise mit einer Ballgesellschaft verbunden hat, und wenn die ausgeführte Bahn beziehentlich
Bahnen sich als recht rentabel erweisen, dann kommt der Staat und sagt: ich nehme diese Bahn
in Besitz, was ja gesetzlich zulässig ist. Ich glanbc aber, daß diese Gefahr für einzelne Unternehmer
näher liegt, als wenn das Unternehmen durch oder unter der Mitwirkung der Provinz ins Leben
gerufen ist.

Meine Herren! Es sind ja eine Masse von Fragen, die hier aufgeworfenwerden tonnen.
Es liegt indessen anch keineswegs in meiner Absicht, Ihnen vorzuschlagen,schon in dieser Tagung
uunbändcrlicheEntschließungenzu fassen, indessenwichtig erscheint mir, daß wir schon heute die
Wünsche und die Ansichten des hohen Hauses kennen lernen, damit der Pruvinzialausschnß in die
Lage versetzt wird, dein hohen Hause bei seiner nächsten Tagung eine entsprechende Borlage zu
unterbreiten.

Um alle diese Fragen iu ciugehcndster Weise erörtern zn tonnen, möchte ich Ihnen vor-
schlagen, diese Sache zur Begutachtungeiner Commission zu überweisen,und beantrage, die III. Fach«
Immission zn diesem Zwecke um 10 Mitglieder zu verstärken.

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Becker.
Abgeordneter Becker: Meine verehrten Herren! Daß diese wichtige Angelegenheitin einer

Commissionnoch eingehender geprüft wird, dagegen wird kaum Jemand aus dem Hause etwas
einzuwendenhaben. Ob Sie da belieben, eine Commissionvon 25 Persollen neu zu wählen, die
speziell auf diese Vorlage hin ausgewählt werden kaun, oder ob Sie die III. Fachcommissiondurch
U) Mitglieder ergänzen wollen, das überlasse ich Ihnen ganz. Ich personlichwürde den ersten
Vorschlag, eine besondere Commission zu wählen, für glücklicher halten, weil man sich dann die
Personen genau für den bestimmtenZweck aussuchenkann. Aber das ist für mich von unter¬
geordneter Bedeutung, Ich habe eigentlichdas Wort nur ergriffen, um diese Vorlage nicht aus¬
schließlich mit der freundlichen Empfehlung, die ihr mein verehrter KollegeLueg gegeben hat, in
ou Commissionmarschirenzu lassen. Ich «lochte in etwas dadurch die Objektivität wiederherstellen,
"aß ich mir erlaube, die Sache auch einmal von der andern Seite zu beleuchten. Auch im Alls¬
schuß haben Lueg und ich so ein bischen die gegenseitigen Pole gebildet, in denen sich die Diskussion
bewegt hat, und ich glaube, das kann der Sache nur diculichsein.

Herr Lueg hat zunächstgesagt, wir wären im Bau von Kleinbahnen hinter benachbarten
Staaten zurückgebliebenund hat hingewiesen auf Hollaud, Velgieu und wir können wohl hinzu-
seheu Italien. Ja, diese benachbartenStaaten sind eben in der glücklichen Lage, außerordentlich
l"el wohlhabender zu sein, als der Durchschnitt des Preuhischeu Staats. Es handelt sich hier
nicht blos um die Rheinprouiuz, und ich fürchte, wenn das richtig wäre, was Herr Lueg ferner
behauptet hat, daß kein Gut und kein Dorf im Preußischen Staat mehr ohne Eisenbahn rentiren
bezw. bestehen kann, so werden noch viele Güter und Dörfer in Deutschland zn Grunde gehen müssen,
ehe wir sie alle mit Seknndärbahnen versorgen können. Aber ich glaub?, so steht die Sache auch nicht,
^ne Menge Lcmdwirthc denken darüber total anders und halten eine Bahnverbindung für gar
keinen Segen für ihr Gut. Ich perfönlich gebe aber unter allen Umständen zu, daß, wenn wir
"reichen könnten, daß auch im Preußischen Staate das Sekundärbahnwcsen eine große Aus¬
dehnung nehme, besonders wenn dies ohne Geldmittel der Provinz geschähe, — meine Herren,
dann wäre das ein entzückender Zustand, (Heiterkeit) und der Segen davon wäre entschiedenviel
^o'ßer, als alle Nachtheile,die man davon befürchtet.

Aber, meine Herren, eigentlich glaube ich, ist nicht die Provinz — wenn wir uns
°">Nlll die Verhältnisse, wie es nach Recht und Gerechtigkeitsei,, sollte, klar legen — der
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berufene Faktor, um das Sckundärbahnwesen zu pflegen, sondern das ist eigentlich der Staat,
und zwar deshalb, weil er die ganzen Eisenbahnen verstaatlicht hat.

Meine verehrte«: Herren! Was thun denn die Sckundärbahnen? Das sind die Wurzeln
des Vaumes, das sind die einzelnen Fühler, aus denen die Pflanze ihre Nahrung zieht, und der
große Staatseisenbahn-Orgllnismus hat den Vortheil davon. Und warum rentiren die Sekundär-
bahnen so schwer? Meine Herren! Weil sie blos für ihre kurze Strecke den Tarif nehmen
können und für die weitere Strecke, welche die Güter laufen, die den Staatsbahuen durch diese
Sekundärbahnen zugeführt werden, der Staat die Einnahme schluckt. Wenn die Staatsbahnen
noch in der Hand der Privatgesellschaften wären, dann würden von Letzterenschon längst viele
Kleinbahnen gebaut sein, besonders in unserer Nheinvrovinz (Sehr richtig!), wo die jetzigen
Staatsbahnen stets rentirt haben und jetzt die Staatsbahnen der anderen Provinzen mit durch¬
schleppen müssen. Dann würden wir in der Nheinvrovinz eine Menge von solchen untergeordneten
Bahnen bekommenhaben, und dann wären wir sehr viel weiter, als wir heute sind.

Nun erkenne ich aber voll an, daß, wie die augenblickliche Finanzlage des Staats ein¬
mal ist, auf dieselbe Rücksicht genommen werden mnß, ich hoffe zwar, baß trotzdem der Staat
den Bau von Sekundärbahnen nicht ganz aufgeben wird. Aber es wird, fürchte ich, mit Rück¬
sicht auf den augenblicklichen Mangel an baarem Gelde, unter welchem der Staat leidet, (Heiterkeit)
das Tempo im Bau von Sekundärbahnen etwas langsamer werden. Und, meine verehrten
Herren, ich glaube, das Kleinbahngesetzwar auch eher eine Abschlagszahlungnach dieser Richtung
hin, (Sehr richtig!) als daß es die gewaltige Bewegung im Kleinbahnwesenherbeiführen wird,
die hier jetzt angenommenwird. Meine Herren! Das Klcinbahngesetz erleichtertdie Concessionirung
und giebt auch sonst immense Erleichterung für den Kleinbahnbau und Betrieb; aber, meine
Herren, (Redner macht die Bewegung des Geldzählens) — nach der Richtung hin bietet es
Ihnen gar nichts, (Heiterkeit) und darauf kommt doch Alles an. —

Herr Lueg hat uns dann ferner gesagt: Seht euch vor; die Gas- und Wasserwerkesind
auch erst durch Private, bezw. Gesellschaftenerrichtet worden und nachher haben die Gemeinden
sich die Beine ablaufen müssen, um sie mit vielem Gelde zu erwerben. Ja, meine Herren, Gas-
und Wasserwerke haben ein Monopol und rentiren in der Regel sehr gut. Und wenn das einmal
nicht der Fall sein sollte, so kann man den Tarif so hoch setzen, wie man — — darf, (Heiterkeit)
meine Herren, dann müssen sie rentiren. Und wie steht es dagegen bei den Kleinbahnen? Die
rentiren in der Regel eben nicht, und das ist eben der große Unterschied bei der ganzen Geschichte.
Sie rentiren in Preußen miserabel, das haben Sie hinten in der Nachweisunggelesen, zwischen
2 nnd 3"/«; wenn Sie aber die Colonne „Dividende" durchsehen,da ist meist „gar Nichts" zu
sehen! (Heiterkeit) Und sie rentiren auch nicht genügend weder in Holland, noch in Belgien —
aus Italien ist mir nichts Näheres bekannt. Das ist der große Unterschiedzwischen den Gas- und
Wasserwerken und Kleinbahnen. Den indirekten Segen dagegen, den die Kleinbahneil bringen,
den erkenne ich auch an. Aber, meine Herren, ehe von diesen: indirekten Segen auf die Provinz
fouiel zurückfließt, daß die Provinz davon Millionen verzinsen könnte — das fürchte ich, wird
noch recht lange dauern, und darum glaube ich nicht, daß die Entwickelungder Kleinbahnen eine
so schnelle sein wird, wie Herr Lueg annimmt, und darum glaube ich nicht, daß wir bei den
vorsichtigenVorschlägen, die der Provinzialausschuß geinacht hat, bis zu unserer nächsten Tagung
das Geringste fördern. Meine Herren! Ich bin gewiß der Ansicht, wir müssen die Kleinbahnen,
wie jedes gemeinnützige,für die Entwickelungder Provinz förderliche Unternehmen — und in dieser
Beziehung erkenne ich die Kleinbahnen als einen wesentlichenFaktor an — nach Kräften unter-
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stützen. Aber, meine Herren, das geschieht auch durch die Vorschlägedes Ausschusses. Die bieten
gar nicht so wenig, die geben im Gegentheil dem Ausschuß eine vollständige ea,rto dlanelie.
Wenn Sie Ihren Ausschußfür eine etwas leichte Behörde hielten, dann könnten Sie sogar Be¬
denken haben, ob Sie nicht mit dieser «arw dlanoliL zu weit gehen, denn darnach kann er in
2 Jahren ungefähr machen, was er will, er kann nach seinem Ermessenviele Millionen ausgeben
oder sich vorläufig auf beliebigeZufchüsse beschränken.

Meine Herren! Die Mittel, die der Ausschuh vorschlägt, scheinen mir eigentlich das
Sachgemäße und Nichtige zu sein. Zunächst — und das ist wohl Dasjenige, womit man anfangen
mnh, müssen wir die Bedingungen, unter denen jetzt die Benutzung der Provinzialstrahen für Klein¬
bahnen und Pferdebahnen gestattet wird, wesentlicherleichtern. Meine Herren! Haben Sie viel¬
leicht diese Bedingungen gelesen? Ich will es Ihnen nicht allen znmuthen. (Heiterkeit.) Ich
glaube aber, diejenigen, die sie gelesen haben, werden gefunden haben, daß in dcnfelbcn eine
große Reihe von Lasten steht, die erhebliche Mehrausgaben im Betrieb der Kleinbahnen herbei¬
führen. Ferner, meine Herren, ist bisher immer noch eine Abgabe für die Benutzung der
Provinzialstrahen erhoben. Ja, meine Herren, lassen wir doch die Abgabe fallen, beschränke man
die Bedingungen auf das Nothwendige namentlich mit Rücksicht auf das Faktum, daß die Klein»
bahnen die Unterhaltungslast der Straßen vermindern Dann ist fchon fehr viel gewonnen.

Zweitens, meine Herren, kann man Unternehmern von Kleinbahnen bezw. den Gemeinden
und Kreifen, die solche Bahnen banen wollen, aus der Landesbank Darlehen zu den üblicheil
Bedingungen geben, wenn sie nur sicher sind. Dazu müssen die Gemeinden und Kreise, die doch
das erste Interesse an der Sache haben, wenn die Sicherheit das nothwendig macht, eben die
Garantie übernehmen. Die Vorgebirgsbahn, von der hier gesagt wurde, sie wäre so mir nichts
dir nichts ohne jede finanzielle Schwierigkeit zu Stande gekommen, hat doch auch eine recht
schwere Geburt durchmache»müssen (Heiterkeit), das kann ich Sie versichern,und wir haben das
Geld auch nur dadurch beschafft, daß wir die Hälfte des Baukapitals darlehnSweifeaufzunehmen
bcfchlossen und nur die andere Hälfte in Stammaktien auf die vier betheiligtcn Kreife uud den
Bauunternehmer vertheilt haben. Aber auch für das Darlchn haben die vier betheiligten Kreife
die Zinsgarantie übernommen. Nur fo ist die Sache zu Stande gekommen,und ich fehe auch
gar nicht ein, meine Herren, warum in wohlhabenden Kreifen derselbe Weg verschlossensein
sollte. Und endlich, meine Herren, — und in der Beziehung ist in dem Referat Seite 7 ein
kleiner Druckfehler enthalten — sparen wir durch die Kleiubahnen ganz erhebliche Summen nicht
bloß an der Unterhaltung der Straßen, sondern oft anch an den Baukosten derselben, weil wir
sonst gezwungen wären, eine Neudecknug oder statt der Kleinschlagdecke Pflaster herzustelleu. In
solchen Fällen sparen Sie auch an den Baukosten ganz erheblich,deshalb stand ursprünglich auch
in dem Referate des ProuinzialausschusscS„Neudecknngund Pflaster" uud nur irrthümlich sind
diese beiden Worte Seite 7 des Referats gestrichen, während denfelben nur das Wort „Unter¬
haltung" hinzugefügt werden sollte. Bei dieser Sachlage eröffnen sich aber zur Unterstützungdes
Kleinbahnbaues uicht blos die Ersparnisse ans dem Untcrhaltungstitel sondern auch die Mittel,
welche in Folge von Kleinbahnen in dem Ncubantitel erspart werden. Und auf diese Weise kann
Man den Kleinbahnen doch ganz erheblich zu Hülfe kommen. Nuu, meine ich, müssen wir bei
der Unterstützungder Kleinbahnen doch nicht in denselbenFehler verfallen, den wir vielfach bei
der Unterstützungvon Stmhenbauten gemacht haben, daß nämlich die Nachstbetheiligtengar nichts
bezahlen, sondern nnr die Provinz. Und was wäre die Folge davon? Daß es uns ähnlich ginge
wie beim Gemeindewegebau,daß zwar eine Menge von Gemeindcwegenmit Mitteln der Provinz
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gebaut, später aber unzureichendoder gar nicht unterhalten werden. Wir können ja von Provinz¬
wegen das Bedürfniß gar nicht im Einzelnen genau prüfen. Deshalb muß in erster Linie eine Be¬
theiligung der Kreise, und möglichstauch der Gemeinden gefordert werden, weil dadurch allein
das Interesse der MchstbetheUigtendokumentirt wird. Wenn ich an diesem Grundsätze festhalte,
komme ich zu folgenden verschiedenen Möglichkeiten:

Erstens die Kreise wollen bauen ohne alle Hülfe der Provinz, oder Private wollen bauen,
dann sage ich, laßt sie bauen, das ist der günstigste Fall, dann brauchen wir von Prouinzwegcn
nichts zu bezahlen und haben doch den Vortheil mit davon.

Die zweite Möglichkeit ist die, daß sich keine Privatgesellschaften für den Bau finden,
sondern daß die Kreise bauen und das Geld zum Theil von der Provinz entleihen wollen.
Dann würde das Geld unter der Garantie der Kreise von der Provinz hcrzuleihcn sein, oder
drittens, daß sich auch ärmere Kreise entschlössen, Kleinbahnen zu bauen, dies aber nur mit
einem Zuschüsse der Provinz vermögen. Dann würde ich zunächst eine Betheiligung der Kreise
und Gemeinden fordern, übrigens aber möglichst den Zuschußder Provinz zu gewahren empfehlen.
Natürlich muß sich in solchen Fällen die Provinz anch einzelne bestimmendeRechte vorbehalten,
je nach dem Umfange der Opfer, die sie bringt. Meine Herren! Wenn Sie sich mit mir auf
diesen Boden stellen, dann können wir doch schon manchen Segen stiften und iu der ersten
Zeit übrigens ruhig zusehen, wie die Sache sich entwickelt. Je nach den gemachtenErfahrungen
könne» wir dann später weitere Stellung nehmen.

Nun ist der Ausschuft selbst aber schon weiter gegangen, er hat außerdem von Ihnen eine
Blanko-Vullmachterbeten, schon bis zum nächsten Landtage zur Hebung des Kleinbahnbaues alles
mögliche zu thun, »uns er für verständig halten sollte, und das ist im Wesentlichenauf Anregung
des Kollegen Lneg geschehen; schließlich waren wir aber alle damit einverstanden, er natürlich in
der Hoffnung, der Ausschußwürde iu dieser Beziehung recht weit gehen, ich in der stillen Meinung,
wir würden den Kollegen Lneg hinten am Rock zurückhalten. Und da die Mehrheit der Kollegen
im Ausschusse meiner Auffassungwar, so denke ich, halten wir uns bis zum nächsten Landtage »och
in einer angemessenen Reserve. Acuftersten Falls können wir mit dieser Blanto-Vollmacht selbst mit
einer solchen Gesellschaft, wie Herr Lneg sie in Aussicht stellte, in Verbindung treten. Ob und in
welcher Weise ein derartiger Vorschlag an uns herantreten wird, läßt sich noch gar nicht übersehen.
Man muß doch erst wissen, was eine solche Gesellschaft beabsichtigt,unter welchen Bedingungen sie
mit uns arbeiten will, man muß sie ans ihre Sicherheit prüfen n. j. w. Wenn wir einer solchen
Gesellschaft ohne große VorsichtGelder der Provinz in Aussicht stellten, so könnte es leicht komme»,
daß wir nicht blos leine Zinsen dafür bekämen, sondern am Ende anch noch die Bahnen übernehme»
müßten. (Sehr richtig!) Und wen» die Einnahmen der Bahnen, wie es nichts Ungewöhnliches
ist, die Betriebskosten nicht deckten,fu wären wir bald in derselben Lage wie bei den Ehanssee»,
daß wir die Unterhaltung anch noch bezahlen müßten. (Zustimmung) Deshalb meine ich, wir
müssen in dieser Beziehung recht vorsichtigsein. Aber die Nr. 2 der Anträge des Ausschusses giebt
dem Ausschußvolle Eompctenz, anch weitergehende»Ansvrnche»Rechnung zn tragen, wen» sich
das bei sorgfältiger Erwägimg als geboten herausstellt, und ich mciue deshalb, wir könnten uns
im Ganzen und Großen mit diesen Vorschlägen begnügen, weil sie die Möglichkeitgeben, das
Nothwendige zn erfüllen und bei vorsichtiger Anwendimg, aber auch umgekehrt, keine z» große
Gefahr enthalten. Ich will es mit Herrn Lneg wünfchen, aber ich glaube es nicht, daß sich
innerhalb der nächsten zwei Jahre bis zum neuen Landtage schon sehr viel auf dem Gebiete des
Kleinbahnbaues ändert.
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Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Der Herr AbgeordneteKrawintel hat das Wort.
AbgeordneterKrawinkel: Trotz der vorgerücktenStunde halte ich mich für verpflichtet,

weil meine Wähler zweifelsohnedarauf Gewicht legen, mich zu dieser Sache zu äußern. Eiscnbahn-
cmgclcgcnheitcnsind sozusageneine Spezialität von nur lind ich habe selbstverständlich mit größte»,
Interesse die Vorlage durchgesehen,die unser Provinzialausschuß gemacht hat. Ich freue mich
auch, anerkennen zu müssen, daß der Geist, in dem die ganze Denkschrift gehalten ist, durchaus
meiner Auffassungentspricht. Ich muß sogar anerkennen, daß, was ich alles zu sehen gewünscht
habe, daß die Prouinzialverwaltung sich auch noch bereit finden lassen sollte, Kleinbahnen zu
bauen, doch zweckmäßiger Weise nicht hineingekommenist. Es liegt die Frage vor, soll der
Provinzinlverband Kleinbahnen bauen. Herr Commerzienrath Lueg und noch mehr Herr Ober¬
bürgermeister Becker haben mit Recht betont, daß es doch eigentlichSache des Staates gewesen
wäre, das Eisenbahnnetzimmer weiter zu entwickeln,und es ist mit Recht auch hervorgehoben
worden, daß leider das Kleinbcchnengcsetzmit aus der Iutention entspruugeu zu sein scheint oder
unzweifelhaft ist, die Sache noch eleganter auf die Seite zu schiebenund die Entwickelungdeu
Kreisen oder anderen Interessengruppen zu überlassen, während doch der Staat das Fett von
der Suppe geschöpfthat. Ich muß sagen, es kommt mir dabei die Redensart in den Sinn:
Vetter hast Du die Wurst gefressen, dann kannst Du auch den Kappus fressen. (Heiterkeit) Es
wäre besser gewesen,wenn der Staat sich seiner Pflicht mehr bewußt geblieben wäre, und ich
kann auch nicht anerkennen, ums in Nr. 4 des Berichtes steht, „daß das Kleinbahngesetzin die
Lücke treten und solche Eisenbahnen, welche unter günstigen Staats-Finanzvcrhältnisscn als
Nebenbahnen gebaut worden wären, als Kleinbahnen bauen solle. Meine Herren! In Zukunft
werden, wie ein Abgeordneter gesagt hat, nur noch die Hülste, vielleicht nur noch ein Drittel
und vielleichtnoch weniger der seitherigen Aufwendungen für Nebenbahnen flüssig gemacht werden
können. Wer diese Angabeil auf die ungünstigen Finanzverhältnisse schiebt, thut insofern
unrecht, als die Eisenbahnen für sich seit langen Jahren ganz ausgezeichnetrentirt haben. Es
ist das statistifchhinreichendnachgewiesen und wir zehren ja noch jedes Jahr mit von den Ueber¬
schüssen der Eisenbahnen, die weit über die gewöhnliche Rente hinausgehen. So viel ich mich
entsinne, waren es in der letzten Etatsperiode 5,» bis 5,«««/». Wir leiden ja jetzt unter der
Depressionder wirthschaftlichenVerhältnisse, aber wenn ein Kaufmann, irgend ein Industrieller,
seine Ausgaben immer ganz allein danach beinessen wollte, welchen Ertrag er aus seinem Geschäft
M dem betreffenden Jahre gehabt hat, so würde man zu wunderbaren Verhältnissenim praktischen
Leben kommen. Ich sehe andererseits gar nicht ab, weshalb denn der Staat sich nun der Pflicht
entzieht, und ich bin der Ueberzeugung,daß uicht wie man vorgiebt, der Bau von Sekundärbahnen
tatsächlich die Rente heruntergedrückthabe, sondern ich betrachte es im Zusammenhang mit der
"irthschaftlichenEntwickelung als sicher, daß der Bau von Nebenbahnen auch für den Staat durch¬
aus günstige Erfolge gezeitigt hat. Sie sind eben als Ganzes zu nehmen und sind nur dadurch
leistungsfähig, daß ihnen die Zufuhren von den kleinen Quellen auf die große» Linien geschaffen
wird, und es hat der Herr Oberbürgermeister Vecker mit Recht betont, daß wenn diese kleinen
Zufuhrwege nicht gebaut wärcu, das große Eisenbahnnetzdoch ganz bedeutendweniger zu schaffen
gehabt hätte. Es ist ja Thatsache, baß der Umfang, den unser Eisenbahnnetzund der Verkehr
"langt hat, dadurch gerade wesentlichgesteigert worden ist, daß auch die Hauptbahnen die Massen
befördern, die ihnen die Setundärbahnen auf ihren kurzen Linien zuführen. Dadurch hat sich der
Umsatz so gewaltig gesteigertund dadurch ist thatsächlich die Rente auch trotz der größeren Anlage¬
kapitalien geblieben. Gewiß will ich zugeben, daß es verkehrt gewesen wäre, wenn man diese
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Sekundärbahnen alle als Vollbahnen ausgebaut hätte und mit dem Verhältniß der Anlagekapitalien
für Hauptbahnen zu rechnen gehabt hätte. Aber schon der Herr Referent hat ausgeführt, daß
diese Sekundärbahnen im allgemeinen nicht über 90 000 M. gekostet haben, was gegenüber den
Anlagekostender Hauptbahnen von 250000 M. und darüber ja selbstverständlichauch eine außer¬
ordentlich viel günstigere Rentabilität ergiebt.

Diesem Standpunkt muhte ich hier wohl oder übel Ausdruck geben, da ich gerade den
Herren, die im Landtage der Monarchie sitzen, doch bei der nächstenGelegenheit wieder Anlaß
bieten möchte, den Herrn Minister der öffentlichenArbeiten und den Herrn Finanzminister auf
die Dringlichkeit einer weiterenAusdehnung des Sekundärbahnnctzes hinzuweisen. Das ist sicherlich
nicht so einfach unter den Tifch zu schieben und nicht mit der Motivirung zu erledigen, daß die
Finanzverhältnisse soviel ungünstiger geworden sind. Ich habe betont, daß die Rente 5, 6°/o
und darüber betragen hat, und demgegenüberhat doch der Staat thatsächlichdas Geld zu 3'/«"/»/
und wenn ich nun auch mit der Amortisation rechne, so brauche ich doch noch gar nicht die wirt¬
schaftlicheEntwickelungder Gegenden in Betracht zu ziehen, denen aufgeholfen werden soll, um es
schon als Kapitalanlage als das rentabelste und günstigste anzusehen, was es giebt. Ich verweise
nicht einmal auf die Anlagen von Kanälen, deren Rentabilität ja ganz bedeutend zweifelhafter ist.
Ich verbinde aber damit gerne die Anerkennung, daß der Provinzialausschuß ausdrücklich in feinem
Bericht auf Seite 2 die Hebung der wirtschaftlichen Verhältnisse als seine Pflicht anerkannt hat,
und dann verbinde ich allerdings auch weiter den Gedankendamit, er soll dieser Pflicht in weiterem
Maße eingedenk sein, als es bisher der Fall gewesen ist, Wenn z. B. der Herr Referent vorhin mitge¬
theilt hat, daß noch kein Antrag für die Anlage von Kleinbahnen an die Prouinzialverwaltung
herangetreten sei, so bedarf das in gewisser Beziehung doch einer Korrektur. Die Sekundärbahnen
die in den letzten 10—15 Jahren in der Nheinprouinz gebaut worden sind, haben überall und
überall den Kreisen, den Interessenten und Adjaccnten so gewaltige Kosten in Bezug auf Grund¬
erwerb auferlegt, daß es hier ganz gewiß keinen Anstoß erregen wird, wenn ich sage, es ist bei jeder
Gelegenheit der Antrag an die Provinz gestellt worden, dazu einen Beitrag zu leisten und zwar
immer nur im Verhältniß zu den Ersparnissen, die die Provinz ganz bestimmt gemacht, wenn die
Eisenbahn ausgeführt wird. Darüber sind allerdings die Auffassungendes Provinzialausschusses
und des Landtages vielfach andere gewesen; alle Antrage sind einfach damit abgethan worden
daß man gesagt hat, der Staat ist in erster Linie dazu berufen, und wir wollen uns da in keiner
Weise für verpflichtet erachten, einen Grofchen auszugeben. Wenn aber heute die Situation
insofern aufgeklärt worden ist, als die Hebung der wirlhschaftlichenVerhältnisse, für die man in
der Eifel jetzt beispielsweisejedes Jahr 100 000 M hcrgiebt, doch in der jetzigen Entwickelungder
Gebirgsgegenden und anderer, die noch nicht von der Eisenbahn erreicht worden sind, auch noch
nicht als beendet oder als auf der Höhe der Aufgabe stehend angesehen werden kann, — wenn
das feststeht,daß die wirthschaftlichcnVerhältnisse von Seiten der Provinz zu fördern sind, dann
soll man auch klipp und klar sagen, wir wollen in der Förderung so weit gehen, daß wir bei
jedem Antrage zur Erbauung von Eisenbahnen, der an uns kommt, so wie der Staat, wie er
bisher schon gethan hat und wie er auch dauernd thun wird, die Hergabe von Grund und Boden
fordert, unfererseits den Antheil tragen, den wir voraussichlichbei der Unterhaltung der zu ent¬
lastenden Straßen sparen werden.

Ich gebe gern zu, daß die Entwickelung so eintreten kann, wie sie der Provinzial¬
ausschuß bis dahin immer als maßgebend erachtet hat, daß neue oder andere Straßen dadurch
um so stärker belastet werden, und ich muß anerkennen, daß in dein Bezirk, den ich hier vertrete,
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und der auch auf Seite 2 des Berichts Erwähnung findet, — es ist der Passus „vor Inbetrieb¬
setzung der Aggerthalbahn u. s. w,", die Wegestrecken soviel stärker belastet waren vor Anlage der
Bahnen, in gewissem Sinne doch eine Bestätigung dessen ist. was der Prouinzialausschuß als
maßgebend für den Fall angesehenhat, insofern maßgebend, als beispielsweisedort steht: „Vor
Inbetriebsetzung der Aggerthalbahn von Siegburg bis Niedersehmar erforderten die einzelnen
Straßcnstreckennach dem Durchschnittmehrerer Jahre berechnet an Unterhaltungskosten auf den
Kilometer jährlich: von Siegburg bis Overath (Bcuel - Ovcrathcr Straße von 11,»—29,»)
etwa 1330 M. und von Overath bis Hardt (Küln-Olper Straße von 25,«—39,«) etwa
1800 M, endlich von Hardt bis Niederfeßmar (Köln-Olper Straße von 39,°—53,5) etwa
770 M., während diefe Straßcnstrecken nach der Inbetriebsetzung der Aggerthalbahn im Durch¬
schnitt der letzten Jahre jetzt nur 300, 540 und 710 M. kosten", also im Durchschnitt
gegen erstere noch nicht einmal ein Viertel, und gegen das Zweite noch nicht einmal ein Drittel.
Dagegen ist bei der dritten Theilstrecke eine ganz unwesentliche Ersparniß eingetreten. Wie erklärt
sich das? Ich will gar nicht weiter an diesen Gedanken anknüpfen, daß auch da der Provinzial-
verband etwas hätte thun können. Glücklicherweise hatte der Staat da noch Verpflichtungenein¬
zulösen, die er gehabt hat, aber in der Strecke von Hardt bis Niedersehmar hätte allerdings der
Provinzialverband eintreten können, er hatte auch nicht soviel gespart. In Wirklichkeitist aber
diese Strecke auch wiederum in verschiedenen Abschnittenzu betrachten, wenn man sie richtig ver¬
gleichen soll, und da sage ich, daß nur die Wegestrecken von Hardt bis Nünderoth und von
Wiehlbrückbis Niedersehmar entlastet worden sind. Die Strecke aber von Wiehlbrücknach Nünde¬
roth hat so viel stärkere Belastung erfahren, daß thatsächlich trotz alledem nur eine so geringe
Ersparnis, eingetreten ist. Wie erklärt sich das? Einzig und allein dadurch, dah in Folge Anlage
der Eisenbahn neue Industrien, neue Hülfsqucllen, die für die wirtschaftliche Entwickelung in
ganz kolossalem Maße eingetreten, zu Stande gekommen sind, und daß in thatsächlicher Beziehung
die wirthschaftlichcLage des ganzen Aggerthals eine ganz andere geworden ist. Um das zu
erreichen, um eine größere wirthschaftlicheEntwickelung überall und überall zu erzielen, foll der
Provinzialverband nicht die Mehrkosten scheuen, die eventuell eintreten werden, denn sie bieten
^>ch ihm neue Kraft. Er soll aber das, was er ersparen kann an Unterhaltungskosten,doch auch
ganz gewiß für den Grunderwerb aufwenden dürfen, um ohne Frage damit sehr viele Strecken
zu ermöglichen,die der Staat bauen wird, wenn ihm in der geeigneten Form zu Leibe gegangen
und speziell der Grund und Boden srei hergegeben wird. Das ist die Auffassung,die ich von
°er Sache habe und die mich in, Wesentlichenbei der Sache geleitet hat. Ich stimme im Uebrigcn
den Ausführungen des Herrn Referenten, aber auch andererfcits den Ausführungen bei, die Herr
OberbürgermeisterBecker und Herr CommerzienrathLueg gemachthaben. Ich will Sie nicht länger
damit aufhalten und mich mit dem, was ich ausgeführt habe, befcheiden,um zu erzielen,daß der
Provinziallandtag bereits in dieser Session sich vollkommenauf den Standpunkt der Anträge des
Provinzialausschusscs stellt und die Förderung auch nach dieser Richtung, aber besonders unter
Berücksichtigung dieses rechnungsmäßigenStandpunktes zur Geltung bringt. Das ist mein Wunsch
und im Uebrigen bin ich sehr gern bereit, die Sache in der Commissionweiter zu behandeln,und
^ hoffe, daß dort Gelegenheit gegeben wird, weitere Bemerkungen zu machen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Es ist ein Schlußantrag eingegangen, (Bravo!)
Auf der Rednerliste steht noch der Herr Abgeordnete Friederichs und der Herr AbgeordnetePflug.
Ich bitte diejenigen Herren, welche den Schluh votiren wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist die Minderheit. Der Schluh der Debatte ist demnachabgelehnt. Der Herr Abgeordnete
Friederichs hat das Wort.
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Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Ich werde höchstens eine Stunde reden
(Oh, oh! und Heiterkeit) — also nur ein paar Minuten,

Meine Herren! In der Vorlage vollzieht sich gewissermaßendie Rückkehr eines verstoßenen
Knäbleins aus dem Jahre 1883 in das Elternhaus, und ich wollte meine Freude darüber aus¬
brücken. Heute streitet man in diesem hohen Hause nicht um die Frage, ob der Knabe wieder auf
die Straße hinausgeschickt werden soll, sondern man streitet über die Art seiner Erziehung. Damit
bin ich sehr zufrieden. Der Adoptivuater, Herr Lueg, meint es aufrichtig mit ihm; ich warne
aber vor dem Nebenvormund Herrn Becker, dessen Hinweisung auf den Staat nicht nach Er¬
ziehung aussieht! Wir haben es in Berlin nicht, wie der letzte Herr Vorredner sagte, mit den
Ministerien zu thun, sondern mit der Volksvertretung selbst, mit dem Abgeordnetenhause. (Sehr
richtig!) Das Abgeordnetenhauswird meines Erachtcns nicht wieder von seinen früheren Beschlüssen
zurückgehen und den Nebenbahnbau von den Gemeindebeiträgenfür den Grunderwerb befreien. Es
wird uns nichts anderes übrig bleiben, als in der Weise das Kleinbahngesetzauszuführen, wie
es die Vorlage enthält. Ich werde deshalb für die Verweisung an die Commissionstimmen!

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Pflug hat das Wort.
Abgeordneter Pflug: Meine verehrtenHerren! Der Herr OberbürgermeisterBecker hat in

seiner Rede geäußert, daß nur der Staat als solcher die Ausführungen der Tertiärbahnen übernehmen
sollte; zum Schluß kommt er aber zu der Ueberzeugung,daß die Kreise allein dieselbenausführen
könnten. Ich glaube doch, daß, wenn man von dem Standtpunkte ausgeht, daß der Staat nur
die Macht resp, die Mittel hat, die Sache durchzuführen, dann in erster Linie nach dem Staat
die Provinz einzutreten hätte; denn dieselbe ist in Bezug auf Mittel und der dazu nöthigen
Sachverständigen den Kreisen bedeutend überlegen. Ich bitte daher die Commission, diesen
Standpunkt festzuhalten, da die Steuerfähigkeit der Kreise zu schwach ist, diese sozialpolitisch so
wichtige Frage einem glücklichen Gedeihen entgcgenzuführen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich schließe die Diskussion, da sich Niemand
weiter zum Wort gemeldet hat.

Meine Herren! Wir werden uns darüber schlüssig zu machen haben, ob Sie diese
Vorlage an eine Spezialcommissionverweisen wollen, oder ob Sie die Fachcommissionnach dem
Vorschlage des Herrn AbgeordnetenLueg um 10 Mitglieder verstärken und ihr alsdann diese
Vorlage zuweisen wollen. Ich bitte diejenigen Herren, welche für diesen Gegenstand eine besondere
Commission,bestehendaus 25 Mitgliedern, bilden wollen, sich zu erheben. (Geschieht,) Das ist
die Minderheit.

Ich stelle ohne weitere Abstimmung fest, daß der Antrag des Herrn Abgeordneten Lueg
Annahme gefunden hat, wonach die III. Fachcommission,um 10 Mitglieder verstärkt, die Sache
an sich nehmen und vorberathen wird.

Meine Herren! Ich habe Ihnen mitzutheilen, daß mir inzwischenein Antrag aus dein
Hause zugegangen ist, dahingehend:

„Der 36. Rheinische Provinziallandtag hat beschlossen, an die Königliche Staats¬
regierung das dringende Ersuchen zu lichten, möglichst bald ein Gesetz zu erlassen,
durch welches oie Peusionsverhältnisse der Communalbeamten, insbesondereder Land¬
gemeinden nach Maßgabe der für Staatsbeamte geltenden Grundsätzeeiner gesetzlichen
Regelung unterzogen werden.

Ich beantrage, der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß ersuchen,
über die Lage der Sache bezw. die Ausführung des vorstehendenBeschlusses Bericht
zu erstatten" Zweigert.
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Nach unserer Geschäftsordnung bedarf dieser Antrag der Unterstützung von mindestens
20 Mitgliedern. Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag unterstützen wollen, sich zu
erheben. (Geschieht.) Das ist die ausreichendeAnzahl. Ich werbe den Antrag der I. Fachcom¬
mission zur Vorprüfung zustellen, (Abgeordneter Dr. Frowein: Ich möchte vorschlagender II.)
Also der II.

Inzwischen ist mir folgendes Schreiben zugegangen:
„Düsseldorf, den 7. Dezember 1892.

Euer Hochwohlgeborenbeehre ich mich ganz ergebenstzu benachrichtigen,daß
der Herr Iustizminister durch Erlaß vom 6. d. M. als Eommissar zur Theilnahme
an den Verathungen des Provinziallandtags über den Entwurf eines Gesetzes, betreffend
die im Geltungsbereichdes Rheinischen Rechts außerhalb des vormaligen Herzogthums
Berg bestehendenPfandschaften, sowie die Abänderung und Ergänzung des Gesetzes
vom 12. April 1888, den Herrn Geheimen Ober-Iustizrath und vortragendenRath im
Justizministerium Vietsch bestellt hat. Derselbe ist beauftragt, sich zum 8. d. M.
hierher zu begeben.

Der KöniglicheLandtagscommissarius, Oberpräsibent der Rheinprovinz
Nasse."

Wir gehen über zum 4. Gegenstand der Tagesordnung, nämlich zum Antrag der Wahl-
prüfungs-Commission hinsichtlich der inzwischen vorgekommenen Neuwahlen.
Referent ist Herr Abgeordneter Möllenhoff, dem ich das Wort gebe,

Abgeordneter Möllenhoff: Die Verhandlungen über die Erfatzwahlen zum Prouinzial¬
landtag in den Kreisen Aachen-Land, Barmen-Stadt, Coblcnz-Stadt, Düren, Kreuznach,Manen,
Ottweiler, Saarbrücken, St. Goar, Solingen und Zell sind Seitens der Wahlprüfungs-Commission
einer genauen Untersuchungunterzogeil worden. Dieselbe hat ergeben, daß die Wahlen innerhalb
ber gesetzlichen Formen vor sich gegangen sind, und daß Einwendungen gegen diese Wahlen nach
ihrem Bekanntwerden von keiner Seite erhoben wurden.

Für die Commission, gestatte ich mir deshalb, den Antrag zu stellen:
„Hoher Prooinziallandtag wolle die Wahlen der Abgeordneten Edmund Rey, Koch,
Schüller, von Vreuning, Engelsmann, Linz, Freiherr von Stunnn-Halberg, Carl
Nöchling, Wieland, Kelders und Huesgen, für gültig erklären."

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Es meldet sich Niemand zum Wort. Wider¬
spruch gegen den Antrag wird nicht erhoben; ich darf daher constatiren, daß er zum Beschluß
erhoben worden ist.

Wir haben als den folgendenGegenstand der Tagesordnung den Antrag der I. Fach¬
kommission zum Etat des Provinziallandtages, des Provinzialausschusses und der
Prouinzial-Central-Verwaltungsbehürde für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis
31- März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895 zu behandeln. Referent ist
Herr Abgeordneter Quack. Ich ertheile ihm das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterQuack: Meine Herren! Sie finden den Etat des Provin»
ziallanotages, des Provinzialausschussesund der Centralverwaltung, über welchen ich beauftragt bin,
'M Namen der I. Fachcommission Bericht zu erstatten, in der Anlage I, Seite 1? ff.

Der Etat weist in Einnahme auf im I. Titel: Erlös aus dein Verkauf der Verhandlungen
des Provinziallandtags 1650 M. Es ist das die Summe, welche durchschnittlich in den letzten
b«den Jahren eingegangenist. Dann folgen von II. bis VII. Zuschüsse,welche von einzelnen

1«
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Verwaltungen der Provinzialverwaltung an die Eeutralverwaltung abzuliefern sind, nnd welche
bestehen aus dem Verwaltungskostenbeitragder Provinzial-Feuer-Soeietät von 12000 M., dem Ver-
waltuugskostcubeitragin Höhe von 3 °/« der Einnahme an Zinsen der Kapitalbeständeder Polizei»
strnfgeldcrfondsund von den aufkommenden Strafgeldern 7000 M., dann weiter Verwaltungskosten-
beitrng in Höhe von 5"/u der Einnahme der Pferde» und Rindvieh»Vcrfichcrungsfunds5360 M.,
Verlvaltungskostcnbeitragder Proviuzial'Straßcuverwaltuug 123 000 M. Sie sehen hier eine Er-
höhuug dieser Position u,n 21500 M., die ihre Begründung darin findet, daß die Gehälter von
2 Rcgieruugsbaumcisteruund 2 Buchhaltern, sowie die Unterstützuugsfonds für Beamte, welche
früher im Etat der Proüinzinl'Straßenverwaltnng angeführt waren, jetzt als Einnahme aus der
Strnßeuverwaltuug iu deu Etat der Centralvcrwaltung eingesetzt worden sind.

Der Vcrwaltuugskostcubeitragder landwirtschaftlichen Vcrufsgenosscuschnftcn,Titel VI,
5000 M,, ferner Verwaltungskustenbeitragder Iuvaliditäts- und Altersvcrsichernngsanstalt„Rhein-
Provinz" für die Wahrnehmung der Vorstandsgeschäftedurch obere Beamte der Centralvcrwaltuug
im Ncbenamte und für die bei der Ccntralverwaltung zu erledigcudeuGeschäfte5000 M. Es ist
das eine neue Position, welche eingesetzt worden ist. Sie wissen,daß die Invaliditäts» und Alters-
versicherungsanstaltselbst diese Kosten gefctzlichzu tragen hat, und es werden nun Funktionen aus»
geübt Seitens des Herrn Landesdircktors und der übrigen Beamten im Nebenamt, für welche die
Invalidität^ nnd Altersverficherungsanstalteinen Beitrag von 5000 M. an unseren jetzigen Etat
einliefern muß. Dann kommen noch unvorhergeseheneEinnahmen und zur Abruuduug 990 M.,
und wenn man die Ausgaben bewilligt, dann müßte ein Zuschuß aus Provinzialmitteln von
201 200 M. gegeben werden, 16 300 M. weniger als voriges Jahr eingestellt waren.

Ich gehe zu den Ausgaben über. Der Provinziallandtag ist angesetztmit Kosten von
30000 M. Es sind das die durchschnittlichen Kosten der beiden letzten Provinziallandtagc, dann
der Provinzialausschuß uud Proviuzialrath nüt 20 500 M. — es ist das eine unerhebliche Er»
höhuug.— III. die Provinzial-Central'Vcrwaltuugsbehördehat an Besoldungenauszugeben:H.. Landes»
direktor Gehalt 12 000 M., persönliche pensionsberechtigteZulage 4000 M., 13. Obere Beamte für
6 Landcsräthe 26 400 M., es sind das 7800 M. mehr als im vorigen Jahr, uud diese Er»
höhuugen und die sämmtlichenHaupterhöhungen, die in den Gehältern vorkommen, sind dadurch
entstanden, daß die Altcrszulagen nach dem Besuld»ngs°Etat von 600 M., in diesem Jahre ein»
gesetzt wordeu sind. Es ist das der Hauptpunkt der Erhöhung; einige andere Erhöhungen werde
ich bei den speziellen Titeln noch mittheilen.

Titel III Nr. 3 für 2 Landesbauräthe Gehälter 18 400 M. — Die Erhöhung von
1200 M., wie gesagt, wieder auf Grund des Vesoldungs-Etats. O. Für drei Lanbes-Oberbau-
inspektorenGehälter und Funktionszulagen 15 600 M., 5. für einen Maschineningenieur Gehalt
3900 M., Wohnungsgeldzuschußfür 10 Beamte, je 660 M., zusammen 6600 M. v. Büreau-
beamte, für 2 Landessekretäre Gehälter 7750 M., 8. für den Nechnungsrevisor Gehalt 4500 M>,
9/für den Provinziallandmesser Gehalt 3600 M., das ist eine neu eingestellte Position in Folge
des eingetretenen Bedürfnisses, den Provinziallandmesser anzustellen, 10. für 13 Sekretäre und
2 Buchhalter Gehälter 40 450 M., 11. für 6 technischeBüreaubeamte Gehälter 14 200 M>,
für 3 Registraturen, uuter Nr. 12, Gehälter 7160 M. Titel III Nr. 13 für 7 Sekretariats-
assistenlenGehälter 11 700 M. Hier ist eine Erhöhung von 2050 M. auf Grund des Vesoldungs-
Etats, 14. Wohnungsgeldzuschußfür 35 Büreaubeamte 15 120 M. 15. Kanzleibeamte, für einen
Kanzleivorsteher 2450 M., für 4 Kanzlisten 5800 M. Wohnungsgeldzuschuhfür die 5 eben
aufgeführten Kanzleibeamtenje 432 M., zusammen 2160 M. Hier sind 2 neue Stellen eingesetzt
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und daher rührt die Erhöhung von 864 M. Dann ^. Botenmeister (Kastellan) und Boten,
18. Gehalt für den Notenmeister 1900 M., 19. Gehälter für 3 Boten 3460 M, 20. für
2 Boten Entschädigung für Dienstwohnungenu. f. w. 680 M.

Die Gehälter haben Veranlassung gegeben, daß ein Mitglied der Commissionauf den
§. 2 der Bestimmungen für die Besoldung der Provinzialbeamten aufmerksam gemacht hat. Der
§. 2 für Besoldungen lautet: „Von dem Provinziallandtage werden für die von diefem zu wählen¬
den oberen Beamten die Anfangsgehälter, fowie das Aufrücken im Gehalte von Fall zu Fall
festgesetzt".

Es wurde nun bemerkt, daß bei den Staatsbeamten eine solche Bestimmung nicht vor¬
handen sei, daß vielmehr die Erhöhung einfach durch die Erreichung von Altersstufen eintrete.
Es sei hier also dahin eine Ausnahmebestimmungfür die oberen Provinzialbeamten vorhanden, das;
das Aufrückenim Gehalt von Fall zu Fall, alfo durch besonderen Beschluß stattfinden soll.

Es ist an diese Bemerkung nicht eine Berathung und auch nicht ein Antrag geknüpft
worden; es ist also nur dem Provinzialausschuß anheimgegeben worden, zu erwägen, ob diefe
Bestimmung in 8- 2 nicht einer Aenderung zu unterziehen sei. Im Uebrigen ist ein Antrag
nicht gestellt worden.

Wir gehen über zu Titel IV der Ausgabe. Andere persönliche Ausgaben, Nr. 1 für
Hülfsarbciter in der Stratzenbauvermaltung 7200 M,, Nr. 2 für Hülfsarbeiter im Aüreaudienst
11500 M., für Hülfsarbeiter in der Kanzlei und im Botendienst Nr. 3 6000 M., zusammen
Titel 2 und 3 17 500 M,, dann Nr. 4, zu Unterstützungenfür Subaltern- und Unterbeamte der
Prouinzialverwaltung, fowie für pcnsionirte Beamte und deren Hinterbliebene, zur Verfügung des
Landcsdirektors 7000 M. Diefe Position ist um 5000 M. erhöht worden. Es ist beschlossen
worden, daß diese Unterstützungenebenso einheitlich Seitens der Provinzialuerwaltnng zu behandeln
sind, wie auch die Pensionsverhältnisse. und fo ist die Position von 5000 M. welche sich früher
in der Straßenbanveiwaltung zeigte, hier in den Etat der Centralverwaltung übernommen
worden.

Es kommendann noch fächliche Ausgaben unter dein Titel V, Nr. 1 Tagegelder und
Reisekosten der Beamten 22 500 M., zur Unterhaltung des Ständchauses mit Umgebung, sowie
zur Unterhaltung des Dienstwohngebäudes für den Landesdirektor 5000 M., Feuerversicherung
der Gebäude nebst Inventar, sowie Hagelversichcmngsbeitrag 650 M., zur Beschaffung und
Unterhaltung des Inventars 3000 M., Schreibmaterialien und fonstige Büreaubedürfnisse
5600 M, Druckkosten 4000 M„ Aktenheftenund Vuchbinderarbeiten2600 M„ für die Gefchäfts-
bibliothek1300 M„ Porto-, Fracht- und Telegraphengebühren9500 M., Beleuchtungder Bureaus
5W0 M., Heizung der Bureaus 3400 M., Reinigen der Bureaus 3300 M., Wasserzms und
sonstige Ausgaben 1200 M, für Dienstkleidung des Votenmeisters und der Voten 1000 M.,
zusammen 68 050 M. ......

Dann unter Titel VI, sonstige Ausgaben. Nr. 1 zur Disposition des Laudesdncitors
l000 M., dann zweitens zu Umzugskosten, sonstigen unvorhergesehenenAusgaben, sonne zur
Abrundung 2120 M,, zusammen im Titel VI 3120 M.

Die Wiederholung diefer Ausgaben zeigt eine Summe von 361200 M. Werden
°i°se Summen bewilligt. f° ist damit auch zu gleicherZeit der Zuschuß aus Provmzmlmitteln
genehmigt, welcher in den Einnahmen steht, in Höhe von 201 200 M.

Die Fachcommissionbeehrt sich dem hohen Provinziallandtag vorzuschlagen. den vor-
bezeichnetcn Etat unverändert anzunehmen, welchem Antrag ich mich anschließe.

in*
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich stelle die Sache zur Diskussion nud
ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten von Grand-Ry.

Abgeordneter von Grand-Ry: Gestatten Sie mir zu der Ausführung des Herrn
Referenten eine mehr persönlicheBemerkung. Es handelt sich bei der Aeußerung des Wunsches
der Einführung eines festen Normalbesoldungsplaus nur um die oberen Pruvinzialbcamten,
es trifft daher die Gegenbemerkung aus dem Verhältniß der unteren Beamten nicht zu, ich will
»icht verhehlen, daß in der Commission die Bezugnahme auf H. 4 der Bestimmungen für die
Besoldung der Proviuzinlbeamten der Nhcinprovinz zu der irrigen Auffafsung Veranlassung
gegeben hat; ich halte den geäußerten Wunsch in Bezug auf die oberen Beamten aufrecht.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Zum Wort ist Niemand weiter gemeldet.
Ich schließe die Diskussion und darf wohl ohne weitere Abstimmung feststellen, daß Sie den
Antrag der Commission zn Ihrem Beschlusse gemacht haben.

Ich ertheile nunmehr das Wort dem Herrn Abgeordneten Zweigert znr Erstattung
des Berichtes der I. Fachcommissiun zum Etat zur Zahluug von Pensionen :c. an
Prouinzialbeamte und von Wittwen- und Waisengeldern, Unterstützungen an
deren Hinterbliebene für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894
und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.

Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich unterlasse es, bei der vorgerücktenZeit,
die einzelnen Titel des Etats vorzulesen, zumal sie das ja alle in der Hand haben. Ich beaw
trage Namens der Commission, dem Etat unverändert die Zustimmung zu ertheilen und eine
Resolution anzunehmen, die auf Nr. 33 der Drucksachen abgedruckt ist, nämlich

„den Provinzialausschuß zu ersuchen,auf eine Auflösungdes in Titel I Nr. 1 des oben
bezeichneten Etats genannten Fonds Bedacht zu nehmen und die Aufhebung der Bei¬
träge für die Wittwen- und Waisenkasse aus Prooinzialfonds nur denjenigenBeamten
gegenüber eintreten zu lassen, welche mit der Uebernahme aller Verpflichtungender
bestehendenWittwen- und Waisenkassesich ausdrücklicheinverstanden erklären und auf
alle weiteren Ansprüche und etwaigen Rechte gegen die bestehende Kasse bezw. deren
Fonds verzichten."

Bei Einsicht des Etats siel es der Commission auf, daß in demselben noch der alte
Fonds der Wittwen- und Waisenkasse erhalten geblieben war, dessen Zinsen in Einnahme gestellt
waren. Man sagte sich, nachdem Seitens der Provinz die Zahlung der Pensionen unter Wegfall
von Beiträgen der Beamten übernommen worden ist, hat diefer Fonds keinen praktischen Zweck
mehr, und es empfiehlt sich, denselben aufzulösen. Dem wurde entgegengehalten,daß das zur Zeit
nicht thunlich sei, weil eine Reihe von Mitgliedern der Kasse beigetreten sind, die nicht Provin-
zialbeamte sind und denen daher auch die Beiträge nicht erlassen werden, nämlich die Direktoren
der IllndwirthschaftlichenWinterschulcn und ein Obstbautcchniker. Aus diesemGrunde könne man
den Fonds zur Zeit nicht beseitigen. Man erkannte aber an, daß es überflüssig sei, derartige
Fonds auf die Dauer zu erhalten und daß es richtigersei, die Pensionen einfach auf den laufenden
Etat zu nehmen.

Dementsprechend empfiehlt die Commission, den Provinzialausschuß zu ersuchen, im
Wege der Verhandlung mit diesen genannten Nichtbeamten die Auflösung des Fonds herbei>
zuführen.

Man erkannte weiter an, daß die einzelnen Provinzialbeamten durch Zahlung von An¬
trägen zur Wittwenkasse Anrechte auf die Kasse erworben haben, und daß ohne ihre Zustimmung
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ihnen diese Anrechte nicht genommen werden können, daß es daher im Interesse der Klarheit der
Verhältnisse wünschenswert!)sei, mit jedem einzelnen Beamten über Aufgabe seiner Rechte zu ver°
Handel» und nur unter der Bedingung die Zahlung der Beiträge auf die Prouinzialkassezu über¬
nehme», wenn der betreffendeBeamte auf feine Rechte an die Kasse Verzicht leistet und sich mit
der Zahlung der Wittwen- und Waifeugelderaus allgemeinenProvinzialmittelu cinucrstandenerklärt.

In dem Anerkenntnis), daß die Bildung besonderer Fonds uunöthig sei, liegt meines
Erachteus auch weiter das Aucrkcnntniß, daß die in der Denkschrift— über die ich ja ebenfalls
zu referiren habe und die sich auf Nr. Ili der Drucksachen befindet — verzeichnete Veitragsquote
von 15«/« der Gehälter, welche die einzelnen Institute zu zahlen haben, die Proui»zial-Feuer-
Societät, die Landesbanku. s, w. — dah diese Summe nur eine approximative ist und daß später,
wenn sich herausstellt, daß diese 15«/» nicht nöthig sind, eine Ermäßigung dieser Beiträge gegen¬
über den einzelnen Instituten stattfinden wird.

Dementsprechendbeantrage ich Namens der Commissio» den Etat unverändert anzunehmen,
der Resolution auf Nr. 33 Ihre Zustimmung zu ertheilen und endlich dem Antrage des Prouinzial-
ausschusses auf Nr. Id der Druckfachen zuzustimmen,wonach wir uns einverstanden erklären, die
Neliktcnbeiträge der Beamten in Wegfall zu bringen und dieselben auf die Provinziallandeskasse
zu übernehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion und — schließe sie,
da sich Niemand zum Wort gemeldet. Ich stelle auch hier fest, daß Sie dem Antrag der Fach¬
commission in allen Theilen Ihre Zustimmung gegeben haben. — Der Antrag ist demnachzum
Beschluß geworden.

Wir gehe» weiter u»d kommen zum Antrag der I. Fachcommission zum Etat der
Besoldungen und anderen persönlichen Ausgaben für die bei der Inualiditäts-
und Altersvcrsicherungsanstalt „Nheinprovinz" beschäftigten Provinzialbamteu
für die Etatsjahre vom 1. Januar bis 31. Dezember 1893 uud vom 1. Januar bis
31. Dezember 1894. Referent ist Herr Abgeordneter Michels. Ich ertheile ihm das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Meine Herren! Ich kann mich iu der Begründung
des Antrages den die I. Fachcommisfionsich beehrt durch mich bei Ihnen zu stellen, nämlich den
bezeichnetenEtat unverändert anzunehmen, sehr kurz fassen. Der Etat selbst hat ja auf die
Berechnungsverhältnissedes Haupt-Etats keinen Einfluß; er deckt sich in Einnahme und Ausgabe
vollstäudig. Die Eiunahme» beruhe» auf Vcrtragsverpflichtuugen,die der Provinzmlverband nnt
der Nheinprovinz-Aktiengesellschllftgeschlossen hat. Die größeren Ausgaben die sich zum Theü m
der Anstellungvon neueu Beamten darstelle», fiud vollständig begründet durch die stetig wachfende»
Arbeiten die in der Invaliditäts- und Altersuersicherungsanstaltvorkommen. Tu: beide» Gehalts-
nhöhuugen die Sie unter Titel I finde», si»d vom Provinzialausschuß beantragt uud vo» der
Commissionwerden dieselben auch Ihrer Zustimmung empfohlen. Die Conumsfio» wünscht daß
die Bemerkung, welche hier unter Ausgabe, Titel I, eiugesetztist und die die Erhöhung der Gehalter
der Beamten betrifft, folgende Fassung erhält: „Die in dem Etat vorgeschlagene,: Erhohunge» der
Gehälter der Beamten können erst vom 1. April 1893 ab erfolgen, die wetteren Erhöhungen
fmden immer erst von, 1. April ab statt."

Die Commissionhat es bei der Berathuug des Etats für die Provmzial-Fcucr-Socletät
als wünsche»swertherachtet, daß diese Bestimmung gleichmäßig in alle Etats eingesetzt werde.
Sie bezweckt dadurch die vollständige GleichstellungsämmtlicherBeamte» im Sinne des Gehalts-
regulativs klar zu stelle».
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Im übrigen habe ich zu dem Etat nichts zu bemerkenund möchte bitten, daß es dem
hohen Hause gefallen möge, den bezeichneten Etat unverändert annehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Auch hier findet eine Diskussionnicht statt, Ich
darf daher zu diesem Etatstitel constatiren, daß das Haus den Anträgen der Commission bei-
getreten ist. Dieselben sind zum Beschluß erhoben worden.

Wir kommen sodann zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcummission zum Bericht und zu den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffend Errichtung einer Weinbauschule für
die Nheinprovinz.

Der Herr AbgeordneteLieven als Referent hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Bericht uud Anträge sind ja in

Ihren Händen, und ich bitte, mir wegen der vorgerücktenZeit zu erlassen, sie nochmals vorzu¬
tragen, oder wünschen die Herren den Vortrag? (Rufe: Nein!) Die I. Fachcommifsionhat
alfo in Folge des Berichts und der Anträge beschlossen, den Vorschlägendes Provinzialausschusses
beizutreten, und bitte ich Sie, diese Vorschläge,wie folgt, zu genehmigen:

„Hoher Provinziallllüdtag wolle
1. die Errichtung einer Weinbaufchule in Trier nach den vorstehend dargelegten

Grundzügen beschließen,
2. den Provinzialausschuh mit der Ausführung dieses Beschlusses, feruer der Au-

miethung und Einrichtuug der nöthigen Gebäulichkciten sowie der Annahme der
geeigneten Lehrkräfte und dein Erlasse der für die Weinbaufchule erforderlichen
Reglements beauftragen, endlich

3. den Prouinzialausfchuß ermächtigen, die zur Errichtung und zum Unterhalte der
Schule bis zur nächsten Etatsaufstellung erforderlichen Geldmittel aus bereiten
Fonds vorläufig zu entnehmen."

Stellvertretender Vorsitzender Iantzen: Wünscht einer der Herren zu diesemGegenstände
das Wort? — Herr Abgeordneter Rings hat das Wort.

Abgeordneter Rings: Meine Herren! Ich stimme der Errichtung der beabsichtigten
Weinbauschule mit besonderemVergnügen zu. Ich möchte aber doch meinem Bedauern darüber
Ausdruck geben, daß man bei der Errichtung der Weinbaufchulefo exklusiv für die Mosel besorgt
zu sein scheint und des Mittel- und des Niederrheines nicht gedenkt. Nirgendwo liegt der Weinbau
so im Argen und bedarf der Aufhülfe so dringend, wie am Mittel- und Niederrhein. Wenn man
die Verhältnisse daselbst kennt, weiß man, daß die Winzer dort neben dem Weinbau vielfach ein
Nebengewerbebetreiben und fchon in Folge der letzten ungünstigen Jahre mehr Freude an diesem
Nebengewerbe als an dem Weinbau bekommen. Der richtige Weinbauer wird immer seltener.
Deshalb hätte ich es gern gesehen, wenn man die Weinbauschuleetwas näher zum Nheiu gelegt
hätte. Ich gebe also der Hoffnung Raum, daß man demnächst auch au die Errichtung einer
zweiten Weinbauschuledenkt, welche unmittelbar am Nheine liegt bezw. mit welcher die Rhein-
gegend mehr berücksichtigt wird.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Sonst ist Niemand zum Wort gemeldet. — M
schließe die Diskussion.

Ich darf wohl feststellen, daß Sie den 3 Anträgen des Provinzialausschussesresp, dein
Antrage der FachcommissionIhre Zustimmung ertheilt und diese Anträge zu Ihrem Beschluß
gemachthaben? — Das ist der Fall.
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Somit wäre die Tagesordnung erschöpft. Ich mochte Ihnen vorschlagen, unsere nächste
Sitzung am Freitag, den 9. Dezember zu halten, da wir ja morgen katholischen Feiertag huben,
der sich zur Arbeit nicht eignet. Wir würden uns um 1 Uhr versammeln können, damit die
Herren, die aus der Heimath an dem Morgen zurückkommen, Zeit genug für ihre Reise haben.

Als Gegenstände der Tagesordnung würde ich Ihnen vorschlagen:
Eingänge.
Wahl des Vorsitzenden des Provinzialausschusses.
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffendErsatzwahl eines Mitgliedes des

Provinzialausschusses.
Antrag der I. Fachcommission zum Etat der Verwaltungskosteuder Landesbank der Rhein¬

provinz für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894
bis 31. März 1895.

Erste und event, auch zweite Berathung des Entwurfs eines Gesetzes, betreffend die im
Geltungsbereichedes RheinischenRechts außerhalb des vormaligen Hcrzogthums Berg bestehenden
Pfandschaften, sowie die Abänderung und Ergänzung des Gesetzes von, 12. April 1888 über das
Grundbnchwesenund die Zwangsvollstreckungin das uubewegliche Vermögen im Geltungsbereich
des RheinischenRechts. Dazu Bericht des Provinzialausschusses.

Antrag der I. Fachcommissionzur Vorlage der KöniglichenStaatöregierung, betreffend
gutachtliche Aeußerung des Provinziallandtags über die behufs Durchführung der Gcbäudesteuer-
Vercmlagung auf dem Lande in Aussicht genommenen sogenannten Rormalstädte und Angabe
etwaiger besondererprovinziellerEinschätzungsmcrkmalefür die bevorstehende Revision der Gebäude-
steuer-Veranlagnng. Dazu Bericht des Provinzialausschusses.

Antrag der I. Fachcommissionzum Etat der Verwaltungskostender Rheinischen Proviuzial-
Feuer-Societät für die Etatsjahre vom 1. Januar bis 31. Dezember 1893 und vom 1. Januar
bis 31. Dezember 1894.

Antrag der I. Fachcommissionzum Etat für die Verwaltung der Angelegenheitender
niedern landwirthschaftlichcnSchulen, sowie für die Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicher
Zwecke für die Etatsjahrc vom 1. April 1893 bis 3t. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
21. März 1895

Antrag der I. Fachcommissionzum Etat für die Verwaltung des Rittergutes Desdorf
W die Ewtsjcchre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 lns
3U März 1895. ^ ., ^

Antrag der I. Fachcommifsionzum Etat über die Einnahmen und Ausgaben für gewerb¬
liche Zwecke für die Etatsjahrc vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. Apnl 1894
bis 31. März 1895

Antrag der I. Fachcommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Feuerwehr»Unfallkasieder Nheinprovinz.

Dann möchte ich aber die Herren bitten, sich schon um 11 Uhr in den MtMmgen
W versammeln, und zwar zur Wahl derjenigen Couunisstonen,deren Bildung S:e heute beschlösse,,
haben, das ist also die Verstärkung der M. Fachcommissiou durch 10 Mitglieder und tue
Bildung einer besonderen Commission,bestehend aus 25 Mitgliedern, zur Berathung der Denkmals¬
angelegenheit Die von den Abtheilungen gewählte Commissionfür diese letztere Angelegenheit
""rde sich dann im Zimmer 22, im Zimmer der 1. Fachcommission, constituiren können. Das
wird nur sehr kurze Zeit in Anspruch nehmen.
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Die Herren sind mit dieser Tagesordnung einverstanden. — Sie steht fest. Ich ertheile
das Wort dem Herrn Freiherrn von Loö zu einer Einladung.

Abgeordneter Freiherr von Loö: Meine Herren! Es ist von vielen Seiten gewünscht
worden, daß die Mitglieder unseres Landtages, die vom Lande sind, sich einmal vereinigeil
möchtenzur Besprechung von Fragen, die sie näher angehen, nnd zwar namentlich ist eine
Besprechung der in Berlin dein Landtage vorliegenden Steuergcsetzebezüglich ihrer Wirkung auf
die Landwirthschaft gewünscht worden. Nach Rücksprachemit einigen Kollegen, Herrn Pflug,
Herrn Lieven u. s. w. haben wir für Freitag Abend '/, 8 Uhr den Kaisersaal in der Casernen-
straße genommen. Ich erlaube mir also im Auftrage dieser Herren, die Herren vom Landtag
einzuladen, an dieser Besprechung theilzunehmen, und wenn einige der Herren jetzt nicht mehr
hier sein sollten, dann bitte ich, daß Sie die Güte haben, dies den Herren mitzutheilen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich schließe nnnmehr die Sitzung.
(Schluß 3 l/4 Uhr.)

Fünfte Sitzung
im Standehause zu Düsseldorf, am Freitag den 9. Dezember 1892.

Beginn: 1 Uhr Nachmittags.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Wahl des Vorsitzendendes Prouinzialausschusses.
3. Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs, betreffend Ersatzwahl eines Mitgliedes des

Provinzialausschusses. DrucksachenNr. 5.
4. Antrag der I. Fachcommifsion zum Etat der Verwaltungslostcn der Landesbank der Nhein-

provinz für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 nnd vom 1. April
1894 bis 31. März 1895. DrucksachenNr. 1, Anlage V (Seite ?!—??) und Nr. 36.
Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Dietze.

5. Erste und event, auch zweite Berathung des Entwurfs eines Gesetzes, betreffend die »"
Geltungsbereichedes Rheinischen Rechts außerhalb des vormaligen Herzogthums Berg bestehenden
Pfandschaften, fuwie die Abänderung und Ergänzung des Gesetzes vom 12. April 1888
über das Grundbuchwcsenund die Zwangsvollstreckung in das unbeweglicheVermögen im
Geltungsbereich des Rheinischen Rechts. Dazu Bericht des Pruvinzialansschnsscs. Druck¬
sachen Nr. 2? und 30.
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6. Antrag der I. Fachcommissionzur Vorlage der Königlichen Staatsregierung, betreffend
gutachtlicheAeußerung des Proviuziallandtags über die behufs Durchführung der Gcbäudc-
steuei-VeranIllgung auf dem Lande iu Aussicht geuommeuensogenannten Normalstädte und
Angabe etwaiger besondererprovinziellerEinschätznngsmerkmale für die bevorstehende Revision
der Gebäudesteuer - Veranlagung. Dazu Bericht des Proviuzialausschusscs. Drucksachen
Nr. 23, 29 und 37. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Michels.

?. Antrag der I. Fachcommifsiuuzum Etat der Berwaltuugskosten der RheinischenProvinzial-
Feuer-Societät für die Etatjahre vom 1. Januar bis 31. Dezember1893 und vom 1. Januar
bis 31. Dezember 1894. DrucksachenNr. 1. Anlage IV (Seite 61—69) und Nr. 38.
Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Becker.

8. Antrag der I. Fachcommissiunzum Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten der
niederen landwirtschaftlichen Schuleu, sowie für die Unterstützung sonstiger landwirtschaft¬
licher Zwecke für die Gtatsjühre vom I. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April
1894. bis 31. März 1895. DrucksachenNr. 1, Anlage XVIII (Seite 385—387) und
Nr. 39. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Lieven.

9. Antrag der I. Fachcommissionzum Etat für die Verwaltung des Rittergutes Desdorf für
die Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895. Drucksachen Nr. 1. Anlage XIX (Seite 389-391) und Nr. 40.
Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Lieven.

10. Antrag der I. Fachcommissionzum Etat über die Einnahmen und Ausgaben für gewerb¬
liche Zwecke für die Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 uud vom 1. April
1894 bis 31. März 1895. DrucksachenNr. 1, Anlage XXV (Seite 457—459) und
Nr. 41. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Becker.

11. Antrag der 1. Fachcommissionznm Bericht und Autrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Feuerwehr-Unfallkasse der Rheinprovinz. Drucksachen Nr. 2 und 42. Berichterstatter
der Commission: Abgeordneter Dietze.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll der
vorigen Sitzung liegt auf dein Bureau zur Einsicht offen. Heute führt zu meiner Rechten das
Protokoll Herr Abgeordneter Linz, die Rednerliste zu meiner Linken Herr AbgeordneterBroich.
Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigtdie Herren Theodor Croon und Friederichs. Es
ist mir mitgetheilt, daß die III. Fachcommission zur Vorberathung des Gesetzesüber das Klein,
bahnwesen sich in folgender Weise verstärkt hat durch Hinzuwahl der Herren: Becker, Destr6e,
Nings, Klein, Michels, Möllenhoff, Pflug, Quack, Raab und Scheidt.

Die heute zur Constituirung gekommeneDenkmalscommissionist in folgender Weise
constituirt worden: Vorsitzender: AbgeordneterIanhen; stellvertretenderVorsitzender:Abgeordneter
Freiherr von Loö; Schriftführer: AbgeordneterSchriller; stellvertretender Schriftführer: Abgeordneter
Wieland. Als Mitglieder werden fungiren die Herren Abgeordneten: Andreae, Becker, von Breu-
""g, Graf von Brühl, Conze, Courth, Fritzen, Dr. Frowein, Graf von Fürstenberg-Stammheim,
de Greifs, Haldn, Hoffmann, von Kühlwetter, Krupp, Kunz, Meuser, Freiherr von Plettenberg-
Mehrum, von Randow, Rings, Simons und Zweigert. Es ist inzwischeneingegangen zunächst
ein Schreiben Seiner Excellenz des Herrn Oberpräsidenten in Betreff der nothwendig gewordenen
Aenderung der statutarischen Bestimmungen für die Ausdehnung des Krankenversicherungszwanges

17
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auf die Arbeiter der Hausindustrie. Ich habe bereits Anordnung getroffen, daß dieses Schreiben
in Druck gelegt und den einzelnen Mitgliedern des Hauses zugefertigt wird, und zwar unter
Hinzufügung der statutarischenBestimmungen, wie sie von der KöniglichenStaatsregierung vor¬
geschlagenwerden. Ich werde die Sache mit Ihrer Zustimmung der II. Fachcommissionzur
Vorberathung überweisen.

Ferner ist eingegangen eine Petition RheinischerMineralquellenbesitzer,dahingehend, daß
für das linksrheinischeGebiet der Rheinprovinz ein Gesetz zum Schutz medizinischerprobter
Mineralquellen erlassen werde. Diese Sache isi der I. Fachcommission zu überweisen.

Ebenso würde an die I. Fachcommission die Petition der Vize-Oberwärterin Maria Menche
zu Godesberg um Gewährung einer Pension gelangen.

Endlich ist niir heute zugegangenein Schreiben des Herrn Professor Georg Frcnzen ans
Aachen, welcher einen Erliinterungsbericht zu dem von ihm ausgestellten Entwurf für das zu
errichtende Kaiser-Wilhelm-Denkmalüberreicht. Ich werde dieses Schreibender für die Vorbcrathung
der Kaiser-WilhelM'Denlmal'Angelegenheitcoustituirten Commissionzugehen lassen.

Es geht mir sodann in diesem Augenblickein Antrag aus dem Hanse zu, den ich den
Herrn Schriftführer zu verlesenbitte.

Schriftführer AbgeordneterLinz (liest):
„Hoher Provinziallandtllg wolle beschließen,

die Königliche Staatsregierung nm Vorlage eines Gesetzentwurfs zu bitten, durch welchen
in Abänderung der bezüglichen Bestimmungen des rheinisch-französischen Rechts, des
Preußischen Fischereigesetzes vom 30. Mai 1874 und der zu demselbenergangencu
Novelle vom 30. März 1880:
1. die Berechtigung der Uferbesitzerzum freien Fischfang in den Privatflüssen (Adja-

zenteN'Fischerei) aufgehobenund den Gemeindennach dem Vorgange des Iagdrechts
die Befugniß verliehen wird, die Fischereiin den Privatflüssen unter Wahrung der
Aodennutzungs-Interessender Uferbesitzer zu verpachten;

2. die Festsetzungder jährlichen Schonzeit der Fische nach Lage der verschiedenen ört>
liehen Verhältnisse,wenn nöthig innerhalb fester Zeitgrenzen,den Landespolizeibehörden
übertragen wird;

3. eine Erhöhung der Strafvorschriften gegen Fischfrevel, insbesondere soweit derselbe
gewerbsmäßigstattfindet, vorgesehen wird."

Unterschrift: Wallraf u. Gen.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Antrag ist von mehr als 20 Mitgliedern

unterzeichnet, die Unterstützung reicht demnach aus. Mit Ihrem Einverständniß werde ich diese
Sache der I. Fachcommissionzur Vorberathung überweisen.

Vor der Tagesordnung ertheile ich das Wort dem Herrn Abgeordneten Conze zu einer
kurzen Erklärung.

Abgeordneter Conze: Meine Herren! Im Berichte der KölnischenZeitung über die
Verhandlungen, die wir vorgestern gepflogen haben, sind meine Aeußerungen in der Denkmals-
angelegenheitin sehr scharfemAusdruck, den ich aufrichtig bedauere, wiedergegebenworden. Ich
habe nur der Sache dienen und Niemand verletzenwollen, weder die Künstler, noch die Herren
Preisrichter. Wenn mir unabsichtlich ein zu scharfer, schlechtgewählter,verletzender Ausdruck
entschlüpft ist, dann nehme ich ihn hier gern und bereitwillig zurück und bitte die verehrten
Herren, ihn in Ihren, Gedächtniß durch einen recht milden und freundlichenersetzen zu wollen.
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wir treten in die Tagesordnung ein und werden
als ersten Gegenstand zu behandeln haben die Wahl des Vorsitzenden des Provinzial-
ausschusses. (Abgeordneter Becker: Ich bitte ums Wort,), Ich ertheile das Wort dem Herrn
AbgeordnetenBecker.

Abgeordneter Becker: Meine verehrten Herren! Ich möchte mir den Vorschlag erlauben,
dah Sie zum Vorsitzendendes Provinzialausschusses unseren derzeitigenHerrn Vorsitzenden des
Provinziallandtages wählen. (Lebhafter Beifall) Daß er in der Lage ist, den Prouinzialausschuh
geschäftlich zu leiten, beweist die Art und Weise, wie er es bisher verstanden hat, unsere große
Versammlung hier zu leiten. Er ist auch in den Geschäften des Provinzialausschusses bekaunt,
weil er seit Bildung desselben,dessen Mitglied ist. Er verfügt endlich über die nöthige freie Zeit,
um auch alle Obliegenheiten desselbengewissenhaft und treu zu erfüllen. Aus diese,» Gesichts¬
punkte glaube ich, in dem Sinne einer großen Zahl der Herren zu handeln, wenn ich mir diesen
Vorschlagerlaube. (Beifall)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Eine Akklamationswahlist nach
unserer Geschäftsordnungdann angängig, wenn von leiner Seite des Hauses Widersprucherfolgt;
das geschieht nicht, ich darf es also als Ihren Willen annehmen, mir die Stelle als Vorsitzenden
des Provinzialausschusses zu übertragen. Nehmen Sie für diese Ihre Wahl, meine Herren,
meinen herzlichsten und aufrichtigsten Dank. Indem ich dieselbe annehme,bin ich mir wohl bewußt,
wie bedeutendund umfangreich die Pflichten sind, deren Erfüllung, Sie von mir erwarten. Ich
hoffe dabei aber auf Gottes Beistand und auf die bereitwillige Unterstützungder Herren Kollegen
im Ausschusse. Möge es mir gelingen, die Arbeiten des Ausschusses, welche ihm im Rahmen der
provinziellen Selbstverwaltung überwiesen werden, zum Heile unserer schönen Provinz zu glück¬
lichen Erfolgen zu führen. (Lebhafter Beifall.)

Wir haben sodann zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung zu verhandeln über
den Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Ersatzwahl eines
Mitgliedes des Provinzialausschusses.

Die Sache liegt Ihnen unter Nr. 5 der Drucksachen vor. Es handelt sich um die Ersatz¬
wahl für den verstorbenen Herrn Gcheimrath Adam« von Coblenz,als dessen Stellvertreter im
Ausschusse bisher fungirt hat Herr Direktor Klein. (AbgeordneterBecker: Ich bitte ums Wort
zur geschäftlichen Behandlung.) Zur Gefchäftsordnunghat das Wort der Herr Abgeordnete Becker.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Der Provinzialausschuß ist bis jetzt nach den
verschiedenen Interessengruppen zusammengesetzt, welche der Landtag vertritt, und auch nach der
örtlichenAusdehnung, nach den Regierungsbezirken,die der Landtag umfaßt. Der Vertreter,
dessen Ersatzwahl heute leider zu thätigen ist, gehört mit zu den Vertretern der Stadtkreise, und
^ persönlichhätte den Wunsch, daß die Vertretung der Stadtkreise keine Verminderung erführe,
zumal diese Vertretung schon jetzt im Ausschusseeine verhältnißmäßig sehr geringe ist. Gleich¬
zeitig haben wir, nachdemwir soeben unseren Herrn Vorsitzenden zum Vorsitzenden des Provin¬
zialausschusses gewählt haben, an seiner Statt ein neues Mitglied in den Provinzialausschuß zu
"ählen. Da« entspricht den Bestimmungen der Provinzialordnung. Wir haben endlich bei allen
Wahlen zum Provinzialausschuß, wenn mich mein Gedächtnißnicht täuscht, bisher immer zunächst
^n Vorschlag der Vertreter aus dem betreffendenRegierungsbezirkentgegengenommen.

Aus allen diesen Gesichtspunkten mochte ich anheimgeben, ob wir nicht heute die
Wahl noch aussetzenwollen. (Lebhafter Widerspruch) ob wir nicht die beiden Wahlen an einem
"«deren Tage thätigen sollten, (Erneuter Widerspruch) und ob nur nicht zu diesen beiden
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Wahlen dann Vorschläge der betreffenden Mitglieder der Regierungsbezirke entgegennehmen.
Wie weit diese bereit sind, auf den Gesichtspunkt Rücksicht zun ehmen, daß es sich jedenfalls in
einem Falle, um einen Vertreter der Stadtkreise und städtischenInteressen handelt, das will ich
dann getrost den Vertretern der betheiligten Regierungsbezirke überlassen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter
Dr. Schmidt das Wort.

Abgeordneter Dr. Schmidt: Meine Herren! Es ist bisher hier Sitte gewesen, dah
bei solchen Wahlen für den Provinzialausfchuß die Vorschläge des Regierungsbezirks entgegen
genommen wurden, und da jetzt eben der Regierungsbezirk Coblenz sich über die Wahlen, die in
ihm zu thätigen sind, schlüssig gemachthat, so kann ich mich dahin aussprcchen, daß wir gleich
heute die Sache abmachen, (Zustimmung) so wie sie auf der Tagesordnung steht. Darf ich
die Herren nennen?

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Erlauben Sie, Herr Abgeordneter, ich werde doch
zunächstdie Meinung des Hauses darüber feststellenmüssen, ob nach dem Antrage des Herrn
Abgeordneten Becker die Sache bis zu derjenigen Sitzung vertagt werden soll, in welcherdie
Ersatzwahl für den Regierungsbezirk Aachen stattfindet, oder ob wir uns heute schon mit der
Wahl für den RegierungsbezirkCoblenz befassen sollen. Zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter
Lieven das Wort.

Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Ich glaube, wenn sich der Bezirk über den
Kandidaten geeinigt hat, dann würden wir die Wahl heute gerade so wohl vornehmen können
wie an einem anderen Tage, (Zustimmung) der Bezirk Nachen wird sich dann auch einigen und
fväter dann seine Vorschlagemachen. Ich sehe aber keinen Grund ein, daß wir die heute fest¬
gesetzte Wahl verschieben sollen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Neussel.
AbgeordneterNeussel: Ich bin auch entschieden der Ansicht, daß die Sache heute erledigt

wird. Der Bezirk hat sich selbst geeinigt und Herr Dr. Schmidt kann die Vorschläge dem
Hause unterbreiten. Wir waren meines Wissens einstimmig.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche die
Wahl heute vornehmen möchten, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität. Wir treten
also in die Wahlhandlung ein. Wünschen Sie das Wort Herr Dr. Schmidt? Ich ertheile
es Ihnen.

Abgeordneter Dr. Schmidt: Für die Stelle des Herrn Iustizrath Adams ist der jetzige
Stellvertreter Direktor Klein als wirkliches Mitglied einstimmig in Vorschlag gebracht worden.
(Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Die Akklamationswahl ist zulässig, wenn kein
Widerspruch erfolgt. — Das ist nicht der Fall. Mit Ihrer Zustimmung kann ich also fest¬
stellen, daß der hohe Landtag den Herrn AbgeordnetenKlein als Mitglied des Provinzialausschusses
an Stelle des Herrn Geheimen Iustizrath Adam« gewählt hat. Ich ertheile Ihnen (zum Ab¬
geordnetenDr. Schmidt) das Wort zum ferneren Vorschag.

Abgeordneter Dr. Schmidt: Da hierdurch eine Stelle als Stellvertreter erledigt worden
ist, sind die Vertreter des Regierungsbezirks Coblenz ebenfalls zur Wahl eines Stellvertreters
übergegangen, und da ist mit großer Majorität — ich glaube, ich kann sagen, mit Einstimmigkeit --
Herr AbgeordneterEngelsmann in Vorschlag gebracht worden.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Erfolgt Widerspruch gegen die Altlamations-
wahl, wie sie uns vorgeschlagen ist? .. Das ist nicht der Fall. Ich stelle daher fest, daß durch
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die AkklamationswahlHerr AbgeordneterEngelsmann zum stellvertretenden Mitgliede des Provinzial-
ausschussesgewählt worden ist. (Herr Abgeordneter Becker: Ich bitte nochmals ums Wort.)
Herr Abgeordneter Becker hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich möchte nur nur erlauben, darauf hinzuweisen,
daß nach der Wahl des Herrn Klein, mit welcher ich sonst ganz einverstanden bin, immerhin
ein städtischer Vertreter weniger im Provinzialausschuß vorhanden sein wird als bisher, so das;
nur noch zwei städtische Vertreter unter den 13 Mitgliedern des Provinzialausschusses sind. Es
entspricht das nicht den sonstigen Verhältnissen, am wenigsten den Steueruerhältnissen, da die
Stadtkreise über die Hälfte der Prouinzialsteuern zu tragen haben. Ich möchte deshalb wenigstens
den Herren aus dein RegierungsbezirkAachen von dieser veränderten Sachlache Kenntniß geben
und ihnen anheiln stellen, ob sie es nicht für geboten halten, im Interesse der ausgleichenden
Gerechtigkeit diesen Zustand zu korrigiren. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Wir gehen über zu Nr. 4 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zum Etat der Verwaltungskosten der
Landesbank der Nheinprovinz für die Etatsjahre vom 1, April 1893 bis
31. März 1894 und von 1. April 1894 bis 31. März 1895.

Referent der Commissionist Herr Abgeordneter Dietze, dem ich das Wort ertheile.
Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Der Etat der Landesbank befindet sich in dem

Ihnen zugestellten Etat auf Seite 72, 73 und folgenden Seiten. Die Einnahmen balanciren
mit der Ausgabe und zwar im Betrage von 101890 M. In der ersten Fachcommission hat
dieser Etat zu keiner Ausstellung Veranlassung gegeben, und es wird Ihnen von der I. Fach-
commissionder Antrag gestellt:

„Hoher Provinziallandtag wolle den bezeichneten Etat unverändert annehmen."
Ich erlaube mir nun die Frage, ob ich die einzelnen Positionen durchgehensoll, oder ob

Sie den Etat en Kloo fo genehmigenwollen, (Rufe: en blo«)
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Darf ich die Meinung des hohen Haufe« dahin

feststellen, daß wir die on dIoo-Annahme beschließen?(Zustimmung.) Das allgemeineKopfnicken
scheint mir diefe Absicht zu bestätigen.

Dieser Gegenstand der Tagesordnung wäre demnach erledigt und wir kämen weiter
zu Nr. 5 der Tagesordnung:

Erste und eventuell auch zweite Berathung des Entwurfs eines Gesetzes,
betreffend die im Geltungsbereiche des Rheinifchen Rechts außerhalb
des vormaligen Herzogtums Berg bestehenden Pfandfchaften, sowie die
Abänderung und Ergänzung des Gesetzes vom 12. April 1888 über das
Grundbuchwesen und die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Ver¬
mögen im Geltungsbereich des Rheinischen Rechts. Dazu Bericht des
Provinzialausschusses. ^ «,.... cv ^

AIs Vertreter der KöniglichenStaatsregierung wird der vortragende Rath im Justiz¬
ministerium, Herr Geheimer Ober-Iustizrath Vietsch fungiren. Referent für das Plenum ist Herr
AbgeordneterIorissen. Ich ertheile demselbendas Wort.

Abgeordneter Iorissen: Meine Herren! Durch das Vertrauen des hohen Hauses zum
Berichterstatter über den diese Nummer der Tagesordnung bildenden Gesetzesvorschlag berufen,
"laube ich mir Ihre Aufmerksamkeitfür kurze Zeit in Anspruch zu nehmen. Die Behandlung
«nes solchen Gegenstandes, meine Herren, leidet in der Regel an einer gewissen Trocken-
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heit; ich werde mich deshalb bemühen, Sie nicht länger als überhaupt nöthig dafür in Anspruch
zu nehmen.

Meine Herren! In Drucksache Nr. 2? ist Ihnen der Gesetzesvorschlag zugegangen, der
auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 24. Novemberd. I. Seitens des Herrn Iustizministers
dem Provinziallandtag der Nheinprovinz zur gutachtlichen Aeußerung vorzulegen, angeordnet
worden ist. Dieser Gesetzentwurfträgt die Ueberschrift: „Gesetz betreffenddie im Geltungsbereich
des RheinischenRechts außerhalb des vormaligen Herzogtums Berg bestehenden Pfandschaften,
sowie die Abänderung und Ergänzung des Gesetzes vom 12. April 1888 über das Grundbuch¬
wesen und die Zwangsvollstreckungin das unbeweglicheVermögen im Geltungsbereichdes Rhei¬
nischen Rechts."

Meine Herren! Es sind zwei Gegenstände, in Bezug auf welche hervorgetretenen Be¬
dürfnissen durch dieses Gesetz Abhülfe geschaffen werden soll. Zunächst waren es die Schwierig¬
keiten, welche sich bei einem Rechtsinstitute, das sich aus früherer Zeit in denjenigen Theilen des
LandgerichtsbezirksAachen, welche früher unter Iülichschem Landrecht gestanden haben, bei der
Anlegung des Grundbuches in Bezug auf die Pfandschaftcn ober Versatzgrundstücke,wie sie auch
genannt werden, ergeben haben; Schwierigkeiten,welche nach Lage der Sache und auch nach dem
Urtheil des Oberlandesgerichts anders, als im Wege der gesetzgeberischenInitiative nicht werden
beseitigt werben können.

Sodann handelt es sich um verschiedene Abänderungen des Einführungsgefctzes über
das Grundbuchwesen,welche dazu dienen sollen, entschiedene Erleichterungen bei der Einführung
des Grundbuchwefens zu bieten, dann aber auch in Bezug auf das Kostenwefen solche Erleich¬
terungen herbeizuführen.

Was den ersten Gegenstand angeht, meine Herren, so gestatte ich mir, mit einigen
Worten auf die allgemeine Begründung des Gesetzeseinzugehen. Im Nechtsgebiet des früheren
RheinischenLandrechts, im Iülich'schen, im Bergischen Recht gab es damals vielfacheBeschrän¬
kungen der Eigenthumsübertragung und des Gigcuthumserwerbes. Es existirte da das Anerben-
recht, es existirte das eheliche Verfangenschaftsrecht, auf Grund dessen Seitens der Eltern oder
der Ehegatten verkaufte Immobilien später »ach deren Tode einem Netrakt unterlagen, es
cristirten namentlich auch vielfache Verhinderungen des Eigenthumcrwerbes, persönliche Behin¬
derungen, welche in der Standesangehörigkcit und in dem Berufe der verschiedenen Nechtsgcbicts-
cingesessenen ihren Grund hatten, und um nun diesen Erschwerungen des Immobilienvcrkehrs
die Spitze abzubrechen, ist eben dieses Institut der Pfandschaft oder des Versatzes ins Leben
gerufen worden. Um den Zweck der Immobiliarvcräußerung erreichen zu können, kleideteman
das Geschäft in eine andere Form ein, und zwar in die Form eines Darlehns mit Verpfändung
des Grundstücks, welches man übertragen wollte. Der Veräußerer des Grundstücks übernahm
die Rolle des Darlchnsnchmers, und der Erwerber die des Darleihers; das Darlehn selbst
stellte den vereinbarten Preis des Grundstücks dar und der Darlchnsnehmcr räumte nun gegen
Zahlung dieses Preises dem Darlehnsgcbcr nicht nur eine Hypothek ein, so daß der Darlchns-
nehmer im Besitze blieb, sondern er räumte als Pfandschaft oder Versatz den Besitz und Genuß
des Grundstücks selbst den, Darlehnsgcber ein. Dabei war dann weiter bedungen, daß Zinsen
Seitens des Darlehns nicht besonders stipnlirt werden, sondern daß der Genuß der Darlehns-
summe sich mit dem Genuß des Grundstücks, welches in Pfcmdschast übertragen wurde, coM-
pcnsiren sollte. Es war also die Vertragsabsicht gar nicht auf Sicherung des Darlehns
gerichtet, sondern nur auf die Übertragung des materiellen Eigenthums. Um aber die Form
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des Darlehns zu wahren, wurde dann allerdings eine Kündigungsfrist stipulirt, die war aber
in sehr weiten Fristen von 29, 49, 99 Jahren gegriffen, und es wurde dabei bedungeu, daß der
Darlehnsgeber überhaupt von dieser Kündigung leinen Gebrauch sollte machen tonnen. Der
Darlehnsnehmer, in Wirklichkeitder Verkäufer, sollte das allerdings können, aber um ihm jedes
Interesse dabei zu nehmen, von dieser Kündigung Gebrauch zu machen, war dann weiter
stipulirt, daß, wenu er dies wirklich that, er sich dann gefallen lassen mußte, daß ihm der
Darlehnsgeber und bisherige Pfandschaftsbesitzcralle diejenigen Verwendungen, die er während
der Zeit der Pfandfchaft auf das Gruudstück gemacht hatte, in Rechnung bringen lounte, und
zwar Verwendungen jeder Art, nothwendige, nützliche und aus Aunehmlichkeitsrücksichtcn gemachte
Aufwendungen und zwar lediglich nach der Maßgabe, welche er, der Verfatznehmcr. felbst zu
bestimmen hatte.

In Folge dessen wurde dann auch von dieser Kündigung nur in den allerseltensten Fällen
Gebrauchgemacht, und es war der Zweck, den man mit diesem Institut erreichen wollte, vollständig
dadurch erreicht worden. Diese Versatzstücke konnten verhypothesirt werden, sie konnten vererbt
und veräußert werden und es war in Bezug hierauf mit dem wirklich formellen Eigenthum nur
ein sehr geringer Unterschied. Bei der Einführung der französischen Rechte in den Rheinlanden
und bei der Aufhebung der damals bestehenden Landrechte, wurden natürlich auch jene Beschrän¬
kungen des Immobilienverkehrs aufgehoben und der Zweck, derartige Pfandfchaften zu constituiren,
siel damit weg. Die Pfandfchaften die aber damals bereits existirten, blieben fortbestehen, nur
kamen sie in eine ungünstigere rechtlicheLage für den Pfandbesitzer. Die Rheinische Rechtsprechung
stellte nämlich fest, daß. eine Verhypothesirungdieser Versatzgüter nicht weiter zulässig sei. Im
Vergischen, meine Herren, wo diese Versatzgeschäfte ganz außerordentlich häusig waren, entstand
dadurch eine Kalamität, indem eine Masse von Grundstücken nun kreditunfähig wurden, und
bereits im Jahre 1842 ist damals durch eine KöniglicheVerordnung mit Gesetzeskraft den Uebel¬
ständen Abhülfe gefchaffen worden, man setzte damals eine 5 jährige Frist ein, innerhalb deren
die Pfandfchuldner ohne Rücksicht auf die in dem Vertrag bestimmtenKündigungsfristen gehalten
sein sollten zu kündigen, um dann eventuell die Pfandfchillinge zu zahlen und ihre Grundstücke
zurückzuerhalten. Es waren da auch Klagefristen gegeben und da sind diese Sachen auf folche
Weise vollständig erledigt worden. Für diese Theile der Provinz braucht also eine Fürsorge nicht
weiter getroffen zu werden. .

In Bezug auf die Iülichschen Länder und andere Theile der Rheinvrovmz, wo diese
Pfandschaften auch wohl hin und wieder vorkamen, hat sich das Bedürfniß, eine derartige gesetzliche
Verfügung zu treffen,bisher deshalb nicht geltend gemacht, weil mit der Zeit das Andenkenan diesen
Versatzcharaltermehr und mehr in Vergessenheitgerathen war. Da überhaupt bei der Thatigung
dieser Verträge die Kündigung ernstlich nicht gewollt war, geschah sie nicht. Die Versatzguter
gingen aus der einen Hand in die andere und die zur Kündigung Berechtigtengenethen deshalb
dem Versatzinhaber vollständig außer Kenntniß. Erst als das Grundbuch angelegt wurde und
nunmehr die Vorlage der Besitztitel erforderlich war, da sind die Schw'engketten entstanden,
denen heute begegnet werden soll. Die Grundbuchrichterweigerten sich nämlich, diese Versatzgüter
°uf Grund der vorliegenden Titel als Eigenthum in das Grundbucheinzutragen,und tue betreffenden
Beschwerdenan das Oberlandesgerichtsind von diesem mehrfach übereinstimmend"dem Sinne
d°r Grundbuchrichterentschieden worden, und das Oberlandesgerichthat es denn auch selbst als
«nzige Abhülfe bezeichnet, daß eben auf gefetzgeberischem Wege hier eingegriffen werde. In
dieser Beziehung, meine Herren, ist Ihnen nun auch das betreffende Gesetz vorgelegt worden, und
ich werde mir erlauben, später auf die einzelnen Nestimmungeneinzugehen.
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Bezüglich des weiteren Gesetzes, welches sich auf die Anlegung des Grundbuchesbezieht,
und welches Erleichterungen hierfür bringen soll, handelt es sich um die Erleichterung der
Bekanntmachungen, die nöthig sind, um die Rechte Dritter bei Anlage des Grundbuches zu
sichcru. Es handelt sich um eine Abänderung bei einzelnen Bestimmungen, welche durch die
Rheinische Gesetzgebungbei Versteigerungen geboten ist, und es handelt sich darum, daß für die
Kosten eine Erleichterung dann eintritt, wenn einzelne Grundstücke oder Grundcomplexe teil¬
weise dem Grundbuchrechtunterliegen und thcilweise noch uach dem alten Recht zu beurtheilen
sind, und nunmehr eine Kostenhäufungstattfindet. Da das Gruudbuch bezirksweise aufgelegt wird,
fo kann es sehr leicht kommen, daß ein einzelner Gutsbezirknoch zum Theil unter dem bestehenden Rhei«
nischen Recht gelegen ist, zum Theil unter dein des Grundbuchrechtesliegt, und wenn Versteigerungen
oder wenn Eintragungen stattfinden mußten, die Gebühren doppelt bezahlt werden, und in dieser
Beziehung ist hier gesetzgeberischeingeschrittenworden, um damit eine Erleichterung herbeizuführcu.

In Bezug, meine Herren, ans die Pfandschaften bestimmt nun das Gesetz in Artikel I:
„Die im Geltuugsbereich des Rheinische,!Nechts außerhalb des Bezirks des vormaligen Herzog-
thums Berg belegencn Grundstücke,welche vor dem Inkrafttreten des RheinischenCivilgesetzbuches
in Gemäßheit des damaligen Rechts zu uuberechnetem Genusse in Pfandschaft oder Verfatz
gegebenund bisher belasten worden sind, werden nach Maßgabe der nachstehendenVorschriften
Eigenthum der Pfaudschaftsbesitzer."

Das Charakteristikum dieser Art des Besitzes ist nämlich in dem Ausdruck „Grund¬
stücke, die zu uuberechnetemGenusse in Pfandfchaft oder Versatz gegebcu worden sind" zu suchen.
Es braucht das, wie die Motive sagen, nicht ausdrücklich in dem betreffenden Titel 'gesagt zu
werden, es muß sich bloß aus demselbenergeben, daß ein solches Verhältniß gewollt ist, und
eben hieraus schließt man, daß der Versatz eigentlich au die Stelle einer Eigeuthumsübertraguug
hat treten sollen. In dem Artikel I wird nun bestimmt,daß „wer als Berpfänder oder Rechts¬
nachfolger desselben an einem Grundstückeder bezeichnetenArt Eigcnthumsansprüche zu haben
vermeint, verpflichtet ist, seine Ansprücheinnerhalb einer mit dem 31. März 1894 ablaufenden
Frist bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk das Grundstück belege» ist, unter bestimmter
katastermäßiger Bezeichnung des letzteren uud Benennung des zeitigen Pfandschaftsbesitzers
anzumelden und innerhalb einer weiteren mit dem 31. März 1895 ablaufenden Frist entweder
das Grundstück auf Gruud gütlicher Einigung einzulösen oder bei dem zuständigen Gerichte
Klage auf Rückgabe desselben gegen Zahlung der Eiulösuugssumme zu erheben. Die Klage
auf Rückgabeist ohne Rücksicht auf vertragsmäßig festgesetzte Ginlösungsfristen zulässig".

Es ist hier, meine Herren, das Vorbild der VergischenVerordnung maßgebend gewesen;
es werden eben Fristen festgesetzt, innerhalb deren ohne Rücksicht auf die im Vertrage stipulirten
Einlüsungsfristen eine Anmeldung erfolgen soll, und innerhalb welcher Frist dann die Einlösung
stattzufinden hat; erfolgt diese Einlösung nicht, dann soll, wenn auch innerhalb einer weiter
gestellten Frist eine Klage nicht erfolgt, nunmehr der Pfandschaftbesttzin wirkliches Eigenthum
übergehen. Es bestimmt in dieser Beziehung der ß. 2: „Wird der Verpflichtung zur Anmeldung
nicht genügt oder wird die Frist zur Einlösung oder Klagecrhebungnicht gewahrt, so erlöschen die
Eigenthumsanfprücheund zugleich die Forderungen, für welche die Pfandschaft bestelltwar. Das
pfandfchaftlicheGrundstück wird in diesen, Falle Eigenthum des Pfandschaftsbesitzers. Gleiches
gilt, wenn die Klage zurückgenommenoder rechtskräftig abgewiesen wird, sofern nicht vor dein
1. April 1895 die Erhebung einer neuen Klage oder die Einlösung erfolgt."

Also die Wahrung der Frist muß entweder durch Anmeldung oder durch Erhebung der
Klage erfolgen.
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Es wird dann in §. 3 eine Bestimmung getroffen, wie es mit den Hypothekenzu halten
fei, die an folchen Pfandschaftsbesitzstipulirt worden sind. Da heißt es: „Sind von dem bis¬
herigen Pfandfchaftsbesitzeroder dessen Rechtsvorgängern Hypothekenan dem Grundstückebestellt
worden, fo wird der Mangel im Rechte des Bestellers durch die Umwandlung des Pfandschafts¬
besitzes in Eigenthum geheilt. Sind mehrere Hypothekenbestellt, so tritt dieselbe Rangordnung
ein, welche stattfinden würde, wenn der Pfandfchaftsbesitzerzur Zeit der Bestellung Eigenthümer
gewesen wäre,"

Es sind das eben rechtlichdurchaus zutreffendeConscaucnzen, die aus der Verwandlung
des Pfandbesitzes in Eigenthum sich von selbst ergeben.

In dem folgenden Abfatz heißt es dann: «die Vorschriften des ersten Absatzesfinden
entsprechende Anwendung auf gerichtliche Hypotheken".

Hier, meine Herren, dürfte es zweckmäßig fein, einen kleinen Zufatz zu machen.
Es wird hier blos von gerichtlichenHypotheken gesprochen,daß die ebenso behandelt

werden wie die bestellten Hypotheken. Der gesetzlichen Hypotheken ist hier keine Erwähnung
geschehen, und da die Möglichkeit vorliegt, daß auch gesetzliche Hypotheken an solchen Pfand¬
schaften existiren können, so wird es zweckmäßig sein, auch diese gesetzlichen Hypothekenhier zu
erwähnen, und ich werde das später zum Gegenstand eines hernach zu stellenden Antrages machen.

Der folgende ß. 4, meine Herren, regelt dann in zutreffender Weife die Behandlung,
die stattzufinden hat, wenn nach Ablauf diefer Fristen die betreffenden Grundstücke in das
Grundbuch aufgenommen werden follen. Er bietet zu befonderenBemerkungenkeine Veranlassung.

Der Artikel II, verbreitet sich nun über die bei der bisherigen Praxis sich als wünschens-
werth oder nothwendig herausgestellt habenden Abänderungen des Einführungsgefetzes des
Gruudbuchsystemsin die Rheinprovinz. Artikel II besagt: „Die §8- 42, 44, 45 und 54 des
Gesetzesüber das Grundbuchwescnund die Zwangsvollstreckungin das unbewegliche Vermögen
im Geltungsbereiche des RheinischenRechts vom 12. April 1888 (G.-S. S. 52) werden durch
nachstehende, den bisherigen Zifferzahlcn entsprechende Bestimmungen ersetzt."

Es kommt zunächst der §. 42 des Einführungsgesetzesvom 12. April 1888 in Betracht,
welcher davon handelt, daß die Grundbücher nach Vorschrift der Grundbuchordnung von Ämts¬
wegen uud unter Beobachtung der Vorschriftendiefes Abschnittesangelegt werden. Visher waren
diejenigen Grundstücke nach der Bestimmung des §. 2 der Grundbuchordnnng,welche öffentlich-
rechtlichen Korporationen angehörten, also dem Fiskus, Gemeinden,Eisenbahngesellschaften u. dergl.
befreit davon, in das Grundbuch aufgenommenzu werden, und es lag wohl auch ein Grund dafür
"icht vor, da sich eben solche Grundstücke «xtra oaminoroiuiu befanden und es deshalb gleich¬
gültig war, ob sie im Grundbuch standen oder nicht. Es war deshalb bestimmt, daß sie nur auf
Antrag der Berechtigten aufgenommen werden follten. Da es nun aber doch möglich ,st, daß
derartige Grundstücke,namentlich bei Kirchenund Gemeindendoch in den Verkehr kommen, wenn
sie nämlich veräußert oder belastet werden, und es dann mißlich erscheint,wenn sie nunmehr nicht
d°m Grundbuchrechtunterworfen sind und dann zum Zweck der Veräußerung und Belastung erst
"' das Grundbuch aufgenommenwerden müssen,so schien es zweckmäßig, das allgemein auch jetzt
M regeln und die ursprüngliche Bestimmung des Gesetzes, welche besagt, daß die m dlesem §. 2
Wsatz i der Grundbuchordnung bezeichneten Grundstückenur, wenn von den Eigenthümern oder
berechtigten darauf angetragen wird, in das Verfahren aufzunehmenfeien, dahm zn ändern, daß
Wche auch dann aufzunehmen sind, wenn eine Veräußerung oder Belastung erfolgt. Es heißt
"s°: „sie sind nur, wenn eine Veräußerung oder Belastung erfolgt, oder wenn es besonders
beantragt wird, in das Grundbuch aufzunehmen". ^
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§. 44, meine Herren, regelt die Maßnahmen, die Seitens des Amtsgerichts zu treffen
sind, um die Rechte Dritter bei der Eintragung in das Grundbuch zu sichern. Da« Amtsgericht
hat nach der ursprünglichen Bestimmung des Gesetzes die in den Flurbüchern als Eigenthümer ein¬
getragenen Personen vorzuladen. §. 44 lautet im Gesetz: „Die als Eigenthümer der einzelnen Grund¬
stücke in dem Flurbuch bezeichneten Personen werden behufs Anlegung des Grundbuches vorgeladen.

Dieselben sind verpflichtet,dem Amtsgerichte
1. ihre unmittelbaren Nechtsvorgänger zu nennen;
2. den Nechtsgrund anzugeben,vermöge dessen das Eigenthum auf sie übergegangen ist;
3. die darauf sich beziehenden Urkunden oder andere Beweisstücke vorzulegen;
4. alle auf dem Grundstückehaftenden Beschränkungendes Eigenthums, Eigenthumsvor-

behalte, dinglicheRechte und Hypothekenanzuzeigen, auch auf Verlangen des Amts»
gerichts einen Auszug aus der Grundsteuermutterrollemit der Bescheinigungvorzulegen,
daß spätere Besitzveränderungennicht bekannt geworden sind".

und da hat man geglaubt, eine Ergänzung dahin eintreten lassen zu sollen, daß die Erben solcher
Personen und überhaupt dritter Personen, die als Eigenthümer von den vorbenannten bezeichnet
waren, ober für deren Eigenthum sich sonst Anzeichen ergaben, daß man auch die vorladen soll,
um ihnen Gelegenheit zu geben, ihre eventuellenEinsprüche gegen die Eintragung von bestimmten
Grundstücken in das Grundbuch geltend machen zu können. Es ist weiter bestimmt worden, im
Interesse der Erleichterung der Amtsgerichteund um nicht vergeblicheSchritte thun zu müssen,
daß, „wenn der Aufenthaltsort einer zu ladenden Person unbekannt ist, oder außerhalb des
DeutschenReiches liegt, von deren Ladung Abstand genommen weiden kann". Es soll das also
namentlich in dem letzterenFalle, wenn der Wohnsitz im Auslande gelegen ist, nur dann ge¬
schehen, wenn von der Vorladung ein Erfolg nicht zu erwarten ist. Es wird das in den
Motiven zu diese« Paragraphen ausdrücklichausgesprochen.

Dann ist ein weiterer Zusatz gemacht worden, der sich darauf bezieht, daß das Gericht
nicht genöthigt sein soll, den Eigenthümer dann vorzuladen, wenn einzelne dazu bevollmächtigte
und berechtigteMiteigenthümer bereits die Auskunft gegeben haben, die man von dem weiter
Vorzuladenden erwarten kann, und es kann sich dann das Gericht darauf beschränken, diese Mit¬
eigenthümer nicht besonders vorzuladen, sondern es soll dann — dafür ist im §. 46a Fürsorge
getroffen — nur gehalten sein, den nunmehr angegebenenMiteigenthümern von den Angaben,
die da gemacht worden sind, Mittheilung zu machen. Es kann dies ebenfalls auch nur zur
Erläuterung und Beschleunigungdes Verfahrens und auch zur Verminderung der Kosten beitragen.
Der Rest des §, 44 stimmt mit dem Gesetzestextüberein.

Der §. 45 hat eine Ergänzung nur darin erfahren, daß außer dem Fiskus auch die
Provinz, der Kreis und die Gemeinde in dieser Bestimmung einen Platz gefunden haben, was
ja auch durchaus zweckmäßigerscheint.

Der 8. 54, meine Herren, hat dann getrachtet, eine Erleichterung des Verfahrens für
die Bekanntmachungen herbeizuführen, die nothwendig sind, um dritten Personen ihre noth¬
wendigen Einsprüche zu sichern. Es ist das durch die Bestimmung geschehen, daß die Auszüge
aus dem Gesetz, deren Publikation nach der Bestimmung des Z. 54 nothwendig ist,
daß diese Publikationen von bestimmten Gesetzesstellennicht mehr in den Zeitungen, «n
welchen die sonstigen Bekanntmachungen und Aufforderungen zu erscheinen haben, mit ein¬
gerücktwerden sollen, sondern daß an Stelle dessen die Anheftung an die Gerichtstafeln und
dle öffentliche Bekanntmachung an bestimmten Stellen in den Ortsgemeinden zu treten
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habe. Namentlich die letztere Bestimmung, die öffentliche Bekanntmachung an bestimmten
Stellen in den Ortsgemcinden. wo die Leute auf dem Lande immer das zu suchen und zu lesen
Pflegen, was sie am meisten interessirt, halte ich für eine sehr glücklicheAenderung und ich halte
sie für zweckmäßiger,als wenn in den Zeitungen diese umfangreichengesetzlichenVorschläge mit
immensen Kosten publizirt werden. Im Uebrigen soll die Bekanntmachung und der Aufruf
der Personen vor wie nach stattfinden, wie dies in dem Gesetz bestimmt war.

Der Artikel III umfaßt einzelne kleine zusätzliche Gesetzesbestimmungen.
Es folgt zunächstZ. üa, der dazu bestimmt ist, den Eigenthümlichkeiten Rechnung zn

tragen, die sich hier in unserer Provinz durch die große Zerstückelung des Immobiliarbesitzes
ergeben. Bei uns kann man nämlich ohne notarielle Versteigerungbei der Veräußerung von Im¬
mobilien kaum fertig werden, und nach 8- 6 des Einführungsgcfetzes heißt es: „daß die Auf¬
lassung außer vor den zuständigen Amtsgerichten vor einem deutschen Notar oder in Landes-
theilen, in denen die Gerichte zur Aufnahme von Verträgen zuständig sind, gerichtlich erfolgen
kann". Es war nun zweifelhaft geworden, ob, wenn bei einer solchen Versteigerung vor dein
Notar die Auflassung erklärt würde, es dann nöthig sei, daß bei jedem einzelnenZuschlage die
sämmtlichen Parteien auch nunmehr ihre Unterschrift leisteten. Der Rheinische Appellations¬
gerichtshof hat in verschiedenen Fällen dies für nicht nothwendig erklärt, sondern hat aus der
Auffassung, die das Rheinische Recht überhaupt einem notariellen Akt als einem einheitlichen
beilegt, den Schluß gezogen, daß das nicht nöthig sei, sondern daß die Unterzeichnungder
Versteiglassernur am Schlüsse des Altes nöthig sei. Das hat aber doch dem Wortlaut des
Gesetzes gegenüber Bedenken erregt und es ist deshalb Z. 5a vorgeschlagenworden, der geeignet
ist, diese Bedenken zu beseitigen, und der dahin lautet: „die in einem notariellen Versteigerungs-
Protokolle abgegebenenAuflassuugscrkläruugen sind als gleichzeitigeauch dann anzusehen, wenn
die Vollziehung der Verhandlung von beiden Theilen zu verschiedenen Zeiten bewirkt wird".

Z. 46a ist derjenige, von dem ich eben bereits gesprochen habe, daß den Miteigentümern,
oie uicht vorgeladen sind, weil andere Mitcigcnthümer bereits dem Amtsgericht die nöthigen
Mittheilungen gemacht haben, daß eben diesen die gemachten Angaben Seitens des Amtsgerichts
mitzutheilen seien.

Dann folgt §. 59«,, der eine sehr heilsame Bestimmung enthält. Der Paragraph soll
dazu dienen, die Mängel der in unserem Lande früher fehr häufig vorgekommenenformlosen
Schenkungen der Theilung der Eltern unter ihre Kinder vermittelst gewöhnlichenTheilzettels
unter persönlicherUnterschrift uud ferner der Privatvertriigc, die selbst nach Erlaß des Gesetzes
vom 20. März 1885 über die Eigenthumsübertragung doch noch vorgekommensind, zu heilen.
Der Paragraph bestimmt des Endes: „Ist der Eigeuthumsbesitzeines Grundstücksauf Grund
nnes in der Form mangelhaften Veräußerungsgefchäftes übertragen worden, fo kann das Amts¬
gericht trotz des Maugels der Form deu Erwerber und die gegen denselben begründeten ding¬
lichen Rechte bei Anlegung des Grundbuchs eintragen, falls nicht der Veräußeret oder dessen
Rechtsnachfolger bei dem Gerichte Widerspruch gegen die Eintragung erhebt. Erfolgt die Ein¬
igung mit Einwilligung des Veräußerers oder seines Rechtsnachfolgers,fo wird die mangelnde
3°rm des Veräußerungsgefchäftes geheilt."

Also es soll hier die Eintragung in das Grundbuch die Mängel des ursprünglichen
Vertrages decken. Da min aber durch die Eintragung in das Gruudbuchder formelleEigmthums-
Ubergang den Berechtigten gegenüber noch nicht bewirkt ist, so ist noch eine weitere Bestimmung
^troffen worden, daß wenn die Eintragung ans Grund derartiger fehlerhafter Titel mit Ein-

16*
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willigung des Vcräußerers oder des Rechtsnachfolgers des Veräußerers erfolgt, daß dann die
mangelhafte Form des Vcräußerungsgeschüftesvollständig geheilt nnd nun auch wirkliches,
unanfechtbares Eigenthum erzeugt werden soll.

Eine wesentlich gleiche Bestimmung wird in 8> 60a in Bezug auf die Hypotheken
getroffen, nämlich: „wird eine Hypothekauf Grund der Anzeige oder der Anerkennungdes Eigen¬
thumes bei Anlegung des Grundbuchs eingetragen, so werden Mangel des Begründungsaktcs
oder der Einschreibungim Hypothekenregisterdergestalt geheilt, daß der Rang der Hypothekdurch
den Zeitpunkt des Inkrafttretens der eingeführten Gesetze bestimmt wird".

Im Artikel IV sind dann drei Ergänzungsparagraphen zu dem Kostentarif zu dein
Grundbuchgesetze für die Nheinprovinz enthalten, und zwar haben sie eben den Zweck, in solchen
Fällen, wo das Grundeigenthum eines Eigenthümers in verschiedenen Rechtsgebietenliegt — in
dem einen herrscht Grundbuchsrecht, in dem andern das jetzige Recht — eine Häufung der Kosten
zu vermeiden, und es soll dies so geschehen,daß die Gescnnmtkostcn die erfordert werden, nicht
den Betrag übersteigen sollen, der sich ergeben würde, wenn die verschiedenenGrundstückebereits
sämmtlich unter Grundbuchrechtgestellt wären.

Zu dem §, 10, meine Herren, welcher lautet: „Wird auf Grund derselben Urkunde die
Eintragung oder Löschungeiner Hypothek auf verschiedenenGrundstücken desselben Eigenthümers
beantragt, welche nur zum Theil unter Grundbuchrecht stehen, so ist für die Eintragung oder
Löschungnicht mehr an Gerichtsgebühreneinschließlich der Gebühren und Honorare des Hypotheten-
bewahrers zu erfordern, als zu berechnensein würde, wenn die verschiedenenGrundstückebereits
sämmtlich unter Grundbuchrechtgestellt wären", möchte ich eine kleine Aenderung vorschlagen. Die
Abänderung soll sich ja lediglich auf die Eintragung oder Löschungeiner Hypothekbeziehen. Es
liegt kein Grund vor, warum nicht auch andere Eintragungen von Veränderungen einen solchen
Vortheil genießen sollten, und dein Vernehmen nach liegt auch bei der Staatsregierung ein Be¬
denken nicht vor, wenn ein Zusatz in dieser Beziehung beantragt wird, den ich mich gleich beehren
werde, Ihnen vorzulegen.

Das wären, meine Herren, diejenigen Aenderungen, die Ihnen hier vorgeschlagenwerden,
und da die Zweckmäßigkeit derselben außer jeder Frage steht, so hat auch der Provinzialausschnß,
dem die Sache zur Berathung vorgelegen hat, in seinem Beschluß vom 3, Dezember die Aus¬
führungen der dein Gesetzentwurfbeigegebenen Begründung für zutreffend erachtet und dem hohen
Provinziallandtag die Entscheidung anheim gegeben. Ich würde Ihnen nun, meine Herren,
folgenden Antrag zur Befchlußfassungunterbreiten:

„Hohes Haus wolle beschließen:
Den aus Auftrag des Herrn Iustizministers dein hohen Hause zur gutachtlichen
Aeußerung vorgelegtenGesetzentwurf,betreffenddie im Geltungsbereichedes Rheinischen
Rechtes außerhalb des vormaligen Herzogthums Berg bestehenden Pfandschaften, sowie
die Abänderung und Ergänzung des Gesetzesvom 12. April 1888 über das Grund¬
buchwesen und die Zwangsvollstreckungin das unbeweglicheVermögen im Geltungs¬
bereiche des RheinischenRechtes",

mit der Maßgabe zur Annahme zu empfehlen, daß in Artikel I des Entwurfes
1. in der letzten Zeile des §. 1 anstatt des Wortes: „jedem" das Wort „einem" gesetzt?
2. in der vorletzten Zeile des §. 3 nach dem Worte „gerichtliche" noch die Worte

«und gesetzliche";
sodann in Artikel II ebendaselbst
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3. in der zweiten Zeile des §. 54 nach der Ziffer „53" noch die Ziffer „?" eingeführt;
ferner in Artikel IV ebendaselbst

4. an Stelle der ersten Zeile des §.10 gefetzt wird „wird auf Grund einer oder ver¬
schiedenerUrkunden die Eintragung oder Löschung einer Hypothek oder von Ver¬
änderungen aller Art, wie Vorrechts- oder Cessionsvcrmerke und der^l. auf".

Es ist das, meine Herren, eine Abänderung des §. 1. Der §. 1 bestimmt: „handelt
es sich um mehrere Grundstücke,welche in den Bezirken verschiedener Amtsgerichte gelegen sind,
so erfolgt die Anmeldung wirksam bei jedem dieser Gerichte". Es soll das eine Erleichterung
sein; die Amtsgerichte sollen sich untereinander das mittheilen. Aber in dieser Fassung würde
die Erleichterung nicht erreicht werden; denn wenn da bei jedem angemeldet werden müßte, so
wäre diese Bestimmung überhaupt überflüssig. Es ist gemeint, daß es so heißen solle: Wirksam
bei einem dieser Gerichte.

Dann zweitens ist in der vorletztenZeile des §. 3 zu dein Wort „gerichtliche"noch das
Wort „gesetzliche"zugefügt. Das bezog sich auf die Hypotheken, daß die Vorschriften des
1. Absatzesauf die gerichtlichen HypothekenAnwendung finden, während, wie ich fchon bemerkt
habe, es zweckmäßig ist, auch die gesetzlichenHypotheken zu erwähnen. Sodann in Artikel II in
der zweiten Zeile des ß. 54, wo die Paragraphen aufgeführt werden, die im Amtsblatt, durch
Anheftung an die Gcrichtstafeln u. s. w. für Diejenigen bekannt gemacht werden follen, die
berechtigt sein konnten, Einspruch gegen die Eintragung in das Grundbuch zu erheben. Ich
bemerke nun, daß da auch §. 53 erwähnt wird, in welchen, auf einen Paragraphen Bezug
genommenwird, der nicht unter denen aufgeführt ist, die bekannt gemachtwerden sollen. Es ist
das der §. 7 des Einführungsgesetzes,der von der Eintragung und von der Widerruflichkeitvou
Agcnthumsübcrtragungen spricht. In ß. 54 wird die Anmeldung der Widcrruflichkeitberührt,
und in §. 7 werden die Bestimmungen über die Eintragung der Widerruflichleit der Eigen-
thmnsrechtebehandelt, und es wäre nöthig, daß dieser Paragraph mit publizirt wird, da man von
den Leuten, für welche die Publikation bestimmt ist, nicht erwarten kann, daß ihnen das ganze Gesetz
bekannt ist oder daß sie dazu übergehen würden, einen derartigen Paragraphen nachzuschlagen.

Ich beantrage dann ferner in Artikel IV an Stelle der ersten Zeile des §. !0 zu
setzen: — das ist der Paragraph, der von der Vereinfachung der Kosten handelt — „Wird
auf Grund derselbenUrkunde die Eintragung oder Löschung einer Hypothek auf verschiedenen
Grundstücken desselben Eigenthümers beantragt, welche nur zum Theil unter Grundlmchrecht
stehen, so ist für die Eintragung oder Löschung nicht mehr an Gerichtsgebühren einschließlich der
Gebühren und Honorare des Hypothekenbewcchrerszu erfordern, als zu berechnen sem wnrde,
wenn die verschiedenen Grundstückebereits sämmtlichunter Grundbuchrechtgestelltwaren." Dann
würde eben alles das, was zur Eintragung gelangen kann, berührt sein und die Erleichterung m
Vezug auf die Kosten sich auch darauf beziehen. , . m >.

Dann, meine Herren, hat sich bei der Besprechungder Sache noch eine Aenderung nn
8. 68 des Einführungsgesetzes als wünschenswert!)herausgestellt. Meine Herren! Da i eme
Erleichterung in Bezug auf die beizubringendenVollmachten für Verwandte der Eigenthümer
^geführt, oder vielmehr für Eigenthümer, die unter einander nahe verwandt sind Me follen
Vollmachtenvorlegen dürfen, die nnr von dem Ortsvorstande oder dem Bürgermeister beglaubigt
st"d, und es werden da genannt: Ehegatten, Verwandte auf- und absteigenderLime Schwieger¬
eltern, Schwiegerkinder und Geschwister,und da wäre es wünschenswert, wegen der Nahe der
Verwandtschaft auch noch die Verwandten in der Seitenlinie bis zum dritten Grade und die Ver-
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schwägerten bis zum zweiten Grade mit hinzuzunehmen,und ich würde deshalb meinen, es sollte das
hohe Haus eine Ergänzung des vorgeschlagenenEntwurfs dahin empfehlen, daß dem §. 68 des
Gesetzes vom 12. April 1888 nach dem Worte: „Geschwistern"noch die Worte eingefügt werden:
„sowie von Verwandten in der Seitenlinie bis zum dritten Grade und Verschwägertenbis zum
zweiten Grade".

Das, meine Herren, wären die Anträge, die ich in Bezug auf diesen Gesetzentwurf zn
übergeben Hütte.

Gestatten Sie mir, bevor ich diese Stelle verlasse, noch eines anderen Verhältnisses
Erwähnung zu thun, welches in Folge der Einführung der Grundbuchgesetze einer baldigen und
günstigen Regelung bedarf. Ich denke, meine Herren, an die jetzt im Amte befindlichen
Hypothekcnbewahrer. Das Schicksaldieser Beamten schwebt noch vollständig in der Luft. (Sehr
richtig!) Es sind das bewährte, vielfach lange im Dienst befindliche Beamte und es wäre buch
wünschenswert!),daß Seitens der hohen Staatsregierung in dieser Beziehung baldigst eine Ent¬
schließungstattfände, daß wenigstens in dieser Beziehung irgend eine maßgebende Aeußerung
Platz griffe. Ich hoffe, daß wenn der hohe Landtag sich dem Wunsche anschließt, den ich mir
hier zu äußern erlaube, das vielleicht dazu beitragen dürfte, eine baldige und wohlwollende
Erwägung dieser Angelegenheit bei der hohen Staatsregierung herbeizuführen.

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Ich stelle den Gegenstand inklusive der von
dem Herrn Referenten eingebrachtenAnträge zur Diskussion und ertheile zunächst das Wort
dein Herrn Ministeralcommissarius Geheimrath Vietsch.

Königlicher Ministerialcommissarius, Geheimer Ober - Iustizrath Vietsch: Meine
Herren! Ich bitte mir nur einige kurze Worte zur Sache zu gestatten. Ich bin dem Herrn
Berichterstatter sehr dankbar für die wohlwollende und im Allgemeinen beifällige Beurtheilung,
die er der Vorlage hat zu Theil werden lassen. Was die von ihm berührten einzelnen Punkte
anlangt, so kann ich die Erklärung abgeben, daß die geäußerten Wünsche eine eingehendeund
sorgfältige Erwägung seitens der Königlichen Staatsregierung finden werden.

Ich glaube schon gegenwärtig keinen Anstand nehmen zu dürfen, mich dahin aus-
zusprechen, daß die zu Artikel I §. 1 vorgeschlagenerein redaktionelleAenderung, die Aufuahmc
der gesetzlichen Hypotheken in Absatz 2 §. 2 des Artikels I und die Mitveröffentlichung des
Z. ? des Einführungsgesetzesvom 12. April 1888 bei Bekanntmachung der Ausschlußfrist, die
der Herr Berichterstatter vorgeschlagenhat, einem Bedenken nicht begegnen werden.

Auch die in Anregung gebrachte Erweiterung des §. 68 des bisherigen Einführung^
Gesetzes hinsichtlich des Kreises derjenigen Personen, deren Vollmachten durch die Bürgermeister
und Ortsvorsteher beglaubigt werden können, dürfte kaum auf Anstünde stoßen. Ebenso wird
auch wohl die Ausdehnung der Kostenbestimmungin 8. 10 des Kostentarifs auf Cefsionen und
die Eintragung von Veränderungen aller Art, wie ich hoffe, keinen Anstand finden.

Endlich hat der Herr Berichterstatter noch die Frage gestellt, ob Seitens der Staats¬
regierung schon in Erwägungen darüber eingetreten sei, welche amtliche Verwendung etwa später
die Hypothetenbewllhrerfinden würden, wenn bei dem größeren Fortschreiten der Grundbuch'
anlcgung sich für einzelne Bezirke die Aufhebung des Hypothckenamtes ermöglichenlasse. I"
dieser Beziehung haben bereits, als es sich um die Uebernahme der Hypothekcnbewahrer aus
dem Ressort des Finanzministeriums in das Iustizressort handelte, eingehende Verhandlungen
stattgefunden. Dieselben haben damals zu einem Resultate nicht geführt, weil die Frage vor
vier Jahren noch nicht als eine dringliche erachtet wurde. Neuerdings ist man im Bereiche der
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Justizverwaltung in wiederholte Erwägungendarüber eingetreten,was aus den Hypothcken-
bewahrernin dein gedachten Falle werden solle uud für welche auderweite amtliche Verwendung
sie wohl in Aussicht zu uehmen seien. Die Erwägungen und Verhandlungensind noch nicht
abgeschlossen.Ich muß es mir also versagen, auf Einzelheiteneinzugchen und diese zur
Kenntniß des hohen Hauses zu bringen. Ich darf aber die Versicherung abgeben, daß die
Staatsregierung den Hnpothekenbewahrcrngegenüber eine durchaus wohlwollendeStellung ein¬
nimmt, uud daß sie bestrebt sein wird, berechtigtenWünschender Hypothekenbcwahrer nach
Möglichkeit entgegen zu kommen.

Ich glaube mich nach dem Vortrage des Herrn Berichterstattersauf diese weuigeu
Bemerkungenbeschränken zu können uud will nur noch der Hoffnung Ausdruck geben, daß der
vorgelegte Gesetzentwurfin Verbindung mit der gutachtlichenAeußerung des hohen Landtages
dazu beitragen wird, das bedeutsameWerk der Grundbuchanlcgung in der Rheinprovinz zum
Wohle der Provinz zu fördern und zu erleichtern. (Beifall.)

StellvertretenderVorfitzender Ianßen: Wünscht einer der Herren zu diesem Gegen¬
stande das Wort? (Abgeordneter Courth meldet sich.) Herr Abgeordneter Courth hat das Wort.

Abgeordneter Courth: Meine Herren! Da wir die Ehre haben, den Commissar des
KöniglichenJustizministeriumsin unserer Mitte zu haben, so will ich die Gelegenheit benutzen,
einen Punkt zur Erwägungzu geben, der meines Erachtens noch eine Lücke in der sonst so wohl¬
thätigen Verlautbarung,die das Grundbuch mit sich bringt, offen läßt. §. 44 des Gesetzes ver¬
pflichtet den Eigenthümer, der vorgeladen wird, die nöthigen Angaben zu machen, unter Anderem
alle auf dem Grundstückhaftenden Beschränkungendes Eigenthums anzuzeigen«. Dazu gehören
doch auch die Grunddienstbarkeitenund nun sollte man meinen, diese Grunddienstbarkeitenmühten
auch eingetragen werden und der Berechtigte,dem die Grundbienstbarleit zusteht, hätte ein Anrecht
darauf, die Eintragungzu verlangen. Dieser Ansicht war ich und viele Andere. Nun hat das
Ober-Landesgerichtzu Köln in Uebereinstimmung mit dem Landgerichtzu Trier entschieden, daß
gegen den Willen des Verpflichteten,also gegen den Willen des Eigenthümers,die Eintragung
nicht erzwungen werden kann. Das Ober-Landesgerichterwägt, daß der Servitutberechtigte durch
die Eintragung ins Grundbuch besser gestellt werden würde, indem alsdann die Verjährungdes
Rechtes ausgeschlossensei; es hätte aber, wenn beabsichtigt worden wäre, den Servitutvflichtigen
gegen früher ungünstigerzu stellen, dies im Gesetze deutlich zum Ausdruck gebracht werden
"mssen. Ich finde darin wieder eine Andeutung, daß eigentlich die Klmke der Gesetzgebung in
die Hand genommen werden solle. Ich würde dies für fehr wünschenswerthhalten, denn, meme
Herren, die Grunddienstbarkeitenkönnen sehr schwerer Art sein. Sie bestehen ia auch ohne Ein¬
tragungfort. Nehmen Sie einmal an, es handele sich von einer WegegerechNgkett, «un verkauft
der jetzig Eigenthümerdas Grundstückund nachher kommt der Berechtigteund sagt: schon, ich
verlange die Grunddienstbarleit- wenn bann der Verkäufer wegen "«er Verhältnisse mcht mehr
" der Lage ist^ Garanti zu leiten, wird doch der betreffende Ankäufer erheblich geschadigwerden.
^ für mein Person kann nicht finden, was entgegenstünde, nachdem m°« °"s ie dinglichen
Rechte abhängig gemacht hat, nun auch die Grunddienstbarkeiteneintragen
zu lassen

V»»erww,d.r N»«.„d.r I.nb'm 2» H«° Mnist.n»lc°mmiss»rm« h»! do« W»rt,

^ ^« Nims..n»l°°m,mII.»«, «ch«°r °°'r-3u»° A°r "«««d.° «»d
2>n u»,l!»„», >ml, !„ z 44 Ni, 4 dl« «>„»l!M««»elch<«»«" >2, Upnl I»«2 »I! Onm».
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Gesetzes über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872, welcher in seinem zweiten Absatz die
Vorschrift enthalt, daß der Eintragung nicht bedürfen: die gesetzlichen Verkaufsrechte,die Grund-
gerechtigkeitcn, die Miethe und Pacht u. s. w. — Da es sich hiernach bei den Grundgerechtigkeiten
nicht um solche dingliche Rechte handelt, die der Eintragung ins Grundbuch bedürfen, hat folge¬
gemäß auch der §. 44 dieser Rechte keiner besonderen Erwähnung gethan. Ich bin indessen gern
bereit, die von dem Herrn Abgeordnetengegebene Anregung zur Berichterstattung zu nehmen, und
es wird die Sache demnächst noch in weitere Erwägung gezogen werden.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wünscht noch Jemand der Herren sich über den
Gegenstand zu äußern? — Das ist nicht der Fall, Dann schließe ich die erste Lesung dieses
Gegenstandes.

Sind Sie damit einverstanden, daß wir gleich zur zweiten Lesung der Sache übergehen?
(Zustimmung.) Das ist der Fall,

Wir können nach §. 25 unserer Geschäftsordnungdie sn Kloc-Annllhmcdes vorliegenden
Antrages beschließen; wir können aber auch in die Diskussion der einzelnen Paragraphen eintreten.
Ich glaube es wird Ihren Intentioneil entsprechen, wenn wir «u dloo votiren? (Zustimmung.)

Ich würde also die Meinung des Hauses dahin feststellendürfen, daß Sie im Einver-
ständniß mit dem Provinzialausschuß diesen Gesetzentwurfder uns zur gutachtlichenAeußerung
zugegangen ist, zustimmend begutachten und zwar unter Annahme derjenigen Anträge, welche
soeben von dem Herrn Referenten vorgetragen und erklärt worden sind.

Wir gehen zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung über. Es ist der Antrag
der I. Fachcommission zur Vorlage der Königlichen Staatsregierung, betreffend
gutachtliche Aeußerung des Provinziallanotags über die behufs Durchführung der
Gebäudesteuerveranlagung auf dem Lande in Aussicht genommenen sogenannten
Normalstädte und Angabe etwaiger besonderer provinzieller Einschatzungsmerk-
male für die bevorstehende Revision der Gebäudesteuerveranlagung. Bericht¬
erstatter ist Herr Abgeordneter Michels, dem ich das Wort gebe.

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Gemäß 8- 20 des Gebäudestcuergesetzcsvom
21. Mai 1861 soll die Gebäudesteuerveranlagungalle 15 Jahre einer Revision unterzogen werden.
Die gegenwärtige Ncvisionsperiode wird am 1. Januar 1895 ablaufen; die Minister des Innern
und der Finanzen haben die erforderlichen Einleitungen zur Ausführung der zweiten Ncviftvn
bereits getroffen und das Ihnen in Druck vorgelegte Ncscrivt Seiner Excellenz des Herrn
Obcrpräsidenten der Nheinprovinz ist an den Herrn Landesdirektor gerichtet, um ihn zu ersuche^
eine Aeußerung des jetzt tagenden Landtages darüber herbeizuführen, ob er die im Verzeichnis!
aufgeführten Städte zur Aufstellung als Normalstädte für geeignet erachtet oder welche andere
Städte, feiner näher zu begründenden Ansicht nach für den vorliegenden Zweck mehr geeignete
Städte, er namhaft zu machen habe, ferner, ob er unter den gegenwärtigen Verhältnissen in der
Lage fei, besondereprovinzielle, bei der diesmaligen Revision der bei den Steuerveranlagungen
zu beachtendenEinschätzungsmerkmalcanzugeben.

Die Berathung dieser Frage ist der I. Fachcommissionüberwiesen worden und ich habe
als Referent die Ehre, das Ergebniß dieser Berathungen dem hohen Hause mitzutheilen. D"
Anträge der Fachcommissionsind gedruckt in den Händen der Herren Abgeordneten. Ich "°chte
nur auf einen Irrthum aufmerksam machen, der sich eingeschlichenhat, es muß unter Nr. I»
heißen: für die im Kreise Gladbach, - nicht im Kreise Kempen— gelegene BürgermeistereiHaM-
Das Verzeichniß der von der Königlichen Staatsregierung für die Revision in Aussicht genommenen
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Normalstädte befindet sich ebenfalls in den Handen der Zerren Abgeordneten,wobei ich bemerken
will, daß die Namen derjenigen Städte, welche bereits bei der ersten Revision der Gebäudesteuer¬
veranlagung als Normalstädte bezeichnet wurden, sich in dem vorliegenden Verzeichniß fett
gedruckt befinden.

Das Ergebniß der Commissionsberathungstelle ich dahin fest, daß die in der Nachwcisung
bezeichneten Städte mit drei Ausnahmen als Normalstädte im Sinne des Gebäudesteuergesetzcs
für maßgebend erklärt worden sind. Die Ausnahmen sind folgende:

1. Für die im Kreise Gladbach gelegeneBürgermeisterei Hardt soll nicht die im Ver¬
zeichniß genannte Stadt Viersen, sondern wie bei der bisherigen Gebäudesteucrveranlagungdie
Stadt Nheindllhlen als Normalstadt betrachtet werden.

2. Für den Landkreis Köln soll nicht die Stadt Ehrenfeld angesetzt werden, sondern die
Stadt Siegburg im Kreise Sieg als Normalstadt angenommen werden. Mau hat sich von der
Erwägung leiten lassen, daß die Stadt Ehrenfeld jetzt keine selbstständigeGemeinde mehr ist.
Sie ist in die Stadt Köln eiugemciudct. Die anderen Städte, die allenfalls in dem Landkreise
Köln in Betracht gezogen werden könnten, sind die Stadt Kalk, die, wie Sie wissen, lediglich
industriellen Charakter hat, und die Stadt Vrühl, die vollständig landwirthschaftlichenCharakter
aufweist. Beide schienen der Commissionnicht geeignet als Normalstadt für den LandkreisKöln,
u»d fo ist die Commissionauf den Gedanken gekommen, Ihnen die Stadt Siegburg vorzuschlagen,
eine Stadt, die schon jetzt vielfach als Normalstadt angezogen ist, also einen ganz besonderen
Vorzug zu verdienen scheint. Für den Landkreis Bonn ist auch die Stadt Siegburg als Normal¬
stadt maßgebend.

Die von der Fachcommissionbezeichneten Städte eignen sich, was insbesonderedie Stadt
Nheindllhlengegenüber Viersen angeht, nach der Ansichtder Commissionmehr als die im Ver¬
zeichniß genannten für die zu veranlagenden ländlichen Ortschaften. Die Verhältnisse der vor¬
geschlagenen Städte haben mehr den Charakter der nach ihnen zu veranlagendenKreise nnd Bezirke.

Das sind die Vorschläge, die die Commission hinsichtlich Aenderung in Normalstädte
Ihnen zu unterbreiten hat. Ich weiß nicht, ob noch Wünsche im Hause hervortreten. Es ist
mir vor der Sitzung ein Wuusch mitgetheilt, den ich natürlich nicht mehr als Antrag der
Kommission zu vertreten in der Lage bin.

Was nuu das zweite Ersuchen des Herrn Oberpräsidenten angeht, so hat der Provinzial¬
landtag schon zur Zeit der ersten Revision erklärt, daß er nicht in der Lage sei, besonderepro¬
vinzielle Merkmale, welche für die Tarifiruug maßgebend sein könnten, anzugeben. Die Fach¬
commission hat nach eingehender Berathung der einschlägigen Verhältnisse auch dieses Mal
erklärt, daß sie provinzielle Merkmale nicht zu bezeichnen im Stande sei. und bittet das hohe
Haus, auch diefes Mal dahin sein Votum abzugeben, daß von einer besonderenBezeichnung
bieser provinziellen Merkmale abzusehen sei.

Der Provinzialausschuß hatte beantragt, daß ihm die Entscheidung überlassen werde.
Die Commission hat aber, da sie mit der Sache betraut worden ist, geglaubt, besser zu thuu,
"n selbststäudiges Votum abzugeben, was ich mich eben beehrt habe, Ihnen vorzutragen.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Ich eröffne die Verhandlung. Wünscht eiuer
°°r Herren das Wort? — Herr Abgeordneter Röchling hat das Wort.

Abgeordneter Röchling: Ich möchte noch bemerken,daß von dem Kreise Saarbrücken
^r nicht gesprochen worden ist.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Referent hat das Wort.
19
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Berichterstatter Abgeordneter Michels: Das liegt in den Antragen gedrucktvor.
Da sind die drei Ausnahmen angeführt: Für die im Kreise Gladbach gelegene Bürgermeisterei
Hardt statt der Stadt Viersen die Stadt Rheindahlen; für den Kreis Köln (Land) statt Ehreufeld
die Stadt Siegburg im Kreise Sieg, uud für den Kreis Saarbrücken statt der Stadt Malstadt-
Vurbach die Stadt Ottweiler. Ich habe allerdings unterlassen die vorgeschlageneAenderung
für den Kreis Saarbrücken besonders hervorzuheben.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Damit ist das Referat erschöpft. Ich stelle
mit Ihrem Einverständnis; fest, daß Sie dem Beschluß der Fachcummissionbeigctreten sind nnd
ihn zu dem Ihrigen gemacht haben.

Nr. ? der Tagesordnung bringt den Antrag der I. Fachcom Mission zum Etat
der Vcrwaltungskusten der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät für die Etats-
jahrc vom 1. Januar bis 31. Dezember 1893 uud vom 1. Iannar bis 31. De¬
zember 1894. Berichterstatter der Commission ist Herr Abgeordneter Becker. Ich ertheile ihm
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herren! Der Etat enthält in Einnahme
nur den Zuschuß, der nöthig ist Seitens der Prvvinzial-Fencr-Societätskasse, nm die Ausgaben
zu decken. Die Ausgaben bewegen sich im Wesentlichen auf der Höhe des vorjährigen Etats.
Es sind nur einige Aenderungen vorgenommen. Es sind Gehaltserhöhungen nach Maßgabe
des von Ihnen früher genehmigten Besoldungsplans vorgesehen, nnd außerdem verschiedene neue
Vcamtenanstcllnngen iu Aussicht genommen mit Rücksicht ans den erweiterten Umfang der
Geschäfteder Provinzial-Feuer-Societät.

Ihre Commission hat in all diesen Vczichuugeu uichts zu ändern gefunden. Sie hat
nur die allgemeine Bemerkung geändert, die beim Eingang der Ausgaben au der Seite auf
alle Gehälter bezüglich gemacht ist. Diese Bemerkung lautet: „Die im Etat vorgesehenen
Erhöhungen der Gehälter der Beamten können vom 1. April 1893 ab erfolgen." Die Com¬
mission hat dieser Bemerkung folgenden veränderten Wortlaut gegeben: „Die im Etat vor¬
gesehenenErhöhungen der Gehälter der Beamten können erst vom 1. April 1893 ab erfolgen.
Die weiteren Erhöhungen finden immer erst vom 1. April ab statt."

Meine Herren! Warum das geschehenist, hat Ihnen, wenn ich nicht irre, Herr Michels
bereits bei einem analogen Falle mitgetheilt. Das hangt nämlich mit dem Rechnungsjahre der
Provinzial-Feuer-Societät zusammen, welches ein von dem Rechnungsjahre der übrigen provin¬
ziellen Etats, insonderheit des allgemeinen Etats der Provinzialverwaltung verschiedenes ist.
Die Provinzial-Feuer-Soeietät rechnet vom 1. Januar zum 1. Januar, während die meisten
übrigen provinziellen Etats vom 1. April zum 1. April rechucu. Wenn wir nun hier die Gehalts¬
erhöhung ohne jede Einschränkung genehmigt hätten, die natürlich in der vollen Iahrcssununc
vorgesehenwerden muß, weil der Etat ja für 2 Jahre bestimmt ist, dann würden die Beamten
der Provinzial-Feuer-Societät uud der wenigen Kassen, die ebenfalls mit dem Rechnungsjahre
von Januar zu Januar, also mit dem Kalenderjahre, rechnen, immer ein viertel Jahr früher
die Gehaltserhöhung bekommenals alle übrigen Beamten, nnd das würde natürlich eine Quelle
fortwährender berechtigter Unzufriedenheit der übrigen Beamten fein. Um dem vorzubeugen,ist
die Bemerkung bereits von der Verwaltung im Gingang des Etats gemacht worden; wir haben
sie nur entsprechend vervollständigt und zwar dahin, daß sie nicht blos für diefen Etat paßt,
sondern auch für alle folgenden, fo daß die Gehaltserhöhungen immer erst mit dem 1- Ap"l
ins Leben treten sollen, wie bei allen anderen provinziellen Kassen, nnd so also für sämmtliche
Beamten ohne Ausnahme eine volle Gleichmäßigkeitherbeigeführt ist.
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Nun haben mir diesen Etat erst berathen, als bereits ein anderer Etat, der ebenfalls
das Kalenderjahr zur Unterlage hat, von uns genehmigt war, und da haben wir den ferneren
Antrag damit verbunden, Sie möchten sich damit einverstanden erklären, daß diese von uns
geänderte Bemerkung in gleichem Wortlaute auch in allen andern Etats Aufnahme fände, die
ebenfalls das Kalenderjahr zur Unterlage haben.

Das, meine Herren, sind die einzigen Aenderungen, die Ihnen die 1, Fachcommission
vorschlägt, und ich möchte Sie Ihnen zur Annahmeempfehlen. Sie liegt Ihnen übrigens gedruckt
vor. Es würde alfo nur erwünschtsein, daß Sie die Güte hätten, mit der Aenderung den Etat
zu genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender Iantzen: Wünscht einer der Herren sich über den Gegen¬
stand zu äußeru? — Das ist nicht der Fall. Ich stelle hiermit ohne besondere Abstimmuug fest,
daß Sie den Etat nach den Vorschlägender Fachcommifsionmit dem von dem Herrn Referenten
vorgesehenenZusatz Ihrerseits genehmigt haben.

Wir gehen sodann über zum folgenden Gegenstand, nämlich zum Antrag der
1. Fachcommifsion zum Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten der niederen
landwirtschaftlichen Schulen, sowie für die Unterstützung sonstiger landwirth-
schaftlicher Zwecke für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom
1. April 1894 bis 31, März 1895. Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLieven, dem ich
das Wort gebe.

Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Dieser Etat der landwirth-
schaftlichenSchulen balancirt in Einnahme und Ausgabe mit 150 000 M. Die Einnahmen
sind dieselben geblieben, die Ausgaben sind auch dieselben geblieben, bis auf die Position 5, wo
die neuen 5 landwirtschaftlichen Schulen, die Sie in der vorigen Session beschlossen habe»,
aufgenommen sind. Es steigen also dann die Ausgaben von 2200 auf 11 000 M. Die
Position 8, Zuschuß für den RheinischenFischereiuercinzu Bonn steigt von 1000 ans 1500 M.
Diese Position ist erhöht worden, weil von verschiedenenkleineren FischcrcivereinenAntrage
um Unterstützungan den Provinzialansschuß kamen, Der Prouinzialausschuß hat dem Rheinischen
Fischerciverein, welcher als der Provinzialvcrcin angesehenwerden muß, die Zuschüsse erhöht,
damit die anderen kleineren Vereine von dort die Zuschüsse verlangen, da sich die Provinz-
Verwaltung mit dieser Sache doch wohl nicht abgeben kann.

Die I. Fachcommission,meine Herren, schlagt Ihnen die Genchmiguug dieses Etats vor.
Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ich stelle ohne besondere Abstimmung fest,

daß Sie diesen Vorschlag zu Ihrem Beschlnß erhoben haben.
Der folgende Gegenstand betrifft den Antrag der I. Fachcommission zum Etat

für die Verwaltung des Rittergutes Desdorf für die Etatsjahre vom 1. April 1893
bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Berichterstatter ist
wieder Herr Abgeordneter Lieven, den ich bitte, zu refcriren.

Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Auch hier schließt der Etat
'n Einnahme nnd Ausgabe mit 5100 M. ab. Die Fachcommissionschlagt Ihnen auch hier
die Genehmigung dieses Etats vor.

Ich erlaube mir noch mitzutheilen, daß bis jetzt ? Kinder untergebracht sind nnd noch
Platz für 3 vorhanden ist. Einstweilen hat davon abgesehen werden müssen, mehr als 7 Kinder
unterzubringen, weil sich der Pächter erst einmal in die Sache hineinleben muß. Im nächsten
Jahre werden wahrscheinlich10 Kinder untergebracht werden können.

18*
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Wie gesagt, auch hier schlagt Ihnen die I. Fachcommission die Genehmigung des
Etats vor.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich nehme an, daß Sie diesem Vorschlagebei¬
getreten sind, meine Herren. — Er ist zum Beschluß geworden.

Herr Abgeordneter Becker wird dann die Güte haben, über den folgenden Gegenstand
der Tagesordnung zu referiren:

Antrag der I. Fachcommission zum Etat über die Einnahmen und Aus¬
gaben für gewerbliche Zwecke für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis
31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herren! Der Etat ist der letzte in dem
gedruckten Bande, der Ihnen zugegangen ist. Er bewegt sich in sehr wenigen Zahlen, Zunächst
sind als Einnahmen 10 900 M. mehr vorgesehen,als in frühere»: Jahren. Die 53 000 M. aus
Prouinzialmitteln reichen gerade aus, um die Ausgaben, die vorgesehen sind, zu decken und dein
Provinzialausschuß einen bescheidenen Dispositionsfonds zu lassen. In den Ausgaben hat sich
zunächstnoch durch einen nach dem Druck herbeigeführtenBeschluß des Provinzialausschusseseine
Aenderung vollzogen,auf die ich gleich kommenwerde. Zunächst finden Sie 3 Ausgaben, die in
derselbenHöhe bereits in früheren Etats gestanden haben, für die KöniglicheWebcreischulezu
Crcfeld, für die Fachfchule der Kleineren- und Stahlindustrie zu Ncmscheid und für die Korbflccht-
fchulc zu Heinsberg, mit zufammcn 21 000 M. Dann stand im bisherigen Etat ein Zuschuß für
die Hüttenfchule in Bochum von 3500 M. Diese Hüttenschule ist inzwischen nach Duisburg
verlegt worden. Es war in dem Etat vorgeschlagen— nnd so steht es noch jetzt gedruckt in
dem Exemplar, das Sie haben, — diesen Zuschuß um das Doppelte, auf 7000 M. zu erhöhen.
Ihr Ausschuß schlagt Ihnen neuerdings noch vor, den Zufchuß auf 10 000 M. pro Jahr zu
erhöhen, natürlich, damit der Etat trotzdem in Einnahme und Ausgabe balancirt, entsprechend
den letzten Titel Nr. 8, zur Verfügung des Provinzialausschusses, um dieselbe Summe von
3000 M. herabzusetzen.

Die Gründe für diese so wesentlicheErhöhung, meine Herren, liegen darin, daß der
Stadt Duisburg durch die Verlegung der Hüttenschuledorthin sehr erhebliche Mehraufwendungen,
besonders für die nöthigen Räumlichkeiten,erwachfen. Es haben darüber noch fpezielleVerhand¬
lungen zwischen dem Landesdirektor, einem Vertreter des Provinzialausschussesuud dem Vertreter
der Stadt Duisburg stattgefunden, nachdem der Etat bereits abgeschlossen war, und nachdem durch
diese Verhandlungen die erhebliche Erhöhung der Mehraufwendungen von Duisburg klargestellt
war, hat die weitere Erhöhung auf 10 000 M. durch Beschluß des Provinzialausschusses statt¬
gefunden.

Dann finden Sie 12 500 M. für den Central-Gewerbevereinfür Rheinland, Westfalen und
benachbarteBezirke zu Düsseldorf, dann neu 3000 M. Zufchuß für den Kölnischen Kunstgewcrbe-
uerein zu Köln, der in Köln denselbenZweck erfüllt, für welchen der Eentral - Gewerbeverein für
Rheinland und Westfalen sonst in der Provinz thätig ist, eine Summe, welche bereits seit
1'/» Jahren auf Befchluß des Provinzialausfchusses diesem Verein zugewendetwird.

Das Gleiche liegt bei dem nächsten Posten vor: Zuschuß zu den Unterhaltungskostender
Webcschule für die Wollenindustrie zu Aachen 2000 M.

Endlich, meine Herren, finden Sie noch zur Hebung und Förderung der gewerblichen
Thätigkeit in der Provinz auf Beschluß des Provinzialausschusses den nunmehr verminderte"
Betrag von 4500 M„ der ursprünglich in diesem Etat auf 7500 M. lautete, aber wegen der
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der Hüttcnschule in Duisburg zuzuwendendenweiteren Erhöhung von 3000 M, um dieselbe
Summe gekürzt werden muhte. Der Provinzialausschuß hofft, nachdem alle zur Zeit vorliegenden
Bedürfnisse in dem Etat zur Befriedigung gelangt sind, mit dieser Summe von 4500 M., die
allerdings um 1500 M. niedriger ist als im vorigen Etat, auch den Ansprüchenauf gewerblichen,
Gebiet in der bevorstehendenzweijährigen Etatsperiode gerecht werden zu können.

Ich erlaube nur daher, Ihnen Namens der Fachcommission,welche den Etatsentwurf i»
diefer geänderten Forin nicht beanstandet hat, die Annahme desselbenzu empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Herr Abgeordneter Fritzen hat das Wort.
AbgeordneterFritzen: Ich möchte mir hier eine Frage erlauben. Was die Hüttcnschule

in Duisburg anbetrifft, fo ist die Beihülfe dafür urfprünglich bewilligt für die Schule i» Bochum.
Sie war früher in Bochum und ist von da verlegt worden. Damals ist, soviel ich mich erinnere,
an die Bewilligung der Beihülfe hier im Landtage die Bedingung geknüpft worden, daß auch
Westfalen einen Beitrag leiste, und ich möchte mir jetzt die Anfrage erlauben, ob augenblicklich
noch die Provinz Westfalen einen angemcfsenenBeitrag leistet, oder ob die Bedingung falleu
gelllsscu ist, das; die Provinz Westfalen gegenwärtig einen ebenfo hohen Beitrag leistet wie die
Nheinprovinz.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Landesdirektor Klein.
Landesdirektor Geheimer Ober-Negierungsrath Klein: Die Thatsache, welche der Herr

AbgeordneteFritzen anführt, ist richtig; die Hüttcnschulebestand in Bochum; die Provinz West¬
falen zahlte denselbenZuschuß wie die Nheiuprovinz, weil die Schule von Rheinländern und
Westfalen gleichmäßigbefucht wurde. Im vorigen Jahre wurde die Verlegung der Schule uach
Duisburg in das Gebiet der Nheinprovinzbeschlossen; diesen Umstand nahm die Provinz Westfalen
wahr, um die Zahlung ihrer Hälfte des Beitrages au die Bedingung zu knüpfen, daß die Nheiu¬
provinz außer dem Beitrage für die Schule iu Duisburg denfelben Betrag, welchen Westfalen
für die Schule in Duisburg beiträgt, für eine Schule in Dortmund bewilligen solle. Letzteres
haben wir abgelehnt, denn wenn wir dasselbe, was wir für die Schule in Duisburg von Westfalen
bekommen,für eine Schule in Dortmund geben sollen, so ist es für uns viel einfacher,daß wir
auf deu Beitrag von Westfalen verzichtenund statt dessen den ganzen Beitrag für die Schule in
Duisburg übernehmen. Entweder zahlt die Provinz Westfalen ihre Hälfte wie bisher werter,
oder aber wir müssendie Schule allein unterhalten und sie als rheinischeSchule betrachten, und
dann werden wir von den Schülern aus Westfaleu eiuen höheren Veitrag verlangen müssen, wre
die Rheinländer zahlen. Die Provinz Westfalen ist aber auf dein Standpunkt gebbebeu, daß ste
den Antheil nur hergeben wollte, wenn die Rheinprovinz auch 3500 M. für eine Schule m
Dortmund gäbe, fodaß wir unter allen Umständen 7000 M. hätten zahlen müssen, und da
wollten wir sie doch lieber für Duisburg zahleu und damit allein Herr der Sache sem.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr AbgeordneterLehr hat das Wort.
Abgeordneter Lehr: Ich wollte dasselbe sagen, was der Herr Landesdnektor bereüs

gesagt hat. Es haben längere Verhandlungen mit der Provinz Westfalen und ^uch nnt Duisburg
über diesen Punkt stattgefunden und die Stadt Duisburg hat sich auf den Standpunkt gestellt,
wie der Herr Landesdnektor eben erwähnte, daß eine solche bedingungsweise Bewilligung zu
Unzuträglichkeiten führt. Die Unzuträglichkeit,die aus der bedinguugsweifenBewilligung erwachsen
ist, zeigt sich schon darin, daß die Stadt Duisburg iu diesem Jahre den ausgefallenen Bettag
von 3500 M den die Provinz Westfalen bisher bewilligt hatte, selbst hat zahlen müssen Das
^ schließlich die Folge von bedingungsweisenBewilligungen. Deshalb steht die Stadt Duisburg
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in Uebereinstimmungmit der Provinzialverwaltung, wie gesagt, auf dem Standpunkte, daß die
Bewilligung der Provinzen unabhängig von einander erfolgen möchten. Ich für meine Person
möchte nun die Gelegenheit gern benutzen,um der Provinzialverwaltung und auch der Commission
meinen verbindlichstenDank dafür abzustatten, daß sie ein so wirksames und einsichtiges Interesse
für die Schule an den Tag gelegt haben.

Meine Herren! Sie thun, wenn Sie dem Antrag Ihrer Commissionbeitreten, für die
Nheinprovinz wirklich ein gutes Werk, das heißt für die niederrheinifcheIndustrie. Ich kann
das nicht genug betonen, die Schule ist eine enorm wichtige gewerbliche Fachschule, die der Industrie
die Werkmeister und die unteren Beamten liefern soll. Daran hapert es bei den Werken,
Ingenieure und Techniker giebt es in Unzahl, aber die kleinen Beamten fehlen, und deshalb hat
die Industrie des Niederrheins ein ganz ungemein großes Interesse an der Anstalt, und die
Großiudustrie des Niederrheins ist doch ein Faktor, der von der Provinz berücksichtigtzu werden
verdient. Das Unglück bei solchen Fachschulen ist das, daß so recht eigentlich niemand weiß,
woher die Mittel für diese Anstalten zu nehmen sind. In erster Linie ist ja ganz gewiß der
Staat dazu verpflichtet. Der Staat entzieht sich dein auch nicht und würde gewiß in diesem
Jahre mehr gethan haben; — aber ich brauche ja über die staatliche Finanzlage kein Wort zu
verlieren. Es war daher in diesem Jahre dem Staate nicht möglich,mehr zu thun. Der Zuschuß,
den die Provinzen geben, wird nur so lange dauern, als der Staat die von ihn: anerkannte
Verpflichtung nicht erfüllen kann, Glauben Sie nicht, daß blos die Stadt Duisburg durch Ihre
Bewilligung einen Vortheil hat. Sie hat als Stadt von der Schule nicht viel, das hat sich
immer mehr und mehr gezeigt und das haben die Herren von der Provinzialverwaltung, welche
sich über die Dinge informirt haben, auch anerkannt Es handelt sich lediglichum die Schule;
sie muß in irgend einer Weise unterhalten werden, und da meine ich, wäre nuu die Provinz in
Verbindung mit der Gemeinde die geeignetsteKorperschaft. Die Gemeinde thut natürlich bei
weitem mehr als die Provinz thun wird, wenn der Beschluß der Fachcommissiondurchgeht. Ich
möchte Sie im Interesse der niedcrrheinischenIndustrie dringend bitten, den Antrag, den Ihnen
Ihre Fachcommissionvorschlagt, zu genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Ich habe diese Position nicht angegriffen und beabsichtige

auch nicht, sie anzugreifen. Ich habe mich aber veranlaßt gefühlt, vorhin die Frage zu stellen,
weil, als wir die Schule unterstützte,, zu der Zeit, da sie in Bochum auf westfälischemGebiete
lag, es durchaus gerechtfertigt war, daß wir die Bedingungen stellten, daß Westfalen seinen
Zuschuß von 3500 M. ebenfalls weiter bewillige; sonst wäre es dahin gekommen daß wir in
Bochum auf westfälischerErde eine Schule unterstützthätten, die von der eigenenProvinz nichts
bekommt. Im Uebrigen muß ich daran erinnern, daß derartige an Bedingungen geknüpfte
Bewilligungen zahlreich vorkommen. Ich erinnere an den Eifelfonds, an die 100000 M., die
wir zur Hebung der wirtschaftlichen Verhältnisse in der Eifel hingeben, die wir nur uuter
der Voraussetzung bewilligen, daß der Staat 200000 giebt; und der Staat bewilligt die
200000 M. unter der Veraussetznng, daß die Provinz ihre 100000 M. giebt. Im Uebrigen
will ich die Position nicht angreifen. Aber jetzt, nachdem die Schnle in Duisburg ist, auf
rheinischer Erde, nachdem sie ausschließlichvom rheinischen Provinzialuerband unterstützt wird,
folgen Konsequenzendaraus. Zunächst wird der Name nicht mehr sein können, Rheinisch-
Westfälische, sondern Rheinische Hüttenschnle. und fodann möchte ich zur Erwägung anheim
geben, ob nicht in Zukunft den Westfälischen Industriellen, welche an den Vortheilen der
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Schule Partizipiren wollen, gewisse Bedingungen auferlegt werden müssen. Wenn die Rhein-
Provinz ausschließlich die Schule unterstützt, so ist meines Trachtens die rheinische Indnstrie
bevorrechtigtan der Schule und dann wird die westfälische Industrie hintenan gesetzt werden müssen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr AbgeordneterLehr.
AbgeordneterLehr: Ich möchte den Ausführungen des Herrn AbgeordnetenFritzen im

Allgemeinenzustimmen. Es ist bedauerlich,daß die Provinz Westfalen sich von der finanziellen
Unterstützung der Anstalt zurückgezogen hat. Es sind thatsächlichvon den 110 Schülern, welche
die Schule besuchen, immer noch annähernd 40 Westfalen, und es hätte die Provinz Westfalen
allen Grund, der Anstalt auch weiterhin Interesse zuzuweuden. Es wird dieserhalb auch ein
Antrag an die Provinz gestellt werden, ob derselbe Erfolg hat, das kann ich bei dem ablehnenden
Verhalten der Provinz nicht wissen. Indes, meine Herren, glaube ich, daß es doch bedenklich ist,
den Namen der Schule zu ändern, solche Namen müssen conservirt werden, ich glaube aber auch
nicht, dah es sich empfiehlt, auf die Fragen sich hier einzulassen. Die Schule ist seit 10 Jahren
unter diesem Namen in der Industrie eingebürgert, deshalb halte ich es für bedenklich, bei dieser
Veranlassung an dem Namen der Schule zu rütteln. An Bemühungen unsererseits, das Interesse
der Provinz Westfalen an dieser Schule zu wecken, wird es ganz gewiß nicht fehlen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Fritzen.
AbgeordneterFritzen: Ich höre, daß augenblicklich 40 Schüler aus Westfalen die Schule

besuchen, also die Thatsache steht fest, daß wir im Interesse auch von Westfalen eine Schule unter¬
halten, wozu die Provinz Westfalen keinen Pfennig und die Nheinprouinz 10 000 M. beisteuert.
Ich wiederhole, ich will diefe „vornehme Handlungsweife" nicht angreifen, aber es scheint mir
doch, wir dürfen nicht vergessen,daß die westfälischen Schüler nicht mit demselbenSchulgeld und
unter denselben Bedingungen an der Schule partizipiren können, wie die rheinischen Schüler, Ich
möchte dein Provinzialausschuß empfehlen, dieses Verhältniß einer sorgfältigen Erwägung zu
unterziehen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
Landesdirektor Geheimer Ober-Regierungsrath Klein: Wir werden dieser Anregung des

Herrn AbgeordnetenFritzen gerne Folge geben. Für den Fall, daß die Provinz Westfalen sich
weiter ablehnend verhalten follte, würde ich mit dem Kuratorium der Schule über die angeregten
Fragen in Verbindung treten, fodaß wir zu der nächstenBerathung die Sache geklärt haben
werden. Es ist ja vielleicht noch Hoffnung vorhanden, daß die Provinz Westfalen wieder den
früheren Zuschuß ohne die erwähnte Bedingung giebt. Sollte die Provinz Westfalen indessen bei
ihrer Weigerung beharren, fo würden wir daraus allerdings Conseanenzenziehen müssen, das
erkenne ich mit dem Herrn AbgeordnetenFritzen vollständig an.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich schließe nunmehr die Diskussion und ertheile
das Schlußwort dem Herrn Referenten.

Berichterstatter AbgeordneterNecker: Meine Herren! Ich bin der Meinung, daß die
Anregung, die Herr Fritzen gegebenhat, alle Beachtung verdient. Zunächst würde es der Stadt
Duisburg vorbehalten sein, ihre Anträgean die Provinz Westfalen zu wiederholen. Die Provinz Westfalen,
die, wenn ich recht unterrichtet bin, im nächsten Monat ihren Landtag hat, wird darüber zunächst
W befinden haben. Ist das Resultat ein negatives, was ich im Interesse der Schule nicht
wünschen würde, dann hat der Herr Landesdircktorzugesichert,der Anregung des Abgeordneten
Fritzen weitere Folge zu geben. Ich glaube, damit können wir uns heute begnügen, uud ich
"wchte Ihnen die unveräuderte Annahme des Antrags als solchen empfehlen.
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Eine Abstimmung ist nicht beantragt, dieselbe
wird nicht nöthig sein; ich nehme Ihr EinVerständniß dafür an, daß Sie dem Antrag der
FachcommissionIhre Zustimmung ertheilen und zum Beschluß erheben.

Wir kommen dann zum letzten Gegenstande der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Feuerwehr-Unfalltasse der Rheinprovinz.

Herr Abgeordneter Dietze wird über diesen Antrag Bericht erstatten.
Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Der 36. Rheinische Provinziallandtag hat in der

Sitzung vom 11. Dezember 1890 den Provinzialausschuß beauftragt, die Gesuchedes Ausschusses
des Verbaudes der Rheinisch-Westfälische,: Feuerwehren und des Verbandes der RheinischenFeuer¬
wehren, betreffend die Bildung einer Unfnllkassefür die bei Ausübung ihres Berufes beschädigten
Fencrwehrlente und ihrer Hinterbliebenen einer eingehendenPrüfung zu uuterzieheu uud über das
Resultat dem nächsten Proviuziallandtage Bericht zu erstatten. Schon bei Gelegenheitmeines Vor¬
tragt über den Verwaltungsbericht habe ich die Ehre gehabt, Ihnen sagen zu können, daß die Vor¬
bereitungen schon so weit getroffen sind, daß aus den Überschüssen der RheinischenProvinzial-
Feuer-Societät 30 000 M. seit annähernd 2 Jahren bereit gestellt sind, nm den Grundstockfür
diese Fencrwehr-Unfallkasse zu bilden. Wir haben also heute einen Betrag von 30 000 M-
Kapital und davon von 2 Jahren die Zinsen. Außerdem hat der Provinzialausschuß Ihnen
einen Entwnrf zu dem Statut der Feucrwehr-Unfallkassevorgelegt, lind Sie finden denselben in
Drucksache Nr. 2. Das Statut ist iu der reiflichstenWeise von Ihrer I. Fachcommissiuugeprüft
wurden, und diefclbe hat namentlich dem §.8 — worin sich, nebenbei gesagt, ein kleiner Druck¬
fehler fiudct, der Buchstabe L gehört in die zweitletzte Zeile — eiue besonders eingehende
Erörterung zu Theil werden lassen. Es sind verschiedene Antrage gestellt worden in Bezug auf
die Beiträge sowohl, wie auch über die Art und über die Höhe der Unterstützung. Man hat
sich aber in der Fachcommissiongesagt, für jetzt diesen Paragraph und das ganze Statut unver¬
ändert anzunehmen, weil wir erst Erfahrungen sammeln müssen; heute machen wir gewisser¬
maßen einen Sprung ins Dunkle, und aus diesem Grunde empfiehlt Ihnen die I. Fachcommission
die unveränderte Annahme, um über das Resultat und den Inhalt des Statuts auf dem
nächsten Provinziallandtag weiter zu berichten. Eine wirkliche Abänderung hat nur statt¬
gefunden in der zweiten Zeile des 8- 19 und des §. 20. Da muß es heißen: Aenderungen
dieses Statuts finden durch den Beschluß des Provinziallandtag es statt, während gedruckt ist
durch Beschluß des Provinzialausschusses. Diese Aenderung ist dadurch nöthig geworden,
weil dieses Statut der Genehmigung des Ministers unterliegen soll und deshalb der Landtag
vorher um seine Zustimmung gebeten werden mußte. Es ist das die einzige Aenderung, die
Ihnen die Fachcommissionvorschlägt. Gleichzeitig möchte ich noch mittheilen, daß die verschie¬
denen Feuerwehren sehr dringend wünschen,daß recht bald das Statut in Kraft treten möchte,
womöglicham 1. Januar, und ich möchte mir gestatten, an den Herrn Staatscommifsarius die
Bitte zu richten, daß die Genehmigung von Seiten des Herrn Ministers sobald wie möglich
erfolgt. (Königlicher Commissar Ober-Präsident Nasse: Das Telegramm an den Her"
Minister liegt schon vor mir) Ich darf annehmen, daß unter diesen Umständen auf Verlesung
des Statuts verzichtet wird, damit die Sache schneller geht. Ich empfehle Ihnen alfo den
Antrag des Provinzialausfchusfes.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fisch"-
Abgeordneter Fischer: Meine Herren! Es darf wohl keinem Zweifel unterliegen,

daß die neue Einrichtung, die durch das vorliegendeStatut geschaffen werden soll, in der ganze«
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Provinz eine beifällige Aufnahme finden wird und zwar aus dem einfachen Grunde, weil es
schon länger als ein dringendes Bedürfniß erschienen ist, eine derartige Kasfe einzuführen. Ich
hege aber doch noch einige Wünsche, von denen ich hoffe, daß sie die Zustimmung des hohen
Hauses fiuden. Diese Wünsche sind zunächstgerichtetans den §. 8 des Statuteutwurfs, der auch
vom Herrn Referenten befondcrs hervorgehoben wurde, und von dem gesagt wurde, er mochte
einstweilen so bleiben, damit nicht ein Sprung ins Dunkle gemacht werde. Ich glaube aber,
daß dieser Sprung ins Dunkle gemacht wird, wenn wir es bei den außerordentlich niedrigen
Entschädigungssätzenbelassen, wie sie hier bemessen worden. Die Feuerwehren, soweit ich sie
kenne, sind zumeist freiwillige Wehren, deren Mitglieder selbstständigeHandwerker uud Arbeiter,
also besser gestellte Bürger zu sein pflegen. Dieselben verdienen dnrch ihr Handwerk, ob sie
nun Schlosser, Schreiner oder Dachdeckersind. — meistens sind es ja folche Handwerker,
welche den Feuerwehren angehören. — nicht nur 3 M. täglich, welcherBetrag als höchster
Entschädigungssatzaufgestellt ist, sondern sie verdienen meistens mehr. Wenn nun ein Feuer-
wehrmauu zn Schaden kommt bei seinem schönen Beruf, den er ausübt, wenn er seine Mit¬
bürger aus Fcuersuoth errettet, soll er dann eine so winzige Entschädigung von 1,50 M. pro
Tag bekommen? Das ist viel zu wenig. Der Feuerwehrmauu muß sich dann an die Gemeinde
wenden und sieht sich genöthigt, an das Wohlwollen derselben zu recouriren. Das aber sollte
man, meine ich, einem solchen Manne doch nicht zumuthen. Nach meinem Dafürhalten würde
ein Entschädigungssatzfür eiucn völlig erwerbsunfähigen vcrheirathetcn Mann mit 3 M. durch¬
aus uicht zu hoch bemessen sein, nnd für einen unvcrhcirathetenc rwerbsuufähigen Mann würde
ich eine Entschädigung von 2 M. durchaus nöthig erachten. Selbstverständlich würden dann,
wenn das hohe Haus mit mir derselben Ansicht wäre, die Beiträge, wie sie im Z. 6 vorgesehen
sind, erhöht werden müssen, oder aber die Provinz müßte einen höhern Zuschuß geben. Ich
bin aber ganz gewiß, daß. wenn auch die Beiträge, wie sie im §. 6 bestimmt worden sind, so
normirt würden, daß für jedes Mitglied einer Feuerwehr pro Jahr 1 M. gezahlt werden
wüßte, die Gemeinden die ganze Last weniger unfreundlich aufnehmen würden. Denn gegen
Unfall versichernmüssen die Gemeinden doch; wenn sie aber bei einer Privatgesellschaft ver¬
sichern wollten, fo müßten sie mindestens das Dreifache zahlen, und damit wäre noch nicht
"reicht, was diefes Statnt bietet. Also, meine Herren, ich habe zu beantragen, Sie möchten
Ihre Zustimmung dazu geben, daß diese beiden Sätze, wie ich eben bemerkt, auf 3 nnd refp.
2 M. normirt werden, und daß nicht erst Untersuchungenstattfinden, wie die Verhältnisse des
Mannes liegen, ob er so ober foviel Kinder hat. ob der Maun sich in gutcu Vermögens¬
verhältnissen befindet oder nicht. Meine Ansicht geht dahin, daß die Leute, die bei Ausübung
ihres edlen Berufes Schaden erlitten haben, vollständig entschädigt werden müssen, gleichviel
in welchen Verhältnissen sie sich befinden. Es würde selbstverständlichanalog diesen Vorschlägen
unter z. 8d die lebenslänglicheRente auch zn niedrig und nicht ansrcichend sein; dieselbe würde
bann, statt 30 oder 60 M., ?5 M. betragen „Nissen. Es wäre überhaupt zu wünschen, daß
die niederen Sätze hier ganz fallen; es würde fönst erst jedesmal eine außerordentlich weit¬
schichtige Untersnchnng stattfinden müssen, nm festzustellen, welchen Betrag ein Befchädigter
Wischen 1,50 und 3 M bezw. 30 und U0 M. erhalten soll.

Der Bürgermeister müßte dann erst, wie es das Statut besagt, über alles Aufschluß
^bcu. Ja, meine Herren, dadurch würde die Entschädigung sehr verschlepptund es würde viel¬
leicht doch wenig dadurch erreicht. Ist ein Mann thatsächlichin Folge eines Unfalles in seinem
schönen Berufe erwerbsunfähig geworden, fo muß er meines Erachtens einen vollständig
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ausreichenden Ersatz dafür haben. Dahin geht der Hauptautrag, den ich mir zu stellen
erlauben möchte.

Ich habe sodann noch eine Frage znr Aufklärung zu stellen. Es heißt im §. 7: „Die
Jahresbeiträge der Gemeinden bezw. Wehren sind im Monat Januar im Voraus für das
ganze Geschäftsjahr zu zahlen. Der Zahlung ist ein namentliches Verzeichnis;der aktiven Mit¬
glieder der Wehr nach dem Bestände am 1. Januar beizufügen. Der Veitritt kann nur mit
sämmtlichen aktiven Mitgliedern der Wehr, uicht auch mit eiuzclueu Atheiluugeu derselbenerfolgen."

Fast sämmtliche Wehren, wenigstens in den etwas größeren Städten, siud zu dem
Luxus gekommen, ein Musikkorps zu habeu; auch das Musikkorps ist in gewissemSinne aktiv,
uud es könuten Mißverständnisse darüber entstehen, ob diese Mitglieder des Musikkvrps zu deu
attivcu Mitgliedern der Wehreu zu rechnen seien; es würde dies nach meinem Dafürhalten noch
zu präzisireu sciu, sonst würde auch für die Musiker der Beitrag gezahlt werden muffen, obwohl
diese sich niemals an den Löscharbeitcnbctheiligen. Ich bin der Ansicht, daß dieser Punkt
aufgeklärt werden muß.

Dann habe ich noch einen ferneren Wunfch. Nach meinemDafürhalten ist der Vcirath,
wie er im §.11 coustituirt ist, etwas sehr knapp bemessen. Der Beirath soll nnr aus 4 Mit¬
gliedern im Ganzen bestehen. Davon sollen 2 Mitglieder den vertretenen Gemeinden nnd
2 Mitglieder den Wehren angehören. Nun hat der Veirath, wie Sie wissen werden, eine
ziemlich umfasseudeAufgabe. Er soll mitarbeiten an der Verwaltung der Kasse, er soll mit¬
entscheiden über die Erhöhung oder Ermäßigung der Beiträge uud es sind ihm auch uoch
sonstige, uicht unwichtige, Aufgabe« auferlegt; er foll auch feststelle»,unter welchen Bedinguuge»
die Wehren selbst oder die Gemeinden der Unfallkasse bcitretcn können. Das alles sind sehr
wichtige Aufgabe», die von dem Vcirathe zu erledigen sind, uud da meiue ich, ist ciu Vcirath
von 4 Mitgliedern außerordentlich knapp bemessen, namentlich wenn man bedenkt, daß er die
zur Zeit bestehendenetwa 184 Wehren mit circa 11700 Mitgliedern vertreten soll, vorausgesetzt,
daß sämmtliche Wehren der Kasse beitreten, was voraussichtlichgeschehen wird. Ich habe mir
daher erlaubt, diesbezüglich deu Autrag zu stellen, die Zahl der Mitglieder des Beiraths zu
verdoppeln.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Ich bitte den Herrn Abgeordneten mir die
Anträge zu übergeben; ich denke sie sind schon schriftlich abgefaßt. Ich ertheile sodann das Wort
dem Herrn AbgeordnetenZweigcrt.

Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Wenn ich auf die Ausführungen des Herrn
Vorredners eingehe, gestatte ich mir die zwei unbedeutenderenPunkte vorwegzunehmen. Es betrifft
dies einmal das Musikkorps und dann die Frage von der Zusammenfetzungdes Vciraths. Meine
Herren! Es ist ein Irrthum, wenn der Herr Vorredner annimmt, daß unsere Wehren sich lediglich
aus Luxus diese Musiker halten und daß sich diese an der Feuerlöscharbcit uicht betheiligc».
Die Leute sind vornehmlichHornisten, die beim Blasen sich unmittelbar neben dem Chef befinden
müssen, sie haben die Signale zu geben und sind den Gefahren ebenso ausgesetztwie die Feuer¬
wehrleute. Es treteu dazu eiuige musikliebendeLeute, die bei festlichen Gelegenheiten Musik
machen, die aber an der Brandstätte mit thätig sind und deu gewöhnlichen Feuerwehrleuten
angehören. Wenn also eine Feuerwehr sich ein solches Musikkorps hält, so siud das auch Feuer¬
wehrleute, die auch zahlen müssen, und wenn eine Feuerwehr ein Luxusmusikkorpssich leisten sollte,
dann kann sie, denke ich, auch 60 Pf. bezahlen. Ich glaube, daß man besondereAusnahmen da
nicht zu machen hat.
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Was nun die Angelegenheitder Mitglieder des Beirathcs anbetrifft, so glaube ich, daß
die Zahl 4 vollständig ausreicht, es kommt im vorliegenden Falle darauf an, die Verhältnisse der
einzelnen Leute nach den von den BürgermeisternerstattetenBerichtenund nicht nach eigner Kenntniß
zu beurtheilen, sodann aber scheint mir dieser Punkt nicht ausreichend genug, um dieserhalb
eine Abänderung eines Statuts vorzunehmen,welches nach langen Verhandlungen mit den Wehren
selbst zu Stande gekommen ist.

Meine Herren! Was die Höhe der Beiträge betrifft, so haben wir in der I. Fach¬
commission eine eingehende Erörterung über diese Punkte gepflogen. Die Erörterung der
Commission richtete sich indessen weniger gegen die Höhe der Beiträge als gegen die Frage
nach der Bemessung der Höhe der zu zahlenden Entschädigungen. Wir sagten uns, da die
gesummten Feuerwehrleute den gleichen Betrag bezahlen, da die Gemeinde für jeden ein und
dieselbe Summe zahlt, so wäre consequent, wenn auch jeder Feuerwehrmann dieselbe Entschädigung
bekämennd diese Entschädigung müsse daher gleichmäßig bemessensein für zeitweiseErwerbs¬
unfähigkeit, gleichmäßig bemessen fein für den Todesfall, gleichmäßig bemessen fein für die
Beerdigung und nur bei der dauernden Erwerbsunfähigkeit könnte ein Unterschied gemacht
werden, je nach dem Grade derselben, sei es, daß eine volle oder eine halbe Erwerbsunfähigkeit
vorliegt. Von den Mitgliedern des Provinzialausfchnsses bczw. dem Direktor der Prouinzial-
Feuer-Societät wurde hinzugefügt, daß consequentcrweife dann die Beiträge auch nach dieser Rich¬
tung normirt werden müßten. Aber, meine Herren, diesen Auträgeu stattzugeben, ist unmöglich.
Bei dem heutigen Stande erscheint meines Erachtens jede Aenderung in dieser Richtung voll¬
ständig ausgeschlossen. Es ist ganz unmöglich einen neuen Tarif festzustellen,(einheitlichen
Veitrag für die zeitweife Erwerbsunfähigkeit und bei dauernder Erwerbsunfähigkeit je nach
dem Grade der Erwerbsuufähigkcit verschiedene Entschädigungssumme,:, uud wieder einheitliche
für den Fall des Todes) — das jetzt noch fertig zu machen, erscheintmir wenigstens ganz
ausgeschlossen. Dazu gehört eiue genaue statistische Aufnahme über die in den einzelnen Kreisen
entstandenen Unfälle nnd es muß danach festgestelltwerden, wie hoch werden die Kosten fein,
die dadnrch entstehen, und wie hoch sind demnach die Beiträge zu bemessen, die jede Gemeinde
für die einzelne Feuerwehr zu leisten hat. Um nicht das Inslebentrcten dieser Kasse bis zum
Zusammentritt des nächstenProvinziallandtages zu verschieben, wollen wir es bei der Vorlage
bewenden lassen. Der Herr Feucr-Societats-Dircktorwird in der Lage sein, in den nächsten 2 Jahren
ausreichendeErfahrungen zu machen,und wenn sich herausstellensollte, daß, was leicht möglich ist,
Unzufriedenheit bei den Feuerwehrleuten felbst in Folge der verschiedeneu Bemessungen der
Unterstützuug eintritt, so wird er nach 2 Jahren einen abändernden Vorschlag vorlegen
können. Heute meiue Herren, würden Sie durch die Anträge des geehrten Herrn Vorredners
das Inslebentreten der Kasse selbst gefährden. Nun noch ein Wort zur Bemängelung der Hohe
d°r Entschädigung. Meine Herren! Ich gönne den Feuerwehrleuten alles Gute uud wünsche
jedem Menschen, daß er namentlich in solchem Falle eiue so hohe Entschädlgnng wie möglich
bekomme,aber daß die Gemeinden nicht auch etwas dazu thun sollen nnd daß man nun alles
auf diese Kasse übernehmen soll, kann ich auch nicht einsehen. Ich halte in meiner Geme.nde
v«n vornherein an den Beschluß fest, daß jeder Feuerwehrmann der beim Löschen verunglückt,
Entschädigungerhält, wenn nun die Kasse eintritt, werden wir ihr sofort beüretcu, und wnd sie
uns infoweit von der Entschädigung entlasten. Etwaiges Mehr kann jede Gemeinde zahlen.
Eudann aber ist doch bei Erhöhung der Entschädigung und bei Erhöhung der Beiträge die
Gefahr vorhanden, daß sehr leicht das Bessere des Guten Feind sein könnte. Werden tue
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Beiträge zu hoch bemessen, so werden die Gemeinden und Feuerwehren Anstund nehmen, der
Kasse beizutreten. Lassen Sie die Sache ins Leben treten, lassen Sie sie 2 Jahre laufen, dann
weiden Sie ausreichendeErfahrungen machen, ich bitte daher die Anträge abzulehnen. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr AbgeordneteSchriller hat das Wort.
Abgeordneter Schriller: Meine Herren! Ich habe den Ausführungen meines Herrn

Vorredners, welchen ich vollständig beitrete, nur einige Bemerkungenhinzuzufügen, und will noch
auf zwei Gesichtspunkteaufmerksam machen, unter denen man zu demselbenSchlüsse kommen
kann. Zunächst werden die Beiträge nicht von den Beteiligten gezahlt, sondern von den
Gemeinden. Es ist also die Gemeinde als Ganzes versichert und nicht der einzelne Feuerwehrmann,
und es muß die Gemeinde doch wünschen, daß die Entschädigungen, welche bei Unfällen gezahlt
weiden, nach den Verhältnissen gezahlt werden, daß da nicht ein Einheitssatz besteht, sondern daß
innerhalb ihres Kreises die Verhältnisse der einzelnenPersonen berücksichtigt werden. Also, meine
Herren, nicht die einzelnen Feuerwehrleute sind versichert, sondern die Gemeinde ist für ihre
Feuerwehrleute versichert, und es kann gerade so wie bei einer Unfall-Verufsgcnosscnschafteine
verschiedenartigeEntschädigungje nach dem besonderenFalle eintreten.

Dann, meine Herren, mochte ich in zweiter Reihe noch ein kleines Exempel anführen.
Sie werden gewiß der Ansichtsein, daß, wenn ein Familienvater mit 6—8 Kindern einen Unfall
erleidet, die Entschädigungdoch etwas anders behandelt werden muß, als wenn ein kinderloser
Ehemann von eine»! solchen Unfall betroffen wird. Ich glaube, es ist ganz richtig, daß keine
ein für alle Mal feststehenden Einheitssätze eingeführt worden sind, es wird dadurch der Wirk¬
lichkeit in viel größerem Maße Rechnung getragen. Wenn Sie beispielsweise den Satz für die
Entschädigung von Familienvätern bei vorübergehenderArbeitsunfähigkeit einfach auf 2 Mark
normiren, anstatt, daß er wie jetzt zwischen l'/ü —3 M. schwankt, so würde Ihnen wahrscheinlich
sehr oft das Herz bluten, wenn man einem Familienvater nicht mindestens3 M. täglich geben könnte,
sondern bei 2 M. bleiben müßte, und es ist ganz richtig, wenn Diejenigen, die in besserer Lage
sind als solche Familienväter, eine etwas geringere Entschädigung erhalten. Ich schließe mich also
den Antragen der Fachcommissionan und bitte alle Abänderungsvorschlägeabzulehnen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Fischer hat das Wort.
Abgeordneter Fischer: Ich möchte den Herrn Vorredner darauf aufmerksam machen,

daß es doch wohl nicht anders kommen wird, als daß die Beiträge, wie sie von den Wehren
resp, den Gemeinden liquidirt werden, auch speziell der Person zufließen, die die Beschädigung
erlitten hat, und so wird kaum ein Unterschiedzu inacheu sein zwischen der Gemeinde oder der
Wehr und dem betreffendenIndividium, das die Beschädigungerfahren hat.

Dann sagte der Herr Vorredner, Entschädigungenwerden bei einem ernsten Unfälle und
bei Obwalten besonders mißlicher Verhältnisse höher sein müssen als bei einen: geringeren und
dem Bestehen weniger mißlicher Verhältnisse. Ich sehe aber hier im Statut, daß dafür Raum
genug gelassen ist. Es heißt am Schlüsse des 8 8: „In besonderen Fällen können ausnahmsweise
auch höhere Sätze, als die vorstehend festgestellten, bewilligt werden", und in jenen Fällen würde
man das annehmen können. Es wäre also recht und man wäre, wenn ein Mann mit vielen
Kindern einen Unfall erfahren hätte, hiernachin der Lage, ihm eine höhere Entschädigungzuwenden
zu können,als die im Statut angesetzte.

Ich gestatte mir noch auf eins aufmerksam zu machen. Ich sehe am Schluß des Statuts
und es ist vorhin von dem Herrn Referenten bemerkt worden, daß der §19 dahin abgeändert s",
daß eine Aenderungdes Statuts durch den Provinziallandtag genehmigt werden müsse. Analog wird es
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ja doch wohl im §. 20 daselbstheißen müssen, daß die Auflösung einer Kasse nicht durch den
Provinzialausschuh, sondern nur durch den Provinziallandtag erfolgen kann. (Berichterstatter
AbgeordneterDietze: Ich glaube, das ist richtig.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Eine Meldung zum Worte liegt nicht mehr vor,
ich schließe die Diskussion. Das Schlußwort hat der Herr Nefereut.

AbgeordneterDietze: Meine Herren! Ich habe den Ausführungen der Herren Oberbürger¬
meister Zweigert uud Oberbürgermeister Schüllcr nichts auderes hinzuzufügen, als was ich
im Eingange meines Vortrages schon gesagt habe. Wir wollen keinen Sprung ins Dunkle
machen. Lassen Sie zur Zeit das Statut in Kraft treten, und wenn sich die Nothwendigkeitvon
Aenderungen im Laufe der Zeit herausstellt, so wird dein Prouinziallandtag das Nähere darüber
mitgetheilt werden. Ich bitte also die wohlgemeintenAnträge des Herrn Fischer nicht anzu¬
nehmen, sondern dem Vorschlageder I. Fachcommissiongemäß das Statut so zu genehmigen,wie
es Ihnen vorliegt.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wir kommen zur Abstimmung. Ich schlage Ihnen
vor, die von dem Herrn AbgeordnetenFischer eingebrachtenAnträge bei den betreffendenPara¬
graphen zur Entscheidung zu stelleu. Wenn diese Anträge Ihre Zustimmung nicht finden sollten,
werde ich feststellen, daß Sie sich mit dem Wortlaut des Paragraphen, wie er Ihnen gedruckt
vorliegt, einverstanden erklären. — Sie sind damit einverstanden.— Die Paragraphen 1, 2, 3,
4 und 5 sind nicht bemängelt. Zu §. 6 hat Herr KollegeFischer den Antrag gestellt:

„Die Beiträge der der Kasse beitretenden Gemeinden oder Wehren statt auf jährlich
60 Pf. für jedes aktive Mitglied der letztern auf 1 M. zu erhöhen bezw. festzusetzen."

Ich bitte die Herren, welche diesem Antrage Ihre Zustimmung geben wollen, sich zu
erheben. (Geschieht)

WünschenSie (zu Herrn AbgeordnetenFischer) noch eine Abstimmung über die anderen
Antrage Herr Kollege? (Abgeordneter Fischer: Ich verzichte).

Demnach haben Sie beschlossen, das ganze Statut mit den von der Fachcommission
beliebten Aenderungenzu genehmigen, so zwar, daß im § 19 und 20 an Stelle des Wortes „Prouinzial-
ausschusses"Provinziallandtages" gesetzt werde.

So wäre dieser Gegenstand und damit auch die Tagesordnung erledigt.
Ich habe Ihnen nunmehr die Vorschläge für uufere nächste Sitzung zu machen. Ich

denke, wir lassen dieselbe morgen um 11 Uhr stattfinden. Das Wort zur Geschäftsordnunghat
Herr Abgeordneter Becker.

AbgeordneterBecker (zur Geschäftsordnung): Morgen um 11 Uhr ist bereits eine Sitzung
des Provinzialausschussesanberaumt; ich möchte bitten, daß die Sitzung erst um 12 Uhr beginne.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das war mir unbekannt, also nehmen wir
12 Uhr. Wir weiden uns allerdings mit unseren Arbeiten etwas beeilen müssen. Da aber
keine sehr wichtigen Sachen ans die Tagesordnung kommen, so werden wir wohl in einer zwei¬
stündigen Arbeit fertig werden, fo daß die Herren, welche die Nachmittagszügein die Heimath
benutzen wollen, darin unbehindert sind. Am Montag können wir dann mit der Plenarsitzung
um 1 Uhr beginnen. AbgeordneterBecker hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Necker: Ich möchte noch eine Bemerkung zur Geschäftsordnung machen.
Ich möchte die Herren der I. Fachcommissiondarauf aufmcrkfam machen, daß eine ganze Reihe
°°n Gegenständen noch unserer Erledigung harrt, und da werden wir Montag ohne Sitzung der
^'"Mission schwerlichvorübergehen lassen können; wir werden uns ja darüber morgen in der
Iachcommissionssitzungnoch verständigen können.
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf
Beissel von Gymnich.

AbgeordneterGraf Veissel von Gymnich: Meine Herren! Ich möchte doch die Ver¬
treter des Regierungsbezirks Aachen bitten, daß wir morgen einmal zusammentreten wegen des
Vorschlages für ein Mitglied des Prouinzialausschusses, die Herren mögen mir das nicht übel
nehmen, wenn ich das als das nichtälteste Mitglied des Regierungsbezirks Aachen thue. Ich
weih aber nicht, wer der betreffende Herr hier ist, und möchte doch, daß, ehe Sie nach Hause gehen,
der Vorschlag gemacht wird, da Montag die Wahl stattfinden muß.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Vielleicht um '/^12 Uhr? (Abgeordneter Graf
Veissel von Gymnich: Ja!) Wünschen die Herren die Vornahme der Ersatzwahl für den
Provinzialausschuh schon morgen? Ich habe die Wahl noch nicht auf die Tagesordnung gesetzt,
da wir füglich bis zur nächstenWoche damit warten können. Setzen wir also auf die Tages¬
ordnung für morgen:

Eingänge.
Antrag der I. Fachcommissionzum Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten,welche

die Förderung von iluust und Wissenschaftbetreffen, für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis
31, März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.

Antrag der I. Fachcommissionzum Etat für die Verwaltung der Provinzialmusecn zu
Bonn und Trier für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April
1894 bis 31. März 1895.

Antrag der I. Fachcommissionzur Petition der Taubstummenlehrer der Provinz um Auf¬
besserung ihrer Dienstcinkommendurch Abänderung der Bestimmungen über die Besoldung der
Provinzialbeamten und Einordnuug nach dem Dienstalter in verschiedene Gehaltsstufen.

Antrag der I. Fachcommissionzur Petition des Straßenmeisters Bartsch in Pallien bei
Trier um Bewilligung des tarifmäßigen Wohnungsgeldzuschussesanstatt der für seinen Wohnort
festgestelltenMiethsentschädigung.

Bericht der II. Fachcommissionzum Bericht und zu den Anträgen des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 (G.-S. S. 300) hin¬
sichtlichAbänderung der 88- 31, 65 und 08 des Gesetzes zur Ausführung des Buudesgesetzes
über den Unterstützuugswohnsitzvom 8. März 1871.

Antrag der II. Fachcommission zum Etat des Laudarmcnwesens der Nhcinprovinz
für die Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895.

Antrag der II. Fachcommissionzum Etat der Polizcistrafgelderfunds und des Ehren-
brcitsteiner allgemeinen Armenfunds (Staatsnebcnfonds) für die Etatsjahre vom 1. April 1893
bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.

Antrag der II. Fachcommissionzum Etat über die Kosten der Unterbringung verwahrloster
Kinder für die Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom I. April 1894
bis 31. März 1895.

Antrag der II. Fachcommission zum Etat des Landarmenhauses zu Trier für die
Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895-

Antrag der II. Fachcummifsion zum Etat über die Unterstützung milder Stiftungen,
Nettungs-, Idioten- und anderer WuhltlMigleitsanstalten, sowie über die Kosten für Freistellen
an idiotische«. Kinder, welche bczw. deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armen-
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Pflege haben, für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April
1894 bis 31. März 1895.

Antrag der II. Fachcommissionzu
^) der Petition der Verwaltnngssekretäre in Rheinland und Westfalen, betreffend

ihre pcnsionsberechtigtcAnstellung,
1>) der Petition der Polizeidiener der Landgemeinden des Siegkrcises, den gleichen

Gegenstand betreffend, nnd
«.',) dem Antrage des Abgeordneten Zweigert auf Berichterstattung des Provinzial-

ausfchuffes über die Augelegcuheit der Pension sverhältnissc der Communalbeamten.
Antrag der II. Fachcommissiuuzu der Petition der Landbürgermeistcrder Nheinprovinz,

betreffend die Wittwen- und Waiscnvcrsurgnngsanstalt der Communalbeamten der Rheinprouinz,
Die Tagesordnung erscheiutetwas reichlich, meine Herren, aber wenn wir dieselbe nicht

bis gegen 2 Uhr erledigt haben, können wir den Nest auf die Tagesordnung der Muntags-
sttzuugübernehmen.

Sie sind mit dieser Tagesordnung eiuverstauden,sie steht fest. — Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 3'/2 Uhr.)

Sechste Sitzung
UN Stäüdehcmse zu Düsseldorf, am Sonnabend den 10. Dezember 1892.

Vegiuu: 12 Uhr Mittags.

Tagesordnung:
I- Eingänge. , , .^ ^.
2, Antrag der I. Fachcommissionzum Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten,welche dre

Forderung von Kunst und Wissenschaft betreffen, für die Etatsjahre vom 1. AM 1893 bis
31. März 1894 nnd «om l. April 1894 bis 31, März 1895. Drucksache Nr. 1 Aulage
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um Bewilligung des tarifmäßigen Wohnungsgeldzuschussesanstatt der für seinen Wohnort
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9. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat über die Kosten der Unterbringung verwahrloster
Kinder für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894
bis 31. März 1895. DrucksachenNr. 1, Anlage VIII (S. 107—113) und Nr. 50.
Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Simons.

10. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat des Landarmcnhauses zu Trier für die Ctatsjahre
vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895,
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12. Antrag der II. Fachcommissionzu
n) der Petition der Verwaltungssekrctäre in Rheinland und Westfalen, betreffend ihre pensions¬

berechtigteAnstellung,
b) der Petition der Polizeidiener der Landgemeindendes Siegkreises, den gleichen Gegenstand

betreffend, und
«) dem Antrage des AbgeordnetenZweigert auf Berichterstattung des Provinzialausschussts

über die Angelegenheitder Pensionsuerhältnisseder Communalbeamtcn. DrucksachenNr. 26
po». 5 und ? und Nr. 53. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter I),-. Frowein.

13. Antrag der II. Fachcommissionzu der Petition der Landbürgermeister der Nheinprovinz,
betreffenddie Wittwen- und Waisenversorgungsanstaltder Communalbeamtender Nheinprovinz.
Drucksachen Nr. 26 pus. 6 und Nr. 54. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter
Dr. Frowein.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dein Vüreau zur Einsicht offen.
Die Rednerliste führt heute zu meiner Linken Herr AbgeordneterWallraf, das Protokoll

zu meiner Rechten Herr AbgeordneterMöllenhoff.
Es ist ein Schreiben der Herren Hundrieser und Schmitz aus Berlin in Betreff der

Denkmalsangelegenheit bei mir eingegangen. Ich werde dasselbe an die Spezialcommission
gehen lassen.

Ferner ist eingegangen der Bericht und die Anträge des Provinzialausschusses,betreffend
das in Ausführung des Gesetzes vom 22. April 1892 über die Entschädigung für an Milzbrand
gefallene Thiere zu erlassende Reglement. Ich werde dasselbe der betreffendenFachcommission
zuschreiben.

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich bitte den Berichterstatter der I. Fach¬
kommission,Herrn AbgeordnetenCarl Nochling, den Neferentenplatzeinzunehmen,um zu referiren
über den Antrag der I. Fachcommifsion zum Etat für die Verwaltung der An¬
gelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen, für
die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895. Ich ertheile ihm das Wort.

Abgeordneter Carl Nochling: Meine Herren! Die I. Fachkommission,welcher ich anzu¬
gehören die Ehre habe, ist zu dem Beschlusse gekommen,diesen Etat einfach anzunehmen. Derselbe
besteht hauptsächlich aus Mitteln, welche aus den Ueberweisungender Landesbank fliehen, und
diefe Mittel betragen zusammen mit den im vorliegendenEtat zur Verfügung gestellten 23 400 M.
6? 000 M. im Ganzen, sodaß für diesen vorliegenden Etat 43 600 M. zur Verfügung bleiben.
Diefe Summe ist um 5000 M. höher als früher, und zwar deshalb, weil die Ueberweisungen
der Landesbank etwas größer geworden sind. Die Erträgnisse der Bank sind ja in Artikel IV
des Haupt-Etats um 20 000 M. im Ganzen höher, und deshalb haben auch die Dotationen höher
ausfallen können.

Was die Ausgaben anbelangt, so sind von diesen 5000 M. Mehreingängen 2000 M.
für die allgemeinen Zwecke zur Förderung der Kunst und Wissenschaft,auch für Erhaltung und
Ergänzung der Landcsbibliotheken, namentlich aber auch für die Statistik der Denkmäler, welche
sehr viel Geld gekostet, zur Verfügung gestelltworden, und deshalb ist die Position auf 35 200 M.
erhöht worden. Außerdem sind 3000 M. als neue Position, Zuschuß für den städtischen Gemälde-
gallcrieuerein in Düsseldorf eingestelltworden, während die übrigen beiden Positionen — Nr. 2
und 3 zur Verbesserung der Gehälter für Archivbeamte mit 2400 M. und Subvention der
Gesellschaft für RheinischeGeschichtskundemit 3000 M. - stehen geblieben sind. Der Etat
blllancirt also in Einnahme mit 43 600 M. und in der Ausgabe mit derselbenSnuune. Die
Fachcommifsionfchlägt vor:

Hoher Piovinziallandtag wolle den bezeichneten Etat unverändert annehmen."
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle diesen Antrag zur Verhandlung und

ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Da aus diesem Etat für Kunst und Wissen¬

schaft die Kosten der Denkmälerstatistikbestritten werden, so benutze ich diese Gelegenheit, um
die Herren des hohen Hauses in kurzen Worten für diese Angelegenheit zu rnteressiren. Es
sind nahezu 20 Jahre her, daß der Provinziallandtag sich zum ersten Male mü der Denkmäler¬
statistik beschäftigt hat. Es war, wenn ich nicht irre, im Jahre 1873, als einige Taufend
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Thaler bewilligt wurden, um eine Beschreibung der Denkmäler auch für die Rheinprouinz in
die Wege zu leiten. Damals hatte man nur die Absicht, eine Beschreibung ohue eine bildliche
Darstellung herauszugeben, uud hatte vor, später, wenn das Werk fertig seiu würde, noch einen
Vildemtlas folgen zu lassen uud die bildliche Darstellung der Denkmäler nachzuliefern. Von
dem so beabsichtigtenWerk erschien der erste Band im Jahre 1886, welcher den Negieruugs-
bezirt Coblenz umfaßt. Er ist bearbeitet von dem Privatdozenten Dr. Paul Lehfeldt. Dieses
Werk entspricht noch den alten Plänen und ist nicht mit bildlicherDarstellung versehen. Es ist
ein sehr tüchtiges, wissenschaftliches Werk; es enthält zwar hin und wieder Irrthümer, aber es
hat in fachwifsenschaftlichen Zeitschriften eine durchaus günstige Besprechung gefunden. Der
einzige Mangel des Werkes besteht darin, daß es, wie ich bereits hervorhob, keine Abbildungen
enthält, und daß es daher recht schwierig, kaum möglich ist, den langwierigen Beschreibungen
von Kirchen und Schlössern zn folgen, da man keine erläuternde bildliche Darstellung vor sich
hat. Man ist inzwischen in anderen Provinzen und Ländern damit vorgegangen, ähnliche
Denkmälerstatistiken herauszugeben. Ich erinnere an Elsaß-Lothringen, wofür der Professur
Kraus ein sehr schönesWerk herausgegeben hat, an Bayern, an die Provinz Brandenburg und
endlich an nnscre Nachbarproviuz Westfalen, wo bereits eine Reihe von Heften mit bildlicher
Darstellung von Provinzialdenkmälern im Buchhandel erschienen ist. Meine Herren! In Folge
dessen wurde auch vor 4 oder 5 Jahren vom hiesigen Provinziallandtage der Beschluß gefaßt,
die Furtsetzung der Denkmälerstatistik für die Nheiuproviuz ebenfalls mit graphischenAbbildungen
herauszugeben, und im Lesezimmer dieses Hauses finden Sie bereits mehrere Hefte vorliegen,
welche vorwiegend die niederrheinischcn Kreise betreffen und welche die wissenschaftliche Beschreibung
der Denkmäler mit den betreffenden Abbildungen enthalten. Meine Herren! Auch dieses Werk
hat iu allen beteiligten Kreisen eine günstigeAufnahme gefunden, in den Zeitschriften hat sich
die Kritik nur lobend geäußert, uud wenn man nicht einen zu luxuriösen Maßstab anlegt, muß
man sagen, daß die Darstclluugcu durchaus angemessen und ansprechend sind. Das Werk
krankt nur an eiucm Uebclstand uud das ist die geringe Zahl der Abnehmer, meine Herrcu,
und ich möchte Sie bringend bitteil, daß, wenn Sie in Ihre Kreise zurückkehre,:,Sie doch alle
Diejenigen, welche für derartige historische uud wissenschaftlicheArbeiten Interesse hegeu, dazu
veranlassen könnten, diesem Werke ihre besondere Theilnahme zuzuwenden. Meines Erachtens,
meine Herren, sollte dieses Werk, welches auch jeder Privatbibliothck zur Zierde gereicht, in
keiner Bibliothek ciues Pfarramtes, iu teiuer Bibliothek einer Commuualbehördc fehlen, nnd ich
möchte Sie, wie gesagt, dringend bitten, wenn Sie in Ihre Heimath zurückkehren, alle die¬
jenigen Kreise, von welchenein Interesse an dieser Sache zu erwarten ist, für dieses Werk zu
interessircn. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Es wird das Wort nicht weiter gewünscht.
Will der Herr Referent das Schlußwort nehmen? — Derselbe verzichtet. Ich stelle ohne Ab¬
stimmung fest, daß Sie den bezeichneten Etat nach dem Vorschlageder Commissionunverändert
angenommen haben.

Wir kommenzum folgenden Gegenstand der Tagesordnung, zu welchemgleichfallsHerr
Abgeordneter Carl Nöchling die Güte haben wird, zu referiren, nämlich zu dem Antrag der
I. Fachcommission zum Etat für die Verwaltung der Provinzialmuseen zu Bonn
und Trier für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom
1. April 1894 bis 31. März 1895, Ich ertheile dem Herrn Referenten das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterCarlRöchling: Dieser Etat hängt ja ziemlichenge mit dem vor¬
hergehenden dadurch zusammen, daß ebenfalls ein Haupttheil seiner Zuschüsseaus demselben Fonds, aus
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demselben Titel IV des Hanvt-Etats, den Ueberweisungenaus der Landesbank, hinzufliehen,und wir
haben bereits im vorherigen Etat gesehen,daß für diesen Etat für die Provinzialmuseen in Bonn
und Trier 23 400 M. disponibel geblieben sind. Die Einnahme diefes Etats setzt sich also
zusammen in der Hauptsacheaus diesen 23 400 M,, aus Staatsmitteln Zuschuß in Folge des
Dotationsgesctzes12 000 M., dann aus einen» kleinen Ertrage von dem Grundcigenthum, was
wesentlich von St. Barbara aus dem Ausgrabungsfclde bei Trier herührt, 20 M. und aus
eigenen Einnahmen, Eintrittsgeld für den Besuch der Museen u. f. w. 2500 M., und unvorher¬
gesehenen Einnahmen, namentlich aus dem Verkauf von Doubletten, 105 M., im Ganzen
zusnmmen 38 025 M. Einnahmen, welchen an Ausgaben gegenüberstehen an Vefoldungen11400 M.,
wobei zu bcmerkeuist, daß den Direktoren der Provinzialmufeen zu Bonn und Trier eine Gehalts¬
erhöhung von je 300 M. hat bewilligt werden müssen, weil sie gleich gestelltwerden mußten mit
den Beamten derfelben Kategorie, die in der gleichen Gehaltsklafse standen, wie die Direktoren
der gleichenAnstalten. Feiner 900 M. speziell für den Kastellan zu Bonn, welcher neu angestellt
werden soll, weil ja das ganze Museum in Bonn, das bisher in drei verschiedenen Lokalitäten
untergebrachtwar und heute noch untergebracht ist, bis zum Frühjahre, wo da« Museum in das
neue Gebäude, das auf dem Eolmant'fchen Grundstück errichtet ist, übergeführt werden wird.
Außer diesen Besoldungen betragen die sächlichen Ausgaben — es ist zum Theil eine große Ver¬
änderung darin uicht vorgekommen, ich glaube, ich kann mich kürzer fassen - im Ganzen
6400 M. — 4000 M. — 2000 M. — 1200 M, darin ist auch eine kleine Erhöhung für
Unterhaltung der Sammlungen enthalten, — dann für die Anlegung, Unterhaltung und Ver¬
mehrung einer Viblothck 700 M., worin eine Erhöhung von ca. 50 M. liegt. Zusammenhängend
mit der Uebersiedclung in das neue Lokal, für Aufsicht und Reinigung der Museen 3600 M.,
nämlich 2600 M. nach dem früheren Etat und 1000 M. als Mehrausgabe für das nene
Museum; für Heizung, Beleuchtung, Wasserleitung, Versicherungund Steuern 2420 M. u. s. w.

Die sächlichen Kosten des gesummtenTitels betragen 26 625 M. Der Etat balancirt
also in Ausgabe und Einnahme mit 38 025 M.

Die Commissionschlägt Ihnen vor:
„Hoher Prouinziallandtag wolle den bezeichneten Etat unverändert annehmen."

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Wie Ihnen bekannt, meine Herren, hat der vorletzte Reichs¬

tag eine ganz bedeutende Summe ausgeworfeu zur Erforschung des I.ims« lioin^u«, des
Nönüschcn Greuzwllllcs. Wie die öffentlichenBlätter mitgetheilt haben, ist m die bezügliche
Commission zur Erforschung des Grenzwallcs auch berufeu worden der Direktor des Provmzml-
nmfeums iu Trier, Professor Hettncr. Ich möchte mir nun die Anfrage an den Herrn
Landesdirektor erlauben, ob dieser Herr sein Amt weiter fortführt, oder in welcher Weise Ersatz
für ihn geschaffen ist. .,..«,.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Landesdirektor hat das Wort
Landesdirektor Geheimer Ober - Regierungsrath Klein: Meine Herren! Direktor

Hettncr ist während der Thätigkeit in der I^im^-Commission vollständig von seinem Dienste
wtbunden und beurlaubt, während dieser Zeit werden die Geschäftedurch Dr. Lehner geführt,
°"en jungen Philologen, welcher fehr gnte Zeugnisse und Empfehlungen besitzt und der schon
°"ige Zeit in diesem Fache thätig war. Derselbe ist der Sohn des au diesem Gebiete sehr
bekannten Fürstlich Hohcnzollern-Sigmaringen'schen Archivraths gleichenNamens. Es ist also
'"" ein Provisorium für fünf Jahre, welche Zeit für die ^.-Erforschung in Aussicht
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genommen worden ist, getroffen worden, womit die Mufcumscommissionebenso wie mit der Wahl
des Dr. Lehner sich einverstanden erklärt hat.

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Das Wort wird nicht weiter gewünscht; ich schließe
die Diskussion und nehme ohne Abstimmung an, daß Sie dem Antrage der Commission auf
Genehmigung dieses Etats Ihre Zustimmung gegeben haben.

Wir wenden uns sodann zu dem Antrag der I. Fachcommission zur Petition der
Taubstummenlehrer der Provinz um Aufbesserung ihrer Diensteinkoinmen durch
Abänderung der Bestimmungen über die Besoldung der Provinzialbeamtcn und
Einordnung nach dem Dienstalter in verschiedene Gehaltsstufen. Referent ist Herr Ab¬
geordneter Schüller. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen.

AbgeordneterSchüller: Meine Herren! Die Taubstummenlehrerder Provinzialverwaltung
haben sich mit einer Petition um Gehaltserhöhung bezw. um verschiedene andere Vortheile an
die Mitglieder dieses hohen Hauses direkt in einer Eingabe gewendet, die in Ihrer Aller Händen ist-
Ich kann mich daher darauf beschranken, die Hauptpunkte aus dieser Petition hervorzuheben und
kann davon absehen, sie in ihrem ausführlichen Umfange hier vorzutragen, was Ihre Zeit doch
wohl zu fehr in Anspruch nehmen würde. Die Taubstummenlehrer sind mit ihren Gehaltsver¬
hältnissen unzufrieden und beantragen eine in ihrem Umfange nicht näher angegebene Erhöhung,
indem sie folgende Angaben machen. Erstens, das Aufrückenvon ihren bestehendenGehältern zu
höheren Gehältern sei ein verhältnißmäßig langsames, und dies sei sogar gegen ein bestehendes
Regulativ insoweit verschlechtert worden, daß sie, durch die Hinausschiebung der für den
1, April 1892 mit 75 M. vorgesehenen Gehaltserhöhung auf den 1. April 1893, wenn auch
unter Erhöhung auf 100 M, erst im Jahre 1897 im Aufrücken foweit gelangten, daß die
neu eingeführte Skala sich für sie mit den früheren Bezügen gleichstelle. Es ist die Aufstellung
ja in Ihren Händen, und ich werde auf die Richtigkeit und Vollständigkeit diefer Aufstellung
nachher zurückkommen. Des Ferneren haben sie eine Aufstellung gemacht, wonach die Lebens¬
führung in der Nheinprovinz eine derartige ist, daß eine Familie von mittlerem Umfange einen
Illhrcsaufwand von mehr als 2800 M. zu ihrem Lebensunterhalte erfordert. Daneben haben
sie einen Nachweis der den Taubstummenlehrcrn in den verschiedenen Provinzen gezahlten
Gehälter gegeben, wonach allerdings die Rheinprovinz — die gezahlten Gehälter betragen bei¬
spielsweise in Neuwied einschließlichdes Wohnungsgcldzuschussesin ihrem Maximum 2800 M-
^ ziemlich erheblich gegen die anderen Provinzen zurücksteht,z. B. gegen Schlesien, wo das

Maximal-Dienstcinkommen sich bis auf 3600 M. beläuft.
Eine fernere Aufstellung sucht nachzuweisen,daß die gleiche Menge an Nahrungsmitteln

in der Nheinprovinz den größten Aufwand erfordere, nämlich gegenüber dem Mindestaufwande
in Posen mit 101,»8 M. um '/. mehr mit 125,<» M, und daß sogar noch der Aufwand, der
in Berlin für den nothwendigen Lebensunterhalt zu machen ist, in der Nheinprovinz noch über¬
stiegen wird. Auf Grund dieser Materialien stellen sie folgende Anträge:

„Der hohe 37. RheinischeProvinziallandtag wolle Hochgeneigtest
1. ihr Diensteinkommender den Kollegen in den Nachbarprovinzen und den Theuerungs-

verhältnisseu der Nheinprovinz entsprechenderhöhen,
2. dies erhöhte MaximalgelM in spätestens 25 Dienstjahren erreichen lassen,
3. sie nach ihrem Dienstalter in die verschiedenenGehaltsstufen einordnen,
4. ihnen die fernere Zahlung von Neliktenbeiträgen erlassen."
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Ihre Fllchcommission hat einstimmig beschlossen, meine Herren, in dem Ihnen gedruckt
vorliegenden Antrage vorzuschlagen: „Der hohe Provinziallandtag wolle über die bezeichnete
Petition zur Tagesordnung übergehen."

Meine Herren! Wenn ich in meiner Eigenschaft als Referent auch von meinem persön¬
lichen Standpunkte eine Vorbemerkung machen darf, so gestatte ich mir anzuführen, daß ich
eigentlich mit der Absicht hierher gekommen war, diese Petition dem Wohlwollen des hohen
Hauses auf das Wärmste zu empfehlen, und trotzdem bin ich jetzt in der Lage, uicht nur objektiv
Namens der Commission zu «fernen, fondern auch subjektiv mich diefem Autrage auf Ucber-
gang zur Tagesordnung vollständig anznfchließen Vor allen Dingen hat mich — und ich
glaube wohl auch die gefammtc Commission — bei Behandlung der vorliegenden Petition ein
schwerwiegenderUmstand hierzu bewogen, und das ist die erste Aufstellung der Taubstummen¬
lehrer bezüglichihrer Gehälter. Die Herren sagen, sie hätten nach dem bis zum Jahre 189'
bestehendenRegulativ am 1. April 1892 eine Gehaltsaufbesserung von 75 Mark zu beziehen
gehabt, während sie nach dem jetzt eingeführten Regulativ am 1. April 1892 nichts bekämen.
Sie seien also im Jahre 1892 sogar um 75 M. schlechter gestellt, wie das nach den früheren
Bestimmungen der Fall hätte sein sollen, und sie rechnen weiter aus, wenn sie im Jahre 1893
100 M. bekommen, sie dann immer noch um 50 M. schlechter gestellt sind, nnd daß ihre
Benachthcilignng soweit geht, daß erst im Jahre 1897 die Gleichstelluugim Gehalt unter der
Herrschaft des jetzigen Regulativs gegenüber den früher geltenden Steigefätzen erfolgt fein
werde. Aber, meine Herren, die Taubstummcnlehrer haben eine sehr wichtige Gehalts¬
aufbesserung einfach unterschlagen. Sie haben nämlich am 1. April 1892 zuerst den Wohnungs¬
geldzuschußbekommen, den sie bis dahin nicht bezogen hatten; dieser beträgt bei der geringsten
Anstalt 216 M. und steigt weiter in 4 Abstufungen zuletzt auf 300 M. und 432 M. Diese
Gehaltszulage werden die Herren Pctenten bis zum Jahre 189? sechsmal empfangen haben,
das ist bei der geringsten Anstalt ein Betrag von 1296 M.. der diesen Zahlen zugefügt
werden muß. Bei anderen Anstalten mit einem Wohnungsgcldznschußvon 300 M. betragt
der Mehrbczug 1800 M. und würde bei den Anstalten, die in der höchsten Seruisklaffe mit
432 M. stehen, sogar 2592 M. betragen. Nuu ist es allerdings richtig, daß in Essen und
Aberfeld ein Wohnungsgeldzuschußbereits eingeführt war, daß alfo für diese Anstalten uicht
dieselben Vortheile erwachsensind. Indessen muh ich dazu bemerkeu, daß bei diesen Anstalten
theils das Wolmnngsgeld doch gegen früher erheblich erhöht worden ist. und dort, wo dies
nicht der Fall war. durch besondere Zulagen den Wünschen der betreffenden Lehrer Rechnung
getragen worden ist. daß also jeder Tanbstummeulehrer am 1. April 1892 eine ganz nainhafte
Gelmltssteigeruug erfahren hat. Und demgegenüber, meine Herren, nehmen Sie diese Tabelle,
auf welcher einfach steht, die Taubstummenlehrer hätten am 1. April 1892 keine Gehalts¬
aufbesserung bekommen. Ich weiß nicht, wie ich ein derartiges Verfahren bezeichnen soll daß
die Herren es wagen, ein solch uuvollständiges Material vorzulegeu. Es «st auch nicht etwa
ngeud eine Benachtheiligung der Taubstummenlehrer für sich, daß sie die Gehaltserhöhung erst
v°m 1. April 1893 ab beziehen mit Rücksicht auf den Wohnungsgeldzufchuß,sondern das ist eine
ganz allgemeine Maßregel, die alle Beamten der Provinz vom Höchsten bis zum Niedrigsten
betroffen hat Es ist mit Rücksicht darauf, daß am 1. April 1892 namhafte Gehaltsznschüsse
i" Wohnungsgeld für alle Beamten eingeführt wurdeu. bestimmt worden daß zu diefem
Datum Gehaltserhöhungen anderer Art nicht eingetreten sind, sondern daß diese alle auf den
1- April 1893 zu verschiebe« seien. Ich meine, meine Herren, eine Kritik dieser Beschlüsse ist
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ja hier nicht angebracht, aber man kann doch getrost sagen, wenn für das Jahr 1892/93 den
Taubstnmmcnlchrern diese Wohnungsgeldzuschüsfegegeben sind, so ist das eine namhafte Auf¬
besserung ihrer Gehälter gewesen. Jedenfalls, meine Herren, ist es ein Unterfangen gewesen,
— ich will nicht fagen, daß es beabsichtigt gewesenist, eine Täuschung der Abgeordneten her¬
beizuführen, — aber es ist jedenfalls eine große Nachlässigkeitvon Seiten der Lehrer gewesen,
daß sie die Verhältnisse nicht vollständig aufgeklärt, sondern sich darauf beschränkt haben,
lediglich das, was als Gehalt bezeichnet wird, anzuführen. Ich meine aber, Wohnungsgeld¬
zuschuß ist ebenso gut ein Bestandtheil des Gehalts wie das, was direkt unter dem Namen
Gehalt verrechnet wird.

Was nun die einzelnen Anträge anbelangt, so ist der Hauptantrag der Nr. 1 dahin
gestellt, daß ihr Diensteinkommendem der Taubstummenlehrcr in den Nachbarvrovinzenund den
Theuerungsverhältnissender Nheinvrovinz entsprechenderhöht werde.

Meine Herren! Ich glaube das Petitum hat bei vielen Mitgliedern der Commission
doch wohl eine gewisse wohlwollende Aufnahme gefunden. Daß die Lebensführung in unserer
Nheinvrovinz eine unverhältnißmäßig theure ist gegenüberanderen Provinzen, kann nicht bestritten
werden, und wenn in der Nheinvrovinz, wie das allerdings der Fall ist, die Gehälter auf einem
sehr niedrigen Maximalsatze gegenüber den anderen Provinzen sich befinden, so wird es wohl der
Billigkeit entsprechenkönnen, wenn nach dieser Nichtung hin eine Gchaltssteigerung beliebt wird.
Indessen glaubte die I. Fachcommissionauch mit Rücksichtauf das unregelmäßige Vorgehen der
Anstaltslchrer, indem sie, ihrer Dienstanweisungwidersprechend,sich an die einzelnenAbgeordneten
wandten und nicht den ordnungsmäßigen Weg durch die Landesdirektion und den Provinzial-
ansschuh gegangen sind, schon mit Rücksichtauf dieses nicht ganz korrekte Vorgehen für jetzt die
Sache zurückweisenzu müssen und Ihnen den Ucbergang zur einfachen Tagesordnung vorzu¬
schlagen. Es geschieht dies, wie ich wiederholt betone, trotzdem das Petitum an und für sich,
die Maximalgehlllter einigermaßen den anderen Provinzen entsprechendzu erhöhen, den meisten
Mitgliedern der Commission wohl nicht unsympathisch ist. Cs wird aber die Aufgabe einer
spateren weiteren Negulirung der Gehälter sein, das zu ordnen, und es können die Taubstummen¬
lehrer in dieser Beziehung auf den ordnungsmäßigen Weg des Antrages bei ihrer vorgesetzten
Dienstbehördeverwiesen werden.

Was das zweite Petitum anbetrifft, das erhöhte Maximalgchalt in spätestens 25 Dienst¬
jahren erreichen zu lassen, so habe ich zu bemerken, daß die Tanbstnmmenlehrer mit 100 M-
alle 2 Jahr aufsteigen. Es kommt nun natürlich auf den Umfang der Erhöhung an, um fest-
stellen zu können,ob mit den bestehenden Stcigesätzenvon 100 M. das Maximalgehalt in 25 Dienst -
jähren erreicht werden kann, oder ob die Steigesützc ebenfalls erhöht werden muffen. Wenn
die Erhöhung des Maximalgehalts eine bestimmte Summe nicht überstieg, fu würde ja auch
mit 100 M, aufsteigend das Maximalgehalt in 25 Jahren erreicht werden können. Es scheint
aber auch die Absicht der Bittsteller gewesen zu sein, zu beantragen, daß das Aufsteigen zu
höheren Gehältern rascher, also mit höheren Zulagen als 100 M. alle 2 Jahre, erfolgen möge.
In dieser Beziehung steht ihrem Antrage, der ja mit dem Fall des Antrags 1 eigentlich auch
schon gefallen ist — wenn man ihn einmal weiter diskutirt und die Möglichkeit einer Gehalts¬
aufbesserungzuläßt — entgegen,daß die gestimmteKategorie der Pruuinzialbcamtcn, in welche die
Taubstummenlehrer gehören, alle mit 100 M. alle 2 Jahre aufsteigen. Es ist alfo eine
Erhöhung der Gehaltssteigerung nur dann möglich, wenn allgemein das oben beschlösse"
Gehaltsregullltiv für die Beamten der Provinz wieder geändert wird.
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Die Gesuchstellerbeantragen ferner, sie nach ihrem Dienstalter iu die verschiedenen
Gehaltsstufen eiuzuorduen. Dieser Antrag der Taubstummenlehrer wird wühl unbedingt zurück¬
zuweisen sein. Die Lehrer stellen sich da auf den Standpunkt, daß ähnlich, wie wenigstens
nach den Absichtender Staatsregierung die Volksschullehrerkünftig nach ihrem Dienstalter als
Lehrer iu den verschiedenen Städten in die Gehaltsstufen eingeordnet werden sollen, ihnen die
gleiche Zusicherung auch zu Theil werde. Indeß die Städte und Gemeinden wehren sich ja
ganz allgemein, diesem Verlangen der Regierung und der Volksschullehrernachzukommen,weil
sie sich sagen, die Dienste, die uns nicht geleistet sind, sondern anderen Gemeinden, haben wir
nicht zu berücksichtige»,uud es ist die Verücksichtiguugdes gesammteu Dienstalters der Volks-
schullehrcr demnach einstweilen noch ein frommer Wunsch, der vielleicht durch die Stantsregieruug
dadurch zur Verwirklichung gebracht wird, daß sie einen Theil der Gehälter selbst übernimmt.
Es würde aber, wenn bei den Taubstummenlehrern eingeführt werden sollte, daß sie nach
dem Dienstalter eingeordnet würden, auch sofort wieder eine Anzahl Streitfragen sich aufwerfen,
zum Beispiel ob das vom Lehrerexamen oder vom Taubstummenlehrcrexamen anzurechnen sei.
Vor allen Dingen würden aber diejenigen, die direkt als juuge Lehrer in den Dienst der
Provinz gekommensind, sich sofort beschweren,wenn andere Tanbstummenlchrer, die als Lehrer
längere Zeit schon anderswo fnngirt haben uud erst seit kürzerer Zeit im Dienste der Provinz
sind, mit einem Male um vielleicht mehrere hundert Mark über sie im Gehalte erhöht würden,
es würde also eine erhebliche Unzufriedenheitüber die Art des HinaufrückenswiederumPlatz greifen.

Was den ferneren Antrag, Nr. 4 des Petitums anbelangt, den Tanbstummenlehrern die
weitere Zahlung der Reliktenbeiträge zn erlassen, so ist das bereits durch die Beschlüsse zum
Pcnsionsfunds zu Gunsten der Lehrer wie aller übrigen Beamten geordnet.

Aus diesen Gründen empfehle ich Ihnen den Beschluß Ihrer I. Fachcommission zur
Annahme:

„Hoher Provinziallandtag wolle über die Petition der Taubstnmmenlehrer zur Tages¬
ordnung übergeheu".

Stellvertretender Vorsitzender Janhen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteEisenlohr.
Abgeordneter Eisenlohr: Meine Herren! Ich bin in der Lage, Ihnen mittheilen

zu können, daß ich in Elberfeld einen Besuch von Tanbstummenlehrern gehabt habe, und ich
muß außerordentlich bedauern, daß die Herren Unrichtiges mitgetheilt haben. Ich kann also
nach dieser Richtung hin vollständig würdigen, was der Herr Referent gesagt hat. Ich würde
aber dankbar sein, wenn ich einmal hörte, welche Wohuungsentschädigung die Lehrer früher in
Elberfeld bezogen haben. Es ist mir von einer Wohuungsgeldentschädigungbei dem Besuche der
Lehrer nichts gesagt worden. Da wäre es interessant, zu wissen, wieviel Wohnungsgeldzuschuß
sie bisher iu Elberfeld gehabt haben, foust würde ja der Unterschiedgroß sein.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Landcsdirektor.
Landesdircktor, Geheimer Ober-Regierungsrath Klein: Meine Herren! Die Lehrer in

Elberfeld hatten früher 12'/-«/o ihres Gehalts als Wohnungsgeldzufchuß. Das Letztere betrug
also bei dem Anfangsgehalte von 1500 M. 18? M. 50 Pf. Nach dem neuen Normal-Etat
bekommendie Lehrer dcu Wohnungsgeldzufchuß uach deu für Staatsbeamte geltenden Sätzen,
welche für Elberfeld 432 M. betragen, fo daß das Minimalgehalt sich einschließlich des
Wohnungsgeldzuschussesjetzt auf 1932 M. für Elberfeld beläuft.

Hinsichtlichder Petiton der Taubstummenlehrer möchte ich Folgendes bemerken: Wir
haben die Taubstummcnschulenvom Staat übernommen. Die damals angestelltenLehrer waren
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ähnlich wie die Elementarlehrer besoldet. Bei den damaligen, allerdings sehr niedrigen Gehalts¬
sätzen sind wir in der Rheinprovinz bis 1884 geblieben. Im Jahre 1884 wurde ein Normal-
Etat für die Provinzialbcamten aufgestellt und wurden hierbei die Taubstummenlchrer mit
Rücksichtauf die Schwierigkeit ihres Amtes wesentlich besser gestellt, wie dies bis dahin der
Fall war. Das damalige Mindestgehalt begann mit 1500 M., und zwar wurde dieses Gehalt
vom Tage des Eintrittes in den Dienst ab gezahlt, ohne Rücksichtdarauf, ob der Betreffende
das Examen als Taubstummenlehrcr bereits abgelegt hatte oder nicht. — Das Maximal¬
gehalt betrug 2400 M., also wesentlichmehr, als die Elcmcntarlchrer auf dem Lande in der
Regel haben. Im Jahre 1890 wurde der Normal-Etat einer Revision unterzogen und richten
sich die Klagen der Tanbstummenlehrer im Wesentlichendahin, das sie bei dieser Revision zu
kurz gekommenseien. Letzteres ist indessen nicht der Fall. Der Neugestaltung des Normal-
Etats lag der Gedanke zu Grunde, daß für die Folge Wohnungsgelder nach den staatlichen
Sätzen gewährt werden sollten. Hierbei wurde mir die generelle Direktive gegeben, daß zur
Vermeidung einer zu großen Mehrbelastung des Etats bei Gewährung der Wohnnngsgelder
in allen den Fällen, wo das Gehalt bis jetzt schon an und für sich ausreichend bemessen war,
auf eine Herabsetzung des Maximalgehaltes Bedacht zu nehmen, jedenfalls aber neben dem
Wohnungsgeldzuschuß eine Erhöhung des Maximalgehalts zu umgehen. Die Taubstummen¬
lchrer hatten bis dahin 2400 M. als Maximalgehalt; hierzu erhielten sie das Wohnungsgeld,
im Höchstfällemit 432 M, so daß das Maximalgehalt mit dem höchsten Wohnnngsgeld
zusammen 2832 M. ausmachte.

Mit Rücksicht auf die Exemplifikationder Taubstummenlehrer auf die in andern Provinzen
geltenden Gehaltssätze habe ich geglaubt, von dem vorangeführten Grundsätze eine Ausnahme
machen und für die Taubstummenlehrer eine Erhöhung des Maximalgehaltes von 2400 M. auf
2500 M vorschlagenzu sollen. Außerdem wurde der Satz des regelmäßigen Aufsteigens für die
Taubstummenlehrer von 2 zu 2 Jahren von 75 M. auf 100 M. erhöht. Weiter glaubten wir
mit Rücksicht auf andere Veamtenkategorienunserer Verwaltung nicht gehen zu können. Als ich
die Ehre hatte, dem letzten Provinziallandtage den neuen Normal-Etat vorzulegen, habe ich bereits
ausgeführt, daß die Besoldungssätze,die diesseits in Vorschlag gebracht wurden, bei Weitem nicht
die höchsten seien, sondern daß einzelne Provinzen bei der Besoldung ihrer Beamten viel weiter
gegangen seien, und daß in Folge dessen viele Exemplifikationen in diefer Richtung zu erwarten
feien. Ich habe aber auch hinzugefügt, daß ich in voller Uebereinstimmungmit dem Provinzial-
ausschusse der Ansicht sei, daß die Neuordnung der Gehälter dem zur Zeit vorhandenenBedürfnisse
genüge, zumal da in der Bewilligung von Wohnungsgeldern, insbesondere für die jüngeren
Beamten eine sehr wesentlicheAufbesserung eingetreten sei. Die Taubstummenlehrer berufen sich
nun im Wesentlichendarauf, daß in andern Provinzen die Gehälter höher feien. Es trifft dies
hinsichtlichdes Maximalgehaltes allerdings zu, allein der Unterschied zwischen den Durchschnitts-
gehältern ist doch nur gering. Wir waren in der Nheinprovinz auf dem Gebiet des Taub-
stummenwesens,was die Zahl der Schulen und Lehrer anbetrifft, den anderen Provinzen voraus¬
geeilt, und haben wir unsere «ehrer uns selbst ausgebildet. Die andern kamen nach und suchte«
durch hohe Gehälter erfahrene Taubstummenlehrer an sich zu ziehen.

Bei uns sind jüngere Elementarlehrer auf Grund des früheren Normal-Etats, der eM
Maximalgchalt von 2400 M. — ohne Wohnungsgeld — vorsah, sowie Aufsteigen von ?5 M-
von 2 zu 2 Jahren, als Taubstummeulehrer eingetreten und haben dieselben sich säMMtuO
:hrem bisherigen Einkommen gegenüber wesentlich verbessert. Hierzu ist vor 2 Jahren dl
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Erhöhung gekommen, und glaube ich, daß hiernach ein berechtigter Grund zur Klage für die
Tanbstummenlchrer nicht vorliegt.

Wenn Sie, meine Herren, deshalb, weil das Gehalt der Tanbstummenlchrer in anderen
Provinzen höher ist, den Normal-Etat abändern nnd das Einkommen der Taubstummenlehrer
erhöhen wollten, dann müssen Sie auch weiter gehen und diejenigen Beamten in ihrem Ein-
kommen erhöhen, welche in derselben Kategorie, wie die Taubstummcnlehrer, stehen. So sehr
ich auch die Verbesserung der Lage der Beamten wünsche, so sehr ich anerkenne, daß in der
Nheinprovinz Theuerungsvcrhältnisse bestehen, so darf ich doch andererseits zwei Momente nicht
außer Acht lasscu. Das eine ist die ausgleichendeGerechtigkeitallen Beamten gegenüber, welche
nicht gestattet, daß dem Einen mehr gewährt wird, wie dem in gleicher Lage befindlichen anderen
Beamten. Und das andere Moment sind die fiuauzielleu Folgen, welche sich an eine Erhöhung
der Gehälter einer Vcamtenklasse knüpfen. Wenn Sie die 40 Tanbstummenlchrer in dem
Maximalgehalt um 500 M. erhöhen, dann müssen Sie selbstredend auch die Direktoren der
Schulen erhöhen, denn der älteste Lehrer kann doch nicht mehr Gehalt haben als der jüngste
Direktor; daran schließen sich die Lehrer der Blindenanstalt, verschiedeneBeamten anderer
Anstalten uud der Straßenverwaltuug, welche Alle eine gewisse Vorbildung für ihren Beruf
haben müssen, so daß im Ganzen etwa 100 bis 120 Beamte in Betracht kommen, welche in
ihren Gehältern erhöht werden müssen. Es macht dies bei der großen Zahl von Beamten eine
nicht unerheblicheSnmme aus. Hätten wir nur eine Tanbstnmmenschule in der Provinz mit
etwa 5 oder 6 Lehrern, ja, meine Herren, dann ließe sich den Wünschender Taubstummcnlehrer
schon eher entsprechen,aber es handelt sich, wie bemerkt, um eine große Zahl von Beamten und
eine bedeutende Erhöhung des Etats. Hierzu würden wir mir dann übergehen können, wenn
eine unabweisbare Nothwendigkeit dazu vorläge. Eine solche Nothwendigkeit liegt aber nicht
Vor. Die überwiegendeMehrzahl der Taubstummcnlchrer ist nicht einmal an die jetzige Maximal¬
grenze des Gehaltes herangerückt, so daß die meisten auf absehbare Zeit von einer Erhöhung
öes Maximalgehaltes nicht einmal jetzt Vortheile haben würden. Bevor der größere Theil der
Taubstummenlehrer das jetzige Maximalgehalt erreicht hat, wird noch manches Jahr vergehen
und bis dahin wird sich wohl Gelegenheitfinden, den Normal-Etat nicht nur für die Taubstummcn¬
lehrer, sondern auch für die übrigen Beamten zu rcvidircn. Zur Zeit aber möchte ich Sie
bitten, meinc Herren, das, was Sie nach reiflicher Neberlcgnng im Ganzen festgesetzthaben,
auch im Ganzen festzuhalten und den Normal-Etat als ein Noli ms tangero zu betrachten.

Wenn die Taubstummcnlehrer sich fodann darüber beklagen, daß sie am I.April 1891
uicht im Gehalte aufgerückt sind, so trifft dieses in Gemähhcit Ihres Beschlusses,wonach die
Beamten, welche am 1. April 1891 WohnnngSgeld erhielten, neben dem Wohnungsgelde nicht
W Gehalte aufrücken sollten, alle Beamten der Provinzialverwaltuug gemeinsam und treffen
deshalb in diesem Punkte die allgemeinen Ansführuugcu. welche ich so eben gegeben habe,
gleichfalls zu.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich
schließe die Diskussion. Der Herr Referent verzichtet.

Der Commissionsllntraghat keinen Widerspruchgefunden; ich erkläre feine Annahme.
Wir kommenzum folgendenGegenstand der Tagesordnung, dem Antrag der I. Fach-

Immission zur Petition des Straßenmeisters Bartsch in Pallien bei Trier um
Bewilligung des tarifmäßigen Wohnungsgeldzufchusfes anstatt der für seinen
Wohnort festgestellten Miethsentschädigung. Herr Abgeordneter Schttller wird die Güte
haben, auch über diesen Antrag zu referiren. ^
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Berichterstatter Abgeordneter Schul ler: Meine Herren! Der Straßcnmcister Vartsch in
Pallien bei Trier hat den Antrag an das hohe Haus gerichtet, ihm den tarifmäßigen Wohnungs¬
geldzuschußder Provinzialbcamten der V. Klasse, der für seinen amtlichen WohnsitzTrier auf
360 M. jährlich festgesetzt ist, zu bewilligen. Dieser Straßenmcister Vartsch hat in Bezug auf
Miethsentschädigung bisher sehr erfreuliche Erfahrungen gemacht. Er ist seit langer Zeit in
Pallien bei Trier stationirt, und es ist ihm ursprünglich eine Miethsentschädigungvon 90 M>
jährlich, entsprechendden damals für seinen Wohnsitz festgestellten WcthsvcrlMnissen, verliehen
worden. Spater hat eine Reuregulirung der Entschädigungstattgefundenund da ist seine Mieths¬
entschädigungvon 90 M. auf 180 M., alfo auf das Doppelte gestiegen. Er hat sich darauf
an den Provinzialausschuß gewandt und ausgeführt, daß durch veränderte Verhältnisse die
Wohnungen in Pallien ebenso theuer geworden seien wie in Trier selber, und in Anerkennung
dieses Umstände« hat der Provinzialausschuß aus Billigkeitsrücksichten die für die Straßenmeistcr
in Trier festgesetzte Miethscntschädigung von 270 M. bewilligt, und zwar noch besonders mit
Rücksicht auf den Umstand, daß ähnlich wie bei den Staatsbeamten der dienstliche Wohnort und
nicht der wirkliche Wohnort für die Bemessungdes Wohnungsgcldzuschussesmaßgebend sein solle,
und dieser Straßenmeistcr hat seinen dienstlichen Wohnort eben in Trier. Diese großartigen
Erfolge haben ihn aber nicht ruhen lassen, und er stellt heute den weitergehendenAntrag, es
möge ihm an Stelle der Miethsentschädigungder tarifmäßige Wohnungsgeldzuschußder Beamten
seiner Klasse bewilligt werden. Er beruft sich dabei auf ein Schreiben des Herrn Landesdirettors,
in welchem ihm die Miethsentschädigung von 270 M. aus Billigkeitsrücksichtenbewilligt wird,
welches Schreiben aber für seinen weitergehenden Anspruch von keiner beweisenden Eigen¬
schaft ist. In Betracht kommt nur der Z. 10 der Bestimmungen für die Provinzialbcamten.
Diesen brauche ich einfach nur zu verlefcn, dann ist die Sache klar gestellt und erledigt. Der
§. 10 lmitet: „Der Wohnungsgcldzuschußwird nicht gewährt an Beamte, welche Dienstwohnungen
inne haben oder deren Miethsentschädigungenanderweit, wie dieses bei den Straßenmeistern und
Aufsehern der Fall ist, geregelt sind."

Es handelt sich hier um einen Strahenmeister, dessen Vesoldungsverhältnisse in Bezug
auf den Wohnungsgeldzuschußanderweit geregelt sind. Für einen Strahenmeister in Trier sind
270 M. und nicht ein Wohnungsgeldzuschußausgeworfen. Folglich ist dem Manne sein weitestes
Recht geworden, und es empfiehlt sich daher, über die Petition zur Tagesordnung überzugehen.

Stellvertretender VorsitzenderInnßen: Auch dieser Antrag findet keinen Widerspruch; er
ist zum Beschlußerhuben.

Wir gehen über zum Bericht der II. Fachcummission zum Bericht und zu de»
Anträgen des Provinzialausschusses, betreffend die Ausführung des Gesetzes vom
11. Juli 1891 (G.-S. S. 300) hinsichtlich Abänderung der A 31, 65 uud 68 des
Gesetzes zur Ausführung des Vundcsgesetzes über den Uuterstützungswohnsitz «oM
8. März 1871. Referent ist Herr AbgeordneterDr. Muth, dem ich das Wort ertheile.

Abgeordneter Dr. Muth: Meine Herren! Den Reigen der Anträge der II. 3"^
commissioubezüglich des Etats des Landarmcnwescns beginnt der Ihnen zweifellos vorliegende
schriftliche Bericht über die Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891. Meine Herren! Es
hat dies darin seinen Grund, daß in Folge der Ausführung dieses Gesetzes der ganze Etat nur
berathen werden kann, wenn einige grundlegendeFragen vorher zur Entscheidung gelangt find-
Diese grundlegendenFragen, meine Herren, sind sowohl in der Drucksache Nr. 12 — das ist d"
Bericht und die Anträge des Provinzialausschusses- in einem Conclusum auf Seite 12, als auch
in der gegenwärtigenDrucksache Nr. 47 Seite 6 niedergelegt
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Meine Herren! Der Ausschußwnr der Ansicht, daß bei der Wichtigkeitund Bedeutung
dieser grundlegendenFragen, und iusbesoudcrcbei der Einwirkuug und bei der kleinen Umwälzung
— sozusagen — im Etat eine schriftliche Berichterstattung angezeigt erscheine.Meine Herren! Die
Zahlen werden genügen. Es schwelltder Etat in Folge der Gcschcsuovcllevom vorigen Jahre
um eine Summe von 650000 M. an, die aber reduzirt werden soll ans 450000 M., und es
fallen der gesetzlichenVerpflichtungdes Laudannenverbaudes bczw. der Provinz an Personen zur
Last ruud 6 400. Das, meine Herren, waren die Gründe, weshalb eine schriftlicheBericht-
erstattung angezeigt erschien, und ich glaube, Sie werden mir Ihre Zustimmung nicht versagen,
wenn ich mich gegenüberdiesem Umständedarauf beschranke, nur in allgemeinen Zügen die Gesichts-
Punkte zu erörtern, die für die Entscheidungmaßgebendsind.

Meine Herren! Die Novelle vom 11. Juli 1891 hat in dankenswerthcr Weise die
Gemeinden entlastet, die unter Umständen durch den zufällige» Umstand, daß sie zwei, drei bis
vier Geisteskranke in ihrer Mitte gehabt haben, außerordentlich bedrücktwaren. Es ist eine
Regulirung dieser Last, aber auch eine Erweiterung der Armenlast eingetreten uud zwar in der
Weise, daß auf die Schultern des größeren Landarmenverbandcs ein Theil der dadurch ent¬
stehendenKosten abgewälzt, ein anderer Theil zweckmäßig zwischen Kreise und Gemeinden ver¬
theilt worden ist. Meine Herren! Das Gesetz selbst finden Sie in der ersten Drucksache Seite 2
bis 4, und ich beschränke mich darauf, Ihnen nur im Allgemeinen die Grnndzüge der Verände¬
rungen gegenüber dem früheren gesetzlichen Znstande mitzutheilen.

Das erste Ausführungsgesetz zum Bnndesgesetz über den Unterstütznngswohnsitzvom
Jahre 1871 hat den Landarmenverbänden eine Befugn iß bezüglichder Fürsorge für Geistes¬
kranke, Idioten, Taubstumme, Bliude uud Sieche eingeräumt. Diese Bcfugniß ist gegenwärtig
m eine gesetzlicheVerpflichtung umgewandelt. Der Gesetzgeber hat es für nothwendig erachtet,
für diese armen Personen in geeigneter Weise Bestimmungen zu treffen, und das Gesetz macht
es den Laudarmcnverbänden zur Pflicht, für die Behandlung, Kur und Pflege der hülfs-
bedürftigen Geisteskranken, Idioten, Epileptiker und Blinden, soweit dieselben der Austalts-
pflcge bedürfen, iu geeigneten Anstalten Fürsorge zu treffen. Meine Herren! Nicht jeder
Irre und jeder Epileptiker u. s. w. fällt dadurch der Provinz zur Last, fondern nur diejenigen,
welche einer Anstaltspflegc bedürfen. Eine gesetzlicheDefinition dieser Begriffe ist aber nicht
eingetreten, es ist das der Praxis überlasten uud in dem Reglement, auf das ich gleich kommen
werde, ist meiner Ansicht nach in einer ganz zutreffenden Weise die Dcfinitiou dahiu gcgebeu
wordeu, daß der Anstaltspflege bedürftig sind: a) diejenigen Personen, welche heilbar oder
besserungsfähig sind; d) wenn sie zwar voraussichtlich uicht heilbar, aber für sich oder ihre
Umgebung gefährlich oder «»gewöhnlich belästigend sind; o) wenn sie besonderer körperlicher
Pflege bedürftig sind.

Was nuu die Vertheilung der Kosten angeht, so ist die Provinz verantwortlich für
°ie Gcneralverwaltungskostcn. Die Provinz hat die Anstalten zn beschaffen, hat dafür zu
^ sorge», daß die betreffenden unterstützungsbedürftigenPersonen dort untergebracht werden,
und daß, wenn sie in der Anstalt sterben, sie ei» angemessenesBegräbnis; bekommen. Die
Spezialkosten. alfo alle übrigcu Kosten, insbesondere diejenigen Koste», die d»rch die Ver¬
pflegung sowohl der Kranken, als auch der Angestellten verursacht werden, die durch Kurbäder.
A"zte, Vegrabuißkusteu u. f. w. veranlaßt werden, fallen den kleineren Verbänden zur Last;
^r Kreis hat mindestens zwei Drittel zu tragen, ein Drittel die Gemeinde.

Meine Herren! Sie fehen daraus, in welch' erheblicherWerfe der Ortsarmenverband
"tastet worden ist Nnn meine Herren, verlangt das Gesetz eine Reihe von Maßnahmen
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und Entschließungen für seine Ausführung, uud iu erster Linie tritt die Frage an die Ver¬
waltung bczw. an den Landtag, ob das bisherige System der Benutzung städtischerund privater
Anstalten, das heißt also solcher Anstalten, die nicht als Eigenthum der Proviuz bezeichnet
werden können, für die gesetzliche Fürsorge anzuwenden ist, und da schlügt Ihnen der Provinzial-
ausschuß und auch die Commission einmüthig vor, es bei dem bisherigen System zu belasse».
Es sind ungefähr 170 Anstaltcu, die im Ganzen sür die Pflege der anstaltsbcdürftigen Personen
in Betracht kommen. Es hat sich herausgestellt, daß uuscre Proviuz mit einem solchenNetz,
wie der Bericht der Verwaltung sagt, von mittleren und kleinen Anstalten umsponnen ist, daß
vorliegend ein Bedürfniß, zur Errichtung eigener Anstaltcu zu schreiten, nicht vorhanden ist.
Abgesehenvon der finanziellen Seite der Frage — es würde ein Betrag von mehr als zehn
Millionen in Betracht kommen, die für die Errichtuug und Einrichtung solcher Anstalten ver¬
wendet werden müßten, die Verzinsung und Amortisation käme hinzu — würden aber auch
innere Gründe wohl nicht dafür fprechen, daß das bisherige System, vorläufig wenigstens, zn
verlassen ist. Jede Sache hat ihre Licht- und Schattenseiten, und so ist es für die Pflege und
Versorgung der Kranken einerseits vielleicht wünschenswerth, wenn sie centralisirt werden
könnte, aber auf der anderen Seite würde doch den schon bestehendenAnstalten in der Rhein¬
provinz sehr wesentlichnahe getreten werden; es würde vielleicht auch der Opfersinn, der bei
uns in der Rheinprovinz fo rege ist, der Wohlthätigkeitssinn, der sich in freiwilligen testamen¬
tarischen Verfügungen bethätigt, dadurch beeinträchtigt werden können, daß die Provinz alles
in die Hand nimmt; dann würde jeder denken, wo die Verwaltung da ist, braucht die Privat-
forge nicht einzutreten. Es fprechen aber auch die Erfahrungen, die gemacht worden sind,
durchaus für das alte System. Es sind auch die speziellen Kosten bei denjenigen Anstalten,
die von gewissenGesichtspunktenaus geleitet werden, viel geringer, wie beispielsweisebei den¬
jenigen der religiösen Gcnosseuschaftcu,wo der Erwerbszwcckuicht die Hauptsache ist; da werden
die entsprechendenKosten billiger sein können.

Meine Herren! Alle diese Gründe sind in dem ausführlichen Referat des Provinzial-
ausschuffes niedergelegt worden, uud ich nehme daranf Bezug. Irgend ein Bedenken in dieser
Beziehung hat sich in der Commission nicht eingestellt. Die Commission ist einmüthig der
Ansicht, es bei dem bisherigen System zu belassen. Das, meine Herren, ist der erste Punkt
der Anträge auf Seite 6, wie sie die Fachcommissiunzur Annahme empfiehlt.

In zweiter Linie verlangt mm die uumittclbare Ausführung des Gesetzes den Erlaß
eines Reglements. 8- 31b schreibt vor: „Die Bestimmungen über die Aufnahme uud Ent¬
lassung der Anftaltspflegebedürftigcn, sowie über die Höhe der zu erstattenden Kosten werden
in Reglements getroffen, welche der Genehmigung der zuständigen Minister nuterliegen."

Meine Herren! Nach diesen Richtnngen hin werden Sie auf Seite 15 der Drucksachc
Nr. 12 den Entwurf eines Reglements, das zuuächst ja vom hohen Provinziallandtage 3«
beschließensein wird, finden. In ß. 2 finden Sie den Begriff der Anstaltspflegcbedürftigtcit,
wie ich ihn gegeben habe. Es folgen dann Bestimmungen über das Aufuahmeverfahrcu und
dann über die Vcrpflegungskosten. Das ist auch noch ein Puukt, bezüglich dessen Sie stch
schlüssig machen müssen. Die Verwaltung schlägt Ihnen hier einen Tarif vor. Die andere
Möglichkeit wäre die, da die Kosten für die verfchicdenen Anstalten verschieden sind, den
Gemeinden und den Kreisen gegenüber die wirklich verausgabteu Kosteu zu berechnen. Ab"
es bedarf wohl einer besonderen weiteren Ausführung uicht, daß das nicht recht praktisch ^
und daß es sich empfiehlt, einen allgemeinen Tarif eintreten zu lasse» und diesem den Durch-
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schnittssatzzu Grunde zu legen, wie er in einer Berechnung von 81 Pf. vorgeschlagen ist.
Es ist das wegen der Division durch 3 geschehen, weil der Kreis im Verhältniß von 1 zn 2
bcthciligt ist. Damit kein Bruchtheil entsteht, ist Ihnen im Allgemeinen ein Satz von
81 Pf. pro Kopf für die speziellenKosten vorgeschlagen,der für Epileptiker eine kleine Er¬
höhung erfährt. Der Satz bei erwachsenen Epileptischen wird mit 90 Pf. vorgeschlagen.
Meine Herren, auch über diesen Punkt ist in der Commission ein Einwand von keiner Seite
erhuben wurden, Das Ergebniß ist nun unter 2 der Conclusa der Commissionniedergelegt.

Ich gehe nun über zu Position 3, das ist die praktische Anwendung der Novelle in
Beziehung auf unsern Etat. Daß der Etat wachsen muh, ist ja selbstverständlich. Soweit die
erweiterte Armenlast eintritt, liegt die gesetzlicheVerpflichtung vor. Wir stehen da vor einem
Kut aooompli. Die Höhe macht 650 000 M. minimal aus. Es ist das allerdings nur eine
annähernde, eine approximative Berechnung auf Unterlagen, die auf vollständigeZuverlässigkeit
keinen Anspruch machen können. Sie sind allerdings amtlich gesammelt wurden, indessen wirb
die Zukunft ergeben, inwieweit hier in der That eine richtige Rechnung im Etat vorgelegenhat.
Nach diefen Ziffern ist die Summe, die in den Voranschlag einzusetzenist, berechnet. Die
Snmme ist nun außerordentlich hoch, und demgegenüber ist es gewiß ein dankbares Bestreben
der Verwaltung gewesen, sie durch Ersparnisse herabzumindern, und insbesondere durch Erspar¬
nisse, die sich gerade an die der Provinz übertragene Last anschließen. Meine Herreu! Sie
werden sich alle erinnern bczw. auch in der ersten Druckschriftdie nähere Berechnung über die
Summe finden, die die Provinz bisher freiwillig für ihr Anstaltswcseu bereits geleistet hat.
Es ist nun, insbesondere den Gemeinden, bisher eine außerordentlichgroße Erleichterung dadurch
zu Theil geworden, daß das sogenannte Frcijahr für ihre Kranken gewährt worden ist. Es
sollte das gewissermaßen ein Stimulans für die Gemeinden fein, daß sie nicht die späteren
Kosten in Höhe von 1 M. pro Kopf, um ihre Kranken noch unterbringen zu lassen, scheuen.
Das ist eiu recht erheblicher Betrag, ausgerechnet auf 309 205 M. Meine Herren! Gegen¬
wärtig, wo die Gemeinden nm zwei Drittel entlastet find, inbcsondere, wenn nicht das ganze
Jahr gestrichenwird, sondern, wie die Verwaltung Ihnen vorschlägt, die ersten drei Monate frei
bleiben, macht es nur eine Ausgabe vou 20 Pfennig pro Kopf für die Gemeinde aus. Wenn
man nun erwägt, welch' großer Vortheil für die Gemeinde daraus erwächst,daß sie solche, der
Armenpflege anheimfallende Kranken an die Central-Provinzialbehörde übergicbt, dann wird
man auch wohl fiudeu, daß die 20 Pfenuig sie uicht abschrecken können, sundern daß man unter
diesen Umständen zur Entlastung der Provinz, zur Hcrabmindernng der provinziellen Lasten
wohl von dem vullen Jahre, wie es der frühere Zustand ja bedingte nnd auch wohl angezeigt
«achten ließ. Abstand nahm und auf drei Monate herabging.

Meine Herren! Dieser Vorschlag hat indessen in der Commission vollen Auklang uicht
gefunden. Insbesondere von ärztlicher Seite wurde hervorgehoben, daß man der Gefahr doch begegnen
müsse, daß die Gemeinden mit ihren Kranken zurückhaltend seien, und daß man ihnen das vulle
Jahr belasse. Es wurde auch auf allgemeinehumanitäre Gründe Bezug genommen. Indessen
t°nnte sich die große Mehrzahl der Commissionder Auffassung nicht verschließen, daß es in der
That doch wesentlich eine praktische Frage ist die hier zu entscheiden ist, und daß man gegenüber
ber Herabsetzung des Satzes von einer Mark, den die Gemeinde früher zu zahlen hatte, auf
N Pf. die Gefahr als ziemlich weitliegcnd erachten müsse, daß eine solche Gemeinde nnn Ver°
""lassung nehme, einen wirtlich Erkrankten nicht dem Landarmenverbandzu übergeben. Demgegen¬
über hat der Anschuß mit allen gegen die erwähnten 3 Stimmen vorgeschlagen, es solle Ihnen
gefallen, die Dauer der Freistellen für Kurlranke von einem Jahr auf 3 Monate herabzusetzen.
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Der 4. Punkt, der sich als nothwendig ergab in Folge der Ginführung der Novelle,
betrifft einige formelle Aenderungen, die nöthig geworden sind bei dem bisherigen Reglement,
betreffend die Leitung und Verwaltung der in der Rheinpruvinz vorhandenenProvinzial-Irren-,
Heil und Pflegcanstlllten, mit den dazu gehörigen Bestimmungenüber die Aufnahme, Entlassung
und den Anstllltsaufeuthlllt derjenigen Geisteskranken,auf welche die Vorschriftendes Gesetzes vom
11. Juli 1891 keine Anwendung finden, wie Sie das unter Nr. 4 auf Seite <> des schriftlichen
Berichts finden.

Ich gehe über zu Punkt 5 und der lehnt sich eigentlichnur mittelbar an die Ausführung
des Gesetzes an. Ich rubricire ihn, während ich die 4 vorhergehendenPunkte unter die Kategorie
des Nothwendigen snbsummire, unter den Begriff des Nützlichen. Es hatte sich bereits früher
das Bedürfniß herausgestellt, es sind bereits Erhebungen von der Verwaltung angestellt und in
einer Denkschrift vom Jahr 1880 angeregt wurden, ob es nicht nützlich und angezeigt sei, diejenigen
landarmen Elemente, die sich einer, wenn auch vermindertenArbeitskraft noch erfreuen, auszusondern,
und es machte sich dieser Gesichtspunktgegenwärtig um so mehr geltend, als eine gewisse Concen-
tration derjenigenKranken, die unter das Gesetz fallen, es angezeigt erscheinen ließ und die gegen¬
wärtige Aurcgung dazu führte, daß iu der That jetzt eine Reorganisation in Vorschlag gebracht
und von der Eummissiuuals durchaus nützlich anerkannt wurden ist. Es soll nämlich diesen Land¬
armen Gelegenheit gebuten werden, ihre Arbeitskraft nach Kräften zu verwerthen dadnrch, daß ein
Ackergut von der Provinz erworben werden konnte zu einem mäßige« Preise, das nicht als Pflege'
oder Heilanstalt einzurichten ist, sondern welches von der Pruvinz bewirthschaftetwird zu dem
Zwecke, um diejenigen Personen, die der Landarmenpflegeanheimfielen,aufzusammelnund iusbesoudere
dort gewissermaßeneine Prubirstatiun zu finden für alle diejenigenElemente, deren Laudarmuth
etwas zweifelhaft gewordenwar. Nach diesen 2 Gesichtspunktenhat die Eummissiuudie Neuerung
als einen ganz glücklichenGedanken begrüßt und sie schlägt Ihnen vor, nicht allein den Erwerb des
Gutes gutzuheißen, sondern auch alle durch die Orgauisatiuu uuthwcudig gewordenen Maßregeln zu
genehmigen. Es ist das unter Nr. 5 dahin präzisirt, „den Ankauf des Langcnfeldcrhufesfür den
Preis von 2551()l) M. zn genehmigen und dies Ackergut zur Unterbringung hnlbarbcitsfähiger
und ruhiger hilfsbedürftiger Pfleglinge, fuwic einer Anzahl landarmer Männer zu verwenden,
gleichzeitig das bisherige Landarmcuhaus zu Trier für die eiuer Spczialbehnudluuguicht bedürfenden,
namentlichweiblichen Pfleglinge zn bestimmenund dementsprechend den Nachtrag zu dem Reglement
über die Leitung und Verwaltung des Landarmenhauses zu Trier zu genehmigen."

An diesen Punkt muß ich noch anknüpfen. Das Landarmenhaus ist, wie auch der Herr
Landesdirektur in der Commission auseinandergesetzt hat, zunächstKorrektionsanstalt und gleich¬
zeitig Irrenanstalt und Arbeitshaus gewesen. Im Laufe der Zeit hat sich der Charakter
verändert und gegenwärtig füll in Folge der neu vorgeschlagenenOrganisation eine Evakuation
dieser Anstalt erfolgen und sie soll lediglich eine Pflcgeanstalt werden.

Was dann den Langenfelderhof betrifft, so haben Sie die nöthigen Angaben darüber
auch auf Seite 7 des Berichtes. Es ist ein Gut von 318 Ku. Ackerland, Wiesen, Hochwald und
Lohhecken,also ein Gut. wo man in sehr zweckmäßigerWeise alle diese Personen beschäftigen
lann. von denen die Rede gewesen ist, wo man ihnen gewissermaßeneine neue Lebensfreudigen
dadurch gewährt, daß sie sich als nützlicheGlieder der menschlichen Gesellschaftgeltend mach"
können, und daß anf diese Art gleichzeitigder versteckten und offenen Bettelei, die theilweisevon
solchenPersonen betrieben wurde. Einhalt gethan wird.

Ich komme nun zum L.Punkt, den ich unter das Auge nehme rubriciren möchte, ^s
ist das ein Vertragsentwurf, der mit der Stadt Köln abgeschlossen ist, und den auch die Provmz
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bestätigt hat. Die nächste Veranlassung für diesen Vertrag ist die Novelle, die sich im §. 31d
vorfindet; dort ist in dem ersten Absatz die Bestimmung getroffen, daß „Land- und Stadtkreise,
sowie Ortsarmc.iverbände, welche für einen der von den Laudarmenoerbäudeu unmittelbar zu
übernehmenden Zweige der Armenpflege bisher fchon in nusreichcuder Weise gesorgt haben,
solange dies der Fall ist, nicht gegen ihren Willen verpflichtetwerden können, an der betreffenden
Einrichtung des LandarmenverbandeS theilzunehmen oder zn den Kosten derselben beizutragen".
Der zweite Absatz sodann bestimmt, daß in Zukunft die Fürsorge für solche Kranken auch in
eigenen Anstalten von den Land- und Stadtkreisen mit Genehmigung des Oberpräsidenten über¬
nommen werden kann. Die Stadt Köln besitzt bereits in ihrer Lindenburg eine Anstalt, die
sie stistungsmäßig überhaupt unterhalten muß; es ist ihr dadurch ein gewisserAureiz gewährt,
jetzt den Moment zu benutzen, und da diese Anstalt bisher den gedachten Zwecken des Gesetzes
genügt hat, nunmehr auch bezüglichder wachsenden Kosten des Prouinzialvcrbandes eine Aus¬
scheidungeintreten zu lassen. Das erschien der Pruviuzialverwaltuug uicht erwüuscht.

Meine Herren! Die Provinz ist eine einheitliche, nnd die Einheit macht stark. Wieder-
holt sind eeutrifugalc Bestrebungen, wie das ja bei den Gegensätzenzwischen Stadt nnd Land
natürlich ist. hervorgetreten,und von dem Gesichtspunktder Billigkeit ans muß man i« anerkenne!,,
daß in der That manches für eine solche Auseinandersetzungspricht. Aber, meine Herren, im
Interesse der Provinz uud des allgemeinen Verbandes liegt das nicht. Die Provinz bildet gewisser-
'»aßen eine große Familie, und da, meine ich, ist es sehr nützlich, wenn man die erwachsene älteste
Tochter, die eiu gewisses großes Erbvcrmügeu besitzt, der Familie möglichstzn erhalten sncht, und
diesem GedankenRaum gebend, hat die Pruvinzialverwaltuug einen Vertragsentwurf nach langen
Verhandlungen zu Stande gebracht. Meine Herren! Der Hauptuormnnd der Tochter ist voll«
kommen ü'llcoorä gewesen, aber der Familienmth hat in der Sitzung einige Schwierigkeiten gemacht.
Inzwischen hat er sich doch dahin besonnen, daß sie am besten im Schooß der Familie aufgehoben
ist, wie es in dem bekanntenfranzösischen Liede heißt: „0u pont-on üti-o mwux <zu'«.u »«in ä«
»», lÄinillo?« Nun, meine Herren, wird es an Ihnen sein, daß Sie jetzt den fertig gestellten Ent¬
wurf auch genehmigen. Meine Herren! Ich hebe das hervor, weil, wenn man den Entwurf selbst
liest, es dcu Anschein erweckt, als ob die Stadt Köln ganz erheblich begünstigt, als ob mit dem
«ertrage gewissermaßen eine 8ooi«w. leonina abgeschlossenwerde. Zunächst komme ich hier ans
°cn im ersten Referat erwähnte» Antrag von Köln auf Befreiung von der Mitzahluugspflnht zum
Pvsteu von 300 000 M, von dem ich sagen möchte, es ist eine Art Schreckschuß, denn man wird
bei näherer Prüfnng der rechtlichen Lage allerdings wohl sagen müssen, hinsichtlich der 300000 M.,
die der Vergangenheit angehören, - es ist das nämlich der Betrag der Verzmsuug uud Amor¬
tisation der Schnld der Anstalten, - davon wird sich wohl die Stadt Köln, wenn ste zu einer
endgültigenTrennung gelaugeu würde, nicht befreien tonnen; denn das Gesetz sprch m dem ebem
mvähnte,: Paragraphen der Novelle n»r von dem Freimachen von künftigen Kosten Nebenbei
bemerkt, will ich ans den Unterschied der juristische., Personen der Provinz nnd des Landarmem
Verbandes hinweisen. , ^, . ^ r - c <s

In der Eommission selbst ist von anderer Seite hervorgehoben worden, daß bei solchen
Anseinaudersetzuugen, die ihre endgültige Regeln»« bei dem Ober-Verwaltnngsgericht ftnden, man
"icht so sicher au seiueu Schein pochen darf, daß insbesondere die Slcherheit des Pr.vatrechts uuter
Umstäudeunicht Stand hält gegenüber den Erwägungen, die öffentlich rechtlicher Natnr sind nnd
die schließlich bei,» Ober-Berwalinngsgerichtden Ausschlaggebe,., m'd .„sofern, meine Herren, muß
d" Punkt mit de» 300000 M wohl ausscheiden. Aber wenn man d.e übrige» Bestimmungen des
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Vertrages, sie stehen in der ersten Drucksache auf Seite 14 ins Auge faßt, daun findet man zunächst
unter II, 1: „Die Provinz gewährt der Stadt Köln zum Zwecke des Banes einer eigenenIrren»
anstatt für heilbare und unheilbare Kranke nach Maßgabe des fortschreitenden Baues ein Darlehen
bis zu 1 700000 M. Dieses Darlehen wird Seitens der Stadt Köln mit 3«/« verzinst und unter
Hinzurechnungder ersparten Zinsen mit wenigstens 1°/, getilgt,"

Meine Herren! Dadurch erspart die Stadt Köln 1 bezw. '/s °/°, je nachdem sie das
Darlchn unter die Bestimmungen unseres Bantstatuts rubrieiren wollen; und das ist also eine
ziemlichcrbebliche Zinsvergütung, die der Vertrag zubilligt.

Unter Nr. II wird sodann bestimmt, daß für alle diejenigenKranken der Stadt Köln,
die in einer andern Anstalt, als in einer Provinzial - Irrenanstalt untergebracht werden, der hohe
Satz von 40 Pf. pro Kopf, also der höchste Satz für die Gcneralunkostenihr vergütet werden solle.

In Nr. 3 ist die Bestimmung getroffen, daß uur die Armcnverwaltuug der Stadt Köln
die Qualität feststellt,ob der betreffendeKranke wirtlich unter das Gesetz fallt, das heißt anftalts
bedürftig ist.

Unter Nr. 4 ist die Kündbarkeit des Vertrags nnr für die Stadt Köln vorbehalten,
während die Provinz die Verpflichtung aus diesem provisorischen Ucbercinkommen — nm nämlich
das Ausscheiden der Stadt Köln zu verhüten — dauernd übernimmt.

Meine Herren! Aber alle diese Vortheile, die, wenn man ihnen auf den Grund geht, doch
manches wieder verlieren würden, können nicht ins Gewicht fallen dem allgemeinenInteresse und
insbesondere der einheitlichen Durchführnng und Handhabung des Gesetzes gegenüber. Schädlich
wäre es, wenn der Vertrag, der ja ein Cumprumiß darstellt und dem man im gegenwärtigen
Stadium iu deu Einzclbestimmnngennicht mehr entgegentretenkann, jetzt Ihre Billigung nicht fünde.

Was zunächst die 40 Pf. pro Kopf und Tag angeht, die dauernd bezahlt werden
sollen, so kann man sagen, die Zukunft wird eher höhere Sätze bringen, als niedrigere, so daß
die Unkündbarkeit des Vertrages der Provinz voraussichtlich irgend einen Schaden nicht bereiten
wird, denn das Entscheidendewird also immer das sein, wollen Sie in der Nheinpruvinz, ich
will nicht sagen, ein schlechtes Beispiel geben, aber doch ein Präcedens schaffen, dem
vielleicht andere folgen sollen? Nun wird man dem entgegenhalten können, ja, wenn mit der
Stadt Köln ein günstiger Vertrag abgeschlossenworden ist, werden die andern Städte nach¬
folgen. Ja, ich glaube, die werden es nicht so machen; die Gefahr ist nicht so groß; "«
anderen Töchter sind noch nicht so weit herangewachsen und sind noch nicht im Besitz von
besondern Anstalten; sie sind nicht so gefesselt durch die bestrickende«Reize eines Herrn von
der Lindenburg. Es werden schwerlich andere Städte cbcnsoleicht kommen; es würde daz»
immer noch die Zustimmung des Oberpräsidenten gehören; und man kann wohl nicht ohne
weiteres annehmen, daß diese Möglichkeit so rasch eintreten wird. Meine Herren! Wenn man
alle diese Umstände in Erwägung zieht, so wird man sagen müssen: Es ist doch recht angenehm,
wenn wir die Stadt Köln unserm Provinzialverband erhalten, und wenn wir nach außen lM
immer eiue einige und starke Provinz darstellen. Deshalb schlägt Ihnen die Commission -
und zwar wiederum einstimmig - vor, den Vertrag mit der Stadt Köln zn genehmigen.

Und nun möchte ich zum Schluß noch hinweisen auf eine Bemerkung unferes H""'
Landcsdircltors. Er hat in seiner Etatsredc den Etat des Landarmenwesens als unser Schmerzens¬
kind bezeichnet. Nun, meine Herren, Schmerzenskinder sind Herzenskinder, und bisher ist immer
das Landarmenwesen das Herzenskind des hohen Hauses gewesen, und ich möchte schließ"'
indem ich Sie bitte, durch einstimmige Annahme des Antrages der Commission diesem Gefuy
Ausdruck zu geben.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ich eröffne die Diskussion und ertheile das
Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt.

Abgeordneter Dr. Schmidt: Meine Herren! Der Antrag, den ich hier stellen will,
bezieht sich wesentlichauf die Irrenanstalten. Ich bin veranlaßt worden, jetzt schon den Antrag
zu stellen, bevor wir an den Etat der Irrenanstalten kommen, weil hier in Nr. 3 des gedruckten
Berichtes gesagt wird: „Die Dauer der Freistellen für Kurkranke soll von einem Jahr auf
3 Monate herabgesetztwerden". Gegen diese Bestimmung richtet sich mein Antrag.

Meine Herren! In dem Texte des Berichtes lesen Sie auf Seite 3: „Seither wird
an alle Geisteskrankezum Zwecke des Kurversucheseine Freistelle auf die Dauer eines Jahres
bewilligt. Der Grnnd für die Bewilligung dieser Freistellen besteht darin, daß man die
schleunigeZuführung der Kranken zur Anstalt befördern wollte."

Meine Herreu! Das ist ein Grundsatz gewesen,den ich nur im höchsten Maße aner¬
kennen kann, und ich bedauere es recht sehr, daß dieser Grundsatz jetzt verlassen worden ist. Ich
denke, er ist verlassen worden, weil man durch dies große Anschwellen des Etats in Folge der
außerordentlichenArmenlast etwas erschreckt worden ist. Ich halte aber eine solche Herabmmderung
des Etats nicht für gerechtfertigtund zwar deshalb nicht, weil der gute und schöne Zweck, den man
früher durch das Freijahr erreichen wollte, dadurch in hohem Grade beeinträchtigt wird. Sie
wissen aber, daß gerade bei Geisteskranken viel darauf ankommt,daß sie schnell einer Anstalt über¬
wiesen werden. Mau kaun annehmen, daß, abgesehen von der erblichen Veranlagung, die Ursache
der Geisteskrankheit in der Umgebung des Kranken liegt. Wenn man also diese Ursachen beseitigen
kann, d. h. wenn man die Kranken möglichst rasch aus ihren Verhältnissenbefreit, so hat man die
größte Aussicht auf eine bessere und raschere Heilung. Das ist ein allgemein anerkannter Grund¬
satz, dem auch die Irrcuärzte zustimmen, so daß vielfach von Aerzten gefagt wird, m manchen
Fällen genügt fchon das Herausnehmen aus den bisherigen Verhältnissen, um den Kranken einer
Heilung entgegenzuführen. Es ist eine sehr dankenswerte Sache, daß der Widerstand der bekannter
Maßen sowohl bei den Angehörigen, als auch bei den Gemeinden gegen die Ueberführung emes
Kranken in eine Irrenanstalt besteht, nach Möglichkeitvermindert wird. Das ist auch einigermaßen
durch den bisherigen Gebrauch geschehen. Der bisherige Gebrauch ist letzt den BeHorden, fowoh
den Bürgermeistern als auch den Gemeinden, einigermaßen bekannt geworden^ kommen wir M
mit einem and ren Vorschlag das bringt anch wieder Verwirrung ervor nnd es halt nament ich
bei den kleineren ländlichenGemeindenaußerordentlichschwer, daß ohne viel Ansgaben rasch Huffe

geschafft un der Krank rafch in eine Anstalt übergeführt werde. Es ist m « ^
s° sehr wesentlich, ob Sie sagen, daß nach einem Vierteljahre nur eme ^ge Bel ^
In diesen kleinen Verhältnissenheißt es nur, muht du ^
°s °be heißt ein Jahr lang braucht ihr uicht zu bezahlen, dann sind se gleich b reü^ Ob de

Summe, ^gef^el wird, «einer oder größer ist, giebt nicht de. Ausschlag ^ den
daß eine solche Freistelle für ei» Jahr gewährt wird, und «'einer Meinung nach ist das sehr nöthig,
"M die Wohlthaten des Gesetzes den armen Kranken zu ermöglichen.

Wenn ich nun zu der sinanziellen Frage komme, so liegt
belastungdes Proviminl.Etats eintreten wird, wenn mein Antrag °ngeu°mme>wird. Aber emes-
theils ist v ^ uicht fo ganz vollständig richtig, denn wemi wirklich richtig is^ was^ l,l llirlleill,! auu) uu" ^ , » « ii^^.i^ima des Irren in eme Anstalt eme Heilung
« eben gesagt habe, daß durch die rasche bedeutendeserspart. Wird
"el eher ermöalickt wird dann wird gerade durch oleic ^eilu»u ". ,^
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zeitlebens diesen Irren zu unterhalten, während sie hier mit einem Jahre vielleicht wegkommen.
Es ist in meinen Augen nicht so wesentlich, wer bezahlt; schließlich bezahlt doch die Gemeinde, denn
die Gemeinde muß doch die Umlage bezahlen. Ob der Provinzial-Etat also etwas größer oder
kleiner ist, dies schlägt meiner Meinung nach gar nicht ins Gewicht. Ich möchte Sie also im
Interesse der Kranken bitten, meinem Antrage zuzustimmen. Ich füge noch hinzu, er ist allerdings
von der Commission,wo ich ihn auch gestellt habe, abgelehnt worden, aber ich habe mich wirklich
innerlich gedrungen gefühlt, den Antrag zu wiederholen, und ich hoffe, daß er hier Beifall
finden wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wollen Sie die Güte haben mir den Antrag z»
überreichen? (Geschieht.) Das Wort hat Herr AbgeordneterCourth.

Abgeordneter Courth: Meine Herren! Ich wollte mir erlauben, einen Punkt zu
besprechen,der den Vertrag mit der Stadt Köln betrifft. Die Stadt Köln hat meines Erachtens
durch den Vertrag große Vortheile, die ich ihr von Herzen gönne. Es ist ja hier ein Compromiß
gemacht worden, und da muß man manches concediren, was man sonst vielleichtnicht geben
könnte. Aber. »nK II. 3, aliuea 3 ist eine Berechnung aufgestellt bezüglichder Vergütung
für die nicht erhaltenen Freistellen, die mir auf einer fo unrichtigen Grundlage zu beruhen
fcheint. daß ich sie doch nicht unangefochten lafseu kann. Es soll darnach die Berechnung
geschehen im Verhältniß zu demjenigen Theil der vom Provinzialverbande für Freistellen ver¬
ausgabten Summe, welcher der von Köln zu der Gesammt-Provinzialumlage beigetragenen
Summe entspricht. Das ist aber eine falsche Basis; nicht die Provinzialumlage muß maß¬
gebend seiu, fondern die Zahl der Freistellen, welche auf die Stadt Köln nach dem Verhältniß
ihrer Vevöllerungszahl entfallen würde. Der Herr Referent hat schon mit Recht hervorgehoben,
welch hochherzige Tochter der Provinz die Stadt Köln ist; ich glaube, es bedarf nur dicfer
Anregung, daß die Vertreter der Stadt Köln sich in diesem Punkte mit der Abänderung des
Vertrages einverstanden erklären. Ich erlaube mir den Antrag zu stellen:

«Der hohe Provinziallandtag wolle Nr. II 3 alin«» 3 des Entwurfes des Vertrages
mit der Stadt Köln dahin abändern:

„Die Stadt Köln nimmt vom 1. April 1893 ab nicht mehr Theil an den Frei¬
stellen für Geisteskranke. Als Ersatz hierfür erhält die Stadt Köln jährlich in Vaar
denjenigen Theil der vom Provinzialverbande für Freistellen verausgabten Summe,
welcher sich ergiebt, wenn man die vergebenen Freistellen nach Verhältniß der Ve-
vülkerungsziffern für die Stadt Köln berechnet."

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
Landesdirektor Geheimer Ober-Regierungsrath Klein: Meine Herren! Ich glaube

wohl, daß die Stadt Köln den Vorschlag des Herrn Abgeordneten Courth annehmen wird, denn
er ist für sie günstiger, wie der vorliegende Vertrag. Die Sache liegt nämlich folgendermaßen:
Bekanntlich haben die großen Städte im Verhältniß zur Vulkszahl die größere Zahl von Geistes¬
kranken, weil die Friktionen in den großen Städten, der Kampf um's Dafein dafelbst, sowie
die Gelegenheiten zur Ausschweifung weit mehr Geisteskranke, wie auf dem platten Lande
erzeugen. Die Stadt Köln hat gegenwärtig 405 Personen in der Irrenanstalt, es ist dies weit
mehr als der Durchschnitt. Wollten wir die Freistellen also nach der Zahl der Geisteskranken
berechnen,so würde die Stadt Köln auf Kosten der Gesammtheit Vortheile haben. Wir sind
dagegen bei dem Vertragsabschlüssevon folgender Berechnung ausgegangen. Wenn wir sämmtliche
Freistellen streichen,also gar leine Freistelle gewähren, so würden wir ungefähr 100 000 U.
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weniger zn verausgaben und dementsprechendan Provinzialumlage zu erheben haben. Zu
diesen 100 000 M. zahlt die Stadt Köln ihren ratirlichen Antheil, und diesen ratirlichen
Antheil wollen wir ihr zurückvergüten, da sie an den Freistellen nicht Theil nimmt. Die
Stadt Köln bekommt also nur dasjenige zurück, was sie für einen speziellen Zweck beisteuert.
Nach der Durchschuittsbcrcchuuug,nach der Zahl der Irren in den Gemeinden, könnte entweder
die Provinz oder die Stadt Köln Vortheile gehabt haben; in diesem Falle jedoch, wie bemerkt
die Stadt Köln.

Wenn der Herr Referent auf die großen Vortheile hingewiesenhat, welche die Stadt
Köln aus diesem Vertrage zieht, so muß ich doch sagen, daß Schatten und Licht viel gleich¬
mäßiger vertheilt sind, wie der Herr Referent angenommen hat. Indem die Stadt Köln den
Antrug auf Ausscheidungaus dem Landarmenvcrbande zurücknimmt, bleibt ihre Verpflichtung,
zur Ncrzinsnng und Tilgung der Irrcnanstalts-Vauschuld von 300 000 M. jährlich ihren
Antheil beizusteuern, vor wie nach bestehen. Wenn wir diese 300 000 M. auch uach dem vor¬
liegenden Haupt-Etat aus der Dotatiousreute eutnehmen und nicht mehr separat erheben, so
würde es doch im Falle des Ausscheidensder Stadt Köln der Gegenstand eines Streitverfahrens
geworden sein, ob der Stadt Köln nicht der ratirlichc Antheil der 300 000 M. zu vergüte,:
fei; denn die Stadt Köln könnte argnmentiren, wenn jene 300 000 M. aus der Dotationsrente
uicht zur Tilgung und Verzinsung der Irrcnanstals-Bauschuld verwendet, sondern in «oparato
weiter erhoben worden wären, so hätten diese 300 000 M. zu den Kosten des Landarmenwesens
verwendet werden können, und würden alsdann die Umlagen der Stadt Köln um den ratir¬
lichen Antheil an 300 000 M. geringer gewesensein, Ich will nun nicht behaupten, daß die
Stadt Köln mit dieser Argumentation durchgcdrnngen wäre, allein es war immerhin Gegen¬
stand eines Prozesses und der Verzicht auf diesen Anspruch ist ein Aequivalent, welches die
Stadt Köln in die Waagschale wirft.

Dann aber, meine Herren, kommt noch ein Weiteres in Betracht. Wenn Sie den in
Ihren Handen befindlichen Bericht des Provinzialansschussesdurchsehen,so werden Sie sich der
Wahrnehmung nicht verschließen tonnen, daß wir mit der Unterbringung von Geisteskranken uns
b°ch allmählichdem Ende nähern. Wir können nur noch 500 bis 600 Kranke unterbringen. Nun
haben wir in jedem Jahre eine Zunahme von 150 bis 200 Kranken gehabt, hieraus ergiebt sich,
baß in einer nicht mehr zu fern liegenden Zeit unsere Anstalten nicht mehr ausreichen werden.
Wenn nun die Stadt Köln eine große Heilanstalt baut, dann nützt diefes auch uns insofern, als
wir um die Zahl der Kranken, für welche die Stadt Köln baut, entlastet werdeu, in Folge dessen kommen
wir in viel späterer Zeit dazu, nnsere Anstalten vergrößern zu müssen, als das der Fall sein würde,
wenn die Stadt Köln leine neue Irrenanstalt errichtet. Der Vertrag mit der Stadt Köln ist nach
allen Seiten erwogen und überlegt worden, nnd der Provinzialausschuß ist hierbei zu der Ueber«
öeugunggekommen, daß es im Interesse der Provinz liege, dieses Compromiß zu schließen, und ich
mochte Sie bitten, dabei zu bleiben.

Wenn Herr AbgeordneterSchmidt sich nochmals für die Nothwendigkeitund Nützlichkeit
d" Verlängern^ des Freiquartals auf ein Freijahr, d. h. für die Beibehaltung des bisherigen
Zustandes ausgesprochenhat, so verkenne ich nicht, daß vom ärztlichen Standpunkte seine Aus¬
führungen Vieles für sich haben. Ein Freijahr ist gewiß besser und wirksamer wie ein Frei-
yuartal. das gebe ich unbedingt zu. Allein auf der andern Seite ist doch auch zu bedenken.
b«K das Bndget der Provinz um circa 200 000 M. mehr belastet wird, wenn wn an Stelle des
3reiquartllls das Freijahr bestehen lassen. In diefem Falle müßte die Provmzialumlage um
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200 000 M. erhöht werden, was Angesichts der großen Erhöhung durch die außerordentliche
Armenpflege schwerlich die allgemeineZustimmung finden wird. Die Gemeinden sind durch das
neue Gesetz über die außerordentliche Armenpflege so entlastet, daß die Aufhebung des Frei¬
jahres nicht schwer empfunden wird. Ich weise noch darauf hin. daß in den übrigen Provinzen
ebensowenigein Freijahr zum Kurversuche besteht, dort hat man. so viel ich weiß, nicht einmal
ein Freiquartal und die Zuführung zur Anstalt erfolgt doch rechtzeitig. Ich meine, wenn für alle
Kranke ein Freiquaital gegeben und damit die Möglichkeit gewährt wird, den Kranken ohne
Rücksicht auf den Kostenpunktin die Anstalt überzuführen, so ist das ausreichend, und ich möchte
Sie bitten, meine Herren, ohne dringende Gründe, welche, wie gesagt, nicht vorliegen, nicht
einen Beschluß zu fassen, welcher so tief in den Haupt-Etat einschnciden und eine Erhöhung der
Umlage um 200 000 M. verursachen würde.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteBecker.
AbgeordneterBecker: Meine verehrtenHerren! Ich würde mich nicht zum Wort gemeldet

haben, wenn ich nicht durch die letzten Ausführungen des Herrn AbgeordnetenCourth provozirt
worden wäre. Er erklärte, es würde nur der Generosität der Stadt Köln bedürfen, um sofort
das Ungerechte des Vorschlageseinzusehen. Ich meine doch, meine verehrten Herren, solche allge»
meine Redewendungen sollten wir uns hier gegenseitig schenken.Wir haben hier gegenseitige Interessen
zu vertreten, und auch der Herr AbgeordneteCourth würde nicht daran denken, dem Abgeordneten
der Stadt Köln gegenüber irgend welche Generosität walten zu lassen. Ich erinnere Sie an den
Antrag, welchen er in der vorigen Landtagssessionstellte, als derselbe Gegenstandzur Verhandlung
stand. Ich meine, das sollten wir überhaupt nicht thun. Wir müssen einfach nüchtern abwägen,
ist das im Interesse der Provinz geboten oder nicht? Ist es das, so müssen wir es annehmen, ist
es das nicht, so müssen wir es ablehnen. Ich will nnr sagen, die Stadt Köln steht kühl bis ans
Herz hinan dieser Entscheidung gegenüber. Die Sache hat sich so zugetragen: Wir hatten auf
Grund des Gesetzes über die außerordentlicheArmenlast den formellen Antrag an den Herrn Ober-
Präsidenten auf ein vollständigesAusscheiden aus dem Provinzialverband bezüglich der Irreupftcge
gestellt. Der Herr Oberpräsident hatte erklärt, daß er nicht abgeneigt sei, dem Antrage zu ent¬
sprechen. Die Verhandlungen waren im vollen Gange. Darauf wurde in einer Provinzialausschuß'
Sitzung, an der ich als Mitglied Antheil hatte, von sämmtlichen Mitgliedern des Provinzialausschusses
und auch vou dem Herrn Oberpräsidenten der Wunsch ausgesprochen,daß die Stadt Köln doch >w
Provinzialverbandeverbleiben möge. Darauf habe ich mich bereit erklärt, trotz der Schwierigkeiten,die
bei der Haltung der Stadtverordneten der Stadt Köln vorlagen, möglichst zu vermitteln, und es
ist dem Entgegenkommenund dem Geschick des Herrn Landesdirektorszu verdanken,daß dieser Ver»
trag in der Form, wie er heute vorliegt, Ihnen zur Annahme empfohlen werden kann. Der Vertrag
bietet der Stadt Köln einzelne, mit Rücksichtauf die Größe des Objekts aber unerhebliche Vor¬
theile. Dagegen laufen wir durch den Vertrag Gefahr, daß, wenn sich im Laufe der Zeit die
Communalsteuerndurch die Irreupftcge steigern, wir mit unserer Steuerlraft an diesen erhöhte"
Steuern Antheil haben, und diese Gefahr ist nach meiner Auffaffung größer wie die augenblickliche"
Vortheile, die der Vertrag nns bietet. Trotzdem haben wir zugestimmt,um nicht ohne zwingende"
Grund das Band, das uns mit der Nheinprovinz verbindet, auch nur auf einem Stück dieses Ge<
bietes zu zerreißen,und um zu beweisen, welchen Werth wir, wo es ohne wesentliche Schädigung der
Interessen möglich ist, darauf legen, mit der Provinz in derselbenStellung zu bleiben, die alle
anderen Gemeindender Nheinprovinz einnehmen. Das ist der einzige entscheidende Grund für "e
städtlfche Vertretung der Stadt Köln gewesen, diesen Vertrag zn schließen, und ich möchte da-
hiermit llar gestellthaben, indem ich Ihnen im Uebrigen die Entscheidungvoll und ganz überlasse.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort ertheile ich dem Herrn Abgeord¬
neten Courth.

Abgeordneter Courth: Ich begreife nicht, warum der Herr Oberbürgermeister Becker
heute so empfindlichist. Sonst ist er doch selbst nicht abgeneigt, eine scherzhafteWendung zu
gebrauchen. Wenn ich ihm im vorigen Landtage nicht zugestimmt habe, so habe ich das gethan,
weil ich der Ueberzeugung war, daß damals nach Lage der Gesetzgebungdem Antrage der
Stadt Köln nicht stattgegeben werden konnte. Jetzt ist das anders; wir haben ein neues Gesetz.
Was das heute von mir gestellte Amendcmcnt anlangt, so habe ich die Ueberzeugung,daß die
darin vorgeschlageneBerechnungsweisedie gerechtereist. Der Abgeordnete Becker mag ja eine
andere Ansicht haben, ich bleibe aber bei der meinigen. Auch der Herr Landesdirektor hat
eigentlich im Prinzip mir zugestimmt — er meint nur, die Provinz werde hierbei schlechter
fortkommen— aber ich glaube nicht, daß die Rechnung des Herrn Landesdirektors eine richtige
ist; denn der Theil der Umlage, welchen die Stadt Köln zahlt, steht nicht im Verhältniß zu
ihrer Vevölkerungszahl. Jedoch da von allen Seiten das Compromiß betont wird, so soll es
nicht an mir liegen, daß der Vertrag gefährdet wird. Ich will leine weiteren Schwierigkeiten
bereiten und ziehe meinen Antrag zurück. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKoch.
Abgeordneter Koch: Der Langenfelderhof ist für 255 100 M. angekauft und in dem

Verzeichnis das uns gegebenist, steht er mit 478 560 M., alfo beinahe das Doppelte. Von
der Landesbank sind zur Bestreitung der Anlaufskosten und für Einrichtungsarbeiten 271150 M.
entnommen. Die Einrichtungskosten scheinen hiernach rund 16 000 M. zu betragen. Ich möchte
mir Ausschluß darüber erbitten, warum der Langenfelder Hof einfchließlichInventar mit dem
fast doppelten Anschaffungspreiseangesetztist? Dieser Hof ist doch nicht mehr werth, als dafür
bezahlt worden ist.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Landesdireltor hat das Wort.
Landesdirettor Geheimer Ober -Negierungsrath Klein: Meine Herren! Ich habe

diesen Punkt dem hohen Hause bereits bei Vorlage der Vermögensübersicht aufgeklärt, und
zwar dahin, daß wir bei der Aufstellung der Vermügensübersichtnach ganz bestimmten Grund¬
sätzen verfahren find, indem wir die Gebäude und Mobilien nach der Feuerversicherungstaxe
und die Grundstücke nach einer besonderen, dem wirklichen Werthe entsprechenden Taxe ein¬
gestellt haben. Wir befanden uns hierbei hinsichtlichdes Langenfeldcr Hofes, den wir in der
Subhastation erstanden hatten, in Verlegenheit. Die Gebäulichteiten des Langenfelder Hofes
waren mit etwa 200 000 M. versichert. Wir haben dieselben von unsern Technikern nach-
"vidiren lassen, und sowohl unsere Techniker, wie der Kreisbaumeister von St. Wendel, der,
wie ich glaube, mitfungirt hat. haben diese Taxe als richtig befunden. Wir haben demnach
b"se Taxe für die Gebäulichkeitenin die Vermögensaufstellung aufgenommen.

Für die Grundstückehaben wir gleichfalls eine Taxe anfertigen lassen und diese in
das Verzeichniß aufgenommen. Da wir den Langenfeld« Hof in der Zwangsversteigerung
beiger angekauft hatten, als diefe Taxen betrugen. f° ergab sich hierbei eine Vermehrung des
Vermögens der Provinz. Das war aber nur scheinbar in Folge der Emrechung des Gutes in
unsere tabellarische Vermögensübersicht. Wir mußten die Aufstellung für alle Vermögens-
"bjette gleichmäßig machen und ist Ihnen ja dabei ausdrücklich gesagt worden, daß tue Erhöhung
b°i dem Langenfelder Hof nur fcheinbar fei. Wenn wir in unferer Uebersicht den Werth der
Gebäulichkeitengeringer angaben, wie die Versicherungstaxenlauteten, und die Gebäulichkeiten
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brannten ab, so konnte man uns sagen: Ihr habt überversichert. Dazu kam, daß die Gebäu-
lichkeitenfür unsere Verwaltung wirklich den angeführten Werth haben, indem wir dieselben
zur Unterbringung von Landarmen benutzen können. Wir werden nämlich mit geringen
Aufwendungen 200 Landarme dort unterbringen können. Wenn wir für diese Personen eine
neue Anstalt bauen wollten, würde» wir mit 200 000 M. sicherlich nicht ausreichen, so daß
also die fraglichen Gebäude für uns keinen fiktiven Werth, sondern ciuen wirklichenWerth
haben. Unter diesen Umständen konnten wir gewiß die Versicherungssumme in die Uebersicht
aufnehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Der Herr AbgeordnetePflug hat das Wort.
Abgeordneter Pflug: Ich halte mich als Nachbar des Langenfelderhofesfür verpflichtet,

die Erklärung abzugeben, daß die Provinz »ach meiner Auffassungein in jeder Beziehung gutes
Geschäft gemacht hat. Der Langenfelderhofbesteht aus ungefähr 600 Morgen Wald, die allein
nach der Schätzung des Forstmeisters Heller in St. Wendel einen Werth von 217 000 M-
reprasentiren. Er besteht ferner aus 180 Morgen theils ganz guter, theils weniger guter Wiesen
und außerdem aus 420 Morgen Ackerlandund kostet der Provinz nur 255 000 M. Dabei ist
noch ein Inventar, welches keineswegs ganz schlecht war. Jedenfalls hat die Provinz ein gutes
Geschäft gemacht. Wenn die Herren des Hauses, die Kapitalien anzulegen haben, die Verhältnisse
näher gekannt hätten, so würde wohl Langenfeld um 100 000 M. theurer verkauft worden sein.

Stellvertretender VorsitzenderIantzen: Ich schließe nunmehr die Diskussion, da weitere
Meldungen zum Wort nicht vorliegen. Wünscht der Herr Referent das Schlußwort? ^- Der
Referent verzichtet.

Wir würden dann zur Abstimmung kommen. Ich werde über die einzelnen Nummern,
wie sie in dem Commissionsberichtenthalten sind, abstimmen lassen, um bei Nr. 3 den Antrag
des Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt erledigen zu können. Ich bitte diejenigen Herren, welche
der Nr. 1 Ihre Zustimmung versagen wollen, sich zu erheben. — Es ist Niemand; ich constatire
die einstimmigeAnnahme.

Dasselbe darf ich wohl in Bezug auf Nr. 2 feststellen.
Bei Nr. 3 wollen wir fo abstimmen, daß wir den Satz des Commissionsberichtesstehen

lassen und ihm eventuell den Antrag des Herrn I)r. Schmidt anfügen. Es würde dann der
Antrag fo lauten:

„Die Dauer der Freistellen von einem Jahr auf drei Monate herabzusetzen. Bei
den ortsarmen Geisteskrankenaber wird" —

wie Herr Dr. Schmidt vorschlägt —
„auch in Zukunft wie bisher das erste Jahr, welches sie in einer Irrenanstalt zu¬
bringen, als Freijahr angesehen und aus Provinzialmitteln bestritten."

Ich würde diejenigen Herren bitten, die dem von Herrn Dr. Schmidt beantragten Zusatz
Ihre Zustimmung geben wollen, sich zu erheben — (Geschieht.) Das ist die Minderheit. I^
stelle fest, daß die Nr. 3 des Antrages der Commission unverändert Ihre Zustimmung gefunden
hat. Dasfelbe kann ich wohl auch, nachdemHerr Abgeordneter Courth seinen Antrag zu Nr. "
des Commissionsantrageszurückgezogen hat, in Bezug auf die drei folgendenNummern constatire«.

Somit wäre der Gesammtantrag der Commission zum Beschluß des Hauses geworden.
Der Gegenstand der Tagesordnung wäre erledigt.
Es sind inzwischen sehr viele Wünsche an mich gelangt, die dahin gehen, die Sitzung

nunmehr abzubrechen, damit wir am Montag mit frischem Fleiße wieder in die Geschäfte einrücken



37. RheinischerProvinziallandtag, 6. Sitzung am 10. Dezember 1892. 183

können. Viele der Herren möchtenden Nachmittag benutzen, um einen Ausflug in die Heimath
zu machen und den Sonntag bei den Ihrigen zu verbringen. Darf ich annehmen, daß das der
von der Majorität des Hauses getheilte Wunsch ist? — Das ist der Fall.

Wir wollen dann die Gegenstände, die von der heutigen Tagesordnung noch übrig
geblieben sind, zunächst auf die Tagesordnung für die Montagssitzung nehmen, die wir um 1 Uhr
beginnen lassen können, um den CommissionenZeit zu lassen, den Vormittag für ihre Arbeiten
zu benutzen. Außer dem Rest der heutigen Tagesordnung wollen wir noch vornehmen:

Antrag der I. Fachcommissionzur Vorlage der KöniglichenStaatsregierung, betreffend
Wahl von bürgerlichenMitgliedern der Ober-Ersatzcommissionen.Dazu Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses.

Antrag der I. Fachkommission zur Petition des Kreisausschusses zu Kempen um Gewährung
einer Zinsenbeihülfefür das zur Linderung des Nothstandes aus Anlaß des Orkans vom 1. Juli
v. I. von der Landesbank der Rheinprovinz empfangeneDarlehen.

Antrag der 1 Fachcommissionzum Antrage des AbgeordnetenWallraf und Genossen,
betreffendAenderung der Fischereigesetzgebung.

Antrag der II. Fachcommissionzum Etat der Provinzial-Arbeitöcmstalt zu Brauweiler
für die Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895.

Antrag der II. Fachcommissionzu den Etats der Provinzial-Taubstummenanstalten lc.
Antrag der II. Fachcommissionzum Etat der RheinischenProvinzial-Blindenanstalt für

die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.
Antrag der II. Fachcommifsion zum Etat über die Kosten der Unterbringung und des

Unterhalts von Epileptikern aus der Nheinprovinz, welche bezw. deren Angehörige keinen Anspruch
auf öffentliche Armenpflege haben, für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894
und vom 1, April 1894 bis 31. März 1895.

Die Tagesordnung steht fest. — Ich schließe die Sitzung.
(Schluß der Sitzung: 2 Uhr.)
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Siebente Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Montag den 12. Dezember 1892.

Beginn: 1 Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge,
2. Antrag der II. Fachcommission zum Etat des Landarmenwesens der Nheinprovinz für die

Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 3t. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März
1895. DrucksachenNr. 1. Anlage VI (S. 79—83) und Nr. 48. Berichterstatter der
Commission: Abgeordneter Laeis.

3. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat der Polizcistrafgeldcrfouds und des Ehrenbreitstciner
allgemeinen Armenfonds (Staatsnebenfunds) für die Etatjahre vom 1. April 1893 bis
31.März 1894 und vom I.April 1894 bis 31. März 1895. Drucksachen Nr. 1, AnlageVIl
(S. 85—105) und Nr. 49. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Eisenlohr.

4. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat über die Kosten der Unterbringung verwahrloster
Kinder für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894
bis 31. März 1895. DrucksachenNr. I, Anlage VIII (S. 107—113) und Nr. 50. Bericht-
erstattcr der Commission: Abgeordneter Simons.

5. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat des Landarmenhauses zu Trier für die Etatsjahre
vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.
Drucksachen Nr. 1, Anlage IX sS. 115—135) und Nr. 51. Berichterstatter der Commission:
Abgeordneter Laeis.

6. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat über die Unterstützung milder Stiftungen, Nettungs-,
Idioten- und anderer Wohlthätigkeitsanstalten, sowie über die Kosten für Freistellen an
idiotischelc. Kinder, welche bezw. deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentlicheAnnen-
Pflege haben, für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April
1894 bis 31. März 1895. DrucksachenNr. 1. Anlage XVII (S. 381—383) und Nr. 52.
Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Eisenlohr.

7. Antrag der II. Fachcommissionzu
») der Petition der Verwaltungssekretäre in Rheinland und Westfalen, betreffend ihre

pcnsionsberechtigteAnstellung,
1») der Petition der Polizcidiener der Landgemeinden des Sicgkreises, den gleichenGegen¬

stand betreffend, und
o) dem Antrage des Abgeordneten Zweigert auf Berichterstattung des Provinzialausschussts

über die Angelegenheit der Pensionsverhältnisse der Communalbeamten. Drucksachen
Nr. 26 po«. 5 und 7 und Nr. 53. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter
Dr. Frowein.
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8. Antrag der II. Fachcommission zu der Petition der Landbürgermeister der Rheinprovinz,
betreffend die Wittwen- und Waisenversorgungsanstalt der Communalbeamten der Rhein¬
provinz. DruckfachenNr. 26 pos. 6 und Nr. 54. Berichterstatter der Commission: Abge¬
ordneter Dr. Frowein.

9. Antrag der I. Fachcommissionzur Vorlage der Königlichen Staatsregierung, betreffendWahl
von bürgerlichen Mitgliedern der Ober-Ersatzcommissionen. Dazu Bericht und Antrag des
Provinzialausschusscs. Drucksachen Nr. 7 und 58. Berichterstatter der Commission:
Abgeordneter Dietze.

10. Antrag der I. Fachcommissionzur Petition des Kreisausschusscszu Kempen um Gewährung
einer Zinsenbeihülfe für das zur Linderung des Nothstandes aus Anlaß des Orkans vom
1. Juli v. I. von der Landcsbank der Rhcinprovinz empfangene Darlehen. Drucksachen
Nr. 26 pc>8. 4 und Nr. 59. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Quack.

11. Autrag der I. Fachcummissiouzum Antrage des Abgeordneten Wallraff und Genossen,
betreffend Aenderung der Fischereigesetzgebung.Drucksachen Nr. 55 und 60. Berichterstatter
der Commission: Abgeordneter Pflug.

12. Antrag der II. Fachcommissiouzum Etat der Pruvinzial-Arbeitsaustalt zu Vrauweiler für
die Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895. DrucksachenNr. 1, Anlage X (S. 137-183) und Nr. 61. Berichterstatter
der Commiffion: Abgeordneter Frings.

13. Antrag der It. Fachcommissiun zu den Etats der Proviuzial-Taubstummenanstalten «.
DrucksachcuNr. 1, Anlage XII (S. 197-245) und Nr. 62. Berichterstatter der Com¬
mission: Abgeordneter Dr. Schmidt.

14. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat der RheinischenProvinzial-Vlindenanstalt für die
Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März
1895. DrucksachenNr. 1, Anlage XIII (S. 247-269) und Nr. 63. Berichterstatter der
Commission: Abgeordneter Dr. Schmidt

15. Antrag der II. Fachcommissionznm Etat über die Kosten der Unterbriugung uud des Unter¬
halts von Epileptikern aus der Rheinprovinz, welche bezw. deren.Angehörigewnen Anspnch
auf öffentliche Armenpflegehaben, für die Etatsjahre vom 1. AM 1893 bis 31. März
und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Drucksachen Nr. 1, Anlage XV (S. 377-379)
und Nr. 64. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Dr. Schnudt.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne d« Sitzung .. ^^,
Das Protokoll führt heute zu meiner Rechten der Herr AbgeordneteLmz. die Redner¬

liste zu meiner Linken der Herr Abgeordnete Broich.
Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dem Bureau zur Einsicht offen.
Herr Abgeordneter Krenzberg theilt mit. daß er wegen Erkrankung behindert sei. den

^"^ 'U machen, daß der^ ^n.esdirektor
^ heute früh u imr fchwer erkrankten Tochter nach Davos m der Schweiz ha begeben
Mssen iind daß wir daher für die noch übrigen Sitzungen unserer diesmaligen Session auf
seine werthvolle Mitarbeit werden verzichten müssen.
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Wir treten in die Tagesordnung ein:
Antrag der II. Fachcommission zum Etat des Landarmenwesens der
Nheinprouinz für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1891
und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.

Berichterstatter der Commission ist Herr Abgeordneter Laeis; ich ertheile demselben
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Laeis: Meine Herren! Wir haben in dem Etat der
Verwaltung des Landarmcnwesens folgende Positionen.

Titel I sind die Einnahmen aus Erstattungen von Pflege- und Prozeßkostcn uud
unvorhergesehene Einnahmen. 30 000 M. Das beziffert sich auf 11000 M. mehr wie im
vorigen Jahre, es stimmt auch überein mit dem Durchschnitt der vorhergegangenen beiden
Jahre 1890—92, indem die Einnahmen 1890/91 26 434.81 M. uud 1891/92 34 221,41 M
betrugen, sodaß sich ein Durchschnitt von 30 000 und einigen Hundert Mark ergicbt.

Titel II, 1. Zuschuß aus Provinzialmittcln zur Deckung der Kosten des Landarmen-
Wesens auf Grund des Gesetzes vom 6. Juni 1870, 800 000 M.. gcgcu den vorigen Etat von
720 000 M, also mehr 80 000 M. Der Zuschuß betrug 1890/91 712 884,74 M. und
1891/92 756 776,84 M. woraus sich ein Durchschnitt von 734 830,79 M crgiebt. D«
erfahrungsmäßig der Durchschnitt bei dieseu Titeln nicht ansreicht, und der Zuschuß 1891/92
bereits 756776,84 M. betragen hat, so ist für die folgenden beiden Jahre ein Zuschuß von
rund 800 000 M. jährlich vorgesehen. Eine Steigerung der Landarmenkostcn läßt sich nicht
vermeiden. Es ist das eine Erfahrung, welche in den wirthschaftlichenNerhältniffen begründet
und bei allen übrigen Landarmcnvcrbmiden ebenfalls zu Tage getreten ist. So betrug die
Steigerung in der Nheinprouinz 1891/92 6°/« der Gesammtkosten.während dieselbe im näm¬
lichen Jahre in Westpreußen 12«/«,, in Brandenburg 11°/.,, iu der Provinz Sachsen 15°/»,
in Schleswig-Holstein 7 "/<>, in Hannover 23°/« nnd im Negieruugsbezirk Cassel 34°/°
betragen hat.

^.ä 2 haben wir einen Zuschuß zur Deckung der Kosten der erweiterten Armenpflege
auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891, 650 000 M.. ausgesetzt. Meine Herren! D«
Begründung dieses neuen uud so bedcuteuden Zuschusses aus Proviuzialmitteln ist durch die
vorhergegangenen Vorträge, so namentlich auch durch den des Herrn Landesdirektors bei Beginn
des Landtages, durch den vorgestrigen Vortrag des Herrn Abgeordneten Dr. Muth u. s. W. fo aus¬
führlich geschehen, daß es wohl meinerseits keiner weiteren Worte mehr bedarf.

Titel III der Einnahmen heißt: Beiträge der Kreise und Gemeinden zu den Kosten der
von dem Landarmenverbande auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 in Anstaltspflege unter-
zubringenden, hülfsbedürftigen Geisteskranken, Idioten, Epileptischen, Taubstummen und Blinden
1829 000 M.

Die Gesammteinnahmen betragen also aus den 4 Positionen zusammen 3 309 000 M>,
wie im Etat vorgesehen ist, während dieselbennach dem vorigen Etat 739 000 M. betrugen, also

mehr 2 570 000 M. Nach §. 31 des Gesetzesvom 11. Juli 1891, welches am 1. April ^
m Kraft tritt, ist der Lanbarmenverband verpflichtet, für Bewahrung, Kur und Pflege der hüls ^
bedürftigen Geisteskranken,Idioten, Epileptifchen,Taubstummen und Blinden, soweit dieselben °e
Anstaltspflegebedürfen, in geeigneten Anstalten Fürsorge zu treffen. Es werden nun nach ve
Seitens der Landarmenverwaltung angestellten Ermittelungen und den mit den Anstalten vere"-
harten Pflegesätzenvom 1. April 1893 ab zu übernehmen sein ungefähr:



37. RheinischerProvinziallandtag, ?. Sitzung a m 12. D ezember 1892. 18?

4354 Irre zu einem durchschnittlichenPflegesatze von 1,10 M. täglich,
macht jährlich .....................1748131,— M.

575 Epileptischezu einem durchschnittlichen Pflegesatzevon 1,20 M.
täglich, oder per Jahr.................. 251850,— „

672 Idioten zu einem durchschnittlichenPflegesatze von 1,15 M.
täglich, mit jährlich ................... 282 072,— „

332 Taubstumme und Blinde zu einem durchschnittlichen Pflegesatze
von 1,—M. täglich, per Jahr............... 121180,— „

18? epileptische und idiote Kinder zu einem durchschnittlichen Pflege¬
satze von 1,10 M. täglich, mit jährlich............ 75 080,50 M.

zusamm en 2 4 7 8 313,50 M.
oder rund 2 479 000,— M.

Der Lllndarmenverband ist nach § 31 des Gesetzes vom 11. Juli 1891 berechtigt,Ersatz
der ihm erwachsendenKosten, abzüglichder allgemeinen Verwaltungskostender Anstalten und der
Beerdigungskostenvon dem endgültig unterstützungspflichtigenOrtsarmmverband zu verlangen.

Die von dem Landarmenverband auf Grund dieser Bestimmung einzuziehendenKosten
werden nach den angestellten Ermittelungen annähernd betragen: 1829 000 M. — nun kommen
dieselben Zahlen und Krankheiten, nur nach eineni anderen Tarife — also: 81 Pf., 90 Pf,,
81 Pf,, 81 Pf. und 81 Pf., wie Sie aus dein Etat entnehmen können; das ergiebt zufammen
rund 1829 000 M., wie bei Titel III vorgesehenist.

Vei den Ausgaben haben wir in Titel I zu Beihülfen an unvermögende Ortsarmcn-
verbände auf Grund des §. 36 des Gesetzes vom 8. März 1871 14 000 M., wie im vorigen
6tat. Im Jahre 1890/91 wurden verausgabt 13 651,11 M., im nächstfolgenden Jahre 1891/92
N 312,81 M zusammen 24 963,92 M., durchschnittlich also 12 481,96 M. pro Jahr.

Der am Schluß des Jahres sich ergebende Bestand wird zur Verwendung auf das
nächste Jahr übertragen. ^ ^ ^ ^ ., ,,

Titel II Zahlungen für landarme Perfonen an Ortsarmenverbande und Pflegeanstalten:
786 000 M Der Durchschuitt der beiden vorhergegangenenJahre ist 72116180 M. Auch
bezüglich der Erhöhung dieses Titels komme ich auf das zurück, was ich bei Tttel II Abschmtt 1

1, zur Verzinsung und Amortisation des dem Meinischen Verein

«ider die V^^ bezw. dem Kuratorium von Lühlerheim und dem Nhem^n Verem
W katholische Arbeiterkolonien aus der Landesbank der N emprovmz

verein w«^ "^r^ ^oten

A!«^— ^ ^ in A.« ^u.des G .es .m 11^
^nahmen gchM Die Ausgaben betragen also zusammengerechnetm Uebereinstimmungnnt
b°N Einnahmen 3 309000 M.

Die Commissionstellt nun den Antrag: inq<,/n4 »nd 1894/95
«Hoher Provinziallandtag wolle den v°rbeze:chnet«n Etat für 1893/94 und 1894/95
unverändert annehmen."

24,*
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Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion und
schließe dieselbe,da sich Niemand zum Worte meldet. Ich darf wohl ohne vorherige Abstimmung
feststellen, daß der Antrag der CommissionIhrerseits zum Beschlusse erhoben worden ist.

Es folgt der Antrag der II. Fachcommission zum Etat der Polizeistrafgelber-
fonds und des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds (Staatsnebenfonds) für
die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31, März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895. Berichterstatter ist Herr AbgeordneterEisenlohr; ich ertheile demselben das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Eisenlohr: Meine Herren! Der Etat der Polizei¬
strafgelderfonds und des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für 1893/94 und 1894/95
schließt in Einnahme und Ausgabe mit 234 383 M. gegen 218 561,75 M. für 1891—93.

Meine Herren! Es vertheilen sich die Einnahmen auf drei Posten, einmal auf Zinsen
von Werthpapieren, dann auf Geldstrafen, und auf unvorhergeseheneEinnahmen. Die Zinsen
sind ziemlichgleich geblieben, es sind 22 077.43 M. gegen 22 194 M. per 1891—93. Dagegen
haben die Geldstrafen um eine bedeutende Summe zugenommen. Es find 212100 M. gegen
196 100 M. per 1891—93. Ich will Ihnen die Details nicht vorlesen. Sie sind nach den
verschiedenen Regierungsbezirken aufgestellt, und ich gebe Ihnen nur die hervorragenden Zahlen.
Da ist beispielsweiseDüsseldorf rheinisch-rechtlicherTheil, der hat 44 000 M. Geldstrafen gegen
41400 M. in den Jahren 1891—93; Düsseldorf landrechtlicher Theil 23 400 M- gegen
18 400 M. vorher; Trier 58 800 M. gegen 51200 M. vorher. Im Ganzen sind die Geld¬
strafen von 212100 M. gegen 196100 M. aufgeführt.

Die unvorhergefehencn Einnahmen weisen kaum eine Differenz, 205,5? M. gegen
357.75 M. auf.

Es wäre nun, meine Herren, gegen diefcn Etat nichts weiter zu erinnern, ich werbe Sie
auch im Namen der Fachcommissionbitten, ihn zu genehmigen,und habe nur zu bemerken,daß
einige bedeutendeDruckfehler sich in den Etats vorgefunden haben. Ich habe die Etats nach'
gerechnetund bin erstaunt darüber. Auf Seite 86 finden Sie in der Ausgabe unter Position I
eiue Differenz von 6 M, da steht 660 M., statt 666 M, auf Seite 96 ist in der Einnahme
unter Position I eine Differenz von 360 M, es steht da 2738.34 M. statt 2378,34 M., auf
derselbenSeite 96 steht in der Einnahme 2634 M. gegen 23 400 M., da ist eine Differenz von
20 766 M. Ich glaube, es ist wichtig, daß ich Sie darauf aufmerksam mache; ich weiß ja nicht,
ob die Herren alle die Etats nachrechnen,aber bei denen, die mir vorgelegen haben, ist mir dieser
bedeutendeDruckfehleraufgefallen. In dem Original, was ich auf dem Bureau gefunden habe,
ist es durchaus richtig. Also das ist ein Versehen des Druckers. Ich möchte im Uebrigen, wenn
Sie hiervon Notiz nehmen wollen, den hohen Provinziallandtag bitten, den vorbezeichneten Etat
unverändert zu genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das ist der Antrag der Commission. Ich st^
denselben zur Verhandlung. Wünscht einer der Herren das Wort? — Das ist nicht der Fält-
— Dann nehme ich auch hier an, daß er die Zustimmung des Hauses gefunden hat-

Wir kommen zum Antrag der II. Fachcommission zum Etat über die Koste«
der Unterbringung verwahrloster Kinder für die Etatsjahre vom 1. April 1893 b»
31, März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Referent der Commission '!
der Herr AbgeordneteSimons, ich ertheile ihm das Wort.

BerichterstatterAbgeordneterSimons: Meine Herren! Der Antrag der II. Fachcomnnss"
lautet auf die unveränderte Annahme des Spezial - Etats über die Kosten der Unterbringung
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verwahrloster Kinder. Er schließt in Einnahme und Ausgabe mit 223 300 M. gegen 224 700 M.
im vorigen Etat ab. Die II. Fachcommission hat die besondere Anerkennungder hervorragenden
Erfolge erwähnt, welche bei der UnterbringungverwahrlosterKinder durch die Prouinzialverwaltung
erzielt worden sind. Diese Anerkennung bezieht sich namentlich auf die günstigenBerichte, welche
über die entlassenen Zöglinge vorliegen. Die näheren Angaben finden sich im Bericht der
Proviuzialverwaltung, wonach sich 89«/« gut oder befriedigendund nur 11°/» weniger gut oder
schlecht geführt haben. Es ist dies nur zu erreichen gewesen durch die sorgfältige Ueberwachuug
der in den Anstalten, Vereinen und Familien untergebrachten Zöglinge. E« wäre wünschenswerth,
wenn die weitestenKreise Kenntniß davon nehmen, damit alle bezüglichen Behörden, Schulen,
Gemeinden, der Nichterstand,sowie jeder einzelne, der dazu berufen ist, sich bemühe, jene ver¬
wahrlosten Kinder dieser Pflege rechtzeitig theilhaftigwerden zu lassen. Es ist daher auch in
Zukunft wünschenswerth, wenn die Pflege und Aufsicht dieser verwahrlosten Kinder wie bisher
von der Prouinzialverwaltung auch über das schulpflichtige Alter hinaus ausgedehnt wird. Die
II- Fachcommissionstellt also den Antrag:

„Hoher Provinziallandtllg wolle den norbezeichneten Etat unverändert annehmen."
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle diesen Antrag zur Verhandlung, Es

meldet sich Niemand zum Wort; — er hat Ihre Zustimmung gefunden.
Wir kommen zum Antrag der II. Fachcommiffion zum Etat des Landarmen¬

hauses zu Trier für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und
vom 1. Upril 1894 bis 31. März 1895. Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLaei«: Ich
^theile ihm das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterLacis: Meine Herren! Das Landarmenhausin Trier dient
zur Aufnahme von Landarmen, und soweit der Raum es gestattet, zur Aufnahme von Ortsarmen
"ach Maßgabe des Tarifs zum Nnterstützungswohnsitzgesetz vom 2. Juli 1876. Privatvsteglinge
können nur dann aufgenommenwerden, wenn der vorhandene Raum nicht von dem Landarmen-
verband oder den Ortsarmenverbänden in Anfpruch genommenwird. Außer den vorbezeichneten
Armen werden seit dein Jahre 1886 auch unheilbare männliche Epileptiker ohne Unterschied der
Konfession in das Landarmenhaus zu Trier aufgenommen. Die Errichtung einer Abtheilung für
^ unheilbare weiblicheEpileptiker wurde von dem eintretenden Bedürfniß abhängig gemacht.
Vis jetzt ist letzterer Fall noch nicht eingetreten. Die Zahl der Insassen belief sich durchschnittlich
auf 412. Hierunter befanden sich 4? Epileptiker, 14 Taubstumme und 23 Blinde und 2 Geistes¬
schwache. Die Zahl der Verpflegungstage betrug für Landarme 62 751, für Ortsarme 88491.
Die im Landarmenhausevorhandenen arbeitsfähigen Personen werden in zweckentsprechenderWeise
beschäftigt. An den Arbeiten in den verschiedenen Fabrikzweigenhaben sich regelmäßig 90, und
"n denjenigen außerhalb der Fabriken 15 Personen bctheiligt. Neben diesen voraufgeführten
Pnsoucn wurden noch circa 145 Personen mit Hand- und Gartenarbeiten beschäftigt. Als Ver-
^enstantheil haben die arbeitendenHauslinge 1234,95 M. erhalten. Der Ueberschuh des gesammten
Arbcitsbetriebesbetragt 5906,55 M. Die Fabrikation besteht aus Näherei, Schneiderei,Strickerei,
Schusterei,Korb- und Sluhlflechterei, Spinnerei und Herstellung von Lohkuchen. Der Versuch,
"ne Dütenfabrik durchzuführen, hat sich mangels von Aufträgen nicht als lebensfähig erwiesen.
^2 Vermögen des Landarmenhauses beträgt in Vaar 47 585,41 M, welches bei der Landes-
°ank der Rheinprouinz rentbar angelegt ist. Ich will hierbei bemerken, daß das vor
^ Jahren neu angekaufte Haus schon bezahlt ist und dessen Werth bei vorgenannter Summe
"Ht einbegriffenist Hierzu kommt noch ein bei der Anstaltskassebefindlicher eiserner Nestand
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von 12 000 M., welcher als Betriebsfonds dient, weil das Landarmenhaus auf seine eigenen
Einnahmen angewiesen ist und Zuschüsseaus Provinzialmitteln nicht erhalt. Auf Grund des
Gesetzes vom 11. Juli 1891 über die außerordentlicheArmenlast, über dessen Ausführung ein
besonderesReferat vorliegt, sollen vom 1. April 1893 ab in das Landarmenhaus zu Trier nur
noch sieche, arbeitsunfähige Personen aufgenommen werden. Durch diefe Mahnahme wird
natürlich der vorliegende Etat nicht bei allen Positionen eingehalten weiden können. Wenn nun
trotzdem von der Aufstellung eines diesen Verhältnissen angepaßten Etats Abstand genommen
wurde und der Etat in der seitherigenWeise aufgestellt ist, so geschah das, weil man die Wirkung
des vorjährigen Gesetzes noch nicht genügend kennt und die Aufnahme der siechen Personen je
nach der Bedürftigkeit der Unterbringung erst nach und nach erfolgen soll, während die arbeits¬
fähigen Personen erst nach einem entstandenen Raummangel anderweitig untergebracht werden
sollen. Diese geplanten Ausführungen vermögen in der ersten Zeit die Ausführung des Etats
wenig zu verändern, weshalb ich bitte, den Etat in der vorliegenden Fassung anzunehmen.

Der Etat schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit 13? 700 M. gegen 132 820 M.,
mithin um 4880 M. mehr. Dieses Mehrerforderniß ist bei den einzelnen Titeln begründet.
Die Aenderungen resp. Abweichungen von dem vorherigen Etat sind nun folgende: In Titel I
der Einnahmen sind mehr aufgeführt 800 M. — Durch das Ausscheidendes früheren Anstalts¬
arztes, des Dr. Dollmann, aus dem Dienst des Landarmenhauses wurde die von demselbeninne¬
gehabte Dienstwohnung dem Rendanten überwiesen. Die von diesem verlassene Dienstwohnung
im Obergeschoß des Hauses in der Vrückenstratze ist nun für 1600 M. vermiethet, sodaß 800 M.
mehr als früher erzielt worden sind.

In Titel II der Einnahmen sind mehr eingestellt 280 M. Dies Mehr ist durch
Erhöhung der Einnahmen aus der Landwirthschaftund Viehstandsnutzungerzielt worden.

In Titel III sind mehr eingestellt 3655 M. Diese Erhöhung ist durch die erhöhten
Pflegesätze für Epileptiker, welche bisher nur 60 bezw. 80 Pf. betrugen, entstanden. In Zukunft
sollen durch die Ausführung des Gesetzes für die außerordentliche Armenlast die für Epileptiker
bisher bewilligten Begünstigungen in den Pflegesätzenin Wegfall kommen.

In Titel IV der Einnahmen sind der Abrundung wegen 10 M. weniger eingestellt.
In Titel VI der Einnahmen sind 155 M. mehr eingestellt. Diese Erhöhung stützt sich

auf den Durchschnittder Einnahme der zwei letzten Jahre.
In den Ausgaben haben wir in Titel I, Position 1—7, 520 M. mehr. Diese vor¬

genommeneErhöhung von 520 M. hat auf Grund des Normal-Besoldungsplanes stattgefunden.
Die in Position 10 vorgeseheneVerminderung von 300 M. beruht auf einem Vertrage, wonach
dem jetzigenHausarzt nur 1500 M. zu zahlen sind. Bei Position 11 findet sich eine Erhöhung
von 80 M., weil dem Vüreaugehülfen wegen seiner längeren Dienstzeit eine Erhöhung seiner
Remuneration bewilligt werden soll. Der Abzug i« Position 13 stützt sich auf besondereVer¬
rechnung der von den Beamtengehältern an den Pensionsfonds zu zahlenden Beiträge und auf
die augenblicklich zu zahlenden Pensionen an ehemalige Beamte des Landarmenhauses.

In Titel VII, »ud 2, sind 200 M. mehr aufgeführt, weil inzwischendie Waschküche
auch mit Gas eingerichtetworden ist und der Verbrauch von Gas um so viel höher ist.

Nach diesen Darlegungen und nach eingehender Prüfung der einzelnen Positionen des
vorliegendenEtats nebst seinen zwei Unter-Etats ^ — über die Landwirthschaft und Viehstands-
nutzung — und L - über den Arbeitsbetrieb — wird von der Commission die unveränderte
Annahme des Etats dem hohen Landtage vorgeschlagen.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Wird zu diesem Etat das Wort gewünscht?—
Das ist nicht der Fall. — Ich constatire daher die Annahme des Beschlusses der Commissionzu
diesem Etat.

Wir gehen weiter zum Antrag der II. Fachcommission zum Etat über die Unter¬
stützung milder Stiftungen, Nettungs-, Idioten- uud anderer Wohlthätigkeits¬
anstalten, sowie über die Kosten für Freistellen an idiotische :c. Kinder, welche bezw-
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für die Etats-
jahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.
Referent ist Herr Abgeordneter Eisenlohr. Ich bitte ihn, das Referat zu erstatten.

Berichterstatter Abgeordneter Eisenlohr: Meine Herren! Ich habe Ihnen in Betreff
des Antrags der II. Fachcommissionzum Etat über die Unterstützungmilder Stiftungen, Nettungs-,
Idioten- und WohltlMgkeitsanstlllten, sowie über die Kosten für Freistellenan idiotische :c. Kinder,
welche bezw. deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflegehaben, für ine Etats¬
jahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895 zu
berichten. , .

Dem Provinzialverband, meine Herren, lag auf Grund des §. 4 des Dotationsgesetzes
die Unterstützung milder Stiftungen. Nettungs-, Idioten- nnd anderer Wohlthätigkeitsanstalten
üb. Dieser Verpflichtung wnrde bisher in der Weise genügt, daß den ans freier Liebesthat,gleit
rntstandenen Anstalten znr Erziehung und Pflege katholischer idiotischerKinder aus der Rhein-
Provinz in Essen, und für evangelische idiotischeKinder zu Hephata bei M.-Gladbach Zuschüsse
aus Provinzialmitteln gewährt worden sind, um es den Anstalten zu ermöglichen, m erster
Nnie mittellose Kinder, welche ihren Unterstützungswohnsitzin weniger leistungsfähigenGemein¬
den haben, in theilweise oder ganze Freistellen anfnehmen zn können. An solchen Unter¬
Atzungen wurden 1892/93 gezahlt: an Essen 10 000 M. und an Hephata 3000 M. Ferner
wurde dem Vorstande der rheinischen Gefängnißgesellschaftzu Düsseldorf zur Ausführung feiner
Zwecke eine einmalige Unterstütznng von 300 M. gezahlt. Mit der Ausführung des Gesetzen
Wer die außerordentliche Armenlast vom 11. Juli 1891 am 1^ April 193 - "t
Beginn der neuen Etatsperiode - tritt nun au den. vorbeze.chnetenGebiet insofern eme

Kinder «, di der Anstaltspstege bedürfen, in geeigneten Anstalten unterbringen. Es fra
A) um, ob ich auch die Provinz für solche idiotifcheKinder ^ren AngeMige d.e Hn
b°s Ortsarmenv rbandes nicht in Ansprnch nehmen können, weil ste a "ge Mt n d e
durch die Unterbrinauuq solcherKinder entstandenen Kosten nicht ganz zu Mm vermögen.
Beihtil m "" ?''Die Provinzialverwaltnng glanbte
3" sollen we l in der Praris folchen Kindern bisher seitens der Anstalten durch die Ueberwe,ung

^Provi^ den ^.din^ ^^ ^E'° hat daher den vorliegenden Etat uw

^oten- und anderer an öffentliche Armenpflege haben.
Kn'der, welche bezw. deren Angehörige ke 'M ^Mch ls 1^

""gelegt, in welchem eiu Zuschn von nur 000 M. g n ^ « ^ ^ ^, ^
In Ansehuug, datz die bereis genannten A' ^^ M, er ^ ^ ^ ^

«verzeichnen haben und daher nicht auf Kosten

^en Prinzip der P«"NMlverwa^ werden können, der""es Armenverbandes vermöge der Verhältnisse ihrer liiern n.. u
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Unterbringung in eine andere geeigneteAnstalt aber bedürfen, eine zweckentsprechendeErziehung
zu Theil werden zu lassen, erlaube ich mir die Annahme des vorliegenden Etats zu empfehlen,
zu dessen Aufstellung ich mir noch zu bemerkenerlaube, daß 1. unter Titel I die Pflegekosten¬
beiträge, welche die Angehörigen der Kinder zu zahlen in der Lage sind, vereinnahmt werden,
mithin von der Landcsbank auf besondereOrdre vorher einzuziehensind; 2, unter Titel II, der
voraussichtlichzur Deckung der in den Anstalten entstehenden Pflegekosten erforderlicheZuschuß
aus Provinzialmitteln vorgesehenist, um welchenes sich in vorliegendemFalle handelt; 3. unter
Titel I der Ausgabe ein Betrag von 5000 M. vorgesehen ist, um die von den betreffenden
Anstalten vertragsmäßig liquidirten Pflegekostenzahlen zu können.

Im Uebrigen verweise ich auf die ausführlichen Bemerkungen zum Etat und bemerke
noch, daß der gegen den vorigen Etat erübrigte Betrag von 10 000 M. in dem Etat über die
Landarmenverwaltung wegen der Ausführung des Gesetzes über die außerordentlicheArmenlast
enthalten ist. Ich beantrage Namens der Commission:

„Hoher Provinziallandtag wolle den Etat im Betrage von 5000 M. genehmigen."
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion über den Antrag

und schließe dieselbe, da sich Niemand zum Worte meldet. Ich constatire die Annahme des
Antrags der Commission, der dadurch zum Beschluß erhoben ist.

Wir gehen über znm Antrag der II. Fachcommission zu:
s,) der Petition der Verwaltungssekretäre in Rheinland und Westfalen,

betreffend ihre pensionsberechtigte Anstellung,
d) der Petition der Polizeidiener der Landgemeinden des Sicgkreises,

den gleichen Gegenstand betreffend, und
«) dem Antrage des Abgeordneten Zwcigert auf Berichterstattung des

Provinzialausschufses über die Angelegenheit der Pensionsverhält¬
nisse der Communalbeamten.

Referent ist Herr Abgeordneter Dr. Frowein; ich ertheile demselben das Wort über
die drei Anträge.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Frowein: Die Bereinigung von Verwaltungs-
setreiären für Rheinland und Westfalen beantragt:

„der Provinziallandtag wolle eine Resolution beschließen,dahingehend:
Die Königliche Staatsregierung zu ersuchen, die Anstellungs- und Pensious-

verhältniffe der in den Stadt- und Landgcmcindeverwaltungen der Rheinprovinz
beschäftigtenSekretäre einer gesetzlichen Regelung zu unterziehen, damit namentlich
in allen Stadt- und Landgcmeindevcrwaltungen der Nheiuprovinz, wo solches
erforderlich ist, die pensionsberechtigteAnstellnng von Stadt-, Bürgermeisterei- bezw.
Kassensekretärenerfolgt, nnd es diesen Beamten dadurch ermöglicht wird, der für
die Communalbeamten der Rheinpruvinz errichtetenWittwen- und Waisenversorgungs-
anstalt als Mitglieder beizutreten."

In dem gleichen Sinn bitten die Polizeidicner der Landgemeinden des Siegkreises «M
Verleihung der Pensionsberechtigung, sowie um Veraulassung derjenigen Borschläge und Schritte.
welche zur Erreichung ihrer Wünsche erforderlich fcheinen.

D«se Angelegenheit hat das hohe Haus bereits seit dem Jahre 1881 beschäftigt, «"
da« Bedürfniß einer gesetzlichen Regelung der Materie ist bei allen Verhandlungen einstim'"g
anerkannt worden. In der vergangenen Session lag der Entwurf eines Gesetzes, betreffend°tt
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Abänderung einiger Bestimmungen wegen der Pensionirung der Gemeindebeamten in den Land¬
gemeindender Nheinprovinz, zur Begutachtung vor. Das Gutachten lautete befürwortend und es
wurde zugleich einstimmig folgenderAntrag angenommen:

„an die KöniglicheStaatsregierung das dringendeErsuchenzu richten, möglichst bald
ein Gesetz zu erlassen,durch welches die PensionsverlMnisse der übrigen Communal-
beamten, insbesondere auch der Communalbeamten der Landgemeinden, nach Maß¬
gabe der für die Staatsregierung geltenden Grundsätze einer gesetzlichenRegelung
unterzogen werden."

Das inzwischen erlasseneGesetz vom 21. Juli 1891 berührt nur die Verhältnisse der
Bürgermeister und der Gemeindeforstbeamten. Für die sämmtlichen übrigen Communalbeamten
steht also die Regelung noch aus.

Die II. Fllchcomnnssionempfiehlt Ihnen daher, den in der vorigen Session gefaßten
Beschluß zu wiederholen und zwar in der im Druck Ihnen vorliegendenFassung.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussionund ertheiledas Wort
dem Herrn AbgeordnetenZweigert.

AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Es ist mir schier unbegreiflich,daß diese An¬
gelegenheitnoch immer nicht erledigt ist. Die Städteordnungen datircn bekanntlich aus den 50er
Jahren. Die Slädtcordnung der östlichen Provinzen und auch die der Provinz Westfalen haben
das Prinzip der unbedingten Pensionsberechtigungfämmtlicher öffentlicher Communalbeamtenauf¬
gestellt, und nur die Städteordnung der Nheinprovinz macht hiervon eine wenig rühmliche Aus¬
nahme, indem sie die Frage der Pensionsberechtigungder Beamten in das Belieben der Gememde-
behürden stellt; und ganz dasselbe thut die Landgemcindcoronungfür die Nheinprovinz. Daß die
Beamten der Nheinprovinz das Bestreben haben, ihren Kollegenin anderen Provinzen gleichgestellt
zu sein, ja, daß es sogar zur Sicherung der Arbeits- und Schaffensfreudigkeitund der Unab¬
hängigkeit der Beamten im Dienst eine Nothwendigkeit ist, ihnen ebenso,wie den übrigen Beamten,
die Pensionsberechtigungzu verleihen, darüber hat noch niemals ein Zweifel bestanden, und ich
habe noch niemals einen Menschen kennen gelernt, der das bestritten hat Trotzdem meme Herren,
kommen wir in der Angelegenheitnicht weiter. Ich habe, solange ich d:e Ehre habe un öffent¬
lichen Leben zu stehen, bereits zum vierten oder fünften Male, theüs ^" Wfem Häuf che
berrenhaufe, die dringende Bitte an die Königliche Staatsreg:erung ^«tet, doch ^
der Sache ein Ende zu machen. Mir wird dann immer erwidert, w Sache fe. furchtbar
schwierig Nu„ meine He en wenn es den, Herrn Finanzminister gelmigenrst, w Frage der

Frage der ganzen
l°'s°n, so wir es dem Herrn Minister des Innern doch wohl auch gemgm, er en « W
«nch diese Frage endlich einmal zu Ende zu führen. Meme Herren ^ '« ^^.^ ^
reißt einem die Geduld und so muh unseren Communalbeamtenm » / ^^
reißen, wenn sie immer wieder und wieder vergeblichlnttem Darum bttt ^ «/^^
"it möglichster Einstimmigkeit und Entschiedenheitden Antrag der II. Fachcomnnsston°nzu,

nehmen. (Beifall.) . . ^we Excellenz der Herr Ober-
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat L-eme ^e «

, den

25
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Herrn Minister erstattet habe. Ebenso ist meinerseits nach dem letzten Provinziallandtage im
Dezember 189N der Beschluß desselben dein Herrn Minister wesentlich zustimmend überreicht
worden; ich werde nicht verfehlen, auch den heutigen Veschluh dem Herrn Minister vorzulegen.
(Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanße n : Das Wort hat der Herr AbgeordneterZweigert.
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich war mir vollständig bewußt, daß die

Cummunalbeamtcn sich des Wohlwollens des Herrn Obcrprcisidentcn erfreuen, und daß es nicht
an dem Herrn Obcrpräsidcnten und auch nicht an unserer Bezirksregierung liegt, wenn meinen
Anträgen bis jetzt nicht stattgegeben ist. Mein Appell richtet sich nicht an unsere Provinzial-
regierungen, sondern er geht nach Berlin. Die Sache liegt meines Erachtens so, daß man in
Berlin diese Angelegenheit für zu klein und zu unwichtig hält, um sich derselben mit der
nöthigen Beschleunigung anzuuehmeu, uud doch ist sie das thatsächlich nicht. Es hängt das
Schicksal einer großen Anzahl von Personen davon ab, die nun endlich einmal wissen wollen,
woran sie sind. Seitdem ich die Ehre habe, für dicfc Sache zn kämpfen, find fchon Hunderte
Beamte unfähig geworden, den Dienst weiter zu thun, uud sitzen da, auf die Gnade ihrer Gemeinde
nngewiefen, während ihnen doch ein Rechtsanspruch zustehen sollte.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Zum Wort ist Niemand mehr gemeldet; ich
schließedie Diskussiou. — Der Herr Referent verzichtet auf das Schlußwort.

Da der Antrag der Commifsion einen Widerspruch aus dem Hause nicht gefunden
hat, fo stelle ich fest, daß derfelbe Ihrerseits einstimmige Annahme gefunden hat.

Wir gehen über zum Antrag der II. Fachcommission zu der Petition der Land-
bürgermeistcr der Nheinprovinz, betreffend die Wittwen-und Waisenversorgungs-
anstatt der Communalbeamten der Rheinprovinz. Auch hier hat Herr Abgeordneter
Dr. Frowein das Referat. Ich ertheile ihn, das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Frowein: Meine Herren! Eine Anzahl Landbürger-
meister bittet, auf Grund des §. 43 der Provinzialordnung bei der KöniglichenStaatsregierung
den Antrag zu stellen, daß sämmtliche Communalverbande der Provinz gesetzlich verpflichtet
werden, entweder aus eigenen Mitteln die Fürsorge für die Hinterbliebenen ihrer Beamten zu
übernehmen, oder zu diesem Zwecke der Provinzial-Wittwen- und Waisen-Versorgungsanstalt lm-
zutreten. Zugleich wird die Gewährung eines Dotationskapitals für die Anstalt und die Herab¬
setzung der Veitrüge zur Erwägung gestellt. Begründet wird die Petition damit, daß die große
Mehrzahl der ländlichen Gemeindevertretungen den Veitritt znr Kasse für ihre Beamten abgelehn
haben. Daraus ergebe sich die Nothwendigkeitdes Veitrittszwanges; indessen werde auch O""
die Gewährung eines Dotationskapitals und die Herabsetzungder Beiträge ansehnlicheBeitritts
erklärungen herbeizuführen im Stande sein. Meine Herren! Die Anstalt ist erst mit dem
1. Januar d. I. ins Leben getreten — und zwar auf der Grundlage des freiwillige,, Beitritts -^
nachdem das hohe Haus im Jahre 1888 den Vorfchlagdes Prouinzialausschusses, eine Versorgung^
anstatt mit bindender Kraft für die Gemeinden in Aussicht zu nehmen, abgelehnt hatte. W'
sind der Meinung, daß unter diesen Verhältnissendie weitere Entwickelungder Anstalt abgewartt
werden muh, ehe daran gedacht werden kann, den einmal beschrittenenWeg zu verlassen, ^'
Eommission ist demnach, so sehr auch für die betreffenden Beamten die Fürsorge für ihre Hl" ^
bttebenen zu wünschenist, nur in der Lage, Ihnen den Uebergang zur Tagesordnung zu e"pl"s^

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort wird nicht gewünscht. Ich "^
mi daß Sie dem Antrage der Commission Ihre Zustimmung ertheilt und denselben 3"
Beschluß erhuben haben.
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Ich habe Ihnen den Vorschlag zn machen, den folgenden Gegenstand, nämlich den
Antrag der I. Fachcommission zur Vorlage der Königlichen Staatsrcgicrnng,
betreffend Wahl von bürgerlichen Mitgliedern der Ober-Ersatzcommissionen, für
heute von der Tagesordnung abzusetzen, da mir von vielen Sciteu des Hauses mitgetheilt
worden ist, daß die entworfene Liste noch einer Berichtigung bedarf, Sie sind damit einver¬
standen, (Zustimmung.) Zur Geschäftsordnunghat das Wort Herr Abgeordnetervon Grand-Ry.

Abgeordneter von Grand-Ry: Es wäre zn empfehlen, daß bei dieser Liste, wie es
bei der Aufstellung früher geschehen ist, die Bezirke sich zusammenfänden, nm sich über die Wahl
der betreffende»Mitglieder zu bespreche,: uud zu einigen. Es ist in der Commissiondie Sache
sehr lang und breit verhandelt worden, und man hat sich bemüht, möglichst diejenigen Mit¬
glieder zu wähle», die den betreffenden Lcmdwchrbezirkeuangehören. Es ist dies aber that¬
sächlich unmöglich. Es existirt uuu iu vielen Kreisen der Wunsch, daß, da nur ein Mitglied
gesetzlichfür den ganzen Infanterie-Vrigadcbczirk gewählt werden kann, die Stellvertreter unt
Rücksicht ans ihre örtliche Zugehörigkeit zu den einzelnen Landwehrbezirten gewählt würden, nm
die Vertretung zn erleichtern, das würde nur zu crrcicheu sein, wenn die Herren ans den Be¬
zirken sich über die Kandidaten verständigten und darüber Mittheilung machten,

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich mutz das den Herren Vertretern der ver¬
schiedenen Bezirke überlassen, glaube aber, den Wünschen, denen Herr von Grand-Ry Ausdruck
gegeben hat, dadurch entgegenzukommen, datz ich diese Wahl für die letzte Sitzung dieser Tagung
"' Aussicht nehme, so daß nicht allein die Vertreter der betreffendenBezirke, sondern auch d,e
Kommissionen Zeit genug haben, sich über den Gegenstand zu verständigen.

Wir gehen sodann über zum folgenden Gegenstand, dem Antrag der I. Fachcom¬
mission zur Petition des Kreisausschusses zu Kempen um Gewährung einer Zrnsen-
beihülfe für das zur Linderung des Nothstandes aus Anlaß des Orkans vom
1' Juli v I von der Landesbank der Nheinprovinz empfangene Darlehen. Herr
Abgeordneter Quack wird die Güte haben das Referat zu übernehmen. Ich ertheile ihm das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterQuack: Meine Herren! Im vorigen Jahre ist m, Iul, der
südliche Theil des Kreises Kempen von einem großen, mächtigenOrkan heimgesucht wockn, der
e"e ganz unglaubliche Verwüstung in diesen Gemeinden angerichtet hat ",d «ne N^e von
Gemeinden dadurch b troffen worden, so daß ihre Häuser niederstürzten,es sind Geh fte mck s m,e en
Umfassungsmauern vollständig niedergelegt worden. Wie gesagt ^ ^ eme Vereng m<-
Wen, wie sie sich derjenige kaum denken kann, der sie nicht gesehen hat, f" e
unmittelbare Hülfe sofort von allen Seiten Unterstützungenem, aber nachdem d« ersten Unter,
"üwngen gegebenwäre" handelte es sich darum, auch für die Zukunft dresem Uebelstandeabzu¬
helfen, dem Nstlde.ttgegenzutreten und besondersHülfe zu gewähren zum Bau der Geh fte

U"d ier Hä^17den Gemeinden, Es ist hier nun s°f^
d°" Kreise K »wen ein Darlehn von 235 000 M. anfänglich gegeben Der Kreis Kempen hat

^ies Darlch ^ W" Aufbau ihrer Gehöfte gegeben und ^ wmde verem-
b"t, daß die Zuschüsse zu den Zinfen Seitens des 3'" Ver,

^nng ^5^ ^geben^de. I» ^dessen hat^ ^awus« .ne Zum¬
utung für diefes Darlehu b s zum 1. ^ ^' ' " '00 ^ g Y ^ ^

^ "ue Eingabe des Kreisausschusses«°n.^ p « °"/,^ f„r die Jahre 1892 bis 1894
'ne längere Reihe von Jahren

25*
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zu gewähren. Meine Herren! Die Zustände in denjenigenGemeinden, die von dem Orkan betroffen
wordensind, waren überhauptfchon in großer Unordnung, es ist ein wirthschaftlichcr Niedergangdort
zu verzeichnen gewesen, wie er selten solchen kleinen Gemeinden zu Theil wird. In diesen
Gemeinden wohnen nämlich vorzugsweise und haben gewohnt die Handweber, die Seidenweber,
welche von den Fabrikstädten Crefeld, Viersen und Lobberich beschäftigt wurden. Seit mehreren
Jahren, 7 oder 8 Jahren, ist nun die Handweberei in vollständigem Rückgang und augen¬
blicklich, glaube ich, werden kaum noch '/. oder '/« der vor 10 Jahren beschäftigtenHandweber
überhaupt vorhanden fein. Die Maschinenwebereihat diese Handweber völlig brodlos gemacht.
Nur dann und wann, wenn gerade die Mode günstig ist, wenn eine lebhafte Beschäftigung in
der Seidenfabrikation eintritt, dann wird auf die wenigen noch vorhandenen Handweber zurück¬
gegangen, und dann ist für diese noch eine Beschäftigung. Es wird Ihnen deshalb öfter mit¬
getheilt werden können, dah dicfe fämmtlichen Handweber noch befchäftigtseien, aber das ist nur
vorübergehend und nur für wenige Monate des Jahres, während die Mode eine folche BcschäfU-
gung unterstützt. Während der anderen Zeit sind diese Leute ohne Beschäftigung. Es ist nun
der Versuch gemacht worden, diese Weber in anderen Webereien zu beschäftige,,; diefer Versuch
ist aber völlig mißlungen. Diese Handweber können sich der Disziplin und der Ordnung M
keiner Weise unterwerfen, und fo ist man in der traurigen Lage, ihnen die Arbeit rundweg
verfügen zu müssen. Es sind Verfuche gemacht worden, diese Weber in andere Beschäftigungen
überzuleiten. Es ist von den Fabritbesitzern ein Kapital bis zu 100 000 M. für die 3 Kreist
Gladbach, Erefeld und Kempen zusammengebrachtworden, um aus diesem Kapital die Leute m
andere Beschäftigungenüberzuführen. Es ist das auch theilwcise gelungen, und, wie gesagt, em
großer Theil dieser Weber ist nicht mehr vorhanden und anderweitig beschäftigt. Der Nothstand
ist für diefc Gemeinden aber fo groß, daß fast jeden Winter besondereUnterstützungscomit^s
eintreten müssen, um aus den Mitteln der Gemeinden diese Leute zu unterstützen, um ihren
Unterhalt, ihre Existenz überhaupt möglich zu machen. Das ist so weit gegangen, bah die Zinsen
dieses Fonds benutzt worden sind, um diesen Handwebern, die während der ganzen Zeit keine
Beschäftigung haben, die Beiträge für die Krankenkassenzu bezahlen, damit diefe keine Veran¬
lassung finden, ihre Mitgliedschaft auszuschließen,und damit wenigstens in Krankheitsfällen diese
Weber noch Gelegenheit haben, sich zu versichern. Wie gesagt, die Gemeinden sind dadurch "
einen großen Nothstand gerathen und die Beiträge zu den Coinmunalsteuern zeigen, daß wirkn )
ein starker Nothstand in den armen Gemeinden vorhanden ist. Es ist deshalb wohl gerechtfertigt,
daß diesen Gemeinden auch fernerhin für die nächsten Jahre ein Zuschuß zu diesen Zinsen gewähr
werde, und aus diesen Gründen hat auch die Fachcommissiongeglaubt, diese Petition, so we,
jetzt überhaupt noch Zinszuschüssezu geben sind, unterstützen zu sollen. Inzwischen haben M>
aber die Darlehen vermindert; sie sind auf 181600 M. zurückgegangen und davon liegen 30 000 F -
außer Frage. In der Commission wurde festgestellt,daß diese Zinsen von 150 000 M- ""
noch nöthig seien zur Unterstützungund zur Zinsvergütung, und es wurde deshalb beantragt, '
den, Kreise Kempen bewilligten Zinszuschüssevon je 4500 M. auch für die beiden nächsten Jahr
1894—1896, also zusammen 9000 M. zu bewilligen. Es ist das der Antrag der I. F""'
commission, welchen ich Ihrer Annahme empfehle.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich stelle den Antrag zur Verhandlung, ^
AbgeordneterSchwitz hat das Wort.

Abgeordneter Schmitz: Meine Herren! Der Abgeordnete Quack hat hauptsächlich °'
Antrag befürwortet, daß der Kreis Kempen diese Zinsenbeihülfe erhalten soll. Ich "iM m^
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damit auch ganz einverstanden erklären; aber die ärmste aller dieser Gemeinden, die unter dem
furchtbaren Orkane gelitten haben, ist doch die Gemeinde Anrath im LandkreiseCrefeld, und ich
möchte noch den Antrag stellen, daß auch dieser armen Gemeinde eine Beihülfe von 1000 M.
gewährt wird. Es sind hier die Verhältnisse schlimmerals in irgend einer andern Gemeinde des
Kreises Kempen,weil hier fast gar kein Vermögen ist, Der Grund und Boden ist fast überall
schlecht und die Einwohner, meistens Seiden- und Sammtweber, haben in den letzten Jahren auch
durch den schlechten Gang der Weberei sehr wenig verdient, so daß der Nothstand so groß ist,
daß man die Steuern nicht hat bezahlen können. Es sind die Communallastenso groß, dah von
der Einkommensteuer400°/« und von der Gewerbe-, Grund- und Gebäudesteucr250°/« gezahlt
werden müssen. Ich möchte daher dem hohen Landtage diesen Antrag empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ja, meine Herren, dieser Antrag ist gewiß sehr
gut gemeint; aber wir können ihn doch nicht so aus dem Handgelenk heraus sogleich hier bei
diesem Gegenstand der Tagesordnung erledigen. Wir werden darüber die Commissionnoch hören
müssen. Ich würde daher den Herrn KollegenSchmitz bitten, seinen Antrag schriftlicheinzu¬
geben, damit in einer späterenSitzung darüber berichtet werden kann. Zur Geschäftiordnunghat
das Wort Herr AbgeordneterBecker.

Abgeordneter Becker: Ja, meine Herren, ich glaube, dasselbe könnte erreicht werden,
wenn die Gemeinde einfach einen gleichen Antrag an den Provinzialausschuß stellte. Die ganze
Angelegenheit ist ja nur hierher gekommen,weil der Provinzialausfchuß den Antrag des Kempener
Kreises, ihm die Zinsbeihülfen noch länger zu gewähren, abgelehnt hat. Nur deshalb haben
sich die Vertreter des Kempener Kreises hierher an den Landtag gewandt, um das zu erreichen.
Derselbe Fall liegt in dem Falle, welchen Herr Schmitz erwähnt hat, gar nicht vor. Deshalb
ist es richtig, daß sich die Gemeinde zuerst an den Ausschuß wendet, und wenn die Verhält¬
nisse so liegen, wie Herr Schmitz sie dargestellt hat, dann liegt für den Ausschuß kaum ein
Grund vor, diese Gemeinde ungünstiger als den Kreis Kempen zu behandeln.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Landesrath Kehl hat noch um das
Wort gebeten.

Landesrath Kehl: Meine Herren! In Bezug auf die Gemeinde Anrath gestatte ich
"Nr noch folgende Ausführungen. Die Gemeinde Anrath hatte gerade wie der Kreis Kempen
"n Sturmdarlehen in Höhe von 120 000 M. beantragt und Seitens der Landesbank bewilligt
"halten; dazu ist als einmalige Beihülfe zur Zinszahlung eine Summe von 10 000 M.
Seitens des Provinzialausschusfes genehmigt worden. Darauf stellte es sich nach einigen
Monaten heraus, daß die Gemeinde Anrath das Darlehen bei der Landesbank nicht abheben
^nnte. Es hatte sich nicht ermöglichen lassen, das Darlehen in kleineren Betragen unter¬
zubringen und in Folge dessen wurde das Darlehen nicht abgehoben. Darauf hat der Pro¬
vinzialausfchuß feiue urfprüugliche Bewilligung von 10 000 M. als Zinsenbeihülfe zurück¬
genommenund nur 5000 M. als einmalige Unterstützung für die Gemeinde Anrath bewilligt.
^° liegen die thatfächlichenVerhältnisse in Bezug aus die Gemeinde Anrath, und dabei ist es
bisher geblieben.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Woct hat Herr Abgeordneter Schmitz.
Abgeordneter Schmitz: Ich ziehe meinen Antrag zurück und null es der Gemeinde

"'rath anheimgeben sich noch einmal an den Provinzialausfchuß zu wenden. (Zustimmung)
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ein Widerspruch gegen den Antrag der Com-

""sswn liegt nicht vor Ich darf wohl feine einstimmigeAnnahme constatuen.
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Wir kommen zu dem Antrage der I. Fachcommission zum Autrage des Abge¬
ordneten Wallraf und Genossen, betreffend Aenderung der Fischcreigesetzgebung.

Berichterstatter der Commission ist Herr Abgeordneter Pflug, Ich bitte ihu, das
Wort zu nehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Pflug: Meine Herren! Der Antrag, den ich die Ehre
habe hier im Auftrage der I. Fachcommission Ihnen zu unterbreiten, lautet:

„Hoher Provinziallandtag wolle den in DrucksachenNr, 55 vorliegenden Antrag der
Abgeordneten Wallraf und Genossen in Nr. 1 und 2, lautend:

Die KöniglicheStaatsrcgierung um Vorlage eines Gesetzentwurfszu bitten, durch welchen
in Abänderung der bezüglichenBestimmungen des rheinisch-französischenRechts, des
Preußischen Fischereigesetzesvom 30. Mai 1874 und der zu demselben crgangenen
Novelle vom 30. März 1880:
1. die Berechtigung der Uferbesitzerzum freicu Fischfange in den Privatflüsseu (Adja-

zentenfischerei)aufgehoben nnd den Gemeinden nach dem Vorgange des Ingdrechtö
die Vefuguiß verliehen wird, die Fischerei in den Privatflüsscn uutcr Wahrung der
Bodennutzungsintercsscnder Uferbesitzcrzu verpachten;

2. die Festsetzungder jährlichen Schonzeit der Fische nach Lage der verschiedenen örtlichen
Verhältnisse, wenn nöthig innerhalb fester Zeitgrenzen, den Polizeibehörden übcr-
trageu wird;

unverändert annehmen und diefen beiden Nummern hinzufügen:
3. die bestehendenSelbstfänge befeitigt werden oder, falls dieses uicht angängig sein

sollte, doch jede Ausbesserung derselbenverboten wird, oder die Sclbstfäuge wenigstens
während der Laichzeit außer Thätigkeit zu setzen sind.

Des Ferneren wolle hoher Pruvinziallandtag beschließen,die KöniglicheStaatsregierung
zu bitten, dahin zu wirken, daß die Strafvorschriften gegen Fischfrevel, insbesondere soweit der
Fischsrevcl gewerbsmäßig stattfindet, nach Analogie der Nestimmungen über Jagdfrevel eine
Erhöhung und Verfchärfuug erfahren."

Das hohe Haus möge gestatten, daß ich mit wenigen Worten den Antrag begründe.
Es ist eine allgemein anerkannte Thatfache, daß in unfern Bächen nnd kleinen Flüssen der
frühere Fifchreichthnm völlig anfgehört hat uud verschwundenist. Es ist ferner bekannt, daß
der Fifch ein sehr angenehmes Nahrungsmittel ist (Heiterkeit), und es wird auch Niemand
bestrciten, daß die Vorschläge, die hier gemacht worden, geeignet sind, den früheren Fifchreichthnm
wieder herbeizuführen. Ich möchte daher das hohe Hans bitten, den Antrag anzunehmen.
(Heiterkeit.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ich eröffne die Diskussion. Herr Abgeordneter
Freiherr von Loö hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Lo8: Meine Herren! Ich will natürlich nicht gegen den
Antrag reden, da ich die Sache von dem Herrn Referenten schon so treffend motivirt sehe-
(Heiterkeit.) Ich möchte aber auf einen Punkt aufmerksam machen Nie ich gehört habe, st"d.
'«enigsteus am Niederrhein, die Bürgermeister zum Bericht darüber aufgefordert worden, ob es
ncy nuht empfehle, diese Angelegenheit ans dem Wege des Genossenschaftswesenszu ordne"-

^. I. '^' ^ "nen sehr bedenklichen Weg halten. Auf dem Genoffenfchaftswegekann w
.nt3' ?^" werden; da würden leicht unter den einzelnen Interessenten große Uneinigte""

Kme solche Regelung würde au eiuer Stelle gelingen und an einer anderen n^lt-
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Eine Ordnung, sowie auch wir sie wünsche,,,würde, vermöge der zn erwartenden Uneinigkeiten,
auf diesem Wege uicht erreicht werden, das ließe sich eben nur durch eiu Gesetz machen, ähnlich,
wie das Iagdpolizeigefch. Ich will ferner noch hervorheben, daß die Beschädigung,die den
Adjaccntcn durch den Begang der Ufer entstehen tann. wahrscheinlich,wenn die Verpachtuug
stattfindet, viel geringer sein wird, als es heute der Fall ist. Denn in vielen Gegenden bitten
sich irgendwelchebeliebige Leute von den Adjaeentcn die Erlaubniß aus. fischen zn dürfen uud
die Adjacenten sind so gutmüthig oder häufig auch zu baugc. die Erlaubniß abzulehnen, und es
wird dann viel mehr beschädigt,als wenn verpachtet wird.

Meine Herren! Ich möchte dann noch auf einen anderen Punkt aufmerkfam macheu,
der zwar nicht den Antrag selbst berührt, der aber zu der Sache der Fischerei in enger
Beziehung steht. In vielen Privatgewässern, meine Herreu, sind die Fische heutzutage vollständig
llusgestorben,und warum siud sie ausgestorben? Durch die Fabrikgewässermit ihren Giften tue
in diese Privatgewässer hineinkommen. Ich nenne Ihnen nur die Wurm bei Aachen, die Itrers
bis tief in den Kreis Geldern hinein, wo die Industriebezirkevon Aachen, Gladbach und Viersen
liegen. Die Herren müssen es mir nicht Übel nehmen, es ist eine Thatsache, daß diese Gifte
hineinkommen. Die Iudicatur hier am Rhein ist bisher immer von der Anschauungausgegangeu,
daß ein civilrechtlicher Anspruch auf Entschädigunguicht vorliegt. Es wird das wohl richtig sem;
eine spezialgesetzlicheBestimmungüber diese Frage besteht überhaupt nicht, und tue Frage kann also
nur geregelt werdeu, der Schaden kann nnr verhütet werde», entweder durch lokalpolizeiliche Vor¬
schriften, durch Polizeivorfchriften.die für den ganzen Staat erlassen^n,°der eventuellwrch
ein einheitlichesGesetz. Meine Herren! Ich habe, als mir der m Rede ste ende Antrag zur
Unterschrift vorgelegt wurde, diesen Punkt gleich berührt, aber ich habe verzichtet,die Frage m
diesen Antrag hineinzubringen, um die Annahme desselbennicht irgendwie zu erschweren und zu
«erwickelu,und es ist anch nicht meine Absicht, heute einen Antrag ^ d«ser Bähung einzu¬
bringen. Ich behalte nur das für fpäter vor. Aber, meine Herren, der Uebelstand besteh,
Niemand wird e leugnen können. Wie gefagt, ich kenne speziell die Nrers am besten Von
Madbach bis Werfen vier, fünf, sechs Stunden
und es ist absolu kein anderer Grund auffindbar, als daß ste an den Giften, di durch die

Fabrik e^ zu Grunde gegangen sind. Ich nwchte^ ^^ «
emmal hier öffentlich betont haben und behalte mir vor, hur oder m der Volksvertretung
Sache weiter in Anregung zu bringen. m^^neter Neussel

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das W°r -^
Abgeordneter Neufsel: Meine Herren! Ich erlaube nur !« °°" ^ « .

ewige Wort zu spreche». Was den ersten Antrag anbelangt, die

s° ist dieses ewe Berechtigung, die aus der "aung^
Mhrt und ich glaube, daß w Deutschland eme^lche an
denn daß das ein großer Schaden für d« Flscher« rst, wenn l der, gewöhnlichen

°"°n B»ch ^er Fluh angrenzt f^ ^ >^H reu' ich^M würde dem Fall
«ebe» „viele Hunde sind des Hasen Tod". Nun, ""« ^ rre» ^ ^ ,^ ^ ^
user Vestimmuug keine Thräne nachweinen. Ich glau^ daß doch ^ ^ ^

wnmlung sind, die auf diefem Recht beharren wollen, ^v
geschieht oder im eigenen Interesse das weiß rch "ch - ^^ ^ ^^ ^.

Ich komme zu dem zween Punkt, d°v ^ ' ^ ^ ^ Behörden
"Wichen Schonzeit durch die Polizeibehörde!! zu bestimmen. ^ ^
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sein sollen, das weiß ich nicht. Im ursprünglichen Antrag hieß es „Landespolizeihörden". Ob
jetzt die Negierungen, die Herren Landrathe oder sonst wer berechtigt sein soll, ist mir unklar. Ich
bin aber sehr der Ansicht, daß die Schonzeit theilweise anders geregeltwerden müsse, wenn nicht die
Fischzucht untergehen soll. So ist für den Glan beispielsweisedie Herbstschonzeit festgesetzt. Damit
dieser Fluh nicht für Manche sozusagenein böhmisches Dorf ist, will ich bemerken, daß derselbe
in der bayerischenPfalz bei Waldmohr entspringt, daß er eine zeitlang durch bayerischesGebiet
läuft, dann bald durch preußisches und durch bayerisches Gebiet hinflicht und endlich sich in der Nähe
des Din'bodenbergesbei Staudernheim in die Nahe ergießt. Daß die für den Glan bestehende
Herbstschonzeit eine durchaus unrichtige ist, das will ich durch ein Gutachten des Herrn Ober-
Fischereimeistcrszu Düsseldorf nachweisen. Er sagt darin: „Im unteren Glane sind Barben,
Döbel, Schleien, Karpfen, Hechte, Barsche und Aeschen die am häusigstenvorkommendenFische.
Die genannten Fische sind sämmtlich Sommerlaicher, sodaß für den preußischenTheil des Glan-
flufses die Frühjahrsschonzeitdie zweckmäßigste Jahreszeit sein würde" Hinterher sagt aber der Herr
Ober-Fischereimeister, es ginge wohl, aber es geht nicht. Er sagt nämlich da: „Weil die
Nahe und die sämmtlichen Nebenflüsse, also auch die Nebengewässerdes Glan, nach ihrem
jetzigen Fischbestandeder Winterschonzeit mit Necht unterliegen, so erscheint es nicht unbedingt
nothwendig, eine Aenderung der jetzt bestehenden Schonzeit zu beantragen." Das ist gewissermaßen
ein Widerspruch mit dem früher Gesagten. Daß aber auch für die Nahe die Frühjahrsfchonzeit
die richtige wäre, das will ich nachweisen. Es ist nämlich in Kreuznach von einem basigen
Gymnasiallehrer Namens Geisenheyner über die Wirbelthierfauna ein Werkchenerschienen. Darin
heißt es Seite 22: „Die Hauptursache der so merklichen Verminderung der Nahcfische ist die für
das Nahegebiet fo überaus ungünstige Ausführungsbestimmungzum Fischereigesetzevom 1. Novem«
der 1877, wonach die Schonzeit für die Nahe vom 15. Oktober bis zum 15. Dezember festgefetzt
ist. Von den 33 von mir aufgeführten Fischarten sind es nur 3, die um jene Zeit laichen
(Salmen, Lachs» und Bachforelle), während 30 dies im Frühjahr thun. Unter ihnen aber sind
die wichtigstenNutzsische der Nahe enthalten, von deren Fang und Verkauf viele Fischer ihren
Hauptlebensunterhalt haben, während jene 3 dabei kaum in Betracht zu ziehen sind. Es werden
also jetzt jahraus, jahrein die mit Laich versehenen Weibchen weggcfangen. Daß dadurch
Millionen und aber Millionen von Fischen zu Grunde gehen oder richtiger überhaupt nicht zur
Entwickelungkommen,das kann nur der wissen, der jemals sich von der ungeheueren Menge der
Eier auch nur eines einzelnen Fisches überzeugt hat."

Also hierdurch dürfte nachgewiesensein, daß auch für die Nahe die Frühjahrsfchonzeit
zu empfehlen wäre. Ja. meine Herren, aber nicht blos eine Frühjahrsfchonzeit, wie sie gesetzlich
feststeht, sondern eine absolute Schonzeit. Bei uns giebt es meines Wissens keinen Fischer
von Gewerbe; es wird hauptsächlichnur aus Liebhaberei gefischt. Nach dem Gesetz darf auch
in der Frühjahrsfchonzeit an drei Tagen in der Woche, am Montag. Dienstag und Mittwoch,
gefischt werden. Was bleibt da noch übrig von der Schonzeit? Wenn ein Jäger gefragt
würde, was es mit der Schonzeit für das Wild wäre, wenn in der Woche an drei Tage«
gejagt werden dürfte, so würde der wohl sagen, das ist keine Schonzeit mehr. Für die Nahe,
den Glan und wahrscheinlichauch für andere Flüsse am Rhein und in dessen Umgebung würde
""absolute Frühjahrsfchonzeit nützlich und nothwendig sein. Der landwirthschaftlicheVerein,
Abtheilung Meisenhcim. und die Gemeindebehördendaselbst haben sich schon alle mögliche Mühe
?n> « "^? ^ Frühjahrsfchonzeit herbeizuführen, sie sind aber bisher immer abgewiesen worden,
vielleicht konnten die beantragten Bestimmungen uns dazu verhelfen, daß endlich die Erfüllung
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des Wunsches eintreten würde. Wir hatten auch schon ein Schonrevier gebildet, dann kam
aber auf einmal die Provinzialverwaltung und verpachtete die Fischerei mitten im Schonrevicr
in der Umgebung der im nächste« Etat zur Erbrciterung vorgesehenen Glanbrücke. Das Schon-
revier ging dadurch naturlich in die Brüche. Spater gelang es jedoch, eine Vereinbarung in
der Weise herbeizuführen, daß die Provinzial- und die Gemeindebehördendie Fischerei in dem
früheren Schonrevier gemeinschaftlich verpachteten, jedoch uuter der ausdrücklichen Bedingung,
daß in den Monaten April und Mai durchaus nicht gefischt werden dürfe. Wir haben also
schon einen kleinen Bezirk, in welchem vor der Hand cuuventionell die absolute Frühjahrs¬
schonzeiteingeführt ist. Im Allgemeinen erlaube ich mir, mich für die gestellten Anträge aus¬
zusprechen. Ich möchte aber doch die Frage anfwerfen, ob es nicht zweckmäßig sein wird, über
jeden der Anträge einzeln abzustimmen, da vielleichtmanche Herren gegen den einen sind, jedoch
für den andern.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr AbgeordneteWallraf hat das Wort
Abgeordneter Wallras: Meine Herren! Die freundliche Aufnahme, die der Landtag dem

Antrage des Herrn Referenten hat zu Theil werden lassen, hat mir zweierlei gezeigt: erstens, daß
Sie die Kürze der Verhandlungen heute besonders lieben, und zweitens, baß Sie dem vorliegenden
Antrage im allgemeinen sympathisch gegenüberstehen. Ich will mir das Beides merkenund die
große Rede nicht halten, die Sie sonst unweigerlichvon mir zu hören bekommen hätten. Ich will
nur einzelne Einwendungen widerlegen.

Herr Freiherr von Loe hat gesagt, daß die Bildung von Genossenschaften zu Bedenken
Anlaß gebe. Meine Herren! Das thut sie schon um deswillen,weil es ungeheuer schwer ist,
Genossenschaften zu Stande zu bekommen. Die Vorbedingungen sind derartig schwierige, daß alle
Bemühungen, die in dieser Beziehung'gemachtworden sind, nur geringen Erfolg erzielt haben.

Herr Freiherr von Loe hat dann die Frage berührt, ob man nicht die Einwirkungder
Industrie auf Fifchwässer beschränken könne. Das ist eine sehr schwierige Frage, an deren Lösung
auch das Fischereigesctz sich bereits versucht hat. Es giebt darin verschiedene Bestimmungen,die
allerdings den Eindrnckmachen, als handle es sich darum: Wasch' mir den Pelz, aber mache ihn
nicht „aß. GZ ist thatsächlichungeheuer schwer, die richtige Grenze zwischen den Berechtigungen
d" Fischerei und der Industrie zu ziehen, und um den Gegensatzdieser Interessen nicht wach¬
zurufen, habe ich darauf verzichtet,eine entsprechendeBestimmungin meinen Antrag hineinzubringen.

Was dann die Frage anlangt, welche Polizeibehörde die Schonzeit bestimmensoll, so
"lcdigt sich diese Frage dadurch, daß die betreffende Stelle (Drucksache Nr. 60) einen Druck¬
fehler enthält. Es soll heißen „Landespolizeibehörde" statt „Polizeibehörde", weil die Orts¬
polizeibehördendoch für diesen Zweck einen räumlich zu geringen Vefugnißkreis haben.

Endlich, meine Herren, möchte ich noch einige Einwendungen aus den, Wege ränmen,
°ie zwar hier nicht direkt zum Ausdruck gekommen sind, die indeß doch vielleicht Einige in
°i°s°m hohen Kaufe für berechtigt halten. Es bezieht sich dies auf den Ausschlußgroßer Grund-
slücte. Ich will in dieser Hinsicht darauf hinweiscu. daß mein Antrag dahin geht, man möge
°cn Gemeinden nach dem Vorgänge des Jagd rechts die Befugniß verleihen, auch die
Mscherei zu verpachte» Ich möchte durch Hervorhebung dieser Analogie dem Herrn Minister
°°r Landwirthschaft anheimgeben, ob es sich empfiehlt, wie bei der Jagd. Komplexevon einer
bestimmtenGröße von einer größeren Uferlänge von der Verpachtung auszuschließen,da ja der
Besitzer derartiger Ufercomplexe in der Lage und meistens auch wohl Willens sein wird, ver¬
nünftig mit seinem Fischbestandeumzugehen.

26
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Im Uebrigen empfehle ich Ihnen die Anträge zur Annahme; sie sind bestimmt, einem
Zweige der Landwirthschaft aufzuhelfen, der schwer darniederliegt und der, wenn er auch nicht
der allerwichtigste ist, doch seine Bedeutung hat und bei Annahme meines Antrags noch einer
großen Entwickelung entgegengeht.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Das Wort hat Seine Excellenzder Herr Ober-
Präsident Nasse.

Oberpräsident Nasse: Meine Herren! Den Antrag auf Vcseitiguug der Adjaeenten-
fischcrci begrüße ich mit Freude. Bereits als Regierungspräsident von Trier habe ich die
Adjacentenfischcreilebhaft bekämpft. Dieselbe entspricht nicht einmal dem Rechtsbewußtscin
unseres Volkes, wir haben eine große Menge Gemeinden, in denen man die Fischerei verpachtet
und jedermann dies für recht hält. Auf dem Wege der genossenschaftlichenBildung ist fehr
wenig zu erreichen; an Mühe haben die BeHorden es nicht fehlen lassen. Es sind aber nur
einzelne Genossenschaftengebildet. Einen Gcnossenschaftsfischhabe ich nur ein einziges Mal
auf der Tafel gefehen. und zwar war das bei einem katholischenGeistlichen in der Eifel, der
nicht wenig stolz auf diesen Fisch war. (Heiterkeit.) Alle Fischzuchtanstaltcn haben leinen
Nutzen, wenn man nicht dafür sorgt, daß die Fische auch heranwachsen und sich vermehren
können. Also, meine Herren, vielen Dank für diesen Antrag.

Was die Schonzeit anbetrifft, fu ist die Sache nicht so einfach; da kommt fogar inter¬
nationales Recht in Frage. Aber ich möchte sagen, daß seit Monaten gerade diese Frage
Gegenstand der Verhandlungen zwischen dem Oberpräsidium uud deu vorgesetzten Ministerien
ist. Ob wir zu Resultaten kommen, kann ich Ihnen heute nicht sagen. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr AbgeordneterLichter.
AbgeordneterLichter: Meine Herren! Ich kaun dem Antrage in der vorgeschlagenen

Form keine Sympathie entgegenbringen, da ich weiß, daß dcrfclbe, falls er Gesetz werden sollte,
viel böses Blut absetzen wird. In den siebenziger Jahren hat die KöniglicheRegierung zu Trier
Versuche gemacht, um Gcnufscuschaften zu gründen. Diese Versuche siud aber allgcmeiu auf solche»
Widerstand gestoßen, daß davon Abstand genommenwerden mußte.

Ich hatte beabsichtigt, einen Antrag auf Ablehnung des Abfatzes I zu stellen; da ich
jedoch bei der Stimmung, welche hier im Hanse für deu Antrag herrscht, eiufchc,daß keiue Aussucht
auf Erfolg vorhanden ist, habe ich von diesem Vorhaben Abstand genommeu. Ich beantrage jedoch
folgeudeuZusatz hinter Absatz 1 einzuschalten: „Und den Pachtcrlös entsprechendzu verwenden -

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Darf ich bitten, mir den Antrag zu überreiche«.
Abgeordneter Lichter (fortfahrend): Was dagegen den H. 2 betrifft, muß ich gestehe"'

er ist mir gerade aus der Seele gesprochen. Nicht allein durch die Ranbfischcrciund weniger noch
durch Adjacenteufischerci siud die Flüsse entvölkert worden, sondern vielmehr durch die falfche A"'
Wendung des Schungcsetzes. Wir haben in den unteren Theilen der Eifelflüßchcn die Forelle»'
ichonzeit für die Dcmer vom 15. Oktober bis 15. Dezember, während thatfächlich wenig Forelle»
dort vorhanden sind, denn diese suchen das seichte uud kältere Oberwasser auf, uud im April un
Mai, wenn die Makrelen, Barben und Acscheu laichen, besteht dagegen keine Schonzeit, und dttfe
einheimischen Fische können dann ans den Laichplätzenin Massen schonungslosweggcfangeu werde!''

Nun hat die Commission noch einen Absatz 3 eingeschaltet,der dahin lantct, daß ,, '
bestehenden Selbstfänge befcitigt werden oder, falls dies nicht angängig fein follte, doch jede -" '
befserung derselbenverboten wird, oder die Selbstfänge wenigstens während der Laichzeit <M
Thätigkeit zn setzen sind."
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Meine Herren! Wenn ich nicht irre, ich habe das Fischereigesetznicht zur Hand, dann
sind die in diesem Zusatz enthaltenen Bestimmungenzum grüßten Theile in dein Fischcreigesetzvom
30. Mai 1874 enthalten; denn nach Erlaß dieses Gesetzes sind in meinem Wahlbezirkdie Besitzer
von Selbstfängen aufgefordert worden, dieselben zn beseitigen. Der Zusatz steht aber auch im
Widerspruch mit Bestimmungen, welche die KöniglicheRegieruug zu Trier sich veranlaßt gesehen
hat zu erlassen; denn Letztere hat, um ihre Fischbrutstätten mit Laich versehen zn können, ver°
schiedcncn Besitzern von Sclbstfängen gestattet, in denselbenselbst während der Schonzeit Fische
zu fangen. Ich glaube, daß dies schon allein hinreichend Grund wäre, um gegen genannten Zusatz
zu stimmen,und ich beantrage deshalb nochmals Streichung desselben.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Freiherr
von Geyr>Schweppenburg.

AbgeordneterFreiherr von Geyr-Schweppenburg: Meine Herren! Ich stehe dem
Autrage im Ganzen auch sympathisch gcgeuüber,doch nur uuter der Bedingung, daß wirklich, wie
es hier in dem Antrage ausgesprochen ist, nach dem Vorgänge des Iagdrechts dieses auch bei der
Fischerei berücksichtigt wird. Meine Herren! Sie müssen doch bedenken,daß es z. B. vielfach
große Güter giebt, durch die ihrer gauzeu Ausdehnung nach ein öffentlicher Fluß oder eiu Bach
fließt, und der Gutsbesitzerim Bereich des Gemcindcbezirksder einzigeAdjacent ist. Der Guts-
besitzer hat au und für sich einmal schon das Ingdrecht bei seinem Gute, uud da wäre es doch,
glaube ich, eine große Beschränkungdes Rechts des Gutsbesitzers,der doch den Flußlauf auf eine
s° große Strecke als sein Eigenthum hat, wcnu die Gemeindennun das Recht bekommen sollten,
diesen Flnßlauf iu feinem Eigenthum zn verpachten. Es würde da der Gutsbesitzervorerst <i^«
gezwungen werden, die Fischereizu pachten. Das giebt also Veranlassung,diese Fischerei ungeheuer
aufzutreibeu, weil man fagt. der Gutsbesitzer mnß sie pachten, der kann sie nicht fahre» lassen.
Pachtet er sie aber nicht, so ist er der Gefahr ausgcfetzt, daß tagtäglich wer da will, kann man
beinahe sagen sich unter dem «orwande, die Fischerei ausüben zn wollen, auf dem Gutsbezirke
herumtreibt dcun der Pächter tanu wer weiß wen und wieviele mit der Ausübung der Fischerei
beauftragen. Diese könne» also das ganze Gut dem Flusse entlang heranf u.ü, herunter dnra>
streifen nnd »eben der Fischereialle» möglichen Uufug ausführe». (Zurufe.) - ^a g'w.ß, >me es
oft gefchieht. Gerade die Fischer sind oft nicht allein Mher, sonderu^
nutz, es ist wenigsteusbis jetzt so geweseu. Ich lege also großes Gewich darauf, aß s R ch

das eiu O,t«besii r iu Betreff der eigene» Jagd hat, ihm auch gewahrt werde, ",uß"i Betreff

der Fischerei, we » nämlich der Fluß auf eiue große Strecke durch w E^ch.m ch hu,eht.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort at Herr ^"^
Abgeordneter Wallraf: Meine Herren! Ich glaube, der Her Vorredne ha »uch

nicht recht ^ Es war gemde meine Absicht,
stücke nach dem Vorgänge des Iagdrechts den, Gesetzgeber zur Erwägung zu stellen. Ich lab
nur der Grundstücke abgesehen well es i« un Augenblick
lck«.' ol,,ii»imll.n ^zl ^ ,1 ^^ ausgearbeiteten
schwierig ist, die richtige Grenze zu stubm, und es M mer ,a ,nu)
GesetzentwurfHandel sondern nur um eine allgemeineAnregung d e wn nach Verlm richten
wollen. die Einwendnngen des Herrn Abgeordneten Achter zu. Wenn die^^ "usielve irissl uu, ^^ ^ Pachter os entweder unter die
Acherei nach dem Vorbild der Jagd verpachtetnurd, l° '"^ °« ^ ^
Grundbesitzer«ertheilt oder im Interesse derselben verwendet werden. Bitte nehmm Sie meinen

A«rag in der Fassung des Eonumssionsbeschlusses an. Abgeordnete Graf
Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Das Wort hat yerr ^geor

wisset von Gymnich. 26*
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Abgeordneter Graf Veissel von Gymnich: Meine Herren! Gelegentlichder Berathung
des Antrages Wallraf und Genossenkam die Rede auf die Schädlichkeiten,welche der Fischzucht
im Allgemeinen erwachsen, und zwar erwachsen, trotz des Bestehens des Fischereigesetzes.Als
Direktor der Erftgcnossenschaftliegt es mir ob, jährlich mehrmals den ganzen meliorirten Orft-
lauf zu begehen, und verfehle ich nie, mich bei dieser Gelegenheit mit den maßgebendenPersön¬
lichkeiten zu besprechen. Es ist natürlich, daß auch die Fischerei in den Nahmen der Besprechung
gezogen wird, und tritt dabei die einstimmigeAnsichtzu Tage, daß für die Fischerei wohl nichts
schädlicher sein könne, als die bestehendenSelbstfänge. Diese Schädlichkeitder Selbstfänge mußte
ich voll und ganz anerkennen. Es sind auch die Selbstfänge als schädliche Fischereiart im Gesetz
angesehenworden. Man hat im Gesetz diese Anlage von Selbstfängen verboten, man hat nur
im Gesetz nicht den entscheidenden Griff machen wollen, auch die bestehendenSelbstfängc aufzu¬
heben. Das ist in den Ausführungsbestimmungenim §. 10 gesagt worden: „Fischwehre, Fisch¬
zäune und damit verbundene sogenannte Selbstfänge für Lachs und Aal dürfen, außer dem Fall
einer bestehenden Berechtigung, nicht neu angelegt werden."

Alfo man hat anerkannt, daß eine gewisseSchädigung der Fischereidurch diese Anlage
von Sclbstfängen bestehe. Da es sich in dieser Vorlage darum handelte, gesetzlicheBestimmungen
zu ändern, so glaubte ich mich vollkommen berechtigt, in der Kommission bei dem Antrage
auch den Punkt zur Anregung zu bringen, man möge auch die bestehenden Selbstfänge zu
beseitigen versuchen,und aus diesen Gründen ist in der Commission der Znsatzantrag gestellt,
und die Commission hat ihn angenommen. Ich möchte Sie bitten, meine Herren, streichen
Sie denselben nicht, denn mit der Beseitigung der Selbstfänge werden Sie der Fischerei ganz
entschiedengroßen Nutzen und Vortheil gewähren. Wenn Fälle eintreten, wie sie von Herrn
Lichter angeführt sind, daß die Königliche Staatsrcgierung benöthet, Laichfische zu erhalten,
dann glaube ich, wird sie schon Mittel und Wege finden, das innerhalb des Rahmens zu thu»,
welcher den gesetzlichen Bestimmungen entspricht, wenn diese auch im Sinne der jetzigen Vor-
age verändert sind. Wenn man die Herren fragt, welche die Selbstfänge besitzen, so hört man

allgemein, ja. wir fangen nicht viel damit; und wenn man ihnen hieraus zumuthet die Selbst-
sänge zu beseitigen, dann antworten sie, fällt uns gar nicht ein. wir haben ja das Gesetz für
uns. Es ist auch von den Genossenschaftenversucht worden, die Ablösung der Berechtigung 3"
erreiche», es werden dann aber derartige exorbitante Preise für die Berechtigung gefordert/ dm!
die Genossenschaft,die überhaupt schon auf schwachen Füßen steht, nie in der Lage ist, diesel e
zu zahlen. Ich möchte Sie bitten, den Antrag der Commission anznnehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Das Wort hat Herr AbgeordneterLichter.
AbgeordneterLichter: Ich muh darauf bestehen, daß dieser Satz, wie er hier beantrag

ist, gestrichen wird, und nicht allein aus den Gründen, die ich bereits anführte, sondern auch "»
anderen Gründen. Namentlich für solche Fänge, die man als Aalfänge bezeichnet,muß doch der
Selbstfllng gestattet sein. Der Aal kommt ja aus dem Meer, steigt im Frühjahr in «eine M'
Wässer auf und geht im September wieder zurück. Mit welchen Instrumenten soll mau denn den
Aal fangen? Der Selbstfang ist das unschuldigste Fangmittel. Und was nützen uns die Fische "
unserenGewässern,wenn wir sie nicht fangen dürfen? — Gerade für diese Aale ist der Selbstfang
nöthig, und ich bitte deshalb nochmals, den Zusatz zu streichen. ^ .

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gr
Veissel von Gymnich.

Abgeordneter Graf Veissel von Gymnich: Ich möchte mich mit Herrn Lichter "ich
gerade über die Technik des Fischfanges unterhalten; ich glaube, das hohe Haus würde etwa
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ungeduldig werden. Ich möchte aber daran erinnern, daß es außer Selbstfängen noch Aalkörbe,
Setzangeln u. s. w. giebt, und daß diese Fischereiart vielfach da ausgeübt wird, wo man Selbstfänge

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Muth.
Abgeordneter Dr. Muth: Meine Herreil! Ich mochte doch, die Anregnng des Herrn

Abgeordneten Lichter befürwortend, darauf hinweisen, daß eine redaktionelle Aenderung des
Antrags wohl nothwendig ist, daß es allerdings gcboteu erscheint(Zuruf: lauter!) einen Zufatz
zu alinea 1 zu machen. Ohne Entschädigung foll doch die Berechtigung der Uferbesttzer zum
freieu Fischfaug nicht aufgehoben werden. Nun überträgt allnea 1 den Gemeinden d.e Befugmß,
die Fischerei zu verpachten. Was mit dem Pachterlös geschehen soll, ist Nicht gesagt Wenn
wir die Entschädigung unter Befugnisse subsnmiren, dann ertheilen wir der Gemeinde eben nur
eine Vefngniß; wir wollen ihr aber eine Verpflichtung anferlegen. Die Gemeinden follen doch
entsprechet ihrer Befugnis, nach Analogie des Iagdrechtes - das .st offenbar der S.nn des
Antrages - eine Vertheiln»«, des Pachterlöses eintreten lassen, und ich glaube, es kann nur
zur Klarstellnug dieuen, wenn die Eutfchädigungspflicht iu .line. 1 zuni Ausdruck kommt,
iudem es da heißt: „mit der Verpflichtung, den Pachterlös entsprechend zu verwende,.

Stell ertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete L.chter
Abgeordneter Lichter: Meine Herreu! Ich weiß nicht, was der Herr Vorredner, .ch

glanbe. es war Herr Graf Veisfel, unter Selbstfäugen versteht Aalkör e m. Grnn sthmne stn
doch auch Selbstfänge - und zwar viel gefährlichererArt als die fstoheuden Um Aalo
zu legen werden gewöhnlich künstlich Strömuugeu in den Bächen geschaffen, wo d F ^ dauu
Passiren müssen und dann sowohl beim Auf- wie beim Abstieg förmlich gezwungen«erden, m
dieselben hineinzugehen, was bei feststehenden Fängen nicht möglich ist^

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Ich verzichte.
Stellvertretender Vorsitzeuder Iaußeu: Jetzt wünscht Nmuand weiter das Wort, ich

schließe die Diskussiouuud ertheile den, Herrn N^mten ^ Schln w°r ^^^ ^ ^
Berichterstatter Abgeordnet ^M"^ ^^^ haben. Den Ausführungen

'"eine mangelhafte Begründung m so liebenswinviger">^ ' . . ^ ^ .

(Abgeordueter Dr. Muth, ^cy " ^ . .^^ , v^nden oder zu vertheilen".)
Pachterlös entsprechend den. Vorgang z,r Abstimmnng, '..eine Herren,

Stellvertretender Vorsitzender ^">ße , . ^ n,m„„m, vorzuuehmenund
«ch schlage Ihnen vor, er einen von der Commission
wchher noch über den Schlußpassus besouders abzust.mn.eu,
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dieser Antrag deckt sich vollständig mit dem Antrage des AbgeordnetenLichter; also bedarf es über
diese beiden Anträge nur einer Abstimmung.

AbgeordneterLichter: Ich ziehe meinen Antrag betreffs des Zusatzes zu alinc», 1 zu
Gunsten des Antrages des Herrn vi-. Muth zurück.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Also, meine Herren, stimmen wir zunächst ab über
diesen Zusatz. Ich bitte diejenigenHerren, welche den Zusatz zu Nr. 1, wie ich ihn eben verlesen
habe, annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)— Das ist die große Majorität.

Nun will ich ohne weitere Abstimmung constatircn, daß Sie mit diesem Amendcmentdie
Nr. 1 des Antrages angenommenhaben.

Nr. 2 ist in keiner Weise bemängelt worden; ich darf demnachannehmen, daß Sie diese
Nummer des Commissiunsantragesohne Diskussionannehmen.

Sodann käme zur Abstimmung die Nr. 3 der Anträge, deren Streichung vom Herrn
AbgeordnetenLichter beantragt worden ist. Ich bitte diejenigen Herren, welche die Nr. 3 der
Anträge annehmen wollen, sich zn erheben. (Geschieht.)— Nach der einstimmigenAnsicht des
Bureaus ist dies die Majorität.

Die Nr. 3 der Anträge der Commission ist damit angenommen und damit der Antrag
Lichter, diesen Antrag zu streichen, erledigt.

Sodann bitte ich die Herren, welche dem Schlußsätze der Anträge der Commission,
der den Wortlaut hat:

„Des Ferneren wolle hoher Proviuziallandtag beschließen, die Königliche Staats¬
regierung zn bitten, dahin zu wirken, daß die Strafvorschriften gegen Fischfrevcl,
insbesondere soweit der Fischfrevel gewerbsmäßig stattfindet, nach Analogie der
Bestimmungen über Jagdfrevel eine Erhöhung und Verschärfung erfahren,"

Ihre Zustimmung geben wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist wiederum die große
Majorität. Somit wäre dieser Gegenstand erledigt.

Wir gehen über zum Antrag der II. Fachcommiffion zum Etat der Pro-
vinzial-Arbeitsanstalt zu Vrauweiler für die Etatsjahre vom 1. April 1593 bis
31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Herr Abgeordneter Frings
wird die Güte haben, das Referat zn erstatten.

Berichterstatter Abgeordneter Frings: Der Vorsitzende der II. Fachcommission hielt
es für angezeigt, und diefer Ansicht schloß die Commission sich an, daß wegen der Verände¬
rungen in der Einnahme- und Ausgabe-Position in dem Etat der Pruviuzial - Arbcitsanstalt
pro 1893/95 gegen 1891/93. herbeigeführt hauptsächlich durch die Ausführung des Gesetzes
über die außerordentliche Armenlast vom 11. Juli 1891, wodurch 200 männliche Häuslinge
(Land- nnd Ortsarmc) znr Unterbringung in die Anstalt angenommen worden sind, das Wichtigste
der Veränderungen hervorzuheben, nnd erlaube ich mir daher, zu dem Etat Folgendes aus¬
zuführen.

In der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler waren im abgelaufenen Jahre durch
fchnittlich702 männliche, 235 weibliche,zusammen 93? Corrigenden, 52 land- und ortsarnie
Personen in der daselbst eingerichtetenLandarmenabtheilung, ferner 8 Korrigenden, die nach
verbüßter Nachhaft als Ortsarme verpflegt wurden. Die Durchschnitts-Bclegstärte beziffert sm
demnach auf 997 Köpfe.

Der Etat sah im Ganze» 1050 Köpfe vor. Diese Zahl wurde nicht erreicht. Ich ^^
vorab bemerken, daß ein Grund für die Abnahme nicht ohne Weiteres in der sittlichenHalWM
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der Korrigendcn gefunden werde» tanu, da 884 zum zweite»,24« zum dritte,,, 131 zum vierten,
N4 zum fünften, 99 zum sechsten, 57 zum siebenten und 93 znu, achten und mehreren Male
rückfällig wurde»! Nach Prozenten betrug die Rückfälligkeitbei dcu Männern 53,5 °/o, bei den
Weibern 59,3"/«. Der Zugang betrug 109« Persouen, der Abgang 1015 Personen.

Der Arbcitsbetricb war ein sehr reger, so daß selbst bei der unter dem Etat verbliebmen
Belegstück doch 13 000 M. über de» Etat a»s dem Arbeitsverdienstmehr vereinnahmt werde»
tonnte». Dasselbe günstige Ergebniß ist auch bei der Materialienverwaltung hervorzuheben,die
7300 M. gegen den' Etat mehr aufbrachte.

Durch diese Thatsachen vermochten von dem etatsmäßigcnProvlnzialzuschußvon 138 000 M.
45 152 M. wieder zurückgezahlt werden, sodaß die Anstalt nnr eines Zuschusses von 92 848 M.
bedürfte. ^ ^ .

Der vorliegende Etat pro 1893/95 ist dem bisherige,, in allen Theilen angelehntworden.
Dnrch die am 1. April 1893 beginnende Ausführung des Gesetzes über die außerordentliche Armen-
last vom 11 Inli 1891 sind jedoch 200 männnlicheHäuslinge zur Unterbriugung m der Anstalt
angenommenworden, weil sich in letzterer für 1700-2000 Personen Platz schaffen läßt, und tue
bezeichneten Landarmen ,e. in der Anstalt besser beschäftigt werden tonnen. Die Korrigendenzahl
'st dagegen anf 1N00 Köpfe gegen 1050 im bisherigen Etat angenommenworden

Im Einzelnen ist zu dem in Rede stehenden Etat - derselbe schließt ab m.t
N8 000 M. gegen 325 000 M. in den Jahren 1891-1893 - zu bemerken:

1. Unter Titel II sind die Pflegekostenfür die bezeichneten 200 H"'sl,nge welche vo,i
dem Landarmeuverband und den Kreisen und Ortsarmenverbände» zu zahlen stnd. mit 39 000 ^t.
wehr eingesetzt worden, .... « -^ r ^.

2 Die Wegekosten der ans der Nachhaft entlassenen hülfsbedürftigen Korr.genden stnd
bei Titel III dem Durchschnittder zwei letzten Jahre entsprechmdum 150 M. verrmgert wordeu.

3 Unter Titel IV konnten an Haftkosten zahlungsfähiger Detilchter 1000 M. mehr
eingestellt werden, da nach den vorhergegangenen zwei Jahren über 5800 M. vereinnahmt

^" ^Der Titel V Ueberschnßaus der Landwirthschaft, hat eine erhebliche Vernunderuug
um 4540 M ersten weil für den Aukanf frischmelkenderKühe nnd durch Vermehrnng

'" ^5 ^ewsU "^e^ Klinge bei Titel V ist dagegen

um 30500^! !3" den. Diese Maßnahm. Mt ^ ^ ^«—nahn,
d« zwei letzten Jahre von 130 819 M. und auf d,e Hnnaume

°^eust der 200 Land-und Orwar^ Naterialieuverwaltuug hat eiue Erhöhung
6. Ve, dem Titel VII, ^erMV « Mehreiuuahmen aus Fabrikaten,

«m W00 M. stattgefnnden, welche sich hanPtsachl'ch aM^^^^
^ nm 4070 M. höher

?. Der Ueberschnß aus dem ,,^ letzten Jahre bereits 830? M.
"genommen worden. Während "0 DnrMmt ^ ^
"rüg, hat eine weitere Steigern,,«. d°r " ,„ 7700 M. gegenüber

"'genommen werden können, der gegen !"")« e,m ^ )

"«er Mehrausgabe vou 3030 M, also ^0 M. Mel^ '^.^ach^ ^^^ ^
8. Der Titel IX, sonstige Enmaw >' hat n, ^^ erstgenannten Titel
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9. Der Zuschuß aus Proviuzialmittcln unter Titel X vermindert sich um den erheb¬
lichen Betrag von 4? 000 M.

10. Der weiter in Abgang gestellte Betrag von 12 000 M. für an Anstaltsbeamte «.
verkauftes Brod, ist bei Titel II der Einnahme des Unter-Etats 1) über den Mühlenbetrieb
und die Bäckerei enthalten, weil hier die Berechnung eine sachgemäßereist, indem die Bäckerei
der Lieferant des Brodes ist, und mithin auch für diefelbe die aufkommendenBeträge zu ver¬
einnahmen sind.

11. Was die Ausgabe des vorliegenden Etats betrifft, so sind die bei Titel I, Besoldungen,
bis zur Position 17 vorgenommenenErhöhungen und Bermindcruugeu (50W—1805 -- 3291 M-)
hauptsächlich auf die Festsetzungen des vom Provinziallandtage genehmigtenNormalbcsuldungsvlnns
zurückzuführenund daher unverändert beizubehalten. Bei Position l8 sind 225 M. in Abgang
gestellt worden, weil dem Anstaltsarzte eine Dienstwohnungüberwiesenwerden konnte. Position 19
hat eine Erhöhung nm 1277,50 M. erfahren, weil die Annahme eines vierten Vürcaugehillfeu sich als
unbedingt nothwendig herausgestellt hat und durch die Unterbringung der 200 Häuslinge sich noch
besondershervorhebt, und für diefen Gehülfen 1095 M. Diäten vorgesehensind. Der Rest von
182,50 M, soll nach Anordnung des Lcmdesdirettorszu Diätenerhöhungen für die übrigen 3 Ge<
hülfen verwendetwerden, die schon Jahre lang in der Anstalt sind und ihren Obliegenheitenzur
Zufriedenheit nachkommen.

Durch die Vermehrung des Anstaltsfuhrwerkshat bei pos. 21 anch die Einstellung eines
dritten Fuhrknechtes erfolgen müssen, der 870 M. Lohn bezieht. Der noch an dem mehr ein<
gestellten Betrage von 975 M. fehlendeBetrag von 105 M. soll wie bei der vorhergehenden
Position und bei dem Vorhandensein der gleichen Gründe zu Lohnerhöhungenfür die fünf Bediensteten
verwendetwerden.

Die nun in Abgang folgendenBeträge von 11449 4. 2046 M. sind, weil sie Pensionen
und Unterstützungenvon ehemaligen Anstaltsbeamten :c. betreffen, in den diesem Landtage zum
ersten Mal vorzulegendenPeusions-Etat aufgenommenworden.

12. Der Titel II, Beköstigung von 1200 Personen hat durch die Annahme der Unter¬
bringung von 200 Armen eine Erhöhung um 8000 M erfahren müssen, wogegen ja in der
Einnahme circa 5900 M. mehr eingestellt sind.

13. Bei Titel HI ist eine Erhöhung nm 9000 M. aus demselben Grnnde zu ver¬
zeichnen. Die für 200 Arme nothwendigen Bestände müssen nämlich in der Etatspenodc
angeschafft werden, damit ein ausreichender Wechfel ermöglicht werden kann. ,

14. Dasselbe trifft zu bei Titel IV Lagerungsgegenstände, welcher um 4600 M- erhöht
worden ist.

15. Bei den Titeln V und VI für Reinigung und Mobilien hat eine Erhöhung v°u
000 bezw. 1000 M. stattgefunden. Es stützt sich dieses lediglich auf die Ucberwcisung de
200 Armen und ist daher nicht zu umgehen. ^

16. Die Titel VII und VIII für Heizung und Beleuchtung haben dagegen um ^
bezw. 1140 M. verringert werden können, weil die Kohlcnpreife gefallen find. Nicht die N" ^
gäbe des zweijährigen Durchschnitts, sondern diejenige aus dem letzten Rechnungsjahre ta
hier als ungefährer Maßstab angenommen werden.

17. Der Titel IX, Unterhaltung der Gebäude, kann ausweislich des zweijährige
Durchschnitts selbst durch die Ucberwcisung von 200 Armen unverändert bestehen bleiben-

18. Dagegenmuh bei Titel X für Kirchen- und Schulbedürfnisseeine Erhöhung von 12" ,
eintreten, was bereits durch die durchschnittliche Ausgabe der zwei letzten Jahre nachgewiesen «"
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19. Titel XI, Unterhaltung der Gebäude bleibt unverändert. Dagegen fallen die dar-
unter in Abgang stehenden 75 M. für Reinigung der Schornsteineunter den Titel V Reinigung,
aus welchem der Betrag in Zukunft gezahlt werden soll.

20. Bei dem letzten Ausgabetitel XII sind zur Abrundung 51,50 M. abgesetzt worden.
21. Die nun folgenden Unter-Etats ^,. über die Landwirthschaftund Viehstandsnutzung

L. über den Arbeitsbetrieb, 0. über die Materialienverwaltnng, v. über den Mühlenbetriebund
die Bäckerei, N. über den Gasanstaltsbetrieb, deren Resultate bereits in der Einnahme des Etats
bezw. bei dem Titel VIII der Ausgabe „Beleuchtung",vorgekommen sind, sind rein sachlich gehalten
und dienen vorwiegend zu einer besseren und übersichtlichen Rechnungslegung,sowie zur Gewinnung
einer genauen Uebersicht über die Resultate der einzelnenBetriebszweige.

Da außer einigen bereits zur Sprache gebrachten Verschiebungen (Erlös aus verkauftem
Vrud, Beköstigung der Militärwache) und der durch die Einstellung von 200 Häuslingen mehr
aufkommendenArbeitsverdienste «. erfolgten Erhöhungen diefe Unter-Etats nur unwesentlich
geändertsind, so beehrt sich die II. Fachcommifsion den vorliegendenEtat der Provinzial-Arbeits-
anstalt dem hohen Hause zur unveränderten Annahme zu empfehlen.

Stellvertretender VorfitzenderIanßen: Das Wort wird nicht gewünscht. Ich nehme ohne
Abstimmung an, daß Sie dem Antrage der Commission auf Annahme des Etats beigetretenfind.

Wir kommenzum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zu den Etats der Provinzial-Taub-
stummenllnstalten.

Herr Abgeordneter Dr. Schmidt wird die Güte haben, zu referiren.
Abgeordneter Dr. Schmidt: Meine Herren! Ich werde mich kurz fassen. Dem Taub-

stummenanstalts-Etllt standen im Anfang unserer Sitzung noch zwei Umstände entgegen. Der
ewe war, daß erst der Uebergang der Taubstummenanstalt zu Aachenin den Provinzialbesitz
^schlössenwerden mußte. Der zweite ist, daß noch nicht über die Petition der Taubstummen-
l°hrer geurtheilt worden war. Nachdem beides inzwischen geschehen ist, liegt der Etat nun
ganz klar vor. Wir haben jetzt in jedem Regierungsbezirkmit Ausnahme von Düsseldorf eine
Taubstummenanstalt. Düsseldorf hat deren 3, fo daß alfo hier dem Bedürfnisse für solche
Anstalten in ausreichendem Maße Rechnung getragen ist. Bei diesen Anstalten ist es von
Dichtigkeit, daß die Kinder vor ihrem achten Jahre der Anstalt übergebenwerden, und es ist fehr
"freulich, daß die Provinzialverwaltung dicfcn Grundsatz auch ferner bcibehält, ihm auch in
"°sem Etat Rechnung trägt. Es werden im Ganzen 439 Kinder unterrichtet, davon 300 in
ganzen Freistellen. Das ist ein sehr bedeutender Prozentsatz und Sie sehen, daß die Verwaltung
>ur diese Anstalten ganz außerordentlich viel thut. Was nun den Etat der einzelnen Anstalten
anbetrifft, so verfage ich es mir, auf die Einzelheiten weiter einzugehen. Wo ein Mangel an
^°"ds entsteht, da tritt die Wilhelm-Augusta-Stiftung helfend ein. und fo werden denn aus
°"W Stiftung für Köln, wo noch eine städtische Anstalt besteht, und für die mit der Taub-
'tummenanstalt verbundene Idiotenanstalt zu Essen und dann für die Provinzial-Taubstummm-
anstllltenzu Aachen Elberfeld und Essen die nothwendigenZufchüsse aus diesem Etat bestritten.
^ schlage Ihnen'im Auftrage der Commission vor, meine Herren, den Etat sowohl für die
Taubstummenanstalten als den damit verbundenen Etat der Wilhelm-Augusta-Stiftung unver-
^°rt anzunehmen. . . .^ .. ^ «.
. , Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort wnd mcht erbeten. Ich constatne,
°° Sie auch diesem Etat Ihre Bewilligung haben zu Theil werden lassen.

«?
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Wir gehen über zum Antrag der II. Fachcommission zum Etat der Rheinischen
Provinzial-Blindenanstalt für dieEtatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894
und vom 1, April 1894 bis 31. März 1895, zu welchem Gegenstände Herr KollegeDr.
Schmidt gleichfallsdie Güte haben wird zu referiren.

Abgeordneter Dr. Schmidt: Diefer Etat der Blindenanstalt zu Düren und der mit
der Anstalt verbundenen anderen Institute liegt ganz klar vor uns, fodaß ich wenig Anlaß zu
Bemerkungen habe. Es ist eine verhältnißmäßig geringe Anzahl von Blinden, die in dieser
Anstalt verpflegt werden, gegenüber den Taubstummen. Der Grund hierzu liegt meines Erachtens
wesentlich darin, daß man in neuerer Zeit viel mehr Aufmerksamkeitauf die Verhütung der bös¬
artigen Augenentzündungender Neugeborenen gewendet hat. In vielen Fallen sind fowohl die
Eltern, als auch die Hebammen darauf aufmerksam gemacht worden, daß sie durch frühzeitige
Anzeigebeim Arzte die dadurch entstehendeErblindung für die armen Kinder verhüten können;
die zweite Ursache liegt vielleichtauch darin, daß eine ganze Menge tüchtiger Spezialärzte für
Augenheilkundeüberall in der Provinz anfäfsig ist, und dafür Sorge trägt, daß im Laufe des
fpäteren Lebens entstehendeKrankheiten leichter geheilt werden. Ich habe die Hoffnung, daß die
Anzahl der Blinden sich verhältnißmäßig in den nächsten Jahren noch mehr verringern wird, als
es bis jetzt schon geschehen ist. Im Uebrigen möchte ich Ihnen vorschlagen, daß Sie auch diesen
Etat nach dem Vorschlageder Eommissionunverändert annehmen.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Auch dieser Etat hat Ihre Zustimmung
gefunden, meine Herren.

Wir gehen über zum letzteu Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zum Etat über die Kosten der Unter¬
bringung und des Unterhalts von Epileptikern aus der Rheinprovinz
u. f. w. für 1893,94 und 1894/95.

Wiederum hat der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt das Referat.
Abgeordneter I)r. Schmidt: Meine Herren! Dieser Etat für Epileptiker ist gM

außerordentlich zufammengcfchrumpftgegen früher. Das kommt daher, weil die größere Anzahl
der an Epilepsie Leidenden jetzt in die Kategorie der außerordentlichen Armmlast fällt.
Da find nämlich alle diejenigen Epileptiker, welche früher in diesem Etat aufgeführt waren,
herübergcwandert in den Etat für die außerordentliche Armenlast. Es wird jetzt nach diesem
Etat kein einziger Epileptiker vollständig unterstützt, sondern es wird nur für die Fälle, wo
keine absolute Armuth besteht, sondern wo nur die Angehörigen bedürftig find, von der P"'
vinzialverwlllwug ein Zuschuß gewährt. Auf diese Weise ist es gekommen,daß der Etat statt
117 200 M. jetzt 9000 M. ausweist. Ich wünsche recht sehr, daß diese Pflegekosten,die gegen¬
wärtig die Verwaltung noch gewahrt, wenigstens in demselbenMaaße auch noch für die Zukun't
aufrecht erhalten würden. Im Uebrigen bin ich auch hier der Meinung, daß der hohe
Provinziallandtag den vorbezeichneten Etat unverändert annehmen möge.

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Ich stelle fest, daß Sie muh diesen AickW
genehmigt haben.

Unsere Tagesordnung ist erledigt. Ich werde die nächste Sitzung ans morgen 2 dns
' Uhr anberaumen, damit die Commissionen,namentlichdie viel beschäftigte Eommission für
Kaqer-Denkmal, die I. Fachcommissionund die Commission für das Kleinbahnwesen,m°lge" '
^ause des Vormittags Zeit haben, in ihren Geschäftenfortzufahren.
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Die Gegenständeder Tagesordnung werden folgende sein:
Antrag der I. Fachcommission, betreffend die gntachtliche Aeußerungdes Proviuziallandtags

über den Antrag der GemeindeMciderich im Kreise Nuhrort ans Verleihung der Städteorduuug.
Dazu Bericht des Pruvinzialausschusses.

Antrag der I. Fachcommission zur Petition der Städte-Ordnungscommissionder Gemeinde
Haan um Verleihung der Städtcurdnuug,

Antrag der II. Fachcommission zum Etat für die Verwaltung der Fonds zur Gewährung
von Viehentschädigungen in Folge:

a) von Rotz und Lungensenche (Reichsgcsetz vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr
und Unterdrückungvon Viehseuchen und Ausführungsgesctz vom 12. März 1881),

1,) von Milzbrand oder Ranschbrand (Gesetzvom 22. April 1892, betreffend die Ent-
schädigung für au Milzbrand gefalleneThiere),

für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. Apnl 1894 bis
31. März 1895. , ^

Antrag der II. Fachcommissionzum Etat der Verwaltuugslosten des Genossenschafts.
Vorstandes der Rheinischen landwirthschaftlichenBerufsgeuosscnjchaftfür die Etatjahre von,
1. Januar bis 31. Dezember 1893 und vom 1. Januar bis 31. Dezember1894.

Antrag der II. Fachcommission zn der Vorlage der Königlichen Staatsregiernng, betreffend
die statutarischen Bestimmungenfür die Ausdehnung des Krankenversicherungsgesetzesauf die Arbeiter
der Hausindustrie. ^ . ^ r^ <

Antrag der II. Fachcommissionzum Etat für das Hebammenweseneinschließlich der
HebammeivLehranstaltzu Köln für die Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 nnd
°um 1. April 1894 bis 31. März 1895. «^ r

Antrag der II Fachcommission z» den Etats der Provinzial-Irrenanstalten zu Andernach,
V°n„, Düren, Grafenberg und Merzig für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März
^894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.

Antrag der II. Fachcommissionzum Etat über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung
der in den Provinzialanstalten für die Etatsjahre vom 1. Apnl
1893 bis 31 Man 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 189^.

Antw^der III Fachcommissionzum Etat "w die Berw^
Provinzialstrahen für die Etatsjahre vom 1. April 1893 iis 31. März 1894 und von. 1. Apnl

'^ ^Anttag^ ^'^.ommisston zu dem Bericht und den MtMm^^vwzi^s-
schusses über den derzeitigen Stand der Angelegenheit, betreffend in Ue ernahme der Unten
Haltung der in der Nheinprovinz gelegenen Mienstrahen auf Provinzm fn s.

Einwendungen werden nicht gemacht. Die Tagesordnung steht fest.
Ich schließe die Sitzung. „ ... >

(Schluß der Sitzung: 3 Uhr.)

27'
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Achte Si,
im Ständehausezu Düsseldorf, am Dienstag den 13. Dezember 1892.

Beginn: Nachmittags 1 Uhr.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachcommission,betreffend die gutachtliche Aeußerung des Provinziallandtags

über den Antrag der Gemeinde Meiderich im Kreise Nuhrort auf Verleihung der Städte¬
ordnung. Dazu Bericht des Provinzialausschusses. Drucksachen Nr. 21, 28 und 72. Bericht¬
erstatter der Commission: Abgeordneter Carl Rüchling.

3. Antrag der I. Fachcommissionzur Petition der Städte-Ordnungscommission der Gemeinde
Haan um Verleihung der Städteordnung. Drucksachen Nr. 73. Berichterstatterder Commission:
Abgeordneter Busch.

4. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat für die Verwaltung der Fonds zur Gewährung
von Viehentschädigungenin Folge:
a) von Notz und Lungenseuche (Neichsgesetz von 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr und

Unterdrückungvon Viehseuchen und Ausführungsgesctzvom 12. März 1881),
d) von Milzbrand oder Rauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung

für an Milzbrand gefallene Thiere),
für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895. Drucksachen Nr. 1, Anlage XX (Seite 393—39?) und Nr. 65. Bericht'
erstatter der Commission:Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schweppenburg,

5. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat der Verwaltungskostendes Genossenschaftsvorstandc
der Rheinischenlandwirtschaftlichen Nerufsgenossenschaftfür die Etatsjahre vom 1- Ianua
bis 31. Dezember 1893 und vom 1. Januar bis 31. Dezember 1894. Drucksachen Nr. 1'
Anlage XXI. (Seite 399—403) und Nr. 66. Berichterstatter der Commission:Abgeordneter
Freiherr von Geyr-Schweppenburg. ,

6. Antrag der II. Fachcommissionzu der Vorlage der Königlichen Staatsregierung, betreffen
die statutarischenBestimmungen für die Ausdehnung des Krankenversicherungsgesetzes aus
Arbeiter der Hausindustrie. Drucksachen Nr. 57 und 67. Berichterstatter der CommOo"'
Abgeordneter Simons.

7. Antrag der II. Fachcommission zum Etat für das Hebammenwesen einschließlich
Hebammen-Lehranstalt zu Köln für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1
und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Drucksachen Nr. 1, Anlage XI (^°
185-195) und Nr. 69. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Dr. Venn.

8. Antrag der II. Fachcommissionzu den Etats der Provinzial-Irrenanstalten zu Ande" '
Bonn. Düren. Grafenberg und Merzig für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis ^l. Mürz i
und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. DrucksachenNr. 1. Anlage XIV (^
271—371) und Nr. 70. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Dr. Venn.
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9. Antrag der II. Fachcommifsionzum Etat über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung
der baulichen Unterhaltungsarbeitcn in den Provinzialanstalten für die Etatsjahre vom
1. April 1893 bis 31, März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Druck¬
sachen Nr. I, Anlage XV (Seite 373—375) und Nr. 71. Berichterstatter der Commission:
Abgeordneter Dr. Venn.

10. Antrag der III. Fachcommission zum Etat über die Verwaltung und Unterhaltung der
Provinzialstraßen für die Etatsjahre vom 1 April 1893 bis 31. März 1894 und vom
1. April 1894 bis 31. März 1895. Drucksachen Nr. 1, Anlage XXII (Seite 405—441)
und Nr, 68. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-
Mchrum.

N. Antrag der III, Fachcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses
über den derzeitigen Stand der Angelegenheit,betreffend die Uebernahme der Unterhaltung
der in der Rheinproviuz gelegenen Attienstraßen auf Provinzialfonds. Drucksachen Nr. 18
und 75. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Linz.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der letzten Sitzung liegt zur Einsicht der Herren auf dem Bureau offen.
Zu meiner Rechten führt heute das Protokoll Herr AbgeordneterWallraf, zu meiner

Linken die Rednerliste Herr AbgeordneterMöllenhoff.
Für die heutige Sitzung sind entschuldigt die Herren Abgeordneten Meufer und Krawinlel,

weil sie der Sitzung des Bezirksausschussesin Köln beizuwohuenhaben. Ferner entschuldigt sich
für heute und die folgenden Tage der Session Herrn Abgeordneter Freiherr von Ayl wegen
Unwohlseins.

Wir treten in die Tagesordnung ein:
Antrag der I. Fachcommifsion, betreffend die gutachtliche Aeußerung des
Provinzillllandtags über den Antrag der Gemeinde Meiderich im Kreife
Ruhrort auf Verleihung der Stiidteordnung.

Referent der Commission ist Herr AbgeordneterRöchling, dem ich das Wort ertheile.
BerichterstatterAbgeordneterCarl Röchling: Meine Herren! Ich möchte, bevor ich in den

vorliegenden Gegenstand der Tagesordnung näher eintrete, mich doch etwas legitimiren, weshalb ich
b°n der Commissionzu dieser Berichterstattungberufen worden bin. Ich bin seit längeren Jahren
"" ich glaube seit länger als 40 Jahren — an einem Geschäft betheiligt, das in Ruhrort Kohlen^
"nd Eifengeschäfte treibt, nnd bin auch feit mindestens14 bis 15 Jahren Mitglied des Aufsicht«,
laths der RheinischenStahlwerke in Meiderich. Als solcher hatte ich wohl Gelegenheit, die ver¬
miedenenVerhältnisse iu beiden Gemeinden kennen zu lernen. Ich habe auch namentlich durch
"gene Anfchauungdas erfahren können, daß die ursprünglich in Ausficht genommene und längere
""l sogar verfolgte Meinung, die beiden GemeindenMeiderich bezw. Ruhrort und Meiderich zu
^"Migen, daß diefe Wünfche,die einmal von Meidelich getheilt waren, thatsächlichjetzt in keiner
^"se Mehr dort vorhanden sind. Der Antrag der GemeindeMeiderich datirt schon aus dem
^°hn 1887; er ist damals etwas dilatorisch deshalb behandelt worden — und auch ganz mit
^echt __ ^ ^ ^^ eben diese Vereinigung von Meiderich mit Ruhrort. klarstellen zu können,
/haben sich damals Meinungsverschiedenheitenherausgestellt, die wohl wesentlich in den sinan-
° °"°« Fragen wurzelten, aber speziell in der Betheiligung der beiden Gemeinden an der Zahl der
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Stadtverordneten, die für jede einzelne Gemeinde zugebilligt werden sollten, ihren Grund hatten.
Daraufhin hat im Jahre 1890 die GemeindeMeiderich ihren Antrag auf Verleihung der Städte-
ordnuugwiederholt. Meidcrichhatte damals 20 411 Einwohner; nach den angestellten Ermittelnngcu
entfielenvon den selbstständigen steuerpflichtigen Personen nach den Berufsständen 19 auf große, 456
auf kleine Gewerbetreibende,65 auf Landwirthe, 8710 auf Fabrik, und Hafenarbeiter, 25 auf
ländliche Arbeiter, 303 auf Staats- und Gemeindebeamteund 35 auf Privatbeamte. An Znschlagen
wurden erhuben 33'/8«/„ zur Gewerbesteuer, 50"/« zur Grund- uud Gcbäudesteuer,240«/« zur
1. und 2. Stufe der Klasseusteuernnd 324«/„ zu den übrigen Stnfen der Klassensteuerund zur
Einkommensteuer. Dieser Antrag wurde auf Veranlassuug des Herrn Ministers des Innern durch
den Herrn Obcrpräsidentendem Kreistag unterbreitet und von dem ein Gutachten eingefordert;der
Kreistag hat diese Frage mit 12 gegen 9 Stimmen verneint und zwar aus folgenden Gründen:
Das Mitglied des Kreistages, Herr Freiherr von Plcttenbcrg, führte aus, daß durch Verleihung
der Städteordnung an die GemeindeMeiderich eine Verschiebung der Zahl der Krcistagsabgeordneten
zu Unguusten der Landbürgermcistercieuund des Wcchluerbandesder größerenGrundbesitzereintreten
würde, und daß sich die Verhältnisse noch mehr verschieben würden, wenn, was bald zu erwarten
ist, die Gemeinde Beet mit dem gleichen Antrage hervortreten sollte. Seines Erachtcns würde der
Kreis Nuhrort hierdurch den bisherigen ländlichen Charakter mehr und mehr verlieren, während der
Direktor Thäte von der Zeche Westend uud Heinrich Wickum, eiu ländlicherGrundbesitzer,deu Antrag
auf Verleihuug der Städteordnung an Meiderich befürworteten uud eine Benachtheiligungder übrigen
Wahlverbändenicht anerkennenkonnten. Herr GeheiinrnthHnnicl befürworteteden Autrag gleichfalls uud
dem Kreistage wurde hierauf die Frage vorgelegt, welche also mit 12 gegen 9 Stimmen verneint
wurde. In Ausführung dieses Kreistagsbeschlusses— selbstverständlich mußte der Herr Landrath
an die Regierung in Düsseldorf berichten und konnte natürlich nicht anders berichten als gemäß
diesem Kreistagsbeschlusse,daß der Kreistag den Charakter Meiderichs als Fabrikdorf mit fast
ausschließlichländlichem Ansehen bei seiner Beschlußfassungin Betracht gezogenhat und deshalb
auch eine Verschiebung der auf die einzelnenVerbände entfallendenKreistagsabgcordneten nicht
wünschte. Daneben möge wohl auch das geringe Vorhandensein eines eigentlichenMittelstandes
und das gänzliche Neberwiegen der Arbeiterbevölkerung von Einfluß gewesen sein. Aus den
Nachweisungenüber die Einkommen-und Klassensteuer u. s. w. meldet der Herr Landrath dieselben
Zahlen, die ich bereits genannt habe, und führt noch weiter aus: an Commuualstcuer ist für
1891/92 278 805 M. aufgebracht worden. Hiervon entfallen auf die RheinischenStahlwerke, die
AktiengesellschaftPhönix in der Gemeinde Beet, die Steinkohlenbergwerke ca. 120 000 M>
und etwa 40 000 M. auf den Eisenbahnsiskus. Die von dem letzterenzu zahlenden Communal-
steuern sollen nach Ablauf von 4 Jahren in Folge der Bestimmungen des §. 7o des Gesetzes
vom 27. Juli 1885 um etwa 25 000 M, vermindert werden. Der Herr Landrath führt weiter
aus, daß bei Einführung der Städteordnung sich die Ausgaben aber nicht vermindern, sondern
wesentlich erhöhen werden. Es wird sür die Aufbesserungder Gehälter, für die Verbesserungder
Gemeindewegeund für bessere Beleuchtung, sowie für Vermehrung des Veamtenpersonals gesorgt
werden müssen. Auch sonst weiden Ausgaben entstehen, die man einer Landgemeinde nicht
zumuthen kann, und er weist darauf hin, daß 324«/» Communalumlagen bereits erhoben würben.

Es sind also im Wesentlichendrei Momente, die der Herr Landrath hervorgehobenhat-
Zuerst sagt er, Meidcrich sei ein Fabrildorf mit fast ländlichem Ansehen. Nun. meine Herren,
ich bm m meiner Jugend sehr früh, vor circa 45 Jahren, nachdem ich mehrere Jahre "
Frankreich m großen Städten zugebracht hatte, an den Niederrhein gekommen und zwar nacl,
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Mülheim. Ich war bekannt in der Familie Stinnes und besuchte mit dem alten Herrn Mathias
Stinnes und ferner mit mehreren anderen Herren Essen. Ich besuchte auch Bochumund Dort¬
mund, ich kann Sie versichern,daß ich damals von diesen Gemeinwesen, die doch heute zu den
Zierden des Preußischen Staates in erster Linie gehören, den Eindruck hatte, daß sie im
Vergleichzu dem, was ich in Frankreich geseheu hatte, Meiderichs warm. Nehmen Sie mir
das nicht übel, aber es bestand kein großer Unterschiedmit dem, was heute Meiderich ist, und
ich bin auch überzeugt, daß, wenn man damals alle diese Gemeinwesen unter der Vormundschaft
des Kreisausschnssesuud des Landraths gehalten hätte, so wäre die Entwickelung ganz gewiß
nicht in der Weise und so rasch erfolgt, wie die Umwaudlung jetzt. (Oho!) Ja, ich habe in
der Vcziehung auch Erfahrungen. Bei uns zu Hause sind die Verhältnisse ganz dieselben,
wie hier. Wir haben auch die Beweise, daß eine Stadt, die frei geworden ist, sich rascher ent¬
wickelt, wie andere, die das nicht sind, uud es ist eine Thatsache, daß jedenfalls die Freigebung
oder die Verleihung der Städteordnung die Eutwickeluugdiefer Städte, die ich genannt habe,
befördert hat, und die gleiche Entwickelung haben wir in ganz Deutfchland. kann ich wohl
sagen, da, wo die Städteordmmg bewilligt worden ist. Erst seit Mitte dieses Jahrhunderts
entstand die Industrie — bczw. die ackerbautreibenden, die InndwirthschaftlichenInteressen
waren im Ansauge dieses Jahrhunderts ja selbstverständlichin Preußen die überwiegenden ja
man kann wohl sagen, die allein maßgebenden -- denn was war denn damals an ^ndustne
überhaupt bei uns in Preuhcu und im übrigen Deutschland vorhanden. Thatsache ist daß
erst durch die Vermehrung der Bevölkerung, durch die Entwickelnng der Verkehrswege durch
die vorsichtigenuud außerordentlich weisen Maßnahmen der Negierung unsere industrielle Ent¬
wickelung eine sehr günstige geworden ist. Die Bevölkerungszahl hat bedeutendzugenommen,und
wir haben eine ganze Reihe großer Städte entstehensehen, die niemals entstandenwären, wenn wir
ausschließlich nur die ländlichenVerhältnissehätten maßgebend sein lassen. Es unterliegt gar keinen.
Zweifel, daß wir eine Stadt wie Berlin, wenn wir ihr die Indnstrie uud die Arbe.ter nehmen
wollten, ganz bestimmt niemals als die heute bestehende großartige H"'ptstadt bekommen hattem E
verhält sich o mit allen nnsern großen Städten. , B. mit er großen
wir der die Arbeiterbevölkernngnehmen wollten, so würde das bald em ganz kleiner Ort werd
und das Gleiche läßt sich sagen von Magdeburg, Halle. Hannover kurz, von allen Stadt u

°hne Ausual 2 Die Industriearbeiter haben den Städten nicht geschah uu ^ g aube^da
auch Meide ich jedenfalls leinen Schaden dnrch die Arbeiter ha. Ich " ^ « ^
begründen. Die Gemeinde Meiderich hat. wie Ihnen allen aus den ge f" M.th ü^
de« Herrn Bürgermeisters ja bekannt ist, im November1891 f° '
gehabt, im Jahre 1885 waren es 16 105. Ende 1891 ^ '' "d etzt lmt e b
22 000 Einwohner. Meiderich hat allein in den ?
zugenommen. Die Gemeindebedürfnifse betrugen "ufendm ^

b°r Klassen, und Gemeinde-Einkom^
Vurgermeisternnd dem Gemeindeempfangersind «" Verwaltungsoe^ii ) Uc meister ^,

wmeister eiu Gemeindebauführer, -m ^^
Wegeaufseher, ein Polizeieommisar. °" P°W«^ ^u Eememdeanstalten siud

d2^U —^^ ^t. einschule
^chül^ ""
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59 Lehrerstellen, ein Gemeinde-Aichungsamt,eine Trinkwasserleitung; die Straßenentwässerung
ist unterirdisch, das Kanalnetz ist mit einem Kostenaufwand von rund 70 000 M. eingerichtet
worden. Die Gagbeleuchtung liefert die Dcssauer Gesellschaft, eine Straßenpferdebahn ist im
Betrieb, ein Postamt II. Klasse mit Telegraphenamt ist vorhanden, das auch an das Telcphonnetz
angeschlossen ist u. s. w. Die Eisenbahn mit Anschluß an zwei Eisenbahnlinien befördert täglich
600—800 Personen. Die Königliche Steuerverwaltung rechnet die hiesige Gemeinde jetzt schon
zu den städtischenOrtschaften, indem sie die Gebäudesteuer nach den für die Städte festgesetzten
Normen veranlagt. Das KaiserlicheGesundheitsamt betrachtet gleichfalls die hiesige Gemeinde
als Stadt und läßt sich dementsprechendallmonatlich statistische Notizen einreichen. An der
hiesigen evangelischen Kirchengemeinde,für welche der Bau einer zweiten Kirche bevorsteht, sind
4 Geistliche, an der katholischen Gemeinde 2 Geistliche angestellt. Es ist eine Apotheke vor¬
handen; wegen Errichtung einer zweiten schweben die Verhandlungen. Es wohnen hier
4 Aerzte u. s. w. Die großen, auf Gemeindekostenangelegten Deiche schützen die Gemeinde
gegen die Ueberschwemmungendes Rheins, der Ruhr und der Emscher.

Sie sehen also, meine Herren, daß das doch keine Dorfzustände sind, wo derartigeOrgane
aller Art im Dienste der Gemeindeverwaltungstehen.

Was nun das Fehlen des Mittelstandes anbelangt, welches ja die zweite Ausstellung des
Herrn Landraths bildete, so ist mir Folgendesdarüber mitgetheilt worden: Es sind jetzt an Steuer¬
pflichtigen vorhanden mit einem Einkommen von über 3000 M. im Ganzen 139 Personen, wahrend
im Vorjahre nur 62 vorhanden waren. Aus den Vorarbeiten für die neue Gewerbesteuergeht
auch hervor, daß es im Ganzen 615 nach dem neuen Gesetze gewerbesteuerpflichtige Betriebe geben
wird, die also wenigstens1500 M. Einkommenhaben müssen. Von diesen 615 Netrieben gehören
3 der I. Klasse — Ertrag über 50000 M.. — einer der II. Klasse — Ertrag 20-50000M., —
und 27 der III. Klasse — Ertrag 4-20000 M. — an. Gerade die große Zahl gewerbe-
Pflichtiger Betriebe giebt ein deutlichesBild davon, daß hier keine ländlichen Verhältnissemehr sind,
und auch davon, daß ein stetig wachsender Mittelstand vorhanden ist.

Was nun das Vermögender Gemeinde Meiderich anbelangt, und die Vermögensverhältnisse,
die ja eigentlich der uervu» ryrum der ganzen Sache sind und sein müssen, so will ich nur von
vornehereineine kurze objektive Meinung vorausschicken, die ich gar nicht berechtigtbin Namens der
Commission auszusprechen.Es ist das nur eine Vermuthung von mir, nämlich daß, wenn Meiderich
früher 324°/, Steuer erhoben hat, so hat es ähnlich gehandelt, wie auch bei mir zu Haufe von
verschiedenenGemeinden,die von sehr einseitigen Herren geleitet werden, namentlichvon Industriellen,
die im Gemeinderath sitzen, geschieht. Sie besteuern nämlich die großen Industriegesellschaften
als Forensen — darunter ist auch bei uns der Berg- und Eifenbahn-Fislus — recht hoch und
haben deshalb gar kein Interesse daran, niedere Prozentsätzezu erheben. Die Herren sagen: Wir
wollen unsere Finanzen gut fundiren, wir wollen die Gelegenheitbenutzen, wo uns die Forensen
hohe Steuer zahlen, und wollen nun, wenn wir auch vielleicht mit 200°/» auskommenkönnen,
doch 325«/» erheben; denn auf diese Weise verschaffen wir uns Gemeindevermögen «nd
vor allen Dingen amortisiren wir alle Schulden, die wir haben, verhältnißmähig schnell,«nd
nur consolidiren auch unsere Verhältnisse möglichst rasch, besonders da alle diese Gemeinden
!em Vermögen haben. Das ist ja ein Standpunkt, der sich, wie mir scheint, ganz recht«
ertrgen laßt. Selbstredend sage ich das ganz unmaßgeblich. E« kommt mir auö den 3°hl"

,o vor, als wenn man in Meiderich ähnlich so gehandelt hätte. Ich sehe nämlich «u«
dem ^ermogensstand der Gemeinde, daß sie einen Grundbesitzvon 249258 M. in ihrem Etat stehe"
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hat als Eigenthum der Gemeinde und an Gebäuden einen Werth von 600 550 M., außerdem
an Kapitalien 19 953 M. 98 Pf. an Kassen- und Stiftungsvermögen, Bestand der Gemeinde¬
kasse am Ende des Rechnungsjahres 1892 — 21886 M. — Der Sparkassen-Reservefonds
115 816 M., — die Sparkasse gehört der Gemeinde — Stiftungen für Alters- und Waisen-
versorgungin Höhe von 17 43? M., Bestand der Handwerker-Fortbildungsschule710 M., Erlös aus
der Sammlung für das neu zu errichtendeKaiser-Wilhelm-Denlmal6000 M, und dann noch
mehrere kleine Posten, zusammen — 165 892 M. Kassen- und Stiftungsvermögen. Das Gesammt«
vermögen betragt also zusammen 1 035 354 M. gegen 541000 M. Schulden. Die Gemeinde
hat also ein Vermögen von etwa 500 000 M. und es ist ganz klar, daß sie in keinen schlechten
Verhältnissen sein kann, denn sie erhebt thatsächlich im laufenden Jahre nur 168°/« Umlage
und die früheren Sätze für die Gewerbesteuervon 33'/»°/« und 50«/o Grund- und Gebäudesteuer.

Ich möchte ferner nur noch bemerken,daß auch der Herr Minister Herrfurth bei der
Berathung der Landgemeindeordnunges als wünschenswerth bezeichnet hat, daß die Landgemeinden
mit mehr als 10000 Einwohnern nach und nach einer Umwandlung als Stadtgemeinde näher
treten möchten. Ich erkenne das gerne an, daß, wie Herr Freiherr von Plettenberg im Kreistage
von Ruhrort richtig hervorgehobenhat, eine solche Umwandlung, wo eine Gemeindeaus getrennten
Ortschaftenbesteht, unter Umständennicht empfehlenswerthsein dürfte. Aber hier ist der Umstand
der, daß Meiderich eine einzige Gemeinde bildet, und also in der Bezeichnungsich gar nichts
dagegeneinwenden ließe.

Im Namen der Commission,und zwar der Mehrheit der Commission- es haben
7 Herren dafür und 5 Herren dagegen gestimmt — stelle ich den Antrag:

„Hoher Provinziallandtag wolle sich für die Verleihung der Städteordnung an die
GemeindeWeiderichaussprechen." (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion und ertheile das Wort
dem Herrn Abgeordneten Freiherrn von Plettenberg.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg: Meine Herren! Aus den Ausführungen
des Herrn Referenten haben Sie gehört, baß die Gemeinde Meiderich 20 411 Einwohner ha,
und daß auf diese Einwohner nur 139 Einkommensteuerpflichtigekommen. Ich glaube, diese
139 Einkommensteuerpflichtigenkönnen doch nicht den wirklichen Mittelstand darstellen Die
Communalsteuern für Meiderich betragen 278 805 M, Davon wurden aufgebrach durch :e
RheinischenStahlwerke, durch die Aktiengesellschaft Ph^, durch d:e Phosphatmühle ^
Meidericher Steinkohlenbergwerkecirca 120 000 M. und durch den Eisenbahnsiskus«rca 40 000 M
'usammen 160 000 M, also etwas über die Hälfte der ganzen Communalsteuern Mm
H°nen! Diese Werke prosveriren ja in erfreulicherWeife, aber es können Kriege °der °n
schwere Zeitläufte eine Wandlung schaffen, diese Steuerquellen können aufhöre., ^ ^h n de
wenigstenssich ganz erheblichvermindern, und dann liegen die Verhältnisse ganz anders, dann ist
°"e in ihrer gwßen Ma orität aus Fabrikarbeitern und Landbewo nern ^samme^
^nöthigt, diese Lasten auf ihre Schultern zu nehmen. Da fragt es sich denn d°ch, M man
sch°n jetzl !in wirklich und dauernd ^ationsMger auf retter
ruhender Mittelstand noch nicht vorhanden ist, einen Uebergang m stadtischeV rhaltm e zu
«"pfehlen, r^ ge iiß vermehrteAusgaben und damit eine größere Steuerbelaswng mit sich
Wngt? Meine Herren' Diese Frage möchte ich verneinen. Es werden sobald eme Landgemeinde
W Stadtgem^nde« rd die Communalbeamten erhöht besoldet, neue Be ür msse und Anfor erung
"°chen sich/e e d cm«" "" ""Me Gemeindewesenstellen muß, von denen em ländliches
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Gemeindcwesm verschont bleibt. Ich bemerke, daß der größte Theil der sehr ausgedehnten
Gemeinde Meiderich — dieselbe ist ca. eine Meile lang und umfaßt einen Flächenraum von
1725,29 Hektar — noch einen rein ländlichen Charakter trägt; wenn nun unter Anderm in dem
Berichte des Herrn Bürgermeisters darauf hingewiesen ist, daß die Gemeinde durch Deiche gegen
den Ginbruch des Wassers geschützt wird, — ja, meine Herren, da vermag ich in der That
nicht einzusehen, wie man daraus die Nothwendigkeit deduzircu will, sie zur Stadtgcmeinde
zu machen. Ich wohne selbst in einer Landgemeinde, die auch durch 2 Deiche geschützt wird.
Wir hoffeu auch als Landgemeinde gegen die Angriffe des Hochwassers dadurch nicht minder
gesichert zu sein, als die Stadtgemcinden. Der geehrte Herr Referent führte aus, wie iu feiner
Jugendzeit der Ackerbauprävalirt habe uud die Industrie erst im Anfange ihrer Entwickelung
gcwefenfei, und zog daraus und aus dein inzwischenerfolgten ganz außerordeutlichenAnwachsen
der Industriestädte die Schlußfolgerung, daß zur Forderung der industriellen Interessen ein
derartiges Wachsthum der Städte zu begünstigen und durch die Verlcihuug der Städtcorduung
au volkreiche und industrielle Landgemeinden eine Umwandlung derselben in Industriestädte zu
erstreben sei. Meine Herren! Das mag ja damals seine volle Berechtigung gehabt haben;
zur Zeit liegt die Sache aber anders Die Industrie hat sich in einer solchen Weise entwickelt,
daß sie stellenweise die Landwirthschaft zn unterdrücken droht. Es zeigt sich mehr und mehr
unter der ländlichen Bevölkerung das Verlangen, die Vergnügungen und Annehmlichkeitender
Städte aufzusuchen. In dem Maße, wie neue Städte geschaffen werden, in demfclben Maße
wächst diese Versuchung und die Folge ist: Arbeitcrmaugel auf dem Lande und Arbeitslosigkeit
in den Städten, wo das Angebot die Nachfrage häufig weit übersteigt.

Meine Herren! Derartige Verhältnisse sind nicht gesund und dürfeu nicht ohne Noth
weiter gefördert werden. Ich kann aus meiner Thätigkeit im Kreisausschuß bekunden, daß jetzt
schon in Meiderich die Gesuche um Ertheilung von Concessionen zur Errichtung von Branntwein-
schenkenaußerordentlich zahlreich sind; die Leute aber, die solche Gesuche stellen, führen zur
Begründung derselben fast ausnahmslos an, daß sie leine lohnende Beschäftigung finden könnten,
um ihre Frau und so viel Kinder zu ernähren, und ihnen deshalb leine weitere Hoffnung übrig
bliebe, als durch den Vranntweinschank nothdürftigen Lebensunterhalt zu gewinnen. Ja, meine
Herren, ist es da nicht viel besser — dein Bedarf an Branntweinfchenken ist über und über
genügt — wenn solche Leute auf dem Lande bleiben und da dem Bauer, der Arbeitskräfte
dringend sucht und sie vielfach schon aus Holland kommen lassen muß, bei seiner Arbeit helfen, als
daß sie in die Städte ziehen und da ein Proletariat von häusig recht schlimmer Art bilden.
Wird Meiderich aber Stadt mit vermehrter städtischerAnziehungskraft, fo wird es zur weiteren
Ausbreitung diefes Uebels ebenso für sich selbst, wie für die ländlichen Interessen in gesteigertem
Maße beitragen. Meine Herren! Alle diese Erwägungen bringen mich dazu, daß ich Sie bitten
muß, den Antrag der Commissionabzulehnen und Meiderich ruhig als das zu lassen, was es ist,
als eine Landgemeinde. Kommt Zeit, kommt Nath. Empfiehlt es sich später, die Verhältnisse
zu ändern, so kann ja noch immer darüber gesprochen weiden. Zur Zeit liegen „reines Erachten«
die Verhältnisse noch nicht so, daß eine Verleihung der Stiidteordnuna an Meiderich gerecht-
fertigt erscheint.

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Haniel-
. abgeordneter Dr. Haniel: Meine Herren! Der Herr Referent hat behauptet, daß d>e

Gememde Meiderich sich nicht fo gehoben haben würde, wie es eigentlich der Fall gewesen ist.
wenn oer Krersausschuh und der Kreislandrath allein die Verhältnisse für Meiderich zu bestimmen
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gehabt Hütten. Die Aeußerungen, die der Herr Referent gemacht hat, sind nach keiner Richtung
hin begründet, ebenso die, daß sich die Gemeinde Meiderich unter der Vormundschaft des Land¬
raths und des Kreisausschusses, wie er sich ausgedrückt hat, weiterhin nicht mehr entwickeln
würde. Ich glaube, daß Herr Röchling mit dieser seiner Ansicht völlig vereinzelt dasteht. Er
hat seine Erfahrungen, die er vor 45 Jahren gemacht hat, angeführt. Aber, meine Herren,
diese Erfahrungen, die der Herr Referent vor 45 Jahren in Meiderich gemacht hat, find in
der Commission nicht znm Austrage gekommen,und ich glaube auch, daß Herr Röchling als
Referent einer Commission wohl nicht berechtigt ist, seine persönlichenErfahrungen fo in einem
Referate als Ausdruck der Meiuuug der Commission zum Ausdruck zu bringen, wie es im vor¬
liegenden Falle geschehenist. Wenn nun Herr Röchling gesagt hat, daß die Einwohnerzahl
von Meiderich, über 21 000 Einwohner, diesen Bezirk, diese Ortschaft, dazn berechtigte, darum
einzukommen,eine Stadt zu werden, — nun, meine Herren, es giebt doch andere größere Land¬
gemeinden in der preußischen Monarchie — ich erwähne nur Rcunkirchen und Rizdorf bei
Berlin, Neunkirchenmit etwa 32 000, Rixdorf mit etwa 40 000 Einwohnern — und haben diese
Gemeinden, insbesondere Neunkirchen, welches ja ganz in der Nähe von Saarbrücken, der
Heimath des Herrn Nöchliug, liegt und sich als Landgemeinderecht wohl fühlt, eher ein Recht,
städtische Gerechtsamezn erwerben, als Meiderich. Wollen Sie mir nun gestatten, daß ich als
früherer Nachbar des Dorfes Meiderich meine persönlicheAnschauungmittheile, was für einen
GindruckMeiderich macht, fo kann ich nur sagen, daß Meiderich, wenn es auch das Städterecht
bekommt, nach wie vor ein großes Dorf bleiben wird. Meiderich hat sich allerdings nach
Ruhrort hin entwickelt; es ist dort ein kleines Industriecentrum entstanden, in der Nähe des
Bahnhofs ist eine Zeche, aber das übrige Meiderich hat sich angelehnt an die Chaussee, dle
sich von Ruhrort durch Meiderich etwa ->/4 Stunde bis eine Stunde hin zieht. Jedem, der sich
Meiderich nur ansieht, muß es ganz unbegreiflicherscheinen, wie ein solch ausgedehnter mangel¬
haft bebauter Bezirk überhaupt darauf Anspruch machen kann, eine Stadt zu werden. Ich
führe hier ganz unparteiische Herren an und zwar den Herrn Regierungspräsidenten der per¬
sönlichMeiderich kennt und der sich ausdrücklichdahin entschieden hat. daß eme Nothwendigkeü
nicht vorläge, daß Meiderich städtische Gerechtsameerhalt. Außerdem führe :ch d°n früheren
Herru Staatsminister von Pnttkamer an. Diefer Herr hatte d« Swdt Nnhrort be ch und
wnrde eine Deputation aus Meiderich zur Begrüßung zu :hm gefch'ckt welche ,hn ba stmen
Einfluß doch dahin geltend zu machen, daß Meiderich, auf dessen Geb:e e er sich b fand,
städtische Gerecht ame bekäme, worauf sich der Minister ganz verwundert umsah u d ragt^
Ja. meine Herren, wo ist denn hier ihre Stadt? Ich glaube, "^.Herren das st dchn
s° unparteiischer Zenge daß er wohl maßgebend ist. Wenn ^r^
"hält, so wi d der Bürgermeister dafür Sorge tragen ""^, ^5 d« stadt^
weiter ausgedehnt werden. Gewiß, ich halte es für ganz

"lehnen zu wollen. 5.«. Das Wort hat Herr AbgeordneterBloem.
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raths Hllniel die Autorität des Herrn Geheimraths Haniel entgegenstellen, der ja nach dem Berichte
des Herrn Referenten sich für die Verleihung der Städteordnung an Meiderich ausgesprochen hat.

Was dann den Herrn Freiherrn von Plettenberg anlangt, so sollte man nach seiner Dar»
stellung glauben, daß mit der Verleihung der Städteordnung ein wahres Meer von Unheil sich auf
das unglückliche Dorf Meiderichherabwalzenwürde, und da lohnt es sich doch, sich einen Augenblick
darüber klar zu werden, was eigentlich die Verleihung der Städteordnung bedeutet. Dasjenige,
was die Städte zunächst vor den Landgemeindenvoraus haben, ist das Recht, daß sie ihre Bürger-
Meister wählen dürfen. Die Landgemeindenbekommen die Bürgermeister auf Lebenszeiternannt.
Dann, meine Herren, haben die Städte eine gewisse größere Selbstständigkeitbei der Festsetzung
ihrer Etats und stehen nicht so ganz unter dem Landrath resp, dem Kreisausschuß, wie das bei
den Landgemeindender Fall ist. Meine Herren! Sie werden sich aber auch fragen müssen,was
ist denn eigentlich die Absichtdes Gesetzgebers gewesen, als er zwischen Land und Stadt, auch hier
am Rhein einen Unterschied machte. Die Städteordnung von 1856 ist nicht zu einer Zeit ent<
standen, in der besondersliberale Ansichten herrschten,und damals hatte man dieselbe Anschauung,
wie sie nach der Mittheilung des Herrn Referenten von dem früheren Herrn Minister Herrfurth
geltend gemacht worden ist, daß alle die Communen mit über 10000 Einwohnern eigentlich von
selbst Anspruchdarauf haben sollten, die Städteordnung zu bekommen. Meine Herren! Nach der
Gemeindeordnungvon 1845, wie sie ergänzt ist durch die Novelle von 1856, hat in dem Fall,
wo eine Gemeinde über 10000 Einwohner hatte, der König die Befugniß, den betreffenden
Bürgermeister selbst zu ernennen und ihm den Titel Oberbürgermeisterzu verleihen. Also einen
solchen Werth legte man schon damals auf eine Einwohnerzahl von über 10000. Nach den Landes-
verwaltungsgesetzen,wie wir sie jetzt seit einigen Jahren in der Nheinprovinz haben, haben die
Städte von mehr als 10000 Einwohnern sogar eine eximirte Stellung unter den übrigen Städten
des Kreises. Der Bürgermeister mitsammt den Beigeordnetenhat einige der Rechte, die sonst nur
dem Kieisausschuß zustehen. Der H. 1 der Städteordnung von 1856 besagt, daß die Städte«
ordnung von selbst denjenigen Gemeinden, die im Stande der Städte am Provinziallandtag vertreten
sind, gewährt werden soll, die mehr als 10000 Einwohner haben, und es heißt in der Cabinets-
ordre. die gleichzeitig mit dem Gesetz von 1856 publizirt wurde, daß allen denjenigenGemeinden
unter 10000 Einwohnern, die im Provinziallandtag vertreten seien, auf ihren Antrag die Städte»
ordnung verliehen werden soll. Nun, meine Herren, einen Stand der Städte kennen wir nicht mehr
in der Provinzilllverwaltung; ich glaube aber aus dem Gange der Gesetzgebung, wie ich ihn eben
stizzirt habe, Ihnen nachgewiesen zu haben, daß auch der Gesetzgeber stets der Ansicht gewesen ist,
daß die Communen über 10000 Einwohner einen Anspruch darauf haben müssen, eine gewisse
größere Selbstständigkeitzu bekommen, als dies bei den anderen Gemeinden der Fall ist.

Nun frage ich Sie, meine Herren, wenn Sie das hören, was der Herr Referent vor¬
getragen hat, kann man dann ernstlich noch behaupten, es handelt sich um ein Dorf. Dieses
Dorf hat einen Etat von circa 400 000 M. Ungefähr 400 000 M. werden bort jährlich aus¬
gegeben und, meine Herren, diese Ausgaben sind die Folgen, wie ich Herrn Freiherrn von Pletten¬
berg bemerken will, des Umstllndes,daß dort die Landgemeindeordnung existirt. Nicht durch die
Städteordnung ist dieses kolossale Anschwellendes Etats gekommen,nicht in Folge der Städte¬
ordnung ist dort eine Communal-Einkommensteuervon über 300°/,, erhoben worden. Ich behaupte
auch nicht, daß dies geschehenist, weil die Landgemeindeordnung, aber doch während die Land-
s^"^ "^ ^" gilt. Nun hat man uns noch gesagt, ja, um Gottewillen, wie wild es
1°n,i weroen. Jetzt kommt da in den Kreisausschuß des Kreises Ruhrort schon eine ganze Reihe
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von Concessionsgesuchen, von Gesuchen um Verleihung der Schantwirthschaft. Ist das eine Folge
der Städteordnung? Dahin ist es eben unter der Landgemeindeordnunggekommen.Herr von Pletten-
berg sagt weiter, was soll das weiden, wenn mal Krieg ausbricht. Wird es denn hinsichlich der
Lage der RheinischenStahlwerke und anderer industriellen Werke anders werden. Kommt mal
ein Krieg oder irgend eine große Kalamität, dann wird Meiderich unter der Landgemeindeordnung
gerade so zu leiden haben, wie unter der Städteordnung, (Sehr gut!)

Dann, meine Herren, hat Herr Freiherr von Plettenberg auf die Deiche und andere
Dinge hingewiesen.

Ich verstehewirklich nicht, wie das im Zusammenhang stehen soll mit der Verleihung
der Städteordnung, mit den, Umstand, daß die Gemeinde von Meiderichin Zukunft ihren Bürger¬
meister wählen und im Stande sein soll, den Etat ohne stärkere Inanspruchnahme des Landrathes
festzustellen. Meine Herren! Ich darf zwar keine Gründe bei den Gegnern des Commifsions-
uorschlllges annehmen, als die hier vorgetragen worden sind, aber einen Grund hat der Herr
Freiherr von Plettenberg im Kreistage vorgetragen, den uns der Referent mitgetheilt hat, und
»uf diesen Grund darf ich wohl relurriren, wenn er auch hier mündlich nicht näher erörtert worden ist,
Herr Freiherr von Plettenberg hat nämlich im Kreistage darauf hingewiesen,in Folge der Ver¬
leihung der Städteordnung werde das Recht der größeren Grundbesitzer der Landgemeindenauf
stärkereVertretung im Kreistage aufgehobenbezw, vermindert. Das letztere, meine Herren, kann
eintreten. Die Kreisordnung,wie wir sie jetzt haben, weih aber das Interesse der größerenGrund¬
besitzer noch immer kräftig und meiner Meinung nach in hohem Grade ausreichendzu schützen.
8- 38 der Kreisordnung sagt: Die Zahl der städtischen Abgeordnetenwird nach dem Verhältnisse
der städtischen und ländlichenBevölkerung, wie dasselbe durch die letzte allgemeineVolkszählung
festgestellt worden ist, bestimmt. Die Zahl der städtischen Abgeordneten darf die Hälfte, und in
denjenigenKreisen, in welchen nur eine Stadt vorhanden ist, ein Drittel der Gesammtzahlaller
Abgeordneten nicht übersteigen. Also, meine Herren, wenn Meiberich die Städteordnung ver¬
langt, dann bekommt sie sie vielleicht, ich weih nicht, wie ihre Einwohnerzahl zu der des ganzen
Kreises sich stellt, höchstensein Drittel, die übrigen zwei Drittel müssen bei der Landgemeinde
resp, bei den größeren Grundbesitzern bleiben, selbst wenn die Zahl der Einwohner Meiderichs
größer sein sollte, als die der Einwohner des sonstigen Bezirks. Wäre es nun von so schlimmen
Folgen, wenn auch die Gemeinde Veel — die ist genannt worden — zur Städteordnung über¬
ginge? Dann würden die Grundbesitzer immer noch die größere Vertretung haben, sodaß eine
Schädigung ihrer Interessen nicht befürchtet werden kann. Wenn Sie sich das Alles vergegen¬
wärtigen, was der Herr Abgeordnete Röchling gesagt hat, meine Herren, so kann man doch keinen
Zweifel haben, daß es sich nicht um ländlicheVerhältnisse handelt. Wenn eine so große Anzahl
"°n bedeutendenGewerbetreibendenvorhanden ist, wenn Sie sich sagen, dort ist eine städtische
Kanalisation, dort ist Gasbeleuchtung, so dürfen Sie die Einwohner auch nicht gegen ihren
VMen zwingen, dörflicheVerhältnisse beizubehalten, dann sind wir doch nicht dazu da, sie zu
bevormunden. Der Gemeinderath, der doch auch die Verhältnisse kennt, hat sich durch die
dilatorischeBehandlung, von der der Referent gesprochen hat, nicht abhalten lassen, fortwährend
Wt dem Jahre 188? darauf zu drängen, daß ihm das Recht endlich gegebenwerde, sich etwas
selbststiindigerfühlen und gerieren zu können, und ich hoffe, meine Herren, dah Sie diesem
Wunschedes Gemeinderaths Rechnung tragen und ihn der KöniglichenStaatsregierung behuf«
Erfüllung zur Berücksichtigungüberweisenwerden.
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete Lehr hat das Wort.
Abgeordneter Lehr: Meine Herren! Ich bin auch dafür, dem Wunsche der Gemeinde

Mciderich zu entsprechen,und ich möchte dem Eindruck, den Herr Hantel von der Gemeinde
Meiderich erhalten hat, gegenüber bemerken,daß ich meinerseits einen ganz anderen Eindruck
gewonnen habe. Ich bin öfters in Meiderich gewesen, namentlich auch in letzter Zeit, und
taun nur sagen, daß im Allgemeinen, wenigstens in einigen Theilen Weiderich einen durchaus
städtischenEindruck macht. Die Gemeinde hat sich in den letzten 10 Jahren derart entwickelt,
wie wenige Gemeinden in unserer Gegend. Zwar will ich allenfalls zugeben, daß einzelne
Theile am äußersten Ende noch einen ländlichen Charakter tragen, aber wo ist das nicht der
Fall? Ich meine, wir finden eine größere Anzahl Stadtgemeindcn, die an ihren äußersten
Grenzen auch noch ländliche Verhältnisse haben. Ich kann nur glauben, daß der Eindruck,
den Herr Dr. Haniel von Weiderich bekommen hat, vielleicht aus früherer Zeit herrührt;
möglicher Weife ist er vielleicht in der letzten Zeit nicht mehr in Meiderich gewesen, sonst würde
er vielleicht einen anderen Eindruck gewonnen haben.

Meine Herren! Den Ausführungen des Herrn Freiherr,: von Plettenberg kann ich
meinerseits nicht zustimmen; ich glaube, es sind vuu ihm Gesichtspunktein die Sache hinein¬
getragen wurden, die ganz gewiß nicht hincingehöreu und die für Sie bei der Entfcheidung der
Frage von keinerlei Bedeutung sein können.

Der Herr Vorredner hat nach meiner Ansicht alle diese Gesichtspunkteschon genügend
gewürdigt, so daß ich Sie nicht mehr damit langweilen möchte. Auch der Herr Referent hat die
thatsächlichen VerhältnisseMeiderichs so erschöpfend vorgetragen, daß ich es ebenfalls für überflüssig
halte, darüber noch eine Silbe zu verlieren. Ich glaube aber den Eindruckwerden Sie ganz gewiß
aus diesen Verhältnissen gewonnenhaben, daß in Meidcrich Einrichtungen getroffenfind, die doch
wohl über den Rahmen einer Landgemeinde hinausgehen. Meine Herren! Ich möchte hier nun
nicht, wie eben angedeutet wurde, Land gegen Stadt ausspielen; ich bin der Meinung, daß n«u
sich unter der Landgcmcindeordmmgwie unter der Städteordnnng gut und glücklich entwickeln kann.
Ich stehe auf dem Standpunkt, meine Herren, wenn Sie überhaupt die Städteordnnng noch ver¬
leihen wollen, dann wüßte ich nicht, wie Sie dazu kommen füllten, fie Meiderich zu vcrfage».

Der Herr Landrath lli-. Haniel hat vorhin erwähnt, daß der Herr Regierungspräsident
dem Antrage entgegenstehe. Ich glaube nicht, daß das richtig ist. Soviel ich aus den Schrift'
stücken, die uns vorgelegt find, entnommen habe, hat nur der Herr Regierungspräsident den Wunsch
ausgesprochen,daß Meiderich und Nuhrort sich miteinander vereinigen möchten. Ja, das wäre
allerdings fehl wünfchenswerth,ich bin aber der festen Ueberzeugung, daß die Vereinigung gerade
gegenwärtig fo ferne liegt, wie jemals. Dann möchte ich aber bemerken,daß dicfcr Gesichtspunkt
uns ebenfalls nicht weiter beschäftigen darf. Ich meine, wir müssendie Sache ohne jedes Beiwerk
auffassen und so nehmen, wie sie liegt. Wir haben nicht zu fragen, paßt die Verleihungder Städte-
ordnung an Meiderich für den Kreis Ruhrort, find die Grenzverhältnissezwischen Mciderich und
Ruhrort richtig? Meine Herren! Wir haben nur objektiv zu prüfen: Sind die gefammtenVer
Hältnisse fo, daß sie für eine Verleihung der Städteordnung geeignet sind? und da kann ich «ach
meiner eigenen Kenntniß der Verhältnisse und nach bestem Wissen nur wiederholen,was ich vorhin
gesagt habe. Wenn je eine Gemeinde zur Verleihung der Städteordnnng geeignet ist, dann ist es
Meiderich. Ich wüßte in der That nicht, ich möchte das besondersbetonen, welche GemeindeSie
dann nnt diesem Rechte beleihen wollen. Ich für meine Person taun daher nur entschieden dew
Antrage der Commissionbeitreten und möchte Sie bitten, denselben auch Ihrerseits zu geneh'
Mgen. (Veifall.)
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete vi-. Hanicl hat das Wort,
Abgeordneter I)r. Haniel: Meine Herren! Von Herrn Abgeordneten Bloem ist ein

Gegensatz zwischen mir und meinem verehrten Onkel, dem Geheimrath Haniel construirt worden.
Ich glaube aber nicht, daß ich gegenteiliger Ansicht bin. Meine Herren! Was meinen Onkel
anbelangt, so glaube ich, daß derselbe lediglich den Bitten des Herrn Bürgermeisters und der
Beigeordneten von Meidcrich Folge gegeben und in der Kreistagsversammlung nur aus diesem
Grunde für die Verleihung der Städteordnung an Meiderich gestimmt hat.

Was die Ausführungen des Herrn Lehr anbetrifft, der vorhin gesprochen hat, so kann
ich ihm zu seiner Beruhigung mittheilen, daß ich noch vor etwa vier Wochen durch Meiderich
gekommen bin. Daß derselbenun von Meiderich den Eindruck einer Stadt erhalten hat, ist wohl
darauf zurückzuführen,daß er als Oberbürgermeistereiner größeren Stadt auch das Dorf Meiderich
mit oberbürgermcisterlichenAugen angesehenhat, und dürfte hierdurchdie Verfchiedenartigkeitder
Auffassungenhinlänglich begründet sein.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Es ist der Schluß der Diskussion beantragt
durch den Herrn AbgeordnetenKattwintel. Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag unter¬
stützen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität, Auf der Rednerliste stehen
noch die Herren Freiherr von Plettenberg und Lehr.

Ich bitte nun diejenigen Herren, welche den Schluß annehmen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht) Das ist die Majorität. Die Diskussionist geschlossen.Ich ertheile das Schlußwort
dem Herrn Referenten.

BerichterstatterAbgeordneterCarl Nöchling: Ich habe nur eine thatsächliche Bemerkung
wegen der GemeindeNeuntirchenzu machen. Im Uebrigen kann ich mich auf die Ausführungen
des Herrn Bürgermeisters Lehr beziehen. In Neuntirchen liegen die Verhältnisse einfach so, daß
eine GemeindeOber» und Nieder-Ncunkirchen besteht,und daß zwischen beiden Gemeindengetrennte
Wirthschaft stattfindet und auch meistens verschiedene Steuern erhoben werden. Das sind die
Gründe, warum eine Vereinigung bisher nicht stattgefundenhat, und obgleich der Ort so groß ist,
biu ich überzeugt, wenn die einflußreichen Herren, die da wohnen, es wollten, würde die Gemeinde
L«nz gewiß auch die Städteordnung schon längst erhalten haben. Daß gerade aber die großen
Nsenwertsbcsitzer,die die meisten Steuern zahlen, es nicht wollen, ist für mich Gruud gcuug, um
anzuerkennen, daß Ncuutirchcndie Städtcordnuug mit Recht nicht bekommt. Umgekehrt aber haben
die großen Industriellen, die die Steuern in Meidcrich bezahlen, diese Städteordnung gewollt, und
bin ich auch ebenso der Meinung, daß Meidcrich die Städteordnung gebührt, zumal da es einen
6wt von 39UU00M. hat, bei dem die etwaigen Mehrkosten, die die Städteordnung nach sich
^eht, gar nicht ins Gewicht fallen Wunen. Das ist einfach unmöglich.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Zu eincr persönlichen Bemerkung hat das Wort
Herr AbgeordneterFreiherr von Plettenberg.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg: Ich glaube doch wohl durch den Herrn
Abgeordneten Vloem etwas mißverstanden worden zu sein. Er hat mich darauf hingewiesen,
baß die Schankconcessionenin Meiderich, auf die ich exemplicirt habe, schon jetzt unter der
Herrschaft der Landgcmeinbeordnung begehrt würden. Ich habe ausdrücklichgefagt. daß sich
^es°s jetzt schon als ein Uebelstand bemerkbar gemachthabe, der sich aber noch steigern würde,
>°enn Meiderich als Stadt durch die Annehmlichkeiteneiner solchen noch mehr Leute vom Lande
^S. und zu sich hineinziehen würde.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wir werden nunmehr abstimmen. Die C°m-
"Ussivn schlügt dem Hanse vor, sich für die Verleihung der Städteordnung an die Gemeinde
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Meidench auszusprechen. Amendements zu diesem Antrage sind nicht gestellt. Ich bitte die»
jenigen Herren, welche diesem Vorschlage der I. Fachcommission zustimmen wollen, sich zu
erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität. Der Commissionsantrag ist demnach an¬
genommen.

Wir kommen zum Antrag der I. Fachcommission zur Petition der Stüdte-
ordnungscommission der Gemeinde Haan um Verleihung der Stüdteordnung.
Ich ertheile das Wort dem Berichterstatter der Commission, Herrn Abgeordneten Busch.

Berichterstatter AbgeordneterBusch: Meine Herren! Die LandbürgermeistereiHaan mit
über 11000 Seelen besteht aus 5 Spezialgemeinden, nämlich der Spezialgemeinde Haan mit
circa 7700 Seelen, wovon etwa 4—5000 auf den geschlossenenOrt kommen, und aus 4 kleineren
Landspezialgemeinden mit etwas über 3500 Einwohnern. Schon im Jahre 1889 hat der Gemeinde
rath von Haan den Beschluß gefaßt, das Recht der Städteordnung zu beantragen, und es wurde
dieser Beschlußauch in diesem Jahre einstimmig erneuert. Derselbe ist dann dem Kreistage vor>
gelegt worden, und dieser hat bei Anwesenheitvon 25 Mitgliedern mit allen, einschließlich der
Stimme des Landraths, gegen nur 3 Stimmen beschlossen, die Petition der GemeindeHaan zu
befürworten.

Was nun die Gründe der uns vorliegenden Petition der Gemeinde Haan anbelangt,
so wird namentlich hervorgehoben, daß Haan bei schöner, hoher Lage, breiten Straßen mit
thcilweisem Trottoir ein durchaus städtischesGepräge habe und ein ausblühendes Gemeinwesen
darstelle, namentlich was Handel, Gewerbe und Industrie betreffe. Es siud ein paar große
mechanischeWebereien vorhanden mit sonstigen Fabriken und die Gemeinde mache auch in
anderen Beziehungen schon jetzt einen durchaus städtischen Eindruck. Die Zusammensetzungdes
Gemeinderaths ist folgende: Es sind 18 gewählte Gemcinderathsmitglieder vorhanden und
außerdem 15 meistbegüterte Grundbesitzer, welche 150 oder mehr Mark Prinzipal-Grund- und
Gebäudesteuer zahlen, und diese Zahl von 15 dürfte sich voraussichtlich demnächst um 3 ver¬
mehren, so daß also dann 18 gewählten Gemeindcmitgliedern 18 meistbegütcrtc Grundbesitzer
gegenüberstehen. Es ist dieses allerdings ein Mißverhältniß, welches zu mancherleiMißständen
führt, namentlich z. B. in der Sommerzeit, zur Zeit der Feldbestellung und der Ernte, wo der
Grundbesitzer vielfach verhindert ist, an den Berathungen des Gemeinderaths theilzunehmen, in
Folge dessen dann diefe Gemeinderathssitzungenleicht beschlußunfähig werden. So ist es bei¬
spielsweise vorgekommen, daß der Gemeinderath in der kurzen Zeit von circa 8 Monaten
dreimal in zwei aufeinander folgenden Sitzungen beschlußunfähigwar. fo daß in Folge dessen der
Kreisausschuß dann eintreten mußte, und bei einer solchen Gelegenheit die Gemeinde mit einer
Ausgabe von circa 3000 M. für einen Grenzweg belastet wurde, für deren Bewilligung. wegen
mangelndem Interesse, nicht ein einziges Gemeindemitglied gestimmt haben würde. Diese
Verhältnisse führen natürlich, wie ich fchon gefagt habe, zu manchen Gegenfätzen und Miß¬
ständen, und es entstand daraus der naheliegende Wunsch, zur Vermeidung derselben für die
Spezialgemeinde Haan ein größeres Maß communaler Rechte zu erlangen. Andererseits fällt
dabei namentlich das bereits bei dem vorhergehenden Punkt der Tagesordnung erwähnte Recht
ms Gewicht, nämlich die selbstständige Wahl des Bürgermeisters auf Zeit. Gegenwärtig ist
"° ^rgeimeisterstelle von Haan vakant, und es wird im nächstenJahre ein Ersatz stattfinden
müssen. Wenn nun nach der jetzigen Landgemeindeordnungim nächsten Jahre ein Bürgermeister fi"
Haan aus Lebenszeit angestellt wird, so würde allerdings bei Umwandlung der Gemeinde in
eme «btadt, das Bürgermeisterwahlrecht möglicherweisefür die nächsten 30 Jahre ganz illusorisch
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bleiben. — Vielleicht war dies für die GemeindeHaun Veranlassung, die Sache zu beschleunigen,
und also, anstatt im geordneten Instanzenzug die Angelegenheit an den Provinziallandtag
gelange» zu lassen, dieselbe im Wege der Petition dem hohen Hause vorzulegen. Die Ein¬
wohnerzahl hat sich in den letzten 20 Jahren um ca. 100°/, vermehrt, nnd meine persönlichen
Informationen ergaben ferner, daß die 4 Kreise der Laudspezialgemeinden ebenso dringend
den Wunsch haben, daß der Spezialgemeindc Haau das Städterecht verliehen werde, wie die
petitionirende Gemeinde selbst es wünscht. Die Gemeinden sind also in dieser Beziehung
vollständig einig, und gerade aus diesen kleinen Landgemeinden heraus ist versichert worden,
daß eine Verschiedenheitin den Anschauungen nicht besteht. Ich kann noch hinzufüge,,, daß
diese 4 kleinerenSpezialgemeindensich bereits darüber schlüssig gemacht haben, falls der Gemeinde
Haan das Städterecht verliehen werden sollte, sie nicht in Personalunion mit Haan treten,
sundern eine eigene besondereLandbürgermeistereibilden wollen, und daß sie sogar schon einen
Ehreubürgermcister dafür in Aussicht genommen haben.

Was die Steuerverhältnisse anbetrifft, so sind solche in einer Giugabe au deu Kreistag
vom Jahre 1890 im Eiuzelnen zusammengestellt,indessen glaube ich, das hohe Haus uicht mit
diesen Einzelheitenbelästigen zu dürfen, sondern will nur die runden Gesammtsnmmen anführen.
Die Veränderung feit 1890 dürfte nicht wesentlich sein. Haan zahlte im Jahre 1890 an
Staats- und Gemeindesteuern bei etwa 7300 Einwohnern rund 105 700 M., während die
4 kleineren Spezialgemeinden bei 3300 Seelen 50 400 M. zahlten. Es entfiel somit auf
die Gemeinde Haan pro Kopf ca. 14,50 M. und auf die kleineren Spezialgemeinden ca.
14,40 M. Es ist also annähernd das gleiche Verhältniß, uud es kann die Lebensfähigkeit
der Gemeinden also wohl uicht iu Zweifel gestellt weiden. Was den Verkehr anbelangt, so
ist hcrvurzuhebcu, daß iu deu letzten 10 Jahren von 1879-1889 zunächstder Postverkchr sich
rund ans die dreifache Höhe der Ausgänge, und auf die 3'/2 fache Höhe der Eingänge hob,
was ja allerdings in zehn Iahreu eine ganz bedeutendeVergrößerung ergiebt. Bezüglichdes
Eisenbahnverkehrs wird bemerkt, daß der Bahnhofsverkehr „Ort Haan" — es ist das ein
anderer als der mehr bekannte Hanptbahnhof Haan auf der Liuie DüsseldochElberfeld, — sich
°uf eine Beförderung von rund 245 000 Personen im letzten Jahre bclief, so daß auch schon
" dieser Beziehung der Aufschwungder Gemeinde zu erkennen ist.

Bei der Einigkeit der sämmtlichenGemeindemitgliederund bei den vorliegendengünstigen
Verhältnissen hat die Commission beschlossen,dem hohen Hanse zu empfehlen, die Petition zu
befürworten und alfo den Antrag zu stellen:

„Hoher Provinziallandtag wolle sich für die Verleihung der Städteordnung an du-
Gemeinde Haan ansfprecheuund demgemäß die Petition der Königlichen Staatsregrerung
zur Berücksichtigungüberweisen." <«,..>.««»,

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die D,slusston. Wird das Wort
gewünscht?- Das ist nicht der Fall. Sie werden gestatten, daß ich die Annahme des Eum-
«'issionsantrages feststelle. ^ «, .. -c.° .

Wir kommen zum folgenden Gegenstande der Tagesordnuug. - - Zur Geschäftsordnung
hat das Wort Herr Abgeordneter Graf Beisscl.

Abgeordneter Graf Veissel von Gymnich: Ich möchte doch büten, über deu Antrag
"stimmen zu lassen Dadurch, daß sich Niemand zum Worte gemeldet hat, ist d,e Annahme
b°<h noch nicht herbeigeführt, daß der Antrag angenommen sei. Es bedarf doch noch emer
Abstimmung.
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Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Ich erwidere darauf, daß, wenn von keiner
Seite gegen einen Commissionsantrag Widerspruch erhoben wird, wir bisher stets angenommen
haben, daß die Zustimmung des Hauses zweifellos ist und es keiner weiteren Abstimmungbedarf.
Ich will aber fofort dem Wunsche des Herrn Grafen Beissel stattgeben und bitte die Herren,
welche gegen den Antrag sind, sich zu erheben. (Geschieht.) — Es ist eine kleine Minderheit,
das werden die Herren wohl zugeben. Ich stelle also nunmehr nochmals fest, daß der Autrag
angenommen ist.

Wir kommen zum folgende» Gegenstand der Tagesordnung:
Autrag der II. Fachcommission zum Etat für die Verwaltung der Fonds
zur Gewährung von Viehentschädigungen in Folge:
»1 von Rotz und Lungenseuche (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffend

die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen und Ausführungs-
gefetz vom 12. März 1881).

I)) von Milzbrand oder Raufchbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend
die Entfchädigung für an Milzbrand gefallene Thiere),

für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom
1. April 1894 bis 31. März 1895.

Referent ist Herr AbgeordneterFreiherr von Geyr-Schweppenburg;ich ertheile ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schweppenburg: Meine Herren!

Die II. Fachcommissionhat den Etat für die Verwaltung der Fonds zur Gewährung von Vieh-
entfchädigungenin Folge:

u,) von Rotz und Lungenseuche(Neichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr
und Unterdrückungvon Viehseuchen und Ausführungsgefetzvom 12, März 1881),

li) von Milzbrand oder Raufchbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Ent¬
schädigung für an Milzbrand gefallene Thiere),

für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 3l. März
1895 geprüft und nichts zu erinnern gefunden. Der Etat kann ja nur ein muthmahlicher sei"/
derselbe beruht lediglich auf den Erfahrungen, welche man in den verflossenen Etatjahren gemacht
hat, und ist die wirkliche Einnahme und Ausgabe ja abhängig einerseits von dem jeweiligen Vieh¬
bestand und andererseits von dem mehr oder minder heftigen Auftreten der Viehseuchen. Die
II. Fachcommissionschlägt dem hohen Hause daher vor, den Etat unverändert anzunehmen, der¬
selbe balancirt in Einnahme und Ausgabe, für Pferde, Efel, Maulthiere u. s. w. mit 48 680,08 M-
und für Rindvieh mit 67 868,74 M.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Distufsion, das Wort wird nicht
erbeten. Wird vielleichtAbstimmung gewünscht? Das ist nicht der Fall. Ich stelle also auch i»
diesem Falle fest, daß Sie den Antrag genehmigen.

Wir gehen weiter in der Tagesordnung uud kommenzu dem Antrag der II. Fa^
commissiun zum Etat für die Verwaltuugskosten des Genossenschaftsvorstandes
der Rheinischen landwirtschaftlichen Verufsgenoffenfchaft für die Etatsjahre
vom 1. Januar bis 31, Dezember 1893 und vom 1. Januar bis 31, Dezember 189^
Referent ist wiederumHerr Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schweppenburg; ich bitte ihn, zu referireN'

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schweppenburg: Meine Herren.
Die II. Fachcommissionhat den Etat für die Verwaltungskosten des Genossenschaftsvorstandes
der Rheinischenlandwirtschaftlichen Verufsgenossenschaftfür die Etatsjahre vom 1. Januar bis
31. Dezember 1893 und vom 1. Januar bi« 31. Dezember 1894 ebenfalls geprüft und nicht'
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zu erinnern gefunden. Die II. Fachcommission schlägt dem hohen Zause daher vor, diesen Etat auch
unverändert zu genehmigen.. Es sind in demselben in Bezug auf die Ausgaben einige Erhöhungen,
die sich aber durch die in den letzten Etatjahren gemachtenErfahrungen als berechtigterklären.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Verhandlung. Wünscht einer der
Herren das Wort? — Das ist nicht der Fall. — Sie haben ohne Abstimmungden Antrag der
Commissionzum Beschlußerhuben

Wir gehen weiter und kommen zum Antrag der II. Facheommission zu der Vor»
läge der Königlichen Staatsregierung, betreffend die statutarischen Bestimmungen
für die Ausdehnung des Krankcnversicherungsgesetzes auf die Arbeiter der Haus-
industrie. Berichterstatter ist Herr AbgeordneterSimons. Ich bitte ihn das Wort zu nehmen.

Berichterstatter AbgeordneterSimons: Meine Herren! Es handelt sich um einen Ent-
wurf zur Erweiterung der Kwukeuversicherungin Geilenkirchcnund einigen Bürgermeistereiendes
Kreises Erkelenzund'bezieht sich auf §. 1 des Provinzialstatuts: „Die Anwendungder Vorschriften
des §. 1 des Gesetzes wird hierdurch erstreckt auf alle Weber, Wirker, Scheercr, Windcr, Confettions-
schne'idei und sonstigen Meister der Textil-Industrie, welche in selbst beschafften Betriebsstätten im
Auftrage und für Rechnung anderer Gewerbetreibenderbeschäftigt werden", — und nun kommt dir
Aenderung— „und zwar auch für den Fall, daß sie die Roh- und Hülfsstoffe selbst beschaffen, und
auch für die Zeit, während welcher sie vorübergehend für eigene Rechnung arbeiten." Dagegen
sind in der CommissionBedenken geäußert worden. In den Motiven wird angegeben, daß diese
Erweiterungen in anderen Kreisen von Düsseldorf und Nachen bereits eingeführt sind bezw. bald
eingeführt werden. Diese Auffassungscheint aber doch nicht vollständig richtig oder mindestensincht
sicher gestellt zn sein.

In den meisten Kreisen ist von dieser Ausdehnung nichts bekannt. Dieselbe entspricht
auch schwerlich einem Bedürfniß, da Hausweber, die für Fabrikanten arbeiten und ihre eigenen
Nohstuffe dazu liefern, jedenfalls nicht mehr in nennenswerther Zahl existiren.

Es ist nur ein Motiv möglich, was zu diesem Entwurf eigentlich Veranlassung geben
könnte, das ist der in den Motiven angeführte Satz: „Es kommt vor, daß eu, Hausweber.
nachdem ihm die Rohmaterialien vom Arbeitgeber geliefert sind, sich behufs Umgehung der
Versicherungspflichtals Selbstlieferant derselben bezeichnet."- Es scheint nur nun zweifelhaft
zu sein, ob mau deshalb eiue Abänderung im soll- ^" wn
Entwurf ist eine Vedü fnißfrage hauptsächlich für die Confektionsschneiderzuzugeben, die «er
"ur mit einem Worte der §. 1 als „zugehörig" anführt, sonst aber mcht berührt werden, uud
deren Verhältnisse von denen der Hausweberei ganz verschieden smd.

Ich m chte bei dieser Gelegenheit der Thatsache Ausdruck geben daß bei der Bereit¬
willigkeit, Welle eTetimdustrie und die Industrie im Allgemeinen stets gezeigt hat. allen
Kassen. Kr^ äsen, Unfall- uud Iuvalidenkassen näher zu treten, sie immerfort ,l^ Banken
äußert hat die V rsich r.ingspflicht auf die Hausweber weiter auszudehnen. D,e Grunde
dafür liegen t e er Es sind W die Geldopfer, welche diese Ausdehnung erfordern sollte,
sondern die Nationen, die Schwierigkeiten,«m festzustellen wer e.gentUch

den Veitmg z, "hat welche die Ausdehuung der Versicherungspflichtauf die Hau weber
"Uiebig machn Se """" ^ ft'bst einen Begriff machen wie schwierigdie Ausführung
derselben i t Es wir also hier wie in dem früheren Gesetz gesagt: Wird emer der un 5
bezeichnete Web r oder Wirker gleichzeitigvon mehreren Arbeitgeber., besckmft^, so darf e

°d°r die Ortstrankenkasse.welcherder Weber
b" Arbeitgeber erheben, welcher den Meisterstuhl beschäft g.
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Nun kommt die Schwierigkeit: „Ist unter den mehreren Stühlen des Webers oder
Wirkers kein Meisterstuhl vorhanden, so hat der Weber oder Wirker einen Stuhl zu bezeichnen,
welcherals Meisterstuhl gelten soll. Der Weber oder Wirker hat den Arbeitgeber, welcher den
Mcistcrstuhl beschäftigt, den im §. 2 bestimmten Meldestellen anzuzeigen. In Ermangelung
solcher Anzeigen werden die Beiträge allen Arbeitgebern zu gleichenTheilen für die Tage der
mehrfachen Beschäftigung angerechnet."

Meine Herren! Dicfer Gesichtspunkt hat schon in den bisherigen Fällen häufig
Veranlassung zu Verationen nnd Unannehmlichkeitengegeben, und fast alle Arbeitgeber der
Hausindustrie sind deshalb im Ganzen gegen eine fernere Ausdehnung. Ich stehe als Industrieller
der Sache vollständig nnpartciifch gegenüber. Ich bin im Allgemeinen außerordentlich geneigt,
die Versicherungspflichtsoweit wie möglich auszudehnen, es scheint mir aber in der bisherigen
Art der Ausführung der Gesetzgebungfür die Krankcnversichernngder Hausindustrie eine Lücke
zu sein und eine Ausfüllung derselben vielleicht möglich. Jetzt ist nur die Arbeitszeit, nicht
der Arbeitsertrag maßgebend, welche erstere der Fabrikant controlircn soll, während nach dem
jetzigen System der Hausweber dies sehr schwer oder gar nicht möglich ist. Die Hausweber
der früheren Jahre kannten nur einen Fabrikanten, der Hausweber diente 20, 30, 40 Jahre
nur dem einen Fabrikanten. Jetzt ist der Hausweber angewiesen, von einem Fabrikanten zum
anderen zu gehen, der ihn nicht mit seiner ganzen Arbeitskraft, fondern nnr mit 1 oder 2
Stühlen in Anspruch nimmt. Also die Zeit festzustellen, iu der die Anmelde- und Abmelde-
Pflicht nothwendig ist, ist dem Fabrikanten außerordentlich erschwert,nnd es ist irrig, wenn von
Seiten der Königlichen Staatsrcgicrnng vielleicht geglaubt wird, daß irgendwie ein Opfer, was
die Industrie bringen sollte, bei der Beurtheilung wesentlichsei.

Mir wenigstens scheinen die Vexationen in erster Linie zu stehen. Also unser Antrag
ist in der Weise gemeint, daß, bevor der Provinzialausschuß sich damit weiter beschäftigt, es
nöthig ist, vorher die Interessenten-Kreise näher zu befragen und ebenso die Ortskranlenkasscn.
In den meisten Kreisen wird eine Veränderung kaum vor dem neuen Jahre in Kraft treten. Ich
würde mich wundern, wenn verschiedene Auffassungen über den Entwurf nicht beständen. Es ist
ja auch nach meiner Meinung nicht anders möglich, denn in §. 2 der Novelle werden die
betreffendenPunkte ja nicht obligatorisch, sondern nur fakultativ anheimgegeben. Älfo es sollte
mich sehr wundern, wenn nicht in einzelnen Gemeinden oder Krankenlassen auch abweichende
Meinungen in dieser Beziehung sich zeigen. Das wird sich alles ja nach einer Enquete finden.

Außerdem sind sämmtlicheHandelskammern in dieser Angelegenheitbefragt worden, und
ich glaube darauf aufmerksam machen zu müssen, daß es wünschenswert!)ist, daß das, was die
Handelskammern darüber gesagt haben, zur Kenntniß des Provinzialausschusseskommt. Ich kann
mir deshalb kaum denken, daß es so besonders eilig sein könnte, daß eine Veränderung stattfinde,
namentlich weil der ganze Umfang des Entwurfs zu complicirt ist, um eingehendhier berathen
werden zu können, daher beantrage ich im Auftrage der II. Fachcommission:

„Das vorgelegte Statut dem Provinzialausschuß zur Vorprüfung zu überweisen und
denselbenzu ermächtigen,die nach der Krantenversicherungsnovellevom 10. April d. I
an den bisherigenBestimmungennothwendigen Veränderungen so weit zulässig zu treffen.

Ich empfehle Ihnen diefen Antrag zur Annahme.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Ich eröffne die Diskussion «»d

ertheile das Wort dem Herrn AbgeordnetenQnack.
AbgeordneterQnack: Meine Herren! Ich kann mich den Bedenkennur anschließen,die

der Herr Referent Ihnen vorgetragen hat. Ich will aber darauf nicht weiter eingehen. Aber auf
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einen andern Punkt möchte ich noch aufmerksammachen, welcher auch größere Schwierigkeitenin
den Ausführungen dieses Gesetzes mit sich bringt. Es ist damals, als das Krantcnversichernngsgesetz
im Jahre 1884 erschien uud iu Wirksamkeitgesetzt wurde, sofort im RegierungsbezirkDüsseldorf
von den Gemeindenein Statut ausgearbeitet worden, worin diese Hauswcber ebenfalls dein Kranken-
versicherungsgesetzunterworfen sind. Hier wird nur beantragt, die benachbartenGemeindenunseres
Regierungsbezirksmit einem Ortsstatut zu versehen, weil die Negierung des Kreises Aachen sich ja
nicht bereit erklärt hat, auf die einzelnen Gemeindeneinen Einfluß zu üben, um dieses Statut ein.
zuführen, und dadurch ist eine große Verschiedenheit zwischen den Hanswebern des Regierungsbezirks
Düsseldorfund des RegierungsbezirksAacheneingetreten, und durch diese Verschiedenheit ist herbei-
geführt, daß lieber Arbeiter aus dem RegierungsbezirkAachen herangezogensind, um mit allen
Umständlichkeitender Krankenversicherungnichts zu thun zn haben. In Folge dessen hat der
Provinziallandtag das Ortsstatut auch auf dieseu Bezirk ausgedehnt. Wenn Herr Referent meinte,
daß diese Erweiterung, die jetzt durch die Novelle zum Theil ermöglichtist, noch nicht weiter aus«
geführt ist, so ist das nicht ganz richtig. Der Herr Regierungspräsident hat bereits unter dem
3. November eiu Statut an die Handelskammerngesandt und um Gutachten über diese Erweiterung
gebeten. Das Statut stützt sich auf die Novelle zum Kraukcuversicheruugsgcsetz und dehnt die Ver-
sicherung anch auf die Hauswcber in uinfnfseudcin Maße ans und führt anch einige andere Er»
Weiterungen herbei, welche durch das neue Gesetz möglich gemacht worden sind. Ich möchte hier
nun aber, weil die Frage anch hier zur Sprache kummt, uud weil in den Verhältnissen, die durch
das gegenwärtigeStatut für die Gemeindeuvon Aachen eingeführt werden sollen, eine Bedeutung
liegt, auf zwei Fälle aufmerksam machen. Schon in dem nächsten Jahre nach der Einführung,
im Jahre 1886, stellte es sich sofort heraus, daß einem großen Theil von Arbeitern dieses Statut
zum großen Nachtheil gereichte und ihnen die Arbeit vollständig genommen hatte. Es existirt
nämlich, besonders in der Textilindustrie,eine ganze Reihe vuu Arbeitern, die nur kurze Zeit arbeiten,
ein Paar Stunden den Tag, andere, die wenige Tage in der Woche arbeiten. Es sind das Die»
jenigen, welche die Hausarbeit als Nebenarbeit betreiben, nnd desbalb wurde damals sofort, weil
es sich herausstellte, daß diese sämmtlichen Arbeiter brotlos würden, wenn sie zur Kraukenversichcrung
herangezogenwerden sollten, eine Bestimmunghineingesetzt, welche so lautet:

„Von der im Artikel 1 festgesetztenVersicherungspsticht sind befreit:
3. diejenigen Personen, welche die Thätigkeit in der Hausindustrie nur als Nebenbeschäftigung

betreiben, z. A. als Hasplerinnen, Spnler, Spulerinnen, Nöpper, Nöpperinnenn. f. w. und
4. diejenigenPersonen, welche einen Haushalt zu besorgen haben."
Es ist eine große Anzahl von Personen, welche sich in dieser Beziehung einen Neben¬

verdienst verschaffen, den sie sehr gut gebrauchen können. Aber sie sind wirklich nicht dauernde
Arbeiter, und auf diese nicht dauernden, nicht beständigen Arbeiter läßt sich die Krankcnversiche-
rungspflicht nicht ausdehnen. Zuerst handelt es sich um die Anmeldepflicht. Man hat diese Art
Weber, die sogenannten Hausarbeiter, sämmtlich in die Ortskrankenkassengesteckt. Obwohl die
Fabrik, für welche sie arbeiten, eine Vctriebskassehat, ist bestimmt worden, daß diese Krankenkasse
für die TerÜlwcber diejenige Kasse sei, welcher sie sich anzuschließenhätten. Nun muhte die
Anmeldepflichterfolgen. Sobald die Anmeldung erfolgte, wurde nach dem durchschnittlichen Tage¬
lohn sowohlder Beitrag berechnet,als auch die Entschädigung, und die Verpflichtungzur Zahlung
der Beiträge geht von der Anmeldung zur Abmeldung. Nun kann hier thatsächlich An- und
Abmeldung gar nicht vorschriftsmäßig erfolgen, denn heute kommt ein Albeiter oder eine Frau,
d« sich heute beschäftigen will, während sie sonst den Haushalt führt; sie nimmt die Arbeit an.
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nimmt die Stoffe aus einem Geschäft mit nach Hause und arbeitet, soviel sie kann, ist aber nur
zeitweilig beschäftigt. Man weiß aber gar nicht, wenn der Angemeldete,der auf 8 Tage engagirt
ist, wenn der vielleichteine Arbeit von einem Tage für das Geschäft zurückbringtund nun seinen
Akkordlohn erhält, ob der nun überhaupt nach 8 Tagen noch weiter arbeiten will, ob der nicht
die Arbeit ins Haus nimmt, um später fortzubleiben. Man mühte sich bei jeder einzelnen Arbeit
mit der An- und Abmeldepflichtzu fchaffen machen, und das sind Zustände, die so belästigend
wirken, dah man diese Arbeiter lieber nicht beschäftigt. Ferner kann der Fall eintreten, daß,
sobald man einen Arbeiter anmeldet, die Beiträge nach dem ortsüblichenTagelohn getheilt werden
müssen. Nun arbeitet ein solcher Arbeiter, der für eine Woche engagirt ist, vielleichtnur einen
Tag; es müssen also sür 6 Tage die Beitrage berechnet und auch gezahlt weiden, und zwar
sowohl von dem Arbeiter als auch von dem Geschäfte, während eigentlichnur der Ertrag einer
Tagesarbeit vorliegt. Es ist das eine Vergrößerung der Arbeitskosten,die im Verhältniß zu dem
kleinen Tagelohn ganz enorm ist. Also auch diese Beträge sind für die Leute zu berechnen und
drücken sowohl die Arbeiter als auch das Geschäft in einer ganz unuerhaltnihmäßigen, einer nicht
gerechten Weise.

Dasselbe ist bei den Gesellen der Fall, die der Herr Referent auch fchon erwähnt hat.
Auch hier treten Schwierigkeitender Anmeldung ein, weil die Gefchäfte gar nicht wissen, ob er
als Meister arbeitet oder der Geselle die Arbeit ausführt. Diese Schwierigkeiten, diese gröhcrn
Belastungen und die Unmöglichkeitder vorgeschriebenenAn- und Abmeldungen haben es Herbei¬
geführt, daß während der Zeit, wo das Ortsstatut sich darauf nicht eingerichtethatte, die Arbeiter
verabschiedetwurden, sie ihren kleinen schönen Nebenverdienst, aus dem die Bedürfnisse eines
Mannes oder einer ganzen Familie bestritten werden, ganz verlieren. Deshalb ist es durchaus
nothwendig, wenn ein solches Statut eingeführt wird, daß auch diefe Ausnahmen gemacht werden.
Der Entwurf des Statuts, der jetzt von dem Herrn Regierungspräsidenten an die Handels¬
kammern zur Begutachtung versandt worden ist, enthält auch diese Ausnahmen nicht. Die Handels¬
kammer in Gladbach hat bereits in ihrer Beantwortung hervorgehoben, daß diese Aenderung
unbedingt vorgenommen werden müsse, wenn nicht eine ganze Reihe, Hunderte von Arbeitern
eines Lohnes verlustig gehen sollen, der ihnen sehr wohl zu gönnen ist, und den man ihnen
erhalten muß, ja, wo sogar auf Mittel gesonnen werden muß, um ihn zu erhalten. Aus diesen
Gründen, glaube ich, muh auch der Provinzialausschuß diese Punkte ins Auge fassen, wenn er
an diese Begutachtung geht, und ich glaube, daß die Ausführungen, welche ich hier im Provinzial-
landtage gebe, dazu mitwirken werden, dah der Herr Regierungspräsident im Entwurf auch ent¬
sprechende Anträge stellen wird, wie sie auch von den Handelskammern vorgeschlagensind.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Freiherr
von Scheibler.

Abgeordneter Freiherr von Scheiblei: Meine Herren! Wie aus dem Schreiben des
Herrn Oberpräsidenten hervorgeht, ist bei der Ausführung des KrantcnvcrficherungsgesetzesrM
Jahre 1884 der hohe Provinziallandtag nur mit diefer Frage befaßt worden, weil die Krnse
Geilentirchen und Erkelenz eine Beschlußfassung, wie sie die betreffenden Kreife des niedcr-
rheinischm Wcberbezirks getroffen haben, ihrerseits abgelehnt haben. Heute liegt die F«3°
ebenso. Gerade die beiden Kreistage zu Gcilcnkirchen und Erkelenz sind die einzigen, welche
eine Beschlußfassung abgelehnt haben, wie sie im Ganzen übrigen niederrheinischcnWeberb°z«t
getroffen worden ist. Meine Herren! Nachdem diese Frage in der Richtung prinzipiell lh"
Entscheidung gefunden hat. glaube ich. ist es nicht angemefsen, daß der Provinziallandtag «M
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einer solchen Ausnahmestellung einiger kleiner Theile des Weberbezirkcssich einverstanden erklärt.
Meine Herren! Ich bitte Sie im Interesse der Conformität, den Antrag der Commissiondahin
zu ändern, daß einfach das Statut in der Weise, wie es hier Ihnen vorliegt, genehmigt wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Wird noch weiter das Wort gewünscht? —
Das ist nicht der Fall. Wünscht der Herr Referent das Schlußwort? — Ich ertheile es ihm.

Berichterstatter AbgeordneterSimons: Ich kann nur im Allgemeinen dem beistimmen,
was Herr Abgeordneter Quack vorhin bemerkt hat. Das Material ist groß, weuu man in die
Einzelheiten eingeht. Es fehlt Vieles, was augenblicklichin verschiedenen Kreisen besteht, in dem
Abänderungsvorschlageganz, und deshalb habe ich es auch nicht weiter berührt. Aber es ist
anzunehmen, daß eine Veränderung eines Statuts, die bisher in den übrigen Kreisen üblich
gewesenist, anch fernerhin nicht beliebt wird. In dieser Beziehung befindet sich, glaube ich,
Herr Abgeordneter Freiherr von Scheibler in einem Irrthum. Ich mochte Ihnen daher vor¬
schlagen,den Antrag der II. Fachcommissionzu genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Meine Herren! Ich werde zunächst den von dem
Herrn AbgeordnetenFrciherrn von Scheibler gestellten Antrag zur Abstimmung bringen, nämlich
die statutarischen Bestimmungen, welche in den Drucksachen Nr. 5? mitgetheilt sind, unverweilt
und unverändert anzunehmen. Findet dieser Antrag Ihre Zustimmung nicht, so nehme ich
an, daß Sie den Antrag der II. Fachcummission. wie er unter Nr. 6? der Drucksachen vor¬
liegt, zum Beschluß erhoben haben. Diese Abstimmungsart wird »icht beanstandet Ich bitte
demnach diejenigen Herren, welche dem cbenerwähnten Antrage des Abgeordneten Freiherrn
von Scheibler zustimmen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist nicht die Majorität, also habe
ich festzustellen, daß der Antrag der II. FachcommissionIhren Beifall gefunden uud daß Sie
denselben zum Beschlusse erhoben haben.

Wir gehen über zum Antrag der II. Fachcommission zum Etat für das
Hebammenwefen einschließlich der Hebammen-Lehranstalt zu Köln für die Etat¬
jahre vom l April 1893 bis 31.März 1894 und vom I.April 1894 bis 31.März 1895.
Referent der Commission ist Herr Abgeordneter vr.Venn. Ich bitte ihn, das Wort 3« nehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Venn: In der Hebammen-Lehranstalt zu Köln sind
im vergangenen Jahre 80? Personen an 20 352 Verpflegungstagen verpflegt w°^
entfallen anf die I. Klaffe 431 Tage, die II. Klaffe 1905 Tage, die HI. Klasse 18 016 Tage,
darunter 0029 mit ganzen oder theilweisen Freistellen.

In dem vorletzten Lehrknrse wurden 40 Hebammenschülermnen ausgebildet welche
sämmtlich das Examen bestanden; darunter waren 26 Schülerinnen, d« 600 M. bezahlten und
14 zu 400 M., letztere als von den Gemeinden Weckte. Im letzten Kursus wareu nur
12 ^ 600 und 28 1 400. In Folge dessen ist der Durchschnitt der Einnahmen von 22 000
auf 19 800 M. gefunken. Diefem Ausfall steht in Folge erhöhter Frequenz eme Mehreinnahme
von 3000 M. aeaenüber. ^ ^ >. «. <.<, z.

Was die Mehrausgabeu angeht, so sind dieselben ^fehen von den Erh nngen der
Gehälter nach dem Besoldungsplan, entstanden durch die Emrich ung der Poliklinik für Geburts¬
hülfe Die Poliklinik ist eingerichtet,um den Schülerinnen Gelegenheit zu geben, sich m mehr
geeigneter Weise für ihren künftigen Beruf vorzubereiten, als dies lediglich durch ihre Lern¬
thätigkeit in der Anstalt möglich ist. Auf diefe Weife lernen die Schülermnen unter direkter
Aufsicht des Austaltsarztes die schwierigenund weniger bequemenVerhältnisse die 'hr kü'Plg
Beruf mit sich bringt, kennen. Die Mehrausgaben, die Ihnen m Folge dieser Einrichtung
vorgeschlagenwerden, sind folgende:
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1. Eine Erhöhung der Remuneration von 400 M. für den ersten Assistenzarzt,da der¬
selbe nun geburtshülsliche Leistungen in der Stadt vorzunehmen hat, L 5;

2. die Einrichtung einer Vvlontär-Arztstelle, damit stets ein Arzt in der Anstalt
zugegen sein kann, L 6;

3. Erhöhung der Mobilien :c. 200 M. Tit. V.
4. Unter Titel X Remuneration für 2 Hebammen 300 M.
Die übrigen Mehrausgaben sind wesentlich bedingt durch die erhöhte Frequenz der

Anstalt, darunter 3000 M. für Beköstigung unter Tit. II, 100 M. für Beleuchtung, 1400 M-
für Verbandstoffe «. In der Commission stellte Abgeordneter lli-, Schmidt folgenden Antrag:

„Bei den Nachkurfen foll den Hebammen, die daran Theil nehmen, Seitens der
Provinz eine Prämie von etwa 25 M. bewilligt werden; zu diesem Zweckesollen
bereits in diesen (diesjährigen) Etat 500 M. eingestellt werden."

Er begründet den Antrag folgendermaßen: Die Hebammen pflegen sich nicht fort¬
zubilden, bleiben also zum Theil in Unkenntniß mit den Fortschritten m der Gebuitshülfc.
Deshalb sind Nachkursein der Anstalt zu Köln eingerichtet, deren Kosten von den Kreisen
getragen werden. Die Hebammen sind nicht sehr geneigt, daran Theil zu uehmen, besonders
da sie Kunden verlieren und dadurch materiell Schaden leiden.

Deshalb soll die Provinz den Besuch durch Gewährung von Prämien befördern, und
zwar ü, 25 M., und zu diesem Zwecke 500 M, in den Etat einstellen.

Nach den Vortragen des Herrn Landesdirektors und des Herrn Landesraths Adams
beschließtdie Commission, folgende Anträge zur Annahme zu empfehlen:

„Hoher Provinziallandtag wolle beschließen:
1. den vorbezeichncten Etat unverändert anzunehmen;
2. den Pruvinzialausschuß zu erfuchen, in dem nächsten Etat eine Summe zur Zahlung

von Prämien für die Hebammen, welche an Nachkursenin der Provinzial-Hebammen-
Lehranstalt zu Köln theilnehmen, einzustellen;

3. den Provinzialausschuß zu ermächtigen, diese Prämien auch für die gegenwärtige
Etatsperiode außeretatsmäßig zu zahlen."

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Verhandlung. Wird das Wort
gewünscht?— Das ist nicht der Fall. Wird besondere Abstimmung verlangt? Das ist auch nicht
der Fall. Dann werde ich mit Ihrer Zustimmung feststellen, daß wir die Anträge der N. Fach«
commissionin den 3 Positionen angenommen haben. Es ist mir inzwischenein Antrag des Herrn
AbgeordnetenFreiherrn von Loö zugegangen, unterstützt von 24 Mitgliedern des Hauses. Ich bitte
den Herrn Schriftführer, denselbenzu verlesen.

Schriftführer Abgeordneter Wallraf (liest):
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:

in Erwägung,
daß der Fischbestand zahlreicher Privatflüsse in der Nheinprovinzdurch Verunreinigung
derselben vollständiger Vernichtung entgegengeht und nach Lage der gegenwärtigen
Rechtsprechungeine Entschädigung der Fischereiberechtigten nicht erlangt werden kann,

daß die Erhaltung des Fischbestandesin den Privatgewässern auch im allgemeinen
vollswirthschaftlichenInteresse liegt,

den Provinzialausschuß zu beauftragen, diese Angelegenheiteiner näheren Prüfung
zu unterziehen,und dem nächsten Provinziallandtage Vorschläge zu unterbreiten, wo¬
durch diesem Uebelstanbe event, durch Beantragung gesetzlicheroder allgemein«
polizeilicher Maßnahmen entgegengetretenwerde." Freiherr von Loö und Gen.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich werde den Antrag durch Druck verviel¬
fältigen und jedem der Herren ein Exemplar zustellen lassen. In Bezug auf die geschäftliche
Behandlung ist er zunächst der I. Fachcommissionzur Vorberathung zu überweisen.

Wir gehen sodann weiter in unserer Tagesordnung:
Antrag der ll, Fachcommission zu denEtatsderProuinzial-Irrenanstalteu
zu Andernach, Bonn, Düren, Grafenberg und Merzig für die Etats-
fahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895.

Auch hier ist Herr Abgeordneter Dr. Venn Berichterstatter der Commission. Ich bitte
ihn das Wort zu nehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Venn: Am Schlüsse des abgelaufenen Jahres waren
in den 5 Provinzial-Irrenanstalten zu Andernach,Bonn, Düren, Grafenberg und Merzig 2490,
in den 6 Genossenschaftsanstaltenzu Aachen, Ebernach, Trier, Waldbreitbach, Klosterhovenund
Mariahaus bei Waldbreitbach673, zusammen 3163 Geisteskranke,gegen 2400 -4- 592 ---- 2992
im Vorjahre,

Der Abgang betrug 1276 -<- 35 --- 1311 und der Zugang 1366 > 1l6 -^ 1482.
Von den abgegangenenPersonen sind genesen 310 -4-1 — 311, gebessert 231 -j- 1 — 232,

ungeheilt 433 4- 6 --- 439, gestorben293 4- 27 --- 320, nicht geisteskrank 9.
Die Verpflegungssätzebetrugen in den 5 Prouinzialanstalten für die 1. Tifchklasse durch¬

schnittlich1,72 M, für die 2. Tifchklassedurchschnittlich1,50 M, für die 3. Tischklasse durch¬
schnittlich 0,84 M. und für die 4. Tifchklasse durchschnittlich 0,55 M.

Freistellenwaren bewilligt worden für Kranke 2. Klasse 1'^/»«°, für Kranke 3. Klasse 49,
für Kranke 4. Klasse 495 -4- 1? in den Genossenschaftsanstalten.

Im Wart- und Dienstpersonal waren 109 Zugänge und 104 Abgänge vorgekommen.
Der Betrieb der Landwirthschaftwar im Allgemeinen gut, auch die Viehwirthschaftlieh

nichts zu wünfchen übrig.
Das finanzielleResultat war, daß trotz der im abgelaufenenJahre vorhanden gewefcnen

Theuerung von dem Provinzialzuschusse der Prouinzialanstalten aä 262 300 M. --- 15 851,29 M.
nicht verbraucht wurden, obgleich durchschnittlich2? Kranke mehr verpflegt wurden, als der
Etat vorsah.

Dnrch die Ausführung des Gesetzes über die außerordentlicheArmenlast vom 11. Juli
1891, am l. April 1893 — also mit Beginn der neuen Etatsperiode — tritt in dem seit¬
herigen Aufnahmeverfahren der Provinzial-Irrenanstalten infofern eine Aenderung ein, als die
orts armen Kranken von dem Landarmenverband eingewiesen werden uud dieser die auflaufenden
Generalkosten von täglich 39 Pf. direkt und die Spezialkosten vorschußweise mit 81 Pf. pro
Kopf und Tag an die Anstalten zu zahlen hat.

Ueber dieses Verfahren hat Herr Abgeordneter Dr. Muth bereits berichtet, und ist das
veränderte Anstaltsreglement angenommen worden. Nach dem letzteren foll ebenso die Reduzirung
der Freistellen von einem Jahr auf ein viertel Jahr an heilfähige Kranke erfolgen, wodurch ein
nicht unerheblicherTheil an Wegekosten in Zukunft mehr zu vereinnahmen ist, uud wodurch denn
auch der vorliegendeEtat insofern von dem bisherigen abweicht, als an Stelle eines Provinzial-
zuschusscs von 262 300 M. ein solchervon nur 35 300 M. tritt.

Für die Bewilligung der Vierteljahrs-Freistellen und für diejenigen, welche noch in
besonderen Fällen vom Provinzialausfchuffe bewilligt werden, ist nun in dem vorliegenden

:!0
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Etat der Betrag von 105 960,50 M. bei dem Titel III, Pflegekosten der Kranken, in Abzug
gebracht worden.

Dieser Betrag stellt ungefähr ein Drittel des Geldwerthes der bis jetzt pro Jahr
bewilligten Freistellen dar und erfordert den angesetzten Provinzialznschuß von 35 300 M.

Außerdem sieht der neue Etat die Uuterbingung von 200 Kranken mehr vor wie der
bisherige. Auch diese Ausnutzung der Anstalten bezieht sich auf das genannte Armengesetz,
nm vor der Hand Schwierigkeitenbei der Unterbringung von ortsarmen Kranken vorzubeugen.

Der vorbezeichncte Provinzialzuschuß von 35 300 M. hängt nun von der Feststellung
der General- nnd Spezialkostcu für Ortsarme und dem in Abzug gekommeuenBetrage für
Freistellen ab. Wenn diese Sätze dem Vorschlage gemäß angenommen werden, so wird auch
der vorliegende Etat mit seinen Unter-Etats einer Veränderung nicht bedürfen, weil er sich dem
bisherigen Etat genau anpaßt.

Im Einzelnen habe ich Folgendes erläuternd zu bemerken:
1. Titel I der Einnahme, Zinsen und Pachte. Hier sind 540 M. bei Grasenberg

abgesetzt worden. Es ist dies Pachtzins eines Gebäudes, welches wegen Erhöhung der Beleg-
stärke der Anstalt um 50 Personen am 1. April in Selbstbcnntzung genommen werden muß.

2. Die Einnahmen aus der Länderei- und Viehstandsbenutzungunter Titel II haben bei
Andcrnach eine Erhühuug um 1300 M. nach dem zweijährigen Durchschnitt, aus demselbeu
Grunde bei Dürcn um 350 M., dagegen eine Verminderung bei Bonn durch den früher zu
hoch angesetztenErtrag der Kühe nm 1090 M,, bei Grafenberg wegen der gestiegenen Futter¬
preise und dem geringeren Ertrage der Ackerfelderum 3680 M. und bei Mcrzig um 2450 M.
wegen erhöhter Futterpreise und der Preise für frischmelkendeKühe erfahren. Die Minder¬
einnahme beträgt 5570 M.

3. An Pflegekostender Kranken bei Titel III sind trotz der für Freistellen gemachten
Abzüge vou 105 960,50 M. mehr angenommen: 358 392,50 M. Es ist dies die Folge der
auf ca. ^/,i Jahre in Wegfall kommendenFreistellen für Ortsarme und die Erhöhung der
Pensionen für Letztere — soweit sie zu den Pfleglingen gehören — von 1 M. auf 1,20 M.
pro Kopf und Tag, fodann auch die Erhöhung der Velcgstärkeder Anstalten um 200 Köpfe.

4. Die bei Titel IV, Sonstige Einnahmen und zur Abruudung, vorgenommene Ver¬
minderung um 8682,50 M. ist dadurch entstanden, daß die Milch- uud Vrodlieferung Seitens
der Irrenanstalt zu Düren an die Blindenanstalt daselbst nicht mehr bei jenem Titel verrechnet,
sondern beim Titel II (Beköstigung) in Abzug gebracht wcrdeu soll, weil letzterer Titel auch
die Produkte bezahlt. Es macht dies 7525 M. Der noch verbleibende Nest von 1157,50 M-
ist auf den zweijährigen Durchschnitt und die Abrnndung zurückzuführen.

5. Der Zuschuß aus Proviuzialmitteln hat sich, wie bereits dargelegt, von 262 300 M-
auf 35 300 M. reduzirt, das ist eine Differenz von 227 000 M.

6. Die vor Titel I der Ausgabe nicht mehr angesetzten220,70 M. der Anstalt Düren
gehören als Pachte in den Unter-Etat ^, wohin dieselben übernommen und verrechnet sind-

7. Der Titel I Besoldungen hat eine Erhöhung um 13 778 M. erfahren Dieselbe
stützt sich zum Wesentlichstenauf die Erhöhung der Gehälter nach dem Normalbcsoldungsplan.
den Lohn für die durch Erhöhung der Krankcnzahl mehr einzustellendenWärter, und endlich auf
die geringen Lohnerhöhungenfür die übrigen Anstaltsbediensteten (ca. 20 M. pro Kopf und Jahr)-

Die bisher in dem Etat vorgesehenenPensionen von zusammen 8617 M. sind auf den
neu aufgestellten Pensions-Etat übernommen worden. Die Gesammterhöhung des Besoldungs-
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titels beträgt demnach 22 395 M., die normalmäßigen Erhöhungen sind rund 6000 M., der
mehr eingestellteLohu für vermehrtes Wartpcrsonal und für Erhöhung der bisherigen Löhne
rund 13 700 M.. und für Erhöhung der Löhne des übrigen Dienstpersonals 2000 M.

8. Für Beköstigung sind unter Titel II mehr eingestellt 79 000 M., wovon auf die
200 mehr angenommenen Kranken ca. 50 000 M, entfallen, der Rest von 29 000 M. findet
dadurch feine Begründung, daß bisheran die angenommenen Tagcsbcköstiguugssätzeder 4. und
3. Klaffe bei allen Anstalten zu gering angenommen waren und daher um rund 2 Pf haben
erhöht werden müffeu.

9. Der Titel III und der Titel IV waren früher zn einem Titel vereinigt. Dieselben
sind gegen den früheren Titel um 9800 M. in Folge der erhöhten Krankenzahl gestiegen.

10. Aus demselben Grunde hat der Titel V, Reinigung, um 3700 M., der Titel VI,
Mobilien «., um 2200 M. erhöht werden müssen.

l l. Die Ausgaben für Heizung und Beleuchtung unter Titel VII uud VIII sind bei
den einzelnen Titeln in den besonderen Anstalts-Etats nach den Kohlenbedarfsquantitäten
und der jetzigenPreislage berechnet und betragen trotz der erhöhten Bclegstärke nur 132 M.
gegen früher.

12. Die unter Titel IX und X aufgeführten Ausgaben für Arzueien und Verband¬
mittel bezw. Kirchen- und Schulbedürfnifse und Bibliothek sind um 1550 M. bezw. 150 M. in
Folge der höheren Bclegstärke erhöht worden.

13 Unter Titel XI sind für Unterhaltung der Gebäude mehr vorgesehen2900 M,,
weil durch Vermehrung der Anstaltsgebäude und durch stärkere Belegstück die nothwendigsten
Reparaturen bisher schon nicht mehr alle aus dem vorhandenen Credit haben bestrittcn werden
können.

14. Die sonstigen Ausgaben unter Titel XII haben erhöht werden müssen um 3610,70 M.
wegen Vestreitnng der Invalidität?'- nnd Nltersversicherungsbeiträge,sowie wegen der von einzelnen
Anstalten gegen früher mehr zu zahlenden Communal-Einkommcnsteuein.

Im Uebrigen sind diese Ausgaben bei dem genannten Titel besonders erläutert und
tonnen eine Einschränkung bezw. Abkürzung nicht erleiden,

15. Was den zu jedem Anstalts - Etat gehörenden Unter-Etat H. über die Land¬
wirthschaft und Viehstandsnutzung, sowie den zu dem Etat Bonn und Grafcnberg gehörenden
Unter-Etat L über den Gasanstaltsbetrieb betrifft, fo entsprechen diefelben den bisherigen
Etats infowcit, als nicht durch die gemachtenErfahrungen kleine Abweichungenvon den bis¬
herigen Zahlen vorgenommen werden mußten. Diefe Unter-Etats find fachlich aufgestellt und
dürften daher unverändert bleiben.

Soweit die durch befonderesReferat des Provinzialausschussesvorgcfchlagene Aenderung
des bisherigen Anstaltsreglements und das ebenfalls vorgeschlageneneue Reglement über die
Ausführung des Gesetzes über die außerordentlicheArmcnlast, speziell die Festsetzung der General-
und Spezialkostcn für orts- und landarme Geisteskrankedurch den Provmziallandtag unverändert
angenommen wird, dürften die vorliegendenEtats der Provinzial-Irrcnanstaltcn nebst den Unter-
Etats mit Rücksicht auf die Begründung fämmtlichcr Erhöhungen und Verminderungen der
einzelnen Etatskrcdite nnveränbert zur Annahme bei dem Provinziallandtage zu empfehlen sein.
Die II. Fllchcommissiou beantragt daher:

„Hoher Provmziallandtag wolle die Etats der Provinzial-Irrenanstalten zu Andernach,
Bonn, Düren, Grafcnberg und Merzig unverändert annehmen."

30*
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Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion und schließe sie, da
sich Niemand zum Worte meldet. Ich constatire, daß Sie auch diesem Etatstheile Ihre Genehmigung
ertheilt haben.

Wir haben sodann ein drittes Referat des Herrn Abgeordneten Dr. Venn entgegen¬
zunehmen, nämlich über den Antrag der II. Fllchcommission zum Etat über die Kosten
der Leitung und Beaufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten in den
Provinzialanstalten sür die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894
und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Ich ertheile dem Herrn Referenten das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterDr. Venn: Der vorliegende Etat (S. 373 bis 375) weist
gegen den vorigen Etat eine Mehr-Einnahme und Ausgabe von 2350 M, nach.

Dieses Mehr ist einerseits durch die Erhöhung der Gehälter des Landes - Vauinfpektors
und des Hülfstechnikers nach dem Normalbesoldungsplane um zufammcn 350 M., andererseits
durch die Vereiimahmung unter Titel II und Verausgabung an den allgemeinen Baufonds
unter Titel IV von 2000 M. Zinsen des vom allgemeinen Baufonds bei der Landesbank der
Nheinvrovinz hinterlegten Betrages von 80 000 M. veranlaßt.

Der aus dem Haupt-Etat erforderliche Zuschuß ist, der oben angeführten Gehaltserhöhung
entsprechend,um 350 M. gestiegen.

Der Etat, welcher in Einnahme und Ausgabe mit 13 550 M. abschließt,dürfte dem
Vorschlagedes Provinzialausschussesgemäß unverändert festzusetzen sein.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Auch zu diesem Antrag wird das Wort nicht
gewünscht. Ich stelle fest, daß Sie denselbengenehmigt haben.

Wir gehen weiter und verhandeln über den Antrag der III. Fachcommission zum
Etat über die Verwaltung und Unterhaltung der Prooinzialstraßen für die Etats-
jahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.

Ich ertheile das Wort dem Herrn Referenten der Commifsion, Herrn Abgeordneten
Freiherrn von Plettenberg-Mehrum.

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren!
Der Etat über die Verwaltung und Unterhaltung der Provinzialstraßen für die Etatsjahre vom
1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895 liegt auf
Seite 405 des Haupt-Etats als Anlage XXII Ihnen vor. Dazu dienen als Anhang

1. Unter-Etat ^ über die Verwendung des Fonds für den Neubau von chanssirten Wegen,
welchen Sie auf Seite 435—43? finden, und

2. Unter-Etat L über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung des Gemeinde-
und Kreiswegebaues

auf Seite 439—441.
Sodann ist in Betracht zu ziehen der Ihnen ebenfalls vorliegende Bericht unter 1a des

Provinzialausschusses über die Umpflasterung von Straßen und den Neubau von Brücken. Bei
der vorgeschrittenenZeit, glaube ich, darauf verzichten zu dürfen, Punkt für Punkt des Etats
mit Ihnen durchzugehen,und verweise dabei auf die unter der Rubrik „Bemerkungen" sich be¬
findendenNotizen des Provinzialausschusses. Ich will mich darauf beschränken,zunächst Ihnen
bei dem auf Seite 406 stehenden Titel III, Nr. 1 der Einnahme „Zuschuß aus der Dotations¬
rente u. s. w." den Antrag der Commission unter 2 der DrucksachenNr. 68 zur Annahme
zu empfehlen. Derselbe lautet:

„Hoher Provinziallandtag wolle bezüglich des Titels III Nr. 1 der Einnahme des
Etats, mit Rücksicht auf die Lage der Verhandlungen über den Erlaß eines Wege-
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gesetzes, welche das baldige Znstandekommeneines solchen nicht wahrscheinlich machen,
den Prouinzialausschuß beauftragen, die seiner Zeit eingestelltenVerhandlungen über
den Erlaß eines Regulativs, betreffend den Kreis- und Gemeinde-Wegebau wieder
aufnehmen."

Die Herren werden sich entsinnen, daß uns vor zwei Jahren der Prouinzialausschuß ein
ausgearbeitetesWegercgulatiu vorlegte, dieses aber vor der Berathung zurückzog, weil Seltene der
Königlichen Staatsregierung der baldige Erlaß eines diesbezüglichen Landgcsetzes in Aussicht gestellt
wurde. Es ist auch die Königliche Staatsregierung an den Prouinzialausschuß mit einem solchen
Entwurf herangetreten, die Verhandlungen aber haben zu keinem Ziele geführt, und die Anschau¬
ungen über das für unfere Provinz in diefer Sache Nützlicheund Nöthige sind soweit ausein-
andergegllngen, daß eine baldige Einigung in dieser Beziehung wohl nicht zu erhoffen ist. Der
schon lange fühlbare Mangel eines Regulativs dürfte sich also noch lange Jahre hindurch fühlbar
machen, und deshalb empfehleich Ihnen, zur wenigstens provisorischenAusfüllung diefer Lücke,
den Antrag der Commissionzur Annahme.

Sodann bitte ich Sie, bei Titel IV. , auf Seite 406 der Ansicht der Commission beitreten
zu wollen, die hier der Meinung war, daß es sich für die Provinzialuerwaltung empfehlendürfte,
bei Ermittelung der von den Fabriken u. s. w. als Vorausleistung zu zahlenden Beiträge die
Mitwirkung der Landraths- und Bürgermeisterämter, sowie der Handelskammernin Anspruchzu
nehmen, da bei deren eingehenderen Kenntniß der örtlichen Verhältnisseeine richtigere Feststellung der
Beiträge, als bisher möglichwar, zu erwarten sein dürfte.

Es wurden ferner in der Commissiondie zu Tage getretenen Uebelständezur Sprache
gebracht, die sich aus der Bestimmung des §. 2 des Gesetzes vom 4. August 1891 ergeben, wo¬
nach der Provinz das Recht der Erhebung von Vorausleistungen nur bezüglich solcher von den
Gemeinden ausgebauten Straßen zusteht, deren Unterhaltung von ihr mit der Vefugniß über¬
nommen worden ist, dieselben jederzeit auf die Gemeinden zu übertragen. ConcurrirendeFabriken,
von denen die eine an einer solchen, die andere an einer früheren Staatsstraße liegt, werden auf
diefe Weise ungleich behandelt, was als eine Ungerechtigkeit vielfach bitter empfundenworden ist.

Die Commisfiunhält deshalb einen Antrag auf Abänderungdiefer Bestimmungdes Gefetzes
für dringend erwünfcht. ^ . ^ ^ ^ ^ ^

Dann habe ich schließlichNamens der Commission bei Titel I Nr. 1 „L. Außerordentliche
Ausgaben", Seite 432, Ihnen den Antrag unter 3. der DruckfacheNr. 68 zur Annahme zu
empfehlen: , .. ,„ , ^, .,

Hoher Provinziallandtag wolle den Provinzialausschußbeauftragen, die für den Zeit¬
raum der nächsten zehn Jahre in Aussicht genommenen Brückenbauten und U.m
pflasternngen von Straßenstreckcnin einem erheblichbeschtenmgteren Maße zur Aus-
führnng zu bringen." ^ ^

In dem Vorbericht 1» liegt Ihnen die Zusammenstellungder größeren Reparaturen vor.
die sich auf einen Zeitraum von zehn Jahren erstrecken sollen. Cs wurde in der Connmsswuhervor¬
gehoben, daß ganz abgesehenvon den Uebelständen,die durch dle ungenügendePflasterung der
Wege und durch baufällige Brücken sich sonst ergeben, auch die Reparaturen um so großer und
kostspieliger würden, je weiter man sie auffchiebe. und diefer Gesichtspunkthailptsachlich ist für die
Commissionbei Stellnng des Antrages maßgebend gewesen. Seitens der Provmzmlverwaltnng
wurde dem Antrage ein bereitwilligesEntgegenkommengezeigt nnd von ihr der Commissioneme
Reihe von Reparaturen nnd Neubauten vorgelegt, die als besondersdringend schon m den nächsten
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zwei Jahren in Angriff genommenwerden sollen. Die Commissionhat sich dann, nach Anhörung
verschiedener lokaler Wünsche, für die Ausführung dieser Arbeiten nach dem Vorschlageder Pro«
vinzialverwaltnngerklärt. Indem ich Ihnen also auch diesen Antrag, den Sie unter 3 der Druck¬
sache 68 finden, nochmalszur Annahmeempfehle, schließe ich meine Betrachtung über den Etat und
empfehle den Antrag der Commission unter 1:

„Hoher Provinziallandtag wolle den Etat über die Verwaltung und Unterhaltung der
Proviuzialstraßen unverändert annehmen."

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcu: Ich eröffne die Verhandlungen und ertheile
zunächstdas Wort dem Herrn Abgeordneten von Hagen.

Abgeordneter von Hagen: Meine Herren! Gelegentlich der früheren Berathung ist
der Provinzial-Straßenverwaltung Lob und Anerkennung nach verschiedenenRichtungen hin
gezollt worden. Ich meinestheils kann mich dem nur im Großen nnd Ganzen anschließen und
zwar namentlich, soweit es sich um die geradezu musterhafte Ceutralvcrwaltung handelt. Dies
kann mich aber nicht hindern, andererseits einige kleine Mängel oder Schattenseiten zur Sprache
zu bringen, mit der Bitte um Abhülfe. Als eine drückendeHärte bezw. unerschwingliche
Last wird es von den Gemeindenempfunden, wenn von ihnen für die Benutzung der Provinzial-
straßcn bei Anlegung von Wasserleitungen namhafte Kautionen verlangt werden. Hierdurch
wird die Ausführung dieser gemeinnützigenAnlagen, welche im wirtschaftlichen, wie feuer¬
polizeilichenInteresse ja gleich nothwendig und wünschenswert!) erscheinen, armen Gemeinden
uuter Umständen geradezu unmöglich. Ich möchte daher den Wunsch aussprechen, von diesen
Bedingungen, welche ich als beschwerende bezeichnen möchte, für die Zukunft nach Möglichkeit
abzusehen. Ucbcrhaupt vermisse ich — unmaßgeblich — denjenigen Grad und dasjenige Maß
von Entgegenkommen— von Fühlung will ich einmal sagen — zwischen den örtlichenOrganen
der Provinzial-Straßenverwaltung mit anderen Behörden. Meines Trachtens wäre z. B. sonst
folgender Fall, der sich kürzlich ereignet hat, nicht denkbar.

Denken Sie sich, meine Herren, ein Gemeindeweg mündet in eine Provinzialstraße.
Im Zuge dieses Gcmeiudewcges sind 3 Vrückcnbauten im Gange; außerdem ist der an der
Unterhaltung betheiligte Forstfiskus mit einer großen Zahl von Arbeitern anch auf diefem Wege
beschäftigt. Alfo alle Organe sind bestrebt, diesen Gemeindcwcg in einer dem öffentlichen
Verkehrsbedürfniß entsprechenden Weife herzustellen.Was geschiehtSeitens der Proviuzial-Straßen¬
verwaltung? Bei der Einmündung in die Provinzialstraße, wird die Böschung um etwa 60 cw
erhöht, so daß es geradezu unmöglich war, von dem Gemcindewegaus auf die Provinzialstraße
zu gelangen, wenigstens mit Fuhrwerk, fo daß alfo der Verkehr abgeschnitten war, daß — mit
einem Wort — die Welt da mit Brettern vernagelt schien. Es kommt mir, meine Herren,
hierbei aber absolut nicht in den Sinn, dem betreffendenVauinspettor oder seinen Unterbeamten
hier irgend einen Vurwnrf zu machen. Jedenfalls ist generell Anweisung ertheilt worden,
daß die ramponirtcn Böschungen wieder hergestellt werden sollten, und das ist auch in diesem
Falle geschehen, aber leider ohne jede Rücksicht auf die lokalen Interessen, auf die vorhandenen
Verkehrsinteressen. Es war nämlich weder dem betreffenden Landrath, noch dem betreffenden
Bürgermeister, noch dem betreffenden Ortsvorsteher, ja nicht einmal dem Feldhüter irgend eine
Mittheilung von dieser Maßregel gemacht worden. Diese Sache ist für mich fu zu sagen sympto-
mathlsch. sie ist gewissermaßenbezeichnendfür das System. Es ist eben nicht angebracht, in
Wegcsachen nach der Schablone zu arbeite». Der Apparat funktionirt nach meinen unmaß¬
geblichenErfahrungen etwas fchwerfällig bezw. langsam. In dem Flecken Grnmbach war im
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Februar oder März eine hohe Futtcrmauer an der Pruuinzialstraße eingestürzt. Der Verkehr
war dadurch geradezu gefährdet, deun eiu Theil des Straßeuterrains war mit in den Tiefen
verschwunden, uud außerdem befand sich an dieser Stelle eine scharfe, beinahe rcchtwinkelichc
Biegung. Nun ist ja von vornherein zuzugeben, daß die Aufcrtiguug von Kostenanschlägen,
die Revision der Anschläge,naturgemäß eine gewisse Zeit erfordert. Ich glaube aber doch nicht,
daß hierzu nahezu 7 Monate erforderlich wären, — denn wenn ich recht über den weiteren
Verlauf der Sache iuformirt bin — so wurde die Angelegenheit mit der Mauer in der That
erst im Oktober, nachdem die Landesvolizeibehörde sich mit der Sache befaßt hatte, erledigt.
Ich will aber auch in diesem Falle sagen, daß es mir durchaus fernliegt — ich betone das —
irgend Jemanden einen Vorwurf zu machen. Bei der vorhandenen Centralisation des Straßcn-
bauwesens ist es anscheinendnicht möglich, daß den lokalen Verhältnissen nach dieser Richtung
hin Rechnung getragen werde.

Meine Herren! Was das Submissionswcfenanlaugt, so möchte ich doch die Bitte aus>
sprechen, daß die Submissionstermine nicht regelmäßig am Sitze des betreffendenBnuinspettors,
sondern thnnlichstan Orten, welche in der Nähe der auszuführendenBauwerte liegen, abgehalten
werden. Meine Herren! Es mag dies mit manchen Unbequemlichkeiten verknüpft sein, es liegt
aber entschieden im Interesse der betreffenden Gegend, wo die Bauwerte ausgeführt weiden; denn
im anderen Falle ist es den Unternehmern, die nicht an Ort und Stelle, d. h. am Wohnsitze des
Vauinspctturs wohnen, faktisch nicht möglich, bei den großen Entfernungen, die zurückzulegen find,
bei den Reifen, die zu unternehmensind, die Submission mit Erfolg zu besuchen. Ich möchte hier
überhaupt deu Wunsch aussprcchcu, daß dcu einheimischen Unternehmern, also den Bewohnern der
Rheinprovinz, mehr Arbeiten im Provinzialstraßenwescuübertragen werden, als dies, wie ich höre,
augenblicklich der Fall ist. Soviel mir zufällig bekannt ist, wird namentlichbei Brückcubauteu,bei
Anlegung von Cemcntonrchläffenviel mit einer Firma aus Holzmindengearbeitet. Wenn es nun
zutrifft, daß diefcs Geschäftfeine eigenenMonteure mitbringt, seine eigenen Vorarbeiter, ja sogar
eigene Arbeiter — ich habe mir das sagen lassen, weiß aber nicht, ob es thatsächlich der Fall ist —
so kann ich mir nicht deuten, daß die rheinischen Unternehmer, deren wir ja ziemlich viele haben,
theurer arbeite» sollen, als eine auswärtige Firma. Dem Vernehmennach soll im einzelnen Fall
eine Berücksichtigung dieser Firma auf einem besonders eigenartigen Wege herbeigeführtworden fein.
Es wird davon gefprochen, eiu zuverlässigereinheimischerUnternehmer hätte anch offernt, und zwar
zn niedrigen, Preife. Das muß wohl die Firma erfahren haben, nud iu Folge dessen ermäßigte
sie ihr Angebot nachträglichund erhielt den Zuschlag. Ich weiß nicht, wie das zugeht, we.ß mich
nicht genau, ob dies Verfahren in den Gepflogenheitender Straßenverwaltung liegt, dann beschere
ich mich dabei. Ich möchte mir nur erlauben, dies hier zur Sprache zu bringen.

Dagegen mochte ich um eine genaue bestimmte Auskunft über folgendenFall lnttem Es
ist im Publikum an der Saar verbreitet, daß eine eben neu hergestellteBrücke über tue Pnms
kurz uach den. Neubau eingestürztsei. Ich bitte den Herrn Abgeordnetenaus dem Krech Saar-
louis um Entschuldigung,wenn ich etwa vorgreife, muß aber, wie gesagt, mn Auskunft über den
Fall bitten. Sollte er sich thatsachlichereignet haben, so bitte ich auch um Mtthellung, ob die
Provinz dadurch etwa Vermögensnachtheileerfahren hat. , .^ « «n

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Landesbaurath Drelmg hat das Wort.
Landesbaurath Dreliug: Meine Herren! Was den Wunsch des Herrn Lundrath von

Hagen bezüglich der Kautionen anlangt, so ist in der letzten Zeit die Praxis dahin ausgeübt
worden, daß, wo es immer angängig erschien, bei Ausführung von Wasserleitungenund ähnlichen
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größeren Anlagen auf den Provinzialstraßen von der Gestellung einer Kaution Seitens der
Gemeinden möglichst Abstand genommen wurde. Immer und überall wird von einer solchen
Kautionsstellung, wenn die Provinz sicher gehen will, nicht abgesehenwerden können.

Was die anderen Falle anbelangt, nämlich die Abgrabung einer Böschung zur
unrichtigen Zeit und die Verzögerung der Wiederherstellung einer eingestürztenFuttermauer, so
hat bezüglich derselben meines Grinnerns zwischen dem Herrn Landrath und dem Herrn Landes-
direktor eine Korrespondenzgeschwebt, und ist Seitens des Herrn Landesdirektorssofort das Nöthige
veranlaßt worden.

Was das Submissionswesen betrifft, so ist mir nicht erinnerlich, daß die Holzmindener
Firma theurer offerirt und doch den Zuschlag erhalten haben soll. Bei allgemeinenSubmissionen
sind wir, meine Herren, nicht immer in der Lage, dem Mindcstbietenden den Zuschlag zu geben
und das aus naheliegenden Gründen. (Sehr richtig!)

Was endlich den Ginsturz der Brücke über die Prims anbetrifft, fo ist im vorige»
Jahre im Herbst von derselben Firma, die Herr Landrath von Hagen berührt hat, eine Brücke
gebaut worden und bald nach der Ausrüstung in der That zusammengestürzt. Die Provinz
hat bei dieser Angelegenheit absolut nichts eingebüßt; denn der Unternehmer hatte es unter¬
nommen, für eiue fixirte Summe die Brücke fix und fertig herzustellen. Derselbe Unter¬
nehmer hat denn auch, ohne einen Pfennig mehr zu erhalten, noch im Spätherbst desselben
Jahres die Brücke von Neuem hergestellt und zwar so, daß sie abgenommen und noch vor
Winter dem Verkehr übergeben werden konnte. Den ganzen Sommer über haben wir die
Brücke beobachtetund nichts gefunden, was auf irgend einen Mangel an dem Bauwerke hätte
schließen lassen können. Ueber den Grund des einmaligen Einsturzes der Brücke kann ich mich
weiter nicht verbreiten, weil darüber zwischen dem Bauunternehmer und dem Lieferanten des
Cements ein Prozeß fchwebt, welcher noch nicht zum Austrag gebracht ist. Damit dürfte die
Anfrage wohl beantwortet fein.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Hagen.
Abgeordneter von Hagen: Wenn Herr Vorredner darauf hinweist, daß ich einen

Theil dieser Angelegenheit bereits als Landrnth hier an der Centralstellc zur Sprache gebracht
habe, so trifft dies allerdings zu. Ich glaubte mir aber eine intensivere Wirkung auf die
ganze Frage zu versprechen,wenn ich sie auch heilte im Plenum zur Sprache bringe.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Ich glaube, daß die einzelnen Fälle, welche der Herr Landrath

von Hagen hier vorgeführt hat, durch die Darlegungen des Herrn Aauraths Dreliug wohl erledigt
stnd. Ich möchte noch eine Bemerkung hinzufügen, welche die Anlage von Gas- und Wasser¬
leitungen in den Straßen anbetrifft. Es ist dringend nöthig, daß die Straßcnbehörde sich hier
doch sichert. Nichts, meine Herren, ist nach den Erfahrungen, die man gemacht hat, fo sehr
geeignet, die Straßen, namentlich gepflasterte Straßen, in einen schlechten Zustand zu versetzen,
als wenn Gasrohre oder Wasserrohre hineingelegt oder umgelegt werden, (Sehr richtig!) und ich
glaube, wir von unsereni Standpunkt, als Vertreter der Prouinzial-Straßcnverwaltung, können es
nur billigen, wenn sich die Provinz in diesem Punkt völlig sichert.

Bei dieser Gelegenheit will ich nicht darauf dringen, daß man nun den kleinen und
schwachen Gemeindengegenüberin solchen Fällen übermäßige Kautionen verlangt, aber in manchen
Fällen muß doch die Kaution meines Erachtens unbedingt aufrecht erhalten werden. (Sehr
richtig!)



37. RheinischerProvinziallandtag, 8. Sitzung am 13, Dezember 1892. 241

Wenn hervorgehobenist, daß eine Futtermauer eingestürzt ist und es 7 Monate gedauert
hat, bis der Wiederaufbau erfolgt ist, so wird das nach meinen Erfahrungen darin begründet sein,
daß die Frage der Nechtsverpflichtungzur Wiederherstellung der Futtermauem in sehr vielen
Gegenden ein Gegenstand rechtlicher Streitigkeiten ist. Wir haben ja Fälle gehabt, daß Prozesse
stattgefunden haben darüber, wer zum Aufbau folcher Futtermauem verpflichtet ist, und selbst¬
verständlichkann ein Rechtsstreit über solche Fragen nicht rasch erledigt werden; z. B. bezüglich
der Futtermauern längs der Prouinzialstraßen an der Mosel hat die Frage über die Verpflichtung
zur Wiederherstellungder Futtermauern civilrechtliche Streitigkeiten zwischen Straßenverwaltung,
Gemeinde und den Adjacenten hervorgerufen; in derartigen Fällen kann natürlich nicht sofort
Abhülfe geschaffen werden.

Was mir aber eigentlich Veranlassung gab, das Wort zu ergreifen, ist eine kurze Be¬
merkung, die ich zu Nr. 3 des Antrages der Fachcommissionmachenmöchte. Ich bin allerdings
auch der Ansicht,daß, wenn einmal Reparaturen, namentlich von Brücken erforderlichsind, diese
in beschleunigter Frist gemachtwerden; je länger man wartet, um so schwierigerund kostspieliger
werden die Reparaturen sein. Aber ich möchte doch darauf aufmerksammachen, daß dieser Antrag
Nr. 3 auch eine finanzielle Bedeutung hat; denn wenn die Reparaturen in einem erheblich
beschleunigtenMaße vorgenommenwerden sollen, wie jetzt die Fachcommission vorgeschlagenhat,
so wird das nach meinem Dafürhalten nicht ohne wesentlicheErhöhung der Provinzialumlagen
stattfinden können, und ich möchte mir deshalb die Anfrage erlauben, ob in der Commifsionauch
diese Seite der Frage erörtert worden ist. Denn, meine Herren, wenn es zulässig ist, diese
Reparatur in einem langsamerenTempo zu machen, — ohne Gefahr für die Sicherheit und ohne
Gefahr für den ganzen Straßenverkehr — so würde es doch meines Erachtens bedenklich sein,
nun die Provinzialverwaltung gegen ihren eigenen Antrag auf ein so wesentlichbeschleunigtes
Verfahren zu drängen, wenn wir damit die sichere Aussicht hätten, die Prcwinzialumlage wieder
um 2, 3, 400 000 M. erhöhen zu müssen. Ich möchte wissen, ob bezüglich dieser finanziellen
Seite der Frage in der Commifsion Erörterungen gepflogensind; sonst würde ich wenigstens den
Antrag nur mit der Maßgabe genehmigen können, daß die erforderlichen Mittel sich innerhalb
des jetzigenNahmens des Provinzial-Strahen-Etats bewegen, und daß die Umlage nicht erhöht wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Will der Herr Referent auf die Anfrage ant¬
worten? (Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Plettenbeig-Mchrum: Ja!) Ich ertheile ihm
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Plcttenberg.Mehrum: Dieser Gesichtspunktist in der
Commissionallerdings auch erörtert worden. Seitens der Provinzialverwaltung wurde dabei die
Aussicht eröffnet, daß es mit Zuhülfenahme des Reservefonds möglich sein würde, innerhalb der
gegebenen Grenzen des Etats die Beschleunigungzu bewirken, und hervorgehoben,daß durch die
Erspllnmgeu, die ebeu dadurch eintreten würden, daß man die Schäden nicht so groß werden läßt,
wie sie werden würden, wenn man sie unreparirt läßt, hierbei mit in Betracht zu ziehen seien. Es
'st selbstverständlich dieser Antrag gestelltworden mit voller Rücksicht auf die Zukunft und auch auf
die Etatsbewilligungender Zukunft, die ja immer in der Hand des hohen Provinziallandtags liegen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Baurath Dreling hat das Wort.
LcmdesbanrathDreling: Ich möchte auf die Anfrage des Herrn Abgeordneten Fritzen Folgen¬

des bewerten. Eine Erhöhung der Etatssätze ist weder Seitens der Verwaltung, noch Seitens der
Kommission, welche den Antrag Nr. 3 vorlegt, beabsichtigtgewesen. Man hat geglaubt, sich in der
Weise helfen zu können, daß man aus bereiten Beständen - ich erinnere an den bekannten Reserve-
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fonds — zunächst die Mittel eutuinunt uud iu späteren Etatsperioden den betreffenden Fonds um
die Summen, welche daraus entnommensind, wieder ergänzt. Auf diese Weise wird man, wenigstens
in den ersten beiden Jahren, weit rascher vorwärts kommen, als es ursprünglichbeabsichtigtwar,
und das ist für die beiden ersten Jahre anch äußerst wüuscheuswerth, weil es sich zunächst um den
Umbau mehrerer Brückenhandelt, von denen die Aufsichtsbehörde eine sofortige Neuherstcllungder«
langt hat. Werden die Ueberschüsse des Reservefondsin den beiden nächsten Jahren für derartige
Nenbcmten zur Verfügung gestellt, so wird man über die dringeudsteuErfordernisse, welche vor»
liegen, Hinwegkummen.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Das Wort hat Herr AbgeordneterFritzen.
AbgeordneterFritzen: Da nach diesen Erklärungen die Annahme der Nr. 3 des Antrags

eine Erhöhung der Umlage nicht bedingt, so ziehe ich meiue Bedeuten zurück.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr AbgeordneterEisenlohr.
AbgeordneterEisenlohr: Meine Herren! Ich weiß nicht, ob hier nicht ein Irrthum

vorliegt. Ich sehe hier, daß es im Bericht heißt, es sei vou Barmen kein Antrag auf Unterstützung
der Schwarzbllchthalbahugestellt worden. So viel ich weiß, ist im Monat März d. I. irgend ein
Antrag von den Interessenten hierher gerichtet. Darauf ist noch keine Autwort erfolgt. Ich werde
mir sofort gestatten, deshalb eine geuaue Anfrage dorthin zu richten, und würde dann wohl bis
morgen oder übermorgen noch einmal auf deu Fall zurückkommen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Sollte sich der Herr Abgeordnete nicht in einem
Irrthum befiuden, uud den folgendeu Gegenstandder Tngesorduuug mit dem gegenwärtigenver¬
wechseln? —- (AbgeordneterEisenlohr: Ja, dann bitte ich um Verzeihung.) Es hat zn diesem
Gegenstand Niemand mehr das Wort gewünscht. Ich schließe daher die Diskussion.

Wir kommen zur Abstimmung. Wünschendie Herren die Abstimmung über jede einzelne
Position? (Nnfe: Nein!) Dann darf ich wohl mit Ihrer Iuftimmnng annehmen, daß Sie die
drei Punkte des Antrags der Fachcommissionzum Beschlußerhobcu haben.

Nun kommen wir zn dem Gegenstände,zu dem so eben Herr AbgeordneterEisenlohr sprechen
wollte. Das ist der Antrag der III. Fachcommission zn dem Bericht nnd den Anträgen
des Provinzialausschusses über den derzeitigen Stand der Angelegenheit, betreffend
die Uebernahme der Unterhaltung der in der Nhcinpruvinz gelegenen Attienftraßen
auf Provinzialfonds.

Ich ertheile dem Berichterstatter der Commission,Herrn AbgeordnetenLinz, das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Linz: Meine Herren! Auf den Antrag der Königlichen

Negierung in Aachen, der im Jahre 1890 gestellt wurde, die Aktienstraßen,die im Bezirk Aachen
gelegen sind, zu übernehmen, hat der 36. Provinziallandtag folgenden Beschluß gefaßt:

„1. die Entscheidungüber den Antrag zur Zeit noch auszusetzenund
2. den Provinzialausschuß zu beauftragen, dem nächsten Provinziallandtage eine Vorlage

darüber zu unterbreiten:
») welche der jetzt noch bestehenden Altienstrahen auf die Unterhaltung durch die

Provinz zu übernehmen sein werden, und wie hoch sich die Kosten sür den erst¬
maligen provinzialstraßenmllhigenAusbau und die fernere jährliche Unterhaltung
belaufen;

K) in welcherWeise der Ausbau und die fernere Unterhaltung der übrigen Altien¬
strahen in Zukunft zu regeln sein möchte,"
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Es haben darauf, meine Herren, in den letzten zwei Jahren eingehendeErmittelungen
über die Aktienstraßenstattgefunden,deren Stand ich mich beehre, in folgender Weise darzulegen.

Es kommen zuerst in Betracht die Aktienstraßen im RegierungsbezirkAachen, und da
darf ich mich deren näherer Aufzählung enthalten und verweisenauf Seite 1 der Drucksache 18.
Um die Uebernahmedieser Straßen vorzubereiten, hat die Provinzialuerwaltung an die Regierung
zu Aachen die Frage gestellt, wie es sich mit der Beschaffenheitdieser Straßen verhält, ob sie dem
Verkehrsbedürfnisscgenügten, und ob sie zu keinen polizeilichen BedenkenAnlaß geben. Sie hat
weiterhin — und das war wohl die Hauptfrage — sich darüber eiue Aeußerung erbeten, ob die
bctheiligten Gemeinden resp. Kreise die Aktionäre abfinden und ob erstere einen Zuschuß zur Her¬
stellung der Steinbahneu leisten wollten, Das ist unbedingt der Hauptpunkt, weil die Provinz
mit Fug und Recht an dem Prinzip festhält, daß, wenn die Aktiengesellschaften übernommen
werden sollen, vorher die Kreise und Gemeinden sich zu Beiträgen in irgend einer Weise ver¬
pflichtensollten, sei es durch Hergäbe eines Zuschusses zum Ausbau der Straßen als Provinzial-
strahen, sei es durch unentgeltlicheHergäbe der Straßen. Die Antwort, die von der Regierung
zu Aachen eingelaufen ist, ist eine solche, daß die III. FachcommissionIhnen nur bezüglich einer
einzigen Straße die Uebernahme auf Prouinzialmittel empfehlenkann.

Ich beginne mit den Straßen, denen gegenüber die III. FachcommissionIhnen vor¬
schlägt, von einer Uebernahme auf die Provinz abzufetzen. Es ist zuerst die Stollberg-Eschweiler-
Iülich'er Straße. Hier, meine Herren, haben die Aktionäre 40 000 M. für die Straße gefordert,
und die detheiligten Kreise und Gemeinden haben es abgelehnt, diese Forderung zu befriedigen,
so laß, gestützt hierauf, die III. Fachcommifsion der Ansichtwar, wenn nicht einmal die Gemeinden
auf die Forderung der Aktionäre eingehen wollten und die Aktionäre eine solche erhöhte Forderung
stellten, der Provinziallandtag keine Veranlassung habe, der Uebernahme der Straßen näher
zu treten.

Es folgt dann weiter die Straße über Eupen nach Aachen. Auch hier hat weder der
Kreis, noch die bctheiligten Landgemeinden,noch die Stadt Aachen den Erwerb der Straße von
den Aktionären gesichert.

Ebenso oder ähnlich verhält es sich mit der Gschweiler-Düren'erStraße. Hier haben die
bethciligten Gemeinden jeden Beitrag zum Erwerb und zur Iustandsetzung der Straße abgelehnt,
so daß wir bezüglich der drei genannten Straßen ein durchaus passives Verhalten der Kreise oder
Gemeinden vor uns haben. Demgegenüber glaubt die Fachcommissionvon der Uebernahme
Abstand nehmen zu solleu.

Anders verhält es sich mit der Aachen-Stollberg'er Straße. Hier hat sich sowohl der
Landkreis wie der Stadtkreis Aachen bereit erklärt, Beiträge zu leisten. Es hat sich weiterhin
der Kreis Aachen Land bereits zum Theil in den Besitz der Straße gesetzt, hat das Eigenthum
bereits erworben und wird den restirenden Theil in kurzer Zeit erwerben. Was die Kosten der
Straße angeht, so belaufen sich dieselbenauf etwa 90 200 M. Davon entfallen auf den Stadt¬
kreis Aachen 13 960 M., auf die Provinz, foweit die Straße in dem Stadtkreis Aachen gelegen
T 6040 M.; auf den Landkreis Aachen fallen im Ganzen 70 200 M, hiervon auf die Provinz
30 472 M., den Kreis Aachen 39 728 M. .... ^. ... .

Sie hören also, meine Herren, daß die letztgenannte Summe, die auf den Stadtkreis
und auf den Landkreis für den Ausbau der Straße entfällt, durch deren Uebernahme Seitens
°« genannten Kreise bereits gesicherterscheint. Weiterhin befindet sich die Straße bereits zum
Theil im Eigenthum des Landkreises resp, des Stadtkreises, und wird der restireude Theil in
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kurzer Zeit von dem ersteren erworben werden. Es liegt nach der Auffassung der Commission
also ein derartiges EntgegenkommenSeitens der Gemeinden und betheiligtcn Kreise vor, daß
Ihnen vorgeschlagenwerden kann, die Straße auf die Provinz zu übernehmen, und zwar mit
Gewährung einer Prämie von 4 M. pro laufenden Meter aus Provinzialmitteln.

Nun, meine Herren, folgt der Regierungsbezirk Eoblenz. Da haben Sie sich mit
einer Straße zu beschäftigen,die Ihnen wohl recht bekannt fein wird, und die mir, obwohl
ich ein Neuling in diefem Haufe bin, auch nicht ganz unbekannt ist. Es ist die Maycn-Ander-
nach'er Aktienstraße mit der Abzweigung nach Weihenthurm, und da glaubt denn die III. Fach-
eommissionauch vorschlagenzu können, diese Straße, die hier schon oft bittend erschienen ist,
endlich zu erhören und zu übernehmen, und zwar mich gegen die übliche Bewilligung einer Prämie
von 4 M. für den laufenden Meter. Hier weht ein ganz anderer entgegenkommenderWind,
als bei den Aachen'er Aktienstraßen. Denn hier haben die Herren Aktionäre sich großmüthig
bereit erklärt, die Straße unentgeltlich zu übergeben. Es bedarf weiterhin, was den Ausbau
der Straße angeht, allerdings einer großen Summe, die sich auf 227 000 M. berechnet.Davon
entfallen auf die Provinz 91320 M. und auf die betheiligten Gemeinden resp, den Kreis
135680 M. Diese Summe ließ es dem mir wohlbekannten Landrath des Kreises Matzen
angebracht erscheinen,der Frage näher zu treten, ob es nicht angezeigt sei, diese Summe iu
etwas zu retmzireu, und zwar glaubte der genannte Landrath nach zwei Seiten hin einen Aus¬
weg gefunden zu haben. Vorerst war er der Ansicht, daß eine Steinbahn von 4'/« Meter
gegenüber der im Kostenanschlag vorgesehenenSteinbahn von 5 Meter genüge. Und, meine
Herren, dieser Vorschlag hat auch die Zustimmung des Provinzialausschusses gefunden und hat
ebenfowenig bei der FachcommissionirgendwelcheBedenken erregt.

Weiterhin wurde von Seiten des Mayen'er Landrathsamtes zur Erwägung gestellt, ob
es nicht möglich sei, als Deckbeschüttungsmaterial der Straße statt des Vasaltkleinschlages,
welcher vorgesehenwar, Basaltlava zu verwenden, und da, meine Herren, hat allerdings der
Provinzialausschuß Nein gesagt. Die Fachcommissionist jedoch einstimmig der Ansicht gewesen,
daß wir mit gutem Gewissen empfehlen können, ein Vefchüttungsmaterial kann genommen
werden, das aus Vasaltlaoa und nicht aus Basalt besteht, weil wir nämlich, meine Herren,
der Ansicht waren — uud zwar in Uebereinstimmung mit Herrn Baurath Dreling — daß
der Basalt, wie es hier im Antrag der Fachcommissionausgeführt ist, von der mittleren Härte
der rheinischenGrauwacke, vollstäudig dem Verkehrsbedürfniß genüge, und wir glaubten, daß
er schon aus dem Grunde genügen müsse, weil die Provinz selbst im Kreise Mähen und zwar
in Fornich einen Vasaltlavabruch angekauft hat, defsen Material als durchaus geignetes
Vefchüttungsmaterial verwendet werden soll, und weil man weiterhin der Ansicht war, daß
gerade im Kreise Mähen noch an anderen Stellen eine Vasaltlava von der gewünschtenHärte
und Stärke aufzufinden sei. Da fchien es denn doch eine große Härte, wenn wir eine
Beschattung verlangten, die bedeutend theurer war als die vorgeschlagene, und die in ihrer
Güte von der letzteren säst vollständig erreicht wird. Das, meine Herren, ist der Grund,
weshalb Sie in der Position 1 eine kleine Abweichung von dem Antrage des Provinzial¬
ausschusses finden.

Ich wende mich nun, meine Herren, zu dem RegierungsbezirkDüsseldorf. Da ist "«e
Fachcommissionauch in der Lage, Ihnen die Uebernahmeder Straße von Mülheim a. d. Ruhr
nach Vorbeck zwar nicht direkt zu empfehlen, aber dieser Straße gegenüber, meine Herren, eine
sympathischere Stellung, wie dies Seitens des Provinzialausschussesgeschehen, einzunehmen. Der
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Proviuzialausschußhat beantragt, Sie »vollen aussprechen, daß für die Uebernahme dieser Straße
ein Bedürfniß nicht vorhanden sei. Nun, meine Herren, sind im Schoße der Commissionvon
solchen Mitgliedern, die darüber sehr gut orientirt sein konnten,wichtige Bedenken darüber geäußert
worden, ob die Unterlagen, auf denen der Beschlußdes Provinzialcmsschussesfußte, nicht irrthüm»
licher Natur seien, und die Fachcommission war der Ansicht, daß man dem hohen Hause vorschlagen
sollte, eine erneute Enquete über die Vertehrsuerhältnisseauf der Straße stattfinde» zu lassen, und
wenn die Enquete für diese Straße ergebe, daß in Wirklichkeitder Verkehr dort kein so unbe¬
deutender sei, daß dann dem nächsten Landtage eine Aurlage unterbreitet werden sollte, daß auch
diese Straße uuter den üblichen Bedingungen — Bewilligung einer Prämie von 4 M. für den
laufenden Meter — von der Provinz übernommen werden solle, und diese Ansicht der III. Fach»
commission findet in der Resolution unter 3 ihren Ausdruck.

Was die übrigen Straßen angeht, so sind wir nicht in der Lage, die Uebernahme der¬
selben zu empfehlen, und zwar aus folgenden Gründen. Ich fasse die Klinkerstrahevon Wyler
bis Cranenburg zusammen mit der Emmerich'er Straße bis S'Heerenberg an der holländischen
Grcnze. Hier mangelte es nach dem uns vorliegenden Material an jedem Verkehrsinteresse!
überdies war, soweit zu unserer Kenntniß gekommen, bis jetzt ein Antrag auf Uebernahme gar
nicht gestelltworden. Ich wiederhole also, weder ein Verkehrsbedürfnih noch ein Uebernahme-
antrag lag vor. Das war der Grund für unsere ablehnende Haltung.

Aehnlichverhält es sich mit der Straße Moers-Homberg. Es ist bis jetzt eine bestimmte
Stellungnahme von Seiten der betheiligten Gemeinden resp. Kreise auf die Seitens der Provinz
gestellteFrage, ob sie bereit seien, die Straße zu übernehmen, nur insoweit erfolgt, als die
Gemeinden erklärt haben, daß sie nicht in der Lage seien, irgendwelcheSumme für den Bau
und die Instandhaltung der Straße zn übernehmen. Wir müssen aber von den Gemeinden ein
kleines Entgegenkommenwenigstens verlangen. Wollen die Gemeinden nichts zahlen, dann wird
die Provinz nicht in der Lage sein, die Straße zu übernehmen.

Das sind kurz die Gesichtspunkte,die uns zu den Resolutionen geführt haben, die in
der Druckfache Nr. 75 niedergelegt sind.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Diskusston und ertheile das
Wort dein Herrn Abgeordneten Broich.

Abgeordneter Broich: Als wir vor 2 Jahren unter entgegenkommendenWorten des
Herrn Landesdirektors den Beschluß faßten, den der Herr Referent foeben vorgelesenhat, habe
ich wenigstens die Hoffnung gehabt, daß der Provinzialausfchuß der Sache doch etwas naher
treten würbe, als das aus der hier vor uns liegenden Drucksache zu ersehen ist. Ganz besonders
ist die Aachen-Eupen'erAktienstraße recht stiefmütterlich behandelt worden. Weber aus dem
gedruckten Berichte noch aus dem Referat ist zu ersehen, daß die betheiligten Gemeinden befragt
worden sind. Der Herr Referent bezieht sich in seinem Berichte auf eine Mittheilung des Kreis¬
landrathes, wonach der Kreis als solcher nicht geneigt scheint, die Straße zu übernehmen. Der
Kreis «ls solcher hat allerdings ein besonderesInteresse an der Uebernahme der Straße nicht,
die zunächst betheiligten Gemeinden sind, wie vorhin schon bemerkt, nicht befragt worden Der
Kreis Eupen ist wie ich schon bei früherer Gelegenheitdie Ehre hatte auszuführen, ganz besonders
vernachlässigt von Seiten der Provinzialverwaltung, soweit der Straßenbau m Frage kommt
Dieser Kreis hat wenn ich nicht irre, der Kilometerzahlnach die kleinste Strecke von Provinzial-
straßen und zwar nur zwei Straßen, von denen die eine, die Aachen-Lüttich'erStraße, den Kreis
an der Grenze berührt und nur für eine geringe Anzahl Grenzbewohner eine Bedeutung hat,
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während die andere, von Eupen nach Montjoie führend, heute fast gar nicht mehr benutzt wird, weil
eine Eisenbahn den Betrieb aufgenommen hat. Einen Vortheil bietet dieselbe heute nur noch dem
Forstfiskus, infofern eine erleichterteHolzabfuhr auf der Straße ermöglichtwird. Die einzige
Straße, die den Kreis mitten durchschneidet und allein ihm oder vielmehr einzelnen Gemeinden
derfelben einen besonderenNutzen bringt, ist eben die Akticnstraße Aachen-Euvenmit einer Länge
von 18 Km. Diefe Straße ist schon lange ohne Verdienst und arbeitet sogar mit Unterbilanz.
Im letzten Jahre hat sich ein Defizit von 40 M. ergeben. Schon seit Jahrzehnten ist nichts verdient
worden, höchstens '/y, 1, vielleichtauch einmal 1'/»"/». Daß diese Straße nicht im besten Zustande
ist, ist bei der finanziellen Lage der Aktiengesellschaft wohl selbstverständlich. Wenn sich der Herr
Referent auf den Standpunkt der Provinzialverwaltung stellt, daß eine Straße von der Provinz
niemals übernommen werden kann, wenn die betheiligten Gemeinden dazu nicht einen großen
Beitrag leisten, so trifft das für den untergebenen Fall nicht zu. Diese Straße ist nicht eine
Communalstraße, die, wenn sie nicht da wäre, von den Gemeinden hergestelltwerden müßte,
sondern sie ist eine durchgehendeStraße, die sich nach der früheren Bezeichnungals Staatsstraße
darstellen würde, indem sie den Verkehr zwischen Aachen-Eupen-Verviers und dem belgischen
Hinterlande vermittelt. Sie ist immer auch sür den durchgehenden Verkehr benutzt worden, z. B.
früher von der belgifch-deutschen Post.

Ein anderer Punkt, den ich jedoch nur andeuten möchte, darf hier nicht ganz Übergängen
werden. Es ist nämlich der Bürgermeister der beiden besonders betheiligten Gemeinden zugleich
der besoldete Verwalter der Aktienstraße. Die Schwierigkeiten, meine Herren, die sich aus dieser
Situation bei Verhandlungen mit den Gemeindenüber die Frage der Uebernahme der Straße auf
Pruvinzialfonds ergeben, brauche ich uicht weiter zu erläutern, wenn ich das hohe Haus nur au
die Machtstellung des Bürgermeisters im Gemciudcratheerinnern darf. Bei dieser eigenthümlichen
Lage, in der sich gerade die Verhältnisseder vielerwähnteuAktienstraße befinden,erscheint es geboten,
nicht mit den Gemeinden, sondern direkt mit dem Vorstände der Aktiengesellschaft zu verhandeln, da
nur dieser Weg einen Erfolg versprechenläßt. Ich werde mir erlauben, dem hohen Hause einen
dllhinzielendenAntrag vorzulegen. — Was nun die Uebernahme der Straße noch besonderswün-
schcnswerthmacht, ist folgender Umstand. In den der Straße nahe liegenden Gemeinden wohnt
eine große Zahl von Handwebern, sogenanntenHauswcbern, deren bedrückte Lage wiederholt und
noch hcnte in diesem hohen Haufe Erwähnung und Theilnahme gefunden hat. Dieselbenbeziehen
ihre Ketten von Aachen und Eupen, wohin sie auch die fertigen Stücke zurück zu befördern haben.
Die Fuhrleute, die diesen Verkehruud Austausch besorgen,haben auf der Straße sehr hohe Barriere¬
gelder zu zahlen, welche Unkosten sie selbstverständlich- es ist wenigstensso Sitte oder Unsitte -^
wiederumauf den kleinen Handwerkerin mehrfacherhöhtem Prozentsatz abwälzen. Die Kosten der
Instandhaltuug der Straße trägt also hier gerade der kleine Handwerker,den zu schützen man sonst
so eifrig bemüht ist. Es kostet aber das Barrieregeld z. A. für ein doppeltbefpnnntes Lastfuhrwerk
von Aachen nach Eupen und zurück 2,40 M., gewiß ein hoher Satz. Nicht verschwiegen werden
darf auch die große Belästigung, die dem dieser Last anderswo längst entwöhntenPublikum aus
der Barrieregelderhebuugerwächst. Wenn der Herr Referent in seinem der Mayen-Andernach'er<
straße su günstigen Berichte darauf hinweist, daß die Aktionäre dieser Straße ihr Eigenthnmsrecht
ohne Entgelt nuf die Provinz übertrngen haben, so gehe ich wohl nicht fehl mit der Annahme, daß
diese Attlenbesitzer auch zu gleicher Zeit die Hauptbenutzer der Straße sind uud sich deshalb recht
gerne die Straße von der Provinz unterhalten lassen werden. Bei der von mir vertretenen Straße
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sind die Aktien in Händen von Leuten, die an der Bcuntzuug der Straße ein geschäftlichesoder
persönliches Interesse nicht haben.

In dein Berichtedes Provinzialcmsschusses ist nun noch einer Mittheilung des Landrathes
des Kreises Eupen Erwähnung gethan, wonachdemnächst die betreffenden Aktien theilwcisc oder zum
großen Theil in andere Hände übergehen würden, und daß dann bei der Uebernahmeder Straße
billigere Bedingungenzu erwarten wären. Ja, meine Herreu, es bemüht sich allerdings ein Herr
und zwar der Vorsteher eines Vcrschönerungsvcreius,Aktien durch billigen Kauf oder scheukweisc zu
erwerbe». Er will aber dadurch nur Kapital für seine» Vrrschöncrungsvereinherausschlagen.Daß
der Herr bei etwaigen Verhandlungen glimpflicher verfahren werde als die jetzigen Aktionäre,
glaube ich für meinen Theil nicht. Um nun zn ermöglichen, daß die Straße doch nicht gerade so
in den, etwas mangelhaftenZustande, wie sie jetzt ist, übernommenwerde, wird es sich, wie schon
bemerkt, empfehlen, mit der Aktiengesellschaftdirekt abzufchließen und dabei einen Theil des Kauf¬
preises zur Instandsetzung der Straßen zu bestimmen. Es scheint mir doch unbillig, daß eine
Aktiengesellschaft, die seit mehr als einem Jahrzehnt diese Straße ohne jeden Verdienst unter¬
halten hat, dieselbe jetzt ohne Aeguivaleut abtrete» soll, zumal die Provinz die Straße, wenn sie
nicht vorhanden wäre, im Verkehrsinteresscaus ihren Mitteln herstellenmüßte.

Ich erlaube mir deshalb, mit Rücksicht auf die eigenthümliche Lage dieser Straße folgen¬
den Antrag dein hohen Haufe vorzulegen:

„Hoher Provinziallllndtag wolle den Provinzialausschuß beauftragen, mit dem Vor¬
staude der Aktiengesellschaft „Aachen ° Eupen'er Aktienstmße" behufs Uebernahme der
Straße als Provinzialstrahe in Verbinduug zu treten und dem nächsten Provinzial-
landtage einen Vorschlag zur Uebernahme zu unterbreiten bezw. über den Erfolg der
Verhandlungen zu berichten."

Das hohe Haus wird mit mir darin einverstanden sein, daß der kurze Bericht des Land¬
rathes doch nicht allein das Maß abgeben kann für eine genaue Unterfuchungder Sachlage, wie
wir sie vor zwei Jahren dein Provinzialausschuß in dein Eingangs erwähnten Beschlusse
empfohlenhaben.

Stellvertretender Vorfitzender Ianßen: Wird das Wort noch gewünscht? Der Herr
Abgeordnete Eiscnlohr hat das Wort.

Abgeordneter Eisenlohr: Ich habe mich in einem Irrthum befunden, es 'st eme
Eingabe, die noch nicht von der Regierung zurück ist, und sie ist heute von keiner Bedeutung.
Es ist nicht ein Antrag an den Provinzialausschuß. sondern es wird darüber ,mt der Regierung
verhandelt. Ich bitte deshalb um Entschuldigung. ,..«.,. „> m, ^.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich schließe nunmehr d« D.slussion. Wünscht
der Herr Referent das Schlußwort? <«,.<<. ^ ^ »> c.

Berichterstatter Abgeordneter Linz: Der Herr Abgeordnete Brouch hob hervor, daß
der Kreis Enpen doch nur mit einer sehr kleinen Provinzial-Straßenstrecke bedacht se: gegenüber
den vessersituirten anderen Kreisen im Aachener Bezirk. Das l.egt wohl daran, daß der Kre.s
Eupen wohl nur der kleinste Kreis im Bezirk Aachen ist. Ich "e emen anderen Krns
nennen, der sehr groß ist uud doch nur eine ganz kleiue Provmzm -Straßenstrecke hat. Wenn
der Herr Vorredner dann erwähnte, daß die Aktiengesellschaft nur aus Interesse für
das Gemeinwohl die Straße aufrecht erhalten hat. dann sollte ihr Interesse für das Gemem-
wohl sich doch dadurch bethätigen, daß sie jetzt nicht eine Forderung m der Hohe von 75 000 M.
für ihre Aktien stellt.
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Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Wir werden abzustimmenhaben. Es wird nicht
nöthig sein, über diesen Antrag nummernweise abstimmen zu lassen, um unter Nr. 5 den Zusatz
des Herrn Abgeordneten Broich zur Erledigung bringen zu tonnen.

Ich bitte diejenigen Herren, die den Antrag des Provinzialausschussesunter Nr. 1 mit
der Maßgabe genehmigen,daß hinter dem Worte „Weihenthurm" in der dritten Zeile folgender
Zusatz gemacht wird: „und zwar unter Verwendung von Basaltlava von der mittleren Härte der
rheinischen Grauwacke als Beschüttungsmaterial für die letztgenannteStraße", sich zu erheben.
(Geschieht.) Es ist die große Majorität.

Ich nehme an, daß Sie mit derselben Majorität auch die Anträge sud Nr. 2, 3, 4
annehmen.

Unter Nr. 5 käme dann der Antrag Vroich:
„Hoher Piovinzillllandtllg wolle den Provinzialausschuß beauftragen, mit dem Vor¬
stände der Aktiengesellschaft „Aachen-Eupen'er Aktienstraße" behufs Uebernahme der
Straße als Provinzialstraße in Verbindung zu treten und dem nächstenPruvinzial-
landtllge einen Vorschlag zur Uebernahme zu unterbreiten bezw. über den Erfolg der
Verhandlungen zu berichten."

DiejenigenHerren, welche diesem Antrage zustimmen, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht)
Das Ergebniß ist zweifelhaft. Ich darf wohl um die Gegenprobe bitten. Ich bitte diejenigen
Herren, welche diefem Antrage Ihre Zustimmung nicht ertheilen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist die Minderheit. Die vorherstehendenHerren waren die Majorität, der Antrag Broich ist
demnach angenommen.

Somit wäre unsere Tagesordnung erschöpft. Ich möchte die morgige Sitzung um
11 Uhr beginnen lassen und auf die Tagesordnung fetzen, zunächst:

Ersatzwahl eines Mitgliedes des Provinzialausfchufses.
Antrag der verstärkten III. Fachcommifsionzu dem Bericht und zu den Anträgen des

Provinzialausschusses über die aus Anlaß des Gesetzes über Kleinbahnen und Privatanschluß-
bahncn vom 28. Juli 1892 (G.-S. S. 225) zu treffenden Maßnahmen.

Antrag der Spezialcommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Errichtung des Kaiser Wilhelm-Denkmals in der Rheinprovinz.

Antrag der I. Fachcommissionzur Petition der Mutter des verstorbenen zweiten Arztes
der Provinzial.Irrenanstalt in Grafmberg, Wittwe Huberty, um Bewilligung einer laufenden
Unterstützung.

Antrag der I. Fachcommissionzur Petition der frühern Vizeoberwürterin Marie Menche
an der Provinzial-Irrenansto.lt zu Bonn um Bewilligung einer Pension.

Antrag der I. Fachcommisionzu dem Bericht und zu den Anträgen des Provinzial¬
ausschusses,betreffendBewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Stände¬
funds) und zur Petition der katholischenGemeinde Forst im Kreise Cochemum Bewilligung
einer Beihülfe von 2100 M. zur Herstellung der Schwanenkirche.

Antrag der I. Fachcommifsion zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend das Reglement über das Kassen- und Rechnungswesen der Landesbant.

Antrag der I. Fachcommifsion zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Erwirkung des Privilegiums zur ferneren Ausgabe von Rheinprovinz-Anleihe¬
schemen.
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Antrag der II, Fachcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzial-
ausschusses, betreffend das in Ausführung des Gesetzes vom 22. April 1892 über die Ent¬
schädigung für an Milzbrand gefallene Thiere zu erlassende Reglement.

Wenn es uns gelingt, diese Tagesordnung morgen zu erledigen, dann kann ich den
Herren die Aussicht eröffnen, daß wir am Donnerstag mit unserer Tagung schließen werden. Es
bleibt dann noch ein nicht zu großer Rest, den wir füglich in einer Schlußsitzung am Donners,
tag in etwa zwei Stunden erledigen können.

Ich bitte aber dringend die Herren Vertreter der einzelnen Bezirke, sich über die Persön¬
lichkeitenzu verständigen, die sie zur Wahl in die Oberersatzcommissionenvorschlagen möchten.
Das Resultat dieser Berathungen mühte bis morgen 10 Uhr dem Herrn Vorsitzenden der
I. Fachcommission,dem Herrn AbgeordnetenBecker, mitgetheilt werden. Herr AbgeordneterFrei¬
herr von Los hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Loe: Der Herr Vorsitzende hat die Schlußsitzungauf über¬
morgen angesetzt. Es stehen aber auf der vorgeschlagenenTagesordnung einige Gegenstände,von
denen es nicht unmöglichist, daß sie eine längere Diskussion hervorrufen; auch der verehrte Herr
Vorsitzendescheint sich nicht so ganz sicher zu fühlen. Ich kann mich der Befürchtung nicht ver¬
schließen, daß wir morgen nicht fertig werden. Der Wunsch, übermorgen nach Hause zu gehen,
ist aber ein ziemlich allgemeiner, und ich frage, ob wir nicht heute Abend noch Einiges abmachen
können, (Lebhafter Widerspruch.)

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich glaube, nachdem wir heute schon einige
Stunden gearbeitet haben und wir schon ziemlich weit in den Nachmittag hineingerücktsind, wird
es sich doch nicht empfehlen, heute noch eine zweite Sitzung zu halten. Ich glaube, wenn wir
von den zur morgigen Tagesordnung vorgeschlagenenSachen auch die ganze letzte Hälfte auf
die übermorgige Tagesordnung übernehmen, fo weiden wir doch noch zeitig mit unferm Pensum
fertig. Herr Abgeordneter Freiherr von Geyr hat das Wort zur Geschäftsordnung,

Abgeordneter Freiherr von Geyr: Ich möchte noch besonders die Herren des Regie¬
rungsbezirksAachen bitten, sich doch morgen um '/2l0 Uhr hier einzusinken,um über die Vezirks-
wahlen noch Rücksprache zu nehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Die Tagesordnung steht fest.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 4 Uhr.)

32
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Neunte Sitzung
UN Stcmdehcmsezu Düsseldorf, am Mittwoch den 14. Dezember 1892.

Beginn: 11 Uhr Vormittags.

Tagesordnung.

1. Ersatzwahl eines Mitgliedes des Provinzialausschusscs.
2. Antrag der verstärkten III. Fachcommissionzu dem Bericht und zu den Antrügen des Pro«

vinzialausschussesüber die ans Anlaß des Gesetzes über Kleinbahnen und Privatanschluß¬
bahnen vom 28. Juli 1892 (G.-S. S. 225) zu treffenden Mahnahmen. Drucksachen Nr. 1?
und 80. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Linz.

3. Antrag der Spezialcommission zum Bericht und Antrag des Proviuzialausschusses,betreffend
die Errichtung des Kaiser-Wilhelm-Denkmals in der Rheinprovinz. DrucksachenNr. 4 und
86. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Dr. Frowein.

4. Antrag der I. Fachcommission zur Petition der Mutter des verstorbenen II. Arztes Dr.
Hubert« an der Provinzial-Irrenanstalt in Grafenberg, Wittwe Hubcrty, um Bewilligung
einer laufenden Unterstützung. DrucksachenNr. 26 pos. 3 und Nr. 74. Berichterstatter
der Commission: Abgeordneter Albert Croon.

5. Antrag der I. Fachcommissionzur Petition der früheren Vizcoberwärterin Marie Menche
an der Provinzial-Irrenanstalt zu Bonn um Bewilligung einer Pension. Drucksachen Nr. ?6.
Berichterstatter der Commission: Albert Croon.

6. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht und zu deu Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Standefonos),
Drucksachen Nr. 6, und zur Petition der katholischenGemeinde Forst im Kreise CochemUM
Bewilligung einer Veihülfte von 2100 M. znr Herstellung der Schwanenkirche. Drucksachen
Nr. 77. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Dietzc.

7. Antrag der I. Fachcommissionznm Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
das Reglement über das Kaffen- und Rechnungswesen der Landesbank. DrncksachenNr. 8
und 78. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Dictze.

8. Antrag der I. Fachcommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Erwirkung des Privilegiums zur ferneren Ausgabe von Rheinprovinz-Anleihescheinen.Druck¬
sachen Nr. 9 und 79. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Dietze.

9. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses-
betreffend das in Ausführung des Gesetzes vom 22. April 1892 über die Entschädigung für,
an Milzbrand gefallene Thiere zu erlassende Reglement. Druckfachen Nr. 56 und 84,
Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Vloem.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dem Bureau zur Einsicht offen.
Das Protokoll führt heute zu meiner Rechten Herr Abgeordneter Wallraf, die Redner¬

liste zu meiner Linken Herr Abgeordneter Vroich.
Treten wir in die Tagesordnung ein.
Erster Gegenstand derselbenist die Ersatzwahl eines Mitgliedes des Provinzial-

ansschusses. Ich ertheile das Wort zu diesem Gegenstand Herrn Abgeordnetenvon Vrcuning.
Abgeordneter von Breuuing: Die Abgeordneten des Regierungsbezirks Aachen haben

sich vorgestern zu einer Vorbesprechung für die in Frage stehendeWahl versammelt, und es
haben dieselben nach dem Ergebnisse dieser Besprechung mich beauftragt, dem hohen Hause dc»
Vorschlag zu unterbreiten, den Herrn AbgeordnetenFreiherr» von Wengc-Wulffen zum Mitgliede
des Proviuzilllausschusscs zu wählen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Ich ertheile das Wort dem Herrn Abge¬
ordneten Becker.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich bitte, in diesem Falle eine Zettelwahl ein¬
treten zu lassen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordnetervon Breuuing hat das Wort.
Abgeordneter von Breuuing: Meine Herren! Ich kann nicht umhin, einem gewissen

Befremden über diesen Antrag Ausdruck zu geben. Nach den nur gewordenenMittheilungen ist
doch seiner Zeit vereinbart worden, dah jeder Regierungsbezirk eine gewisse Zahl von Mit¬
gliedern zu dem Provinzialausschusse stellen solle, uud daß für diefe Wahlen, was auch bisher
stets beobachtet worden, die Vorschläge der Abgeordneten der betreffenden Regierungsbezirke
maßgebend sein sollen. Noch letzthin bei der Ersatzwahl für den Regierungsbezirk Coblcnz ist
anstandslos demgemäß verfahren worden und ist die Wahl schlechthin nach den Vorschlägen der
Abgeordneten dieses Regierungsbezirks erfolgt. Es dürfte doch wohl keine Veranlassung vorliegen,
nunmehr und für diesen Fall das bisherige Wahlverfahren zu durchbrechen und von den
getroffenen Vereinbarungen abzugehen. Ich möchte daher nochmals bitten, dem durch mich
vorgetragenen Vorschlage des Regierungsbezirkes Aachen allseitig stattzugebenund unseren Kan¬
didaten zu wählen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr AbgeordneteBloem hat das Wort.
Abgeordneter Bloem: Meine Herren! Ich begreifenicht, wie man es befremdendfinden

kann, wenn ein Antrag gestelltwird, der durch das Wahlreglementvorgeschrieben ist. Das Wahl-
reglemcnt sagt ausdrücklich,daß die Wahl durch Stimmzettel erfolgen müsse, wenn nicht einstimmig
Atllamlltionswahl gewünschtwird. Wir, meine Herren, haben zwar beschlossen, den Regierungs¬
bezirkendas Vorschlagsrechtzu geben; aber damit hat sich das Haus meines Trachtens doch nicht
dahin gebunden, daß dieses Vorschlagsrechtunter allen Umständen in eine Art von Diktatur
ausarten foll, daß wir also gezwungenwaren, die Personen zu wählen, die uns von den Ver¬
tretern des Regierungsbezirks vorgeschlagenwerden. Die ganze Sache ist dadurch erledigt, daß
der AbgeordneteBecker dem Vorschlagewidersprochenhat. Es muß also die Wahl rcglements-
mäßig durch Zettelabgabe stattfinden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen : Meine Herren! Es ist gegen die Alllamatiuns-
wahl Widerspruch erhoben worden. Wir treten also iu das Wahlverfahren ein, wie es die
Piovinzialordnung vorschreibt. Ich bitte als Beisitzerzu dem Wahlverfahren mir die beiden
neben mir sitzenden Herreu Schriftführer bcizugeben. Das geschieht.

32*
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Ich eröffne somit die Wahlverhandlung, Stimmzettel werden Sie in Ihren Schub¬
fächern finden. Ich ersuche die Herren bei dem Aufrufe des betreffenden Namens hier an den
Tifch zu treteu und ihren Zettel in die Urne zu legen. Ich bitte die aufgerufenen Herren mit
„hier" zu antworten, das erleichtert die Contiole.

(Der Schriftführer Herr Abgeordneter Wallraf verliest die Namen der Abgeordneten,
die der Reihe nach an die Wahlurne treten'und ihren Stimmzettel abgeben.)

Sind noch Zettel abzugeben? (Drei Stimmen werden nachträglich abgegeben.) Nun¬
mehr schließe ich die Wahl.

(Seitens des Bureaus erfolgt die Auszählung.)
Es sind abgegebenworden: 121 Stimmen. Davon haben erhalten: Herr Rechtsanwo.lt

Iörissen aus Aachen 56 Stimmen, Herr Freiherr von Wenge-Wulffen zu Overbach 64 Stimmen
und Herr Freiherr von Solemacher-Antweiler 1 Stimme.

Nach diesem Resultat ist die Wahl auf Herrn Freiherrn von Wenge-Wulffen gefallen.
Ich frage denselben, ob er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Freiherr von W enge- Wnlffen: Ich nehme die Wahl mit Dank au.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: So wäre dieser Gegenstand erledigt. Wir

kommenzum zweiten Gegenstand unferer Tagesorduung:
Antrag der verstärkten III. Facheommisfion zu dem Bericht und zu den
Anträgen des Provinzialausfchufses über die aus Anlaß des Gesetzes
über Kleinbahnen und Privatanfchlußbahnen vom 28. Juli 1892
(G,-S. S. 225) zu treffenden Mahnahmen.

Referent der Commission ist Herr Abgeordneter Linz; ich ertheile ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Linz: Meine verehrten Herren! Lassen Sie mich, ehe

ich in das Referat eintrete, vorerst ein kurzes Wort der Entschuldigung an Sie lichten, daß ich
wegen Kürze der Zeit und wegen meiner sonstigenInanspruchnahme nicht in der Lage bin, den
verschiedenen,sich aus sich selbst entwickelndenhöchstintercssantenGesichtspunkten, zu denen das
Gefctz uud — wie ich einfchalten darf — die Beilagen, die die Provinzialverwaltung mit fo
großem Fleiße ausgearbeitet und gesammelt hat, herausfordcru, gerecht zu werden, und wenn
ich nun versuchenwerde, meine Herren, skizzenhaft,vielleicht zu fehr skizzenhaftIhnen die ver¬
schiedenen Strömungen und verschiedenen Meinungen zu kennzeichnen,die bei den Debatten über
dieses wichtige Gesetz in der Commission zu Tage getreten sind.

Meine Herren! Ein Gesetz von so ungeheurer Tragweite, eiu Gesetz, das uns auf bis
jetzt uubelannte Gebiete führt, kann von mir nicht nach erschöpfendenKriterien behandelt
werden. Ich möchte aber darauf aufmerksam machen — und glaube mich da im EinVerständniß
mit allen Herren des hohen Hauses zu befinden — daß zwei Gesichtspunkte, die anscheinend
contrastiren, in Wirklichkeit aber nicht, den Geist des Gesetzesuud dessen Ausführung beherrschen.
Das ist, meine Herren, der finanzielle Gesichtspunktund der wirthschaftlicheGesichtspunkt.

Der finanzielle Gesichtspunkt ist der, daß, mit einem Worte gesagt, die Provinz als
Besitzerin großer Kapitalien ihre Kapitalien nur rentabel anlegen und mit der Unterstützung
der Kleinbahnen ein gutes Geschäft machen will.

Der zweite Gesichtspunkt ist der wirthschaftliche. Hiernach soll die Provinz, meine
Herren, ganz abgesehenvon der Rentabilität, nur die wirthschaftlicheErschließung der einzelnen
betheiligten Gemeinden resp. Gegenden im Auge haben, und da, meine Herren, bemerke ich, daß
diese anscheinendcontrastirendenGesichtspunktesich bei etwas genauerem Zusehen doch wohl gegen-
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seitig etwas nähern, denn, meine Herren, in den meistenFällen wird doch wühl eine Kleinbahn,
wenn sie in Wirklichkeiteinem großen, sich geltend machendenBedürfniß entgegenkommt,wenn
sie in Wirklichkeit dem Verkehr eine vcrkehrsbcdürftige Gegend erschließen wird, nicht ganz
unrentabel sein. Meiner Auffassung nach ist nun die Stellungnahme der Provinz, ausgehend
von diesen Gesichtspunkten, keine fo schwierige. Sie wird den goldenen Mittelweg einzu¬
schlagen und möglichst gleichmäßig bei ihrem Engagement zur Förderung der Kleinbahnen auf
die wirthschaftlicheund finanzielleSeite Rücksicht zu uchmen haben. Wenn ich mich nuu weiter
frage, meine Herren, wer hat es zu übernehmen, die Kleinbahnen zu fördern, fo find wir,
glaube ich, Alle darüber einig, das find drei große Faktoren, der Staat, die Provinz und der
Kreis refp. die Gemeinde. Aber, meine Herren, wir sind darüber uneinig, wie sich die Priorität
ans die Einzelnen vertheilen foll und muh. Einig aber find wir wieder darin, wie sich die
einzelnen Faktoren in ihrer Stellungnahme kurz charalterisiren. Der Staat, meine Herren,
verhält sich etwas zu spröde gegeu die Kleinbahnen. Die Gemeinden greifen etwas zn schnell
zn, und da fällt der Provinz die schöne Aufgabe zu. als die Vermittlcriu aufzutreten und mit
weiser Mäßigung, einerseits ohne ein großes Risiko eiuzugeheu, aber andererseits — das ist der
Vorschlag der Commission — ohne sich fesseln zu lassen, für die Kleinbahnen einzutreten.

Meine Herren! Das ist mit kurzen Worten gesagt, der Geist, der die Resolutionen
die Anträge, die Ihnen hier von der Commission vorgelegt werden, durchweht. Wir wollen,
wie ich wiederhole, daß die Provinz ohne zu großes Risiko, aber auch ohne sich fesseln zu lassen,
für die Förderung der Kleinbahnen eintritt.

Meine Herren! Gehen Sie zu den einzelnen Anträgen über, so werden Sie finden, daß
in erster Linie die Provinz nicht als selbstständigeUnternehmerin, sondern als Unterstützungs-
verband auftreten foll. Diese Seite der Frage bedarf wohl kaum einer näheren Erörterung,
wenigstens nicht von meiner Seite. Ich meine, sowohl im Plenum des hohen Hauses wie auch
in der Commissionsind die Meinungen über diesen Punkt so prägnant hervorgetreten, daß wir
uns die Provinz nicht als die alleinige Unternehmerin der Kleinbahnen denken können, darüber
kann kein Zweifel sein. Wir wallen nun, meine Herren, die Provinz als Unterstützungsverband
gegenüber den betheiligten Gemeinden fixiren.

Ich habe Ihnen dann mitzutheilen, daß zu dem Antrage innerhalb der Commifsionbei
diesem Punkte ein Unterantrag gestellt worden ist, der dahin ging, das Wort „zur Zeit" zu
streichen. Dieser Unterantrag hat nicht die Genehmigung der Commission gefunden. Der Unter¬
antrag war damit motivirt, das Wort „zur Zeit" folle gestrichen werden, weil es zu der irrigen
AuffassungAnlaß geben könne, die Provinz würde doch später selbstständig auftreten und würden
dadurch die Gemeinden zum Theil von der Stellung von Unterstützungsantriigen abgehalten
werden. Es wurde dagegen hervorgehoben, daß die Provinz jeder Zeit ihre freie Entschließung
haben müsse, und daß es deshalb nicht angängig erscheine, dieses Wort „zur Zeit" m Wegfall
bringen zu lassen, weil man nicht wisse, wie der nächste Provinziallandtag über tuest Frage
denke, und ob er sich in der Frage mehr cngagiren wolle, als das jetzt vorgeschlagenist.

Meine Herren! Es ist dann ein weiterer Unterantrag eingebracht worden, der dahin
ging, die Worte „im Allgemeinen"hinzuzusetzen, sodaß es also hieße, - wenn ich Sie bitten darf,
die Drucksache Nr. 17 Seite 13 in die Hand zu nehmen, — „Von dem Bau und Betrieb der
Kleinbahnen durch die Provinz würde im Allgemeinenabzusehensein."

Meine Herren! Daraus würde der falsche Schluß gezogen werden können, daß in Aus-
Nllhmefällendie Provinz doch jetzt fchon als Unternehmerin eintreten könne und wolle, und das,
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meine Herren, beabsichtigen wir Ihnen mit unserer anderen Resolution nicht vorzuschlagen. Also
dieser Antrag siele auch.

Nun, meine Herren, kommen wir zum zweiten Antrag, das ist der Kernpunkt unserer
ganzen Vorlage. Der enthält ein Doppeltes. Erstens enthält er den Vorschlag, den Provmzml-
ausschuß zu beauftragen, dem nächstenProuinziallandtag wegen der dauernden Vetheckgung
der Provinz eine besondereVorlage zu unterbreiten. Ja, meine Herren, ich glaube, daß über
diesen Vorschlag sehr wenig Meinungsverschiedenheitbestehen wird, und zwar aus folgenden
Gründen. Meine Herren! Wenn wir uns denken, daß die Provinz dauernd zur Unterstützung
der Kleinbahnen eintreten würde, dann muß folgerechtder Provinziallandtag voll und ganz Auf¬
schluß darüber haben, wie die Provinz später opcriren, in wie weit sie sich engagirm wnd. Will
sie sich dauernd betheiligcn, so werden wir einer Verschiebung der Verwaltungsorgane entgegen¬
gehen, wir werden eine Neuerung unserer Verwaltungsorgane absolut nothwendig haben. Wul sie
sich dauernd beteiligen, meine Herren, dann muß die Provinzialvcrtrctung auch genau wissen,
in welcherWeise die Provinzialverwaltung sich bei den von Ihnen unterstützten Bahnen rhren
Einfluß wahren wird, meine Herren, einen Einfluß, der nach dreifacher Richtung ausgeübt werden
kann und meiner Ansicht nach, wenn die Provinz ihre Stellung wahrt, auch ausgeübt werden muß.
Sie muß sich einen Einfluß wahren auf die Tracirung der Bahnlinien, auf die Tarchrung der
Frachten und auf die Fahrpläne Das würde dann in der Vorlage, die uns bei dem nächsten
Provinziallandtag vorgelegt werden soll, näher ausgeführt werden müssen. Meine Herren! Das
Wichtigstekommt aber noch nach. Wir müssen jedenfalls wissen, wenn die Provinz dauernd
eintreten will, aus welchen Mitteln sie dann unterstützen will, und da verfechteich den Grundsatz,
daß die Provinz, wenn sie später dauernd eintreten will, aus größeren Etatsposten wirth¬
schaften muß. Wir können wirklich nicht von Fall zu Fall entscheiden,sondern wir müssen die
Provinz durch eine große Etatsposition in die Lage setzen, dem großen Zweck entsprechend
auch große Mittel zur Verfügung zu haben. Alfo, sage ich, meine Herren, herrscht über den
ersten Punkt, den ich hervorgehoben habe, daß dein nächsten Provinziallandtag eine genauere
Vorlage nach den drei Gesichtspunkten, die ich angedeutet, unterbreitet werden möge,
wohl wenig Meinungsverschiedenheit.— Ich glaube das wenigstens voraussetzenzu müssen. -

Um so größer wird die Meinungsverschiedenheit hinsichtlich des nächsten Punktes
sein, jedenfalls ist sie in der Commission ganz prägnant hervorgetreten. Wir schlagen
Ihnen vor, die Provinzialverwaltung zu ermächtigen, schon jetzt bis zu dem Zusammen¬
tritt des nächsten Provinziallandtags und der dort zu erwartenden Vorlage das Kleinbahn¬
wesen in der unter Nr. VII angegebenen Weise zu fördern. Bis zum Zufammentritt des
nächsten Provinziallandtags, also wahrend eines Zeitraums von 15 Monaten, meine Herren,
sollen der Provinzialverwaltung bezüglich der Anwendung der Mittel zur Unterstützung der
Kleinbahnen die Hände nicht gefesseltwerden; daß eine bestimmte Grenze hierfür nicht ge¬
zogen werden foll, das klingt ganz ungeheuerlich, aber wenn Sie der Sache auf den Grund
gehen, glaube ich doch, daß sich manche Anhänger dieser Idee finden werden. Meine Herren!
Wir haben das nicht aus dein Grunde gethan, um die Provinzialverwaltung anzufeuern,
sich nach allen Richtungen hin zu engagiren, sondern wir haben ihr nur die Möglichkeit geben
wollen, — nur die Möglichkeit,wiederhole ich — in ganz bestimmt dazu angethanen Fällen ein¬
zugreifen, in Fällen, die keinen Aufschuberleiden dürfen, und zwar, weil die alsbaldige wirth¬
schaftliche Erschließung einer bestimmten Gegend absolut erforderlich ist und in die Nähe gerückt
werden muh, ja absolut erforderlichsein muß, um einen Kreis, eine Gemeinde in ihrer wirth¬
schaftlichen Existenzfähigkeitüberhaupt zu erhalten. In solchen Fällen erscheint auch — ich
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wiederhole dies als die Ansicht der Commission,— die Rentabilität gewahrt, Soll aber diese
Möglichkeit gegeben werden, soll der Provinzialausfchuß in der Lage sein, in Wirklichkeitdort
einzutreten, so war es nach der Ansicht der Mehrheit der Kommission fast ein Ding der Un¬
möglichkeit,und von meinem Standpunkt aus, den ich nicht verhehle, in der That ein Ding
der Unmöglichkeit, die Summen zu limitiren, weil wir sie eben momentan noch nicht genau,
nein, nicht einmal annähernd übersehen können. Meine Herren! Gerade dieser Theil der Anträge
hat als Schwerpunkt der ganzen Verhandlung zu sehr lebhaften Erörterungen geführt. Es ist da
zuerst ein Antrag gestellt worden, das finanzielle Engagement der Provinz dahin zu fixircn,
daß die Landesbank nur unter Beobachtung der statutarischenBestimmungen eintreten solle, baß
sie also, mit anderen Worten, den Kreisen und Gemeinden, die sich mit dem Bau von Klein¬
bahnen befassen wollen, zu diesem Zweck Darlehen geben solle. Meine Herren! Das wäre ja
noch kein Engagement der Provinz, sondern das wäre ja nur ein Engagement der Landesbank
unter den bekannten Bedingungen.

Es wurde dann ein weiterer Uutcrantrag zu diesem Antrag gestellt, der dahin ging,
doch das Entgegenkommender Provinz in der Weise zu zeigen, daß die Üandesbauk ermächtigt
werden soll, zum Zwecke der Erbauung der Kleinbahnen längere Amortisationsfristen zu gewähren
und in ihrem Zinsfuße auf 2'/« bis 3«/» herunterzugehen. Dieser Antrag hat aber nicht die
Mehrheit der Commission gesundem Mciuc Herren! Es wurde dann weiter der Antrag gestellt,
die Nr. VII ganz zn strichen. Wenn ich den Sinn dieses Antrages kurz charakterifiren soll,
so ist er so zu verstehen: „den Provinzialausschuß ermächtige«, schon jetzt das Kleinbahnwesen
in der vorstehend unter VI augcgebeuenWeise finanziell zu fordern". Also, ich wiederhole,
Nr. VII sollte ganz gestrichenwerden, und, meine Herren, wenn ich den Herrn Antragsteller
richtig verstanden habe, wohl nur, wie schou eben angedeutet, aus dem Grunde, weil er auf die
Unterstützung aä VI zurückweisen will. Die Unterstützung acl VI — ich bitte Sie, die Druck¬
sache Seite 7 aufzuschlagen— hat im Auge, den Kleinbahnban in der Weise zu fördern, daß
die Unterstützung aus Wegebaufonds zu erfolgen hat. Das, meine Herren, gab zu fehr großen
Bedenken Veranlassung. Dariu siud wir doch, glaube ich, zum großen Theil einig. Wenn wir
uns die Wahrheit gestehenwollen, so müsseu wir uns doch sagen, daß in der nächsten Zeit aus
dem Wegeunterhaltungsfouds nicht fu viel herauskommen kann, wohl etwas, aber nicht so viel,
»m den Kleinbahnen eine Unterstützung von praktischer Bedeutung zu gewähren. Warum,
meine Herren? Einfach aus dem Gründe, weil das finanzielle Ergebnis; der Entlastung der
Prooinzilllstraßen und Communalwege unbedingt erst dann zu Tage tritt, wenu die Kleinbahnen
einmal einige Zeit gearbeitet haben. Ich gehe fogar noch weiter, ich verfechte deu Grundsatz,
daß eine Kleinbahn, wenu sie gebaut wird, eine sehr große Belastung der Straße mit sich führt.
Ich bin der Ansicht, daß die Straße, die für die Erbanung einer Kleinbahn benutzt wird, weun
sie einigermaßen ihren Dienst nur erfülle,: foll — uud sie muß ihn zunächstnoch erfüllen,
wenigstens in beschränktemMaße — doch dazu eher größere als kleinere Zuwenduugen aus
dem Wegebaufonds während der Erbauung der Kleinbahn nothwendig hat. Meine Herren!
Gehen wir weiter. Wie oft haben wir Seitens des Herrn Vauraihs Dreling die Klagen
anhören muffen, daß es ihm kaum möglich fei, mit den ihm zu Gebote steheuden Summen
den vielfach hervorgetretenen Bedürfnissen gerecht werden zu können. Da schrumpft meiner
Anficht nach die Unterstützung aus dem Wegeunterhaltungsfouds fo auf ein Minimum zufammen,
daß wir nicht darauf allein den Provinzialausfchnß verweisen wollen.

Hierzu ist ein weiterer Antrag gestellt worden, die Provinzialverwaltung solle sich mit
"ner leistungsfähigen Gefellfchaft vereinigen und nur unter Anlehnung an diefe mit der Unter«
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stützungvorgehen. Meine Herren! Diesem Antrage stehe ich sehr sympathischgegenüber, und ich
würde mich sehr freuen, wenn dieser Antrag heute durch die Diskussion im Hause einen ganz
bestimmten prägnanten Ausdruck fände. Meine Herren! Das halte ich von meiner bescheidenen
Auffassung aus für einen Kardinalpunkt, daß der Provinz gefügt wird, lehne dich an eine größere
Gesellschaftan. Warum? Wenn sie sich an eine größere Gesellschaftanlehnt, wird sie mehr in
der Lage sein, das Bedürfniß in der Provinz durch größere durchgehendere Linienführung richtiger
erfassen zu können, und ferner im Stande sein, ihre Vcrwaltungslosten ganz bedeutend zu
beschränken, zwei Gesichtspunkte,denen ich sehr gern dadurch Ausdruck gegeben haben möchte, daß
dieser angedeuteteAntrag nunmehr in Form eines wirklichen Antrages heute zur Annahme gelangt.
Wenn ich Ihnen meine eigene bescheidene Ansicht ausfprechen darf, so muß ich Ihnen gestehen,
daß, als ich in die Commission hineinging, ich beabsichtigte,mit Feuer und Schwert für die
Limitirung einzutreten. Aber, meine Herren, ich bin aus dem Saulus ein Paulus geworden. Ich
möchte Ihnen jetzt meinerseitsempfehlen,gerade den Schwerpunkt unserer ganzen Berathung in dieser
Position zu sehen, wonach der Provinzialausschuß ermächtigt weiden soll, bis zum nächstenZu¬
sammentritt des Provinziallandtages in der sud VII angegebenenWeise vorzugehen,und möchte
Sie bitten, gerade diesem Punkte Ihre Zustimmung nicht zu versagen und zwar au« dem Grunde,
den ich eben schon anführte, weil das Bedürfniß sich momentan nicht klar übersehen läßt, mithin
die Summe nicht näher fixirt werden kann, und weiter, weil ich denn doch das volle Vertrauen
zu allen unferen Mitgliedern des Provinzialausfchusse«— ich kann keinen ausnehmen — und
zum Herrn Landesdirektor habe, daß sie früh aufstehen und sich nicht von irgend einem Unter¬
nehmer in feine Interessentaschehineinsteckenlassen. Wir müssen doch vollständig das Vertrauen
haben, daß sie bald die Verhältnisse übersehen und sich nicht in kurzsichtige und voreilige
Engagements hineinstürzen.

Aber, meine Herren, ich habe noch einen anderen Grund, und das ist der: Der Herr
Landesdirettor hat mit der ihm eigenen Entschiedenheitund Klarheit wiederholt sowohl hier im
hohen Hause wie in der Commission verlangt, man möge doch seine Vollmachtspezialisiren, man möge
doch ganz genau die Modalitäten angeben, unter denen der Provinzialausschuß resp, er vorgehensoll.
Warum? Weiler sich meiner Ansicht nach als ein Mann von Geist und Wissen des ganzen Gefühls der
Verantwortlichkeitfeiner Stellung bei diesem schwierigen Gesetz bewußt ist. Ich sage, meine Herren, die
Verantwortlichkeit wächst aber bei einem solchen Manne, wenn ihm freier Spielraum gelassen
wird. Meine Herren! Haben Sie die Summe limitirt, dann werden Sie damit erreichen,daß
doch eine gewisse Ungebundenheit in der Verwendung der Summe bei dem Provinzialausschuß
stattfindenwird. Haben Sie aber die Summen nicht limitirt, so sage ich, wenn ich richtig urtheile,
solche Männer, wie ich sie eben schilderte,werden doch wohl in jedem einzelnen Falle zwei- bis
dreimal überlegen, ehe sie zugreifen. Warum? Weil ihnen die volle Verantwortlichkeitzufällt,
weil sie von uns abgewälzt und ihnen zugeführt würde. Ich bin alfo überzeugt, daß Sie mit
gutem Gewissen diefer Position des Antrags 2, so weitgehend sie erscheint,Ihre Zustimmung
geben tonnen.

Meine Herren! Nun gehe ich zu der dritten Resolution über. Von einigen Herren der
Fachcommissionist betont worden, es möchte sich doch empfehlen, unsere Berathung darauf zu
conzentriren. genau anzugeben, in welcher Weise die bisherigen Bedingungen für die Benutzung
der Provinzialstraßen bei uns zu dem Zwecke der Anlage von Kleinbahnen abgeändert werden
sollten, und man war auch wohl, wie mir schien, nicht ganz abgeneigt, auf eine nähere Diskussion
dieser Bedingungen einzugehen und sie festzulegen. Aber nach der Erklärung, die der He"
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Vorsitzendedes Provinzialausschusscs abgegebenhat und die ich hiermit wiederhole, er wolle
seinen ganzen Einfluß aufwenden, - und er glaube, über die Stimmung des Provinzial-
ausschussesso weit oricntirt zu sein — daß die Herren insgesammt diese Normativbestimmungcn
in einem liberalen, den Interessen des Kleinbahnweseus günstigen Sinne gestalten würden,
glaubten wir, daß hiervon abzusehen sei, Aus diesem Grunde glaubten wir die Normativs
bcstimmungcn einer Umänderung in der Commission nicht unterziehen, sondern anch diese dem
Provinzialausschuß überlassen zu sollen. Nur möchte ich auf etwas schon jetzt aufmerksam
machen. Ich meine, es wäre gut, wenn von diesem Festlegen der Bedingungen für die Benntznng
der Provinzialstraßen dem Provinzialansschusse von dem hohen Hause schon eine Direktive dahin
gegeben würde, wir wollen von der Erhebung von Abgaben bei Benutzung der Provinzial¬
straßen durch Kleinbahnen absehen. Das halte ich doch für einen wichtigen Gesichtspunkt,wenn
der hier in dem hohen Hause zum Ausdruck kommen sollte.

Meine Herren! Sie werden nunmehr als !>Iovuuizu dem früheren Antrage des Pro-
vinzialausschusseseinen Zusatz finden, der im ersten Theil, wie er hier folgt: „der Prouinzial¬
landtag spricht hierbei die Erwartung aus, 1. daß der Staat nach wie vor mit dem Bau von
Nebenbahnen fortfahren wird," cmsfpricht, daß der Staat nach wie vor mit dem Bau von
Nebenbahnen fortfahren möge. Ja, meine Herren, das ist etwas sehr theoretisch gedacht, ich
glaube nicht, daß wir da aus praktischeGegenliebe zu rechnen haben. Wir wissen ja, daß der
Staat von der Intention ausgeht, sich dem Ausbau der Klciubahueu zu entzieheu, und werden
also mit diesem Theil der Resolution, wenn wir sie auch durchbringen, nicht vieles erreichen.
Aber, meine Herren, einen anderen Punkt halte ich für wichtiger, das ist Position 2. Darin
wird gesagt, daß die Staatsciscnbahnvcrwaltung in den Fällen, in welchen es sich um Mit¬
benutzung staatlicher Bahnhöfe, Herstellung von Anschlußgeleisen,Einrichtung direkter Tarife
und ähnliche Erleichterungen handelt, den Kleinbahuuutcrnchmungen gegenüber thnnlichst ent¬
gegenkommendsich verhalten werde; und da sage ich Folgendes, meine Herren. Kann der
Staat ans bestimmten Gründen, die wir hier nicht zu erörtern haben, den Bau der Klein¬
bahnen nicht selbst uuteruehmen, so haben wir ihm hier doch durch diesen Antrag den bestimmten
^g gezeigt, wo er eingreisen kann, wenn er eben nur eingreifen will, nnd da möchte ich
Namens der Commission an Seine Excellenz den Herrn Oberpräsidcnten die Bitte richten, doch
ja dafür einzutreten, daß in diefcn bestimmten Punkten, die wir hier herausgehoben haben,
die Staatsciscnbahnvcrwaltung den au den Kleinbahnen interessirten Gemeinden und Kreisen ein
Entgegenkommenzeige.

Meine Herren! Damit wäre ich mit dem Vorbehalte, später in die Diskussion einzugreifen,
an den Schluß meiner kurzen Beleuchtung gelangt. Ich möchte aber nicht schließen, ohne die
Bitte auszusprcchcn. daß der Geist, der Sie alle bei der Berathung dieser Vorlage beseelt, für
die Interessen der Provinz einzutreteil, auch einen entsprechendenAusdruck finden möge, und
daß auch gerade bei einer so wichtigenFrage, wie die Unterstützung des Kleinbahnwesens für
die Provinz ist, die Vertreter der Provinz zeigen, daß sie stets das sein wollen, was sie
sein sollen, nämlich au erster Stelle die Vertreter der provinziellen Interessen, die durch die
Unterstützung des Klcinbahuwesens nach meiner Mcinnng gefördert werden. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Ich eröffne die Diskussion, Herr Abgeordneter
Quack hat das Wort.

Abgeordneter Quack: Meine Herren! Ich glaube, daß wir alle für die lichtvolle
Darstellung dieser schwierigenMatcrie dem Herrn Berichterstatter herzlichen Dank schuldig sind.
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Ich möchte aber die Frage doch aus einer Beleuchtungherausuehmcn, die mir nicht ganz richtig
zu seiu scheint. Es ist auf das Vertrauen recurrirt worden, auf das Verträum, das wir zu
der Tüchtigkeit, Sorgfalt und Umsicht des Provinzialausschusses haben, daß er die Interessen
der Provinz auch bei den weitgehendstenVollmachten, welche wir ihm geben, vollständig wahren
wird. Ich theile das Vertrauen in vollem Maße, aber, meine Herren, es ist eine andere Frage,
ob nun der Provinziallandtag selbst mit diesem Vertrauen grundsätzlich Vollmachten geben kann,
die weit über alle Verbindlichkeitenund Berechtigungen hinausgehen, wie sie bis jetzt in der
Provinzialverwaltung Geltung gehabt haben. Wir würden, sobald wir diese Resolution annehme»,
— ich werde mir gleich erlauben, das nachzuweisen,— hier vollständig über die Grenze der
Verwaltung hinausgehen, indem wir von der ctatsmäßigcn Begrenzung dieser Aufgaben, Be¬
rechtigungen und Verpflichtungen gar nicht mehr sprechenkönnten. Bei aller Vorsicht, die statt¬
finden wird, können aber doch Fälle eintreten, wo auf Grund dieser Resolution die Provinz in
Verlust kommen kann, wo eine Gefahr vorliegt, etwas zn verlieren, und wo sie in Verhältnisse
hineinkommenkann, welche wir bis jetzt immer vorsorglichvermieden haben, nämlich Verhältnisse,
welche man nicht überschauen kann. Der Schwerpunkt der ganzen Frage liegt meines Erachtens
in der Nr. 2 des Antrages des Provinzialausschusses, den Provinzialausschuß zu ermächtige»,
schon jetzt das Kleinbahnwesen in der vorstehend unter VII angegcbeuen Weise finanziell z»
fördern. Wie der Herr Berichterstatter mitgetheilt hat, ist i» der Fachcommissionder Antrag
gestellt worden, diese Worte zu streichen, nnd ich werde mir erlauben, diesen Antrag hier im
hohen Hause zu wiederholen. Wenn Sie die Nr. VII des Berichts ins Ange fassen, so ist dabei
gesagt, „die Erwägunge» über die provinzialseitige Förderung von Kleinbahnen müssen vielmehr
— weitergehen", — also weiter als mit den bereiten Mitteln — „und sich auf die finanzielle
Actheiligung der Provinz an derartigen Unternehmungen mit außerordentlichen, nicht laufenden
Mitteln, wobei vornehmlich an Zinsgarantien, Uebernahme von Prioritäts- oder sonstigen
Aktien, Gewährung von Darlehen in einer Summe u. dergl. gedacht werdeu kann, erstrecken."
Also es soll in der Weise, wie es hier angegeben ist. in dem Sinne des Artikel VII dem Pro¬
vinzialausschuß eine Vollmacht gegeben werden, um die Kleiubahnen in der Zwischenzeit bis zum
nächste» Provi»ziallandtag unterstütze» zu küunen. Meine Herren! Ich glaube, wir kön»en
alle von der Bedeutung des Kleinbahnwesens durchdrungen sein, ich glaube, daß dasselbe eine
große Zukunft für die Entwickelung unserer Provinz, eine große Förderung unserer wirthschaft¬
lichen Verhältnisse herbeiführe» la»n u»d muh. Etwas anderes aber ist es, meine Herren, ob
wir nun diese Vollmachten, wie sie hier niedergelegt sind, dem Provinzialansschnß für 2 Jahre
geben wollen und können.

Meine Herren! Es werden hier Zinsgarantien erwähnt, Betheiligung an Aktiengcsell-
fchaften und dergl. Es wird ja natürlich sei», daß der Kleinbahnbau in der verschiedensten
Weise i» Angriff genommen wied.

Es werden sich Städte und Kreise vereinigen, um Aktiengesellschaftenzu bilden, um
a»f eigene Kosten, auf eigenes Risiko derartige Bahnen zu banen. Es wird das vielfach j"
geschehen, wo vorauszusehen ist, daß die Größe des Verkehrs lohnenden Ertrag in Aussicht
stellt. Es wird aber auch der Bau stattfinden können durch große Vaugcscllschaften,welche sich
voraussichtlichauf Aktien bilden werden, und es kann unter Anschlußau diese Aktiengesellschaften
die Provinz die Förderung des Kleinbahnwesens in die Hand nehmen. Aber, meine Herren,
wenn Sie Zinsgarantien sür gewisse Bahnen geben, wenn Sie Aktien nehmen, eine große oder
kleine Aktiengesellschaft bilden, dann meine Herren, treten wir sofort in ein Verhältniß ei",
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was immer eine Gefahr in sich schließt. Ich glaube, wir alle haben die Erfahrung, daß Aktien¬
gesellschaften,welche anfangs die schönsten Aussichten haben, später eben nicht rentiren und ihrer
Mittel verlustig gehen. Meine Herren! Wenn Sie die Zinsgarantien übernommeu haben, wird
in Aussicht genommen werden, daß die Ziusgarantie auch geleistet werden muß, daß die Ver¬
pflichtungen, welche hier vorgeschlagenwerden, im letzten Grunde immer ciue Gefahr für die
Provinz mit sich bringen, die vorher gar nicht überfchaut werden kann, deren Begrenzung keiner
von uus sehen kann, und deren Tragweite wir im augenblicklichenStadium der Frage nicht
bemessen können.

Meine Herren! Ich kann noch besonders darauf hinweisen, daß man vielleicht im
Anfang die besten, rentabelsten Bahnen bant. Gewiß, aber ich bin fest überzeugt, wenu die
Provinz die Förderung der Bahnen in die Hand nimmt, wenn sie als Aktionär oder als
eigener Unternehmer folche Bahnen baut, dann werden nicht die besten Bahnen, nicht die besten
Gegenden kommen, welche Straßenbahnen gebaut haben wollcu, foudern gerade diejenigen, die
am meisten Unterstützung von der Provinz sich versprechen,die vielleicht ihre eigene Kraft nicht
einsetzen können oder wollen, um das Eisenbahnwesen in ihrem Bezirk zu fördern, und dann
kaun die Gefahr uoch größer werden dadurch, daß Ziusgarantieu und Nktienbetheiligungenfür
die Provinz eine Verpflichtung herbeiführen.

Das ist der Punkt, der in der Commission in der Minderheit gewesen ist. Die
Anschauung, daß die Provinz, auch wenn wir glauben, daß da große Vorsicht gebraucht wird,
doch nicht in diese nnabfehbare Verpflichtung hineinspringen soll, daß nur keine Ermächtigung
ertheilen, welche außerhalb der Verpflichtung und des Etats der Provinzialverwaltnng liegt.
Ich glaube auch, daß die Förderung des Kleiubahnwefens völlig mit den vorhandenen Mitteln
geschehenkann. Ich beziehe mich nicht auf Nr. VI, ich bin ja der Meinung des Herrn
Referenten daß unter VI aus den Überschüssen der Straßenbauverwaltung solche minimalen
Snmmen herauskommen oder gar keine, daß da eine Förderung uicht möglich fein kann wohl
aber bin ich der Meinuug. daß von der Landesbank in entgegenkommendsterWeife °re M,w-
nehmer. die Kreise uud Gemeinden, vielleicht anch die Eisenbahngesellschaft,wenn es notlug sein
sollte, mit Obligationen uud Darlehen unterstützt werden können die ja v:°lleicht nn besseren
Vedingnngen als den vorhaudeueu ausgerüstet werden können. Was ich xundsatzl ch r -
heben möchte, ist. daß der Antrag nnserer Facheommissionund anch des Provmzmla..sslln
dahin geht weit ehende. nnüberfehbare. grnndsätzlicheVerpflichtungen zu «b°rue men ahre d

das bisher in unserer Verwaltuug nicht stattgefunden hat, vielmehr immer m m t Ver¬
pflichtung übernommen wurde, uud wenu Vollmachteu
diese Vollmachten innerhalb festgelegter Grenzen. Das sind d« gruudsatzlick^eAufcha^ g^,
die sich in der Facheommission geltend gemacht haben, uu ich '""^e ^ neu empf hl
iu Nr. II des Antrages es Provinzialausschufses die Worte n, der uut r Nr. VII au-
«ogebeneu W se" zu streichen. Wird das gestrichen so

nicht dmch Z^garanUen, nicht durch Errichtung von ^.Msellscha^
daran das Vahnwesen fördern, sondern dem Provinzialausschuß ist dauu e ne festgelegt etat¬
mäßige Grenze geg ben uud er ist an deu Verkehr mit der Landesbau ge uudeu. Das sind
die Anschauünge,', ans welchen ich deu Antrag stelle, uud ich empfehle Ihnen denselben zm

"""^Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Herr Abgeordneter Lueg hat das Wort.
Wgeorlnew Lueg/Meine Herren! Ich möchte zuerst dem Herrn Neftren^en «

Dank für den lichtvollenVortrag und die «arme Vertretung aussprechen,die er der Vmlage hat



260 87. RheinischerProvinziallandtag, 9. Sitzung am 14. Dezember 1892.

zu Theil werden lassen. Ich glaube, daß es einer Entschuldigung wegen der Beherrschungder
Materie nicht bedurft hatte.

Der Herr Referent hat unter Anderem hervorgehoben, daß in der Commission ein
Antrag vorgelegen hat, in Nr. 2 des Antrages des Prouinzialausschusscs in der zweiten Zeile
nach dem Worte „Weise" einzuschalten: „gegebenenfalls unter Anlehnung und Mitwirkung an
eine oder mehrere Eifenbahn-Baugefellfchaften",und hat hinzugefügt, daß er auch feinerseits die
Anlehnung und Mitwirkung einer Eisenbahn-Vaugesellschaftfür höchst wichtig, für einen Kardinal¬
punkt erachte. Nun, meine Herren, dieser Zusatzantrag rührt von nur her, ich bin gleicher Ansicht,
wie der Herr Referent. Ich glaube, daß überhaupt die Provinz eine Förderung des Kleinbahn¬
wesens nur unter Anschluß an eine Eiscnbahn-Baugcsellschafterreichen kann. Ich habe über den
Fall lange nachgedacht und glaube, daß sich nicht gut ein anderer praktischerWeg finden wird.
Ich bin der Meinung, baß das Kleinbahnwescnnur dann gefördert wird in der Weife, wie ich
hoffe und wünfche, daß es der Fall sein wird, wenn der Anschluß an eine große Bau- und
Netriebsgesellschaftzu ermöglichenist. Nur eine große Gesellschaft,die über große Mittel, über
große Bestände verfügt, ist in der Lage, einen billigen Betrieb einzurichten. Ich meinerseits bin
nicht ganz einverstanden mit den Ausführungen der Vorlage, wo es heißt: „Unter 25 Km kann
die Kleinbahn sich nicht rentiren". Ich möchte glauben, daß diese Länge noch zu gering ist. Ich
glaube, je größer das Netz ist, das in einer Hand vereinigt ist, um so geringer werden die Selbst¬
losten sein. Es ist die Beaufsichtigungdes Betriebes, die Referue an Betriebsmitteln für 200 Km
Kleinbahnen nicht viel kostspieligerund größer wie für 50 1cm. Ich weiß auch nicht, wie wir
überhaupt praktifch vorgehen sollen, wenn wir uns nicht mit solchen Baugesellschaftenin Ver¬
bindung fetzen. Denn wir sind ja darüber einig, daß wir selbst den Van und Betrieb von
Kleinbahnen nicht übernehmen wollen, daß indessen die Provinz zwischenden einzelnen kleinen
Gemeinden lediglich die Rolle eines Vermittlers übernimmt, das glaube ich, würde nicht zum
Ziele führen. Dieser Zusatzantrag hat in der Commission die Mehrheit nicht gefunden. Ich
habe mich dabei beruhigt und beruhige mich auch heute und bin nicht Willens, den Zufcchantrag
wieder einzubringen, weil ich denke, die Nr. 2 ist so gefaßt, daß diefer Wunfch keineswegs, auch
wenn er nicht besonders zum Ausdruck gelangt, ausgeschlossenist, und weil ich überzeugt bin,
daß der Prouinzialausschuß, wenn die Angelegenheit an ihn herantritt, sich überzeugen wird, daß
wir nur unter Mitwirkung einer oder mehrerer Eisenbahn-Vaugesellschaftendas Kleinbahnwescn
fördern können,

Meine Herren! Herr Abgeordneter Quack hat die Nesolutiou 2 als ganz außerordentlich
weitgehend, als eminent gefährlich für die Provinz dargestellt. Ja, meine Herren, was wollen
wir denn in Nr. 2? Da wird in erster Linie ausgesprochen, daß der Prouinzialausschuß eine
Vorlage ausarbeiten und dem nächsten Landtage, der in ungefähr 16 Monaten wieder zusammen¬
treten wird, vorlegen soll. Wir haben uns in der Commission über diesen Gegenstand lange
unterhalten, schon zu dem Zwecke,damit der Prouinzialausschuß Kenntniß davon erhält, wohin
die Meinungen gehen, was in der Vorlage zum Ausdruck gebracht werden soll. Im Uebrigc»
wird ja die Vorlage Ihnen unterbreitet, und da werden Sie nach jeder Richtung ändern können,

Es ist nun die zweite Frage: Was soll während der 16 Monate geschehen?Es ist doch
sehr möglich,wie solches auch der Herr Referent auseinandergefetzthat, daß innerhalb der 16 Monate
Fälle an uns herantreten, wo es in der That wünfchenswerth ist, daß die Provinz schon helfend
und fördernd eingreift. Meines Emchtens werden das nur folche Fälle sein, wo eine kleine Eisen¬
bahn geplant ist, die unzweifelhaft günstig wirken wird und wahrscheinlichauch unzweifelhaft als
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rentabel zu bezeichnen sein wird. Nur in einem solchen Falle, glaube ich, würde der Provinzial¬
ausschuß sich darauf einlassen, ein derartiges Unternehmen zu unterstützen, während ich anderer¬
seits der Meinung bin, daß, wenn es sich um ein zweifelhaftesProjekt handelt, um ein Unter¬
nehmen, wo eine Rentabilität nichts weniger als gesichert erscheint, daß dann im Provinzial-
ausschuß nicht eine Stimme, geschweige die Majorität sich dafür finden wird, ein derartiges
Unternehmen nun in der Weise zu fordern, daß dadurch die Provinz auf Jahre hinaus belastet
wird. Wenn man eine Ermächtigung giebt, für eine kurze Zeit das und das zu thun, und die
Summe dafür nicht fixirt, eben weil man sie, wie in dein hier vorliegende,, Fall, nicht ftxiren
kann, — daraus nun zu deduziren: ja, der Provinzialausschuß kann uns in weitgehendsterWeise
verpflichten,kann in der Zwischenzeit Verträge abschließen,kann sich mit Aktien betheiligen, kann
die Provinz auf Decennien hinaus belasten — das wäre nach den, Wortlaut allerdings möglich.
Aber ich glaube, in diesem Falle liegt die Sache doch anders. Es bietet doch der Provinzial¬
ausschuß in seiner Zusammensetzungdie Sicherheit, daß er nur mit sehr großer Vorsicht vorgehen
wird. Es handelt sich hier um ein ganz neues, fremdes und vielleicht gefährliches Gebiet. Da
wird der Ausschuß sicherlich nur mit der allergrößtenVorsicht vorgehen. Ich glaube sogar, daß die
16 Monate bis zum nächstenLandtage verstreichen werden, ohne daß der Provinzialausschuß in
der Angelegenheitsehr stark fördernd vorgehen kann und wird. Ich glaube, die Hauptarbeit wird
darin bestehen,die Vorlage, die er demnächst Ihnen unterbreiten wird, nach jeder Richtung ein¬
gehend und auf das sorgfältigste zu prüfen, Die Absicht, daß sich die Provinz bei einen, Klein¬
bahnenunternehmen mit Aktien betheiligensoll, hat übrigens bis heute keinerlei Vertretung gefunden.
Auch ich, der ich als Vertreter der weitgehendstenPlane angesehenwerde, bin niemals weiter
gegangen, als zu sagen, nur in den Fällen, wo die Verhältnisse günstig liegen und eine Aktien¬
gesellschaft die halbe Vausumme baar eingezahlt hat, würde ich mich dafür aussprechen,daß die
Provinz eventuell bis zur Hälfte des Bau- und Betriebskapitals Prioritätsobligationen übernimmt.
Aber einer Betheiligung durch Uebernahme von Aktien würde ich in keinem Falle das Wort
reden. — Es sind ja viele Möglichkeiten vorhanden, fördernd einzugreifen, unter Andern, ist
angedeutet worden, baß man in der Zwischenzeitund auch später Unternehmungen dadurchfördern
könnte, daß die Landesbank einen mäßigen Zinsfuß in bestimmtenFällen bewilligt. Das würde
doch nicht eine Belastung so schwerwiegender Natur sein, wie solches der Herr AbgeordneteQuack
ausgeführt hat, Meine Herren! Ich möchte Sie daher bitten, den Antrag des Herrn Abgeordneten
Quack nicht anzunehmen, vielmehr der Vorlage, wie sie aus der Commission hervorgegangen,
zuzustimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker.
Abgeordneter Becker: Meine verehrten Herren! Der Herr Referent hat sich uns schon

in seiner Eigenschaft als ein in einen Paulus umgewandelter Saulus präscntirt, und so
schön sein Referat auch war. muß ich doch sage,,, es wurde lediglich von dem Paulus erstattet.
Denn, meine Herren, die Mehrzahl der Commissionsmitglieder, die Sie mit der Vorberathung
betraut haben, hat in der Eommissionssitznngdiesen etwas weitgehenden Standpunkt nicht getheilt.
Besonders nach zwei Richtungen hin, die der Herr Referent hier allerdings als seine persönliche
Meinung vorgetragen hat, erschien dies besonders klar; einmal, indem er von einem zu schaffen¬
den, möglichst großen Etatsposten sprach — meines Wissens ist von diesem Etatsposten in der
Commission noch nicht die Rede gewesen,das ist erst jetzt geschehen — und zweitens, meine
Herren, indem er von der Anlehnung an eine größere Baugesellschaftsprach. Ich glaube dieser
Antrag ist von der Commission direkt abgelehnt worden, und zwar nach eingehenderBerathung.
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und der Herr Referent hatte nun die Güte, ihn wieder als neuen Geist heraufzubeschwören.
Ich freue mich, daß Herr Lueg diefer Versuchung seinerseits widerstanden hat, denn meine
Herren, wenn ein solcher Passus noch eingefügt wäre in die Nr. 2, die Ihnen hier vom Aus¬
schuß zur Annahme empfohlen ist, dann, meine Herren, würden die Bedenken gegen atines. 2
noch in weit hüherm Maße Platz greifen, als Herr Abgeordneter Quack sie bereits vorgetragen
hat. Denn wenn Sie sich eine Verbindung mit einer größeren Baugesellschaft denken, bann
kann das doch nicht eine Verbindung für einzelne Bahnen, sondern es wird ein dauerndes
Verhältniß fein, und wenn Sie sich bei dieser Verbindung finanziell mit Aktien betheiligcn
wollen, so kann es sich nur um viele Millionen handeln. Ich bin sehr erfreut, daß, wie es
scheint, der Antrag heute nicht wieder aufgenommen worden ist, und daß es bei der Bestimmung
des aline«, 2, wie sie vom Ausschuß Ihnen vorgeschlagen worden ist, nnd wie sie in der
Commission die Mehrzahl der Stimmen auf sich vereinigt hat, bleiben soll. Immerhin ist,
wie Herr Abgeordneter Quack mit Recht ausführte, der Zusatz nicht ohne Bedenken, er ist der
Ausstuß eines Compromisses zwischenden verschiedenen Meinungen, wie sie sich im Ausschuß
darstellten. Ich lengne nicht, daß ich schließlich nnr zugestimmt habe, um ein möglich ein¬
stimmiges Votum im Ausschuß herbeizuführen, und in der Erwartung, daß — und ich wenigstens
für meine Perfon werde mich stets auf diesen Boden stellen — der Ausschuß nur in nicht
vorherzusehcnden ungewöhnlichen Fällen von dieser Ermächtigung bis zum uächsten Landtage
Gebrauch machen wird. Nnr unter dieser Voraussetzung, meine Herren, halte ich die Nr. 2
— und so hat es auch Herr Abgeordneter Lueg soeben ausgeführt — für zuläfsig, deun foust
würde darin eine Vollmacht liegen, die — das gebe ich zu — über alles das, was fonft üblich
ist, den ausführenden Organen zu übertragen, weit hinaus geht.

In alinea 3 — wenn ich das noch vorweg nehmen darf — ist dann von Ihrer Com¬
mission ein Zusatz beschlossen und Ihnen zur Annahme empfohlen worden. Meine Herren! Der
könnte leicht die almsa 3, wie sie Ihnen vom Ausschuß vorgeschlagenist, einengen und zwar
könnte man, wenn man strikt nach dem Wortlaut intcrpretirte, annehmen, der Ausschuß darf nur
die Bedingungen abändern, darf aber die veränderten Bedingungen in der Zwischenzeitnicht zur
Anwendung bringen, fondern muß sie erst vom Provinziallanbtag genehmigen lassen. So wenig
ich mich für die alinon. 2 habe begeistern können, um so mehr würde ich beklagen, wenn
die alino», 3 in diesem engen Sinne von Ihnen aufgefaßt werden follte. Ich bin der Ansicht,
daß das erste, was zur Unterstützungdes Kleinbahnwesensgeschehen kann und muß, dahin gehen
muh, die jetzigen, nach meiner Auffassungzu strengen Bedingungen über die Benutzung der Pro-
vinzialstraßen so milde wie möglich zu stellen, so milde, daß wir nur nicht erhöhte Zuschüsse zur
Unterhaltung der in Frage stehenden Straßen zu leisten haben, im Uebrigen aber alles fallen zu
lassen, was nach dieser Richtung hin den Kleinbahnenbau erschwerenkönnte, und ich nehme an
und möchte das ausdrücklichfeststellen, daß es im Sinne der Commissionsbcschlüsse meines Wissens
nicht gelegen hat, daß der Ausschuß die veränderten Bestimmungen nicht sofort anwenden solle,
sondern im Gegentheil man war der Meinung, daß dem demnächstigenLandtage zwar die vcr»
änderten Bedingungen zur Genehmigung vorgelegt werden sollten, und der Landtag dann freie
Hand habe, sie zu erleichtern oder zu verschärfen, in der Zwischenzeitaber sollte der Ausschuß
freie Hand haben, die von ihm geänderten Bedingungen, wo derartige Fälle an ihn herantreten,
bis zum nächstenLandtag zur Anwendung zu bringen.

Wenn ich nun noch kurz meine eigene Stellung im Allgemeinen zu der Vorlage kenn¬
zeichnen darf, so weiche ich wesentlich von dem Herrn Abgeordneten Lueg ab. Ich persönlich
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halte von der Mitwirkung der Provinz bei allgemeinen Baugesellschaftensehr wenig. Ich bin der
Ansicht, daß darin allein das Heil nicht liegt, im Gegentheil, ich sehe darin nur eine große Gefahr
für die Provinz, und jedenfalls kann man diesen Pnnkt auf sich beruhen lassen, bis eine derartige
Ballgesellschaft mit Anträgen an uns herantritt, denn erst nach den Bedingungen, die sie uns
vorschlagt, kann man sich ein Urtheil über die Zweckmäßigkeiteiner Betheiligung der Provinz an
einer allgemeinen Ballgesellschaftbilden. Die allgemeinen Ballgesellschaftenhaben hierbei immer
die Tendenz, am Ball nach Möglichkeit zu gewinnen, und, meine Herren, das liegt nicht in unserem
Interesse, denn eine Kleinbahn kann nur rentiren, wenn sie so billig wie möglich ausgeführt
und betriebeil wird. Wenn nun die Erwerbsgesellschaftein Interesse hat, in erster Linie beim
Bau zu vcrdieuen, wir aber die Kapitalien zum Theil hergeben und dann nachher bei den Bahnen
mit unserm Kredite hängeil bleiben und die Bahnen nicht rentiren, bann kann es uns passiren
daß nicht nur die Prioritäten nichts werth sind, sondern daß wir auch die Betriebskosten,welche
die Bahn nicht einbringt, noch bezahlen müssen, und dann sind wir ebenso dran, wie bei den
Landwegen, die auch nur Kosten verursachenund nichts einbringen.

Meine Herren! Meiner Meinung nach sollten wir uns bei dem Kleinbahubau nur soweit
einlasse!!, als es nöthig ist, um denjenigen Gegenden, die der Bahnen bedürfen und sie nicht aus
eigenen Mitteln herstellenkönnen, unter die Arme zu greifen. Zu dieser Ansicht komme ich durch
die statistische Erfahrung, daß die Kleinbahnen bisher nirgends rentirt haben. Nehmen Sie
die Kleinbahnen im ganzen preußischenStaate — und ich kann doch nicht annehmen, daß man
zuerst angefangen habe, die allerschlechtestcn zu bauen, man sollte doch annehmen,sie hätten überall
angefangen, die besten zu bauen — im ganzen preußischenStaate rentiren die Kleinbahnen »lach
der Denkschrift,die uns hier vorliegt, mit 2,3 <>/<,. In Holland und Belgien, wo viele Kleinbahnen
gebaut sind, rentiren sie sich mit knapp 3°/». Das sind im großen Ganzen leine Zahlen, die
eine Erwerbsgesellschaftanimiren könnten, sich in die Sache einzulassen,wenn sie den Betrieb in
erster Linie mit ins Auge faßt. Sie kann nur ein Interesse daran finden, wenn sie den Bau
in erster Linie ins Auge faßt, und ich folgere daraus, wenn die Provinz es erreichenkann, daß
möglichst viele Kleinbahnen gebaut werden ohne ihre Mitwirkung, dann kann ich das als ein
Glück betrachten, und die Provinz behält nach meiner Allsicht viel Geld in der Tasche.

Von diesem Gesichtspunkteaus komme ich zu folgendem Resultate: Ich will das Klein¬
bahnwesen fördern und so nachhaltig fördern, wie es ohne zu hohe Belastung der Provinz
mit Steuern möglich ist. Daher bin ich vorläufig noch gegen den großen Etatsposten, denn
für diesen großen Etatsposteil haben wir in der Einnahme keine Deckung. Je größer der
Etasposten ist, genau um soviel höher müssen wir die Steuern ansetzen, oder es müßte uns
denn aus den Ueberschüssen des preußischenStaates eine neue Dotation zufließen. (Heiterkeit.)
Da ich das aber vorläufig nicht annehmen kann, meine Herren, so glaube ich, wir thun besser,
den Etatsposten so zu bemessen, wie es unsern Verhältnissen entspricht.

Nun denke ich mir den Verlauf der Dinge folgendermaßen— es kann ja Niemand in
die Zukunft fehen, und ich lasse mich gern belehren, man spricht eben nur seine beste Ueberzeugung
aus, — das erste, was wir thun müssen, ist eine sofortige Erleichterung der Bedingungen über
die Benutzung der Provinzialstrahen. Wenn wir den Kleinbahnenbau unterstützenwollen, dann
müssen wir zuerst aufhören, ihn zu erfchweren. Wir erschweren ihn aber durch die Abgabe, die
wir für die Benutzung unserer Straßen fordern, und zweitens, indem wir bei der Straßenunter-
Haltung Bedingungen gestellt haben, wie sie nach meiner Auffassung über das gebotene Maaß
hinausgehen. Nach beiden Richtungen hin können wir dem Kleinbahnbau ohne direkte Verluste
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wesentlichen Vorschub leisten. Zweitens können wir ohne Bedenken zum Bau der Kleinbahnen
soviel Geld aus der Landesbank hergeben, wie die Unternehmer haben wollen, aber unter
einer kleinen Bedingung, nämlich, baß sie die Sicherheit dafür leisten, die überhaupt nothwendig
ist. Wenn also die Kreise und Gemeinden absolut Kleinbahnen bauen wollen, dann müssen sie
es so machen, wie die Kölner Vorgebirgsbahn es auch nicht gern gethan hat, das heißt, wenn Sie
ein Interesse daran haben, dann müssen Sie die Garantie für das Darlehn übernehmen, dann
erhält die Landesbank ihr Geld sicher zurück; der Zinsfuß kann ja, damit bin ich durchaus
einverstanden, ein mäßiger sein, und dann ist das doch immer eine wesentliche Erleichterung. Wenn
dagegen die zunächstbetheiligtenGemeinden leistungsfähigsind, aber die Garantie für das Darlehn
nicht übernehmen wollen, dann wird die Kleinbahn auch kein wirklichesBedürfniß sein, sondern
man wird, wie bei so vielen Gemeindewegen,nur den Versuch machen, die an sich nicht nöthige
Bahn auf Kosten der Provinz gebaut zu erhalten.

Der dritte Fall ist endlich der, daß die Kreise nicht leistungsfähig genug sind, um die
volle Garantie für das Darlehn übernehmen zu können. Ja, meine Herren, da muß mit Zu¬
schüssen geholfen werden. Da ist der Punkt, wo Sie die provinziellen Taschen aufmachen
müssen. Aber auch hier müssen meines Erachtens die Kreise in erster Linie durch ihre Be¬
theiligung die Bcdürfnißfrage bejahen, und wenn Sie nicht die vollständige Garantie für die
Verzinsung und Amortisation der Darlehne der Landesbank übernehmen können, so können Sie
das doch wenigstens theilweise thun, und es kann die Provinz dann durch Zuschüsse den Kreisen
die Mittel geben, um auch den übrigen Nest der Zinsen bezahlen zu können. Ich meine auf
dicfe Weife lassen sich große Hülfen gewähren, und nur iu dem letzteren Falle brauchte der
Provinzialansschuß von der Vollmacht in »lino» 2 Gebrauch zu machen, in allen anderen
Fällen würde sich die Hülfe lediglich im Nahmen unfcrer Etats bewegen. Anderthalb Jahre
bis zum nächsten Landtag sind ja leine Ewigkeit, ich glaube gar uicht, daß sich in den
1 ^2 Jahren so sehr viel ändern wird. Natürlich wenn wir hier erklärten, wir wollen möglichst
alle Kleinbahnen von Provinzwcgen bauen, — ja du lieber Gott, dann bekommenSie genau
so viel Anträge, wie nöthig sind, um die ganze Provinz mit Kleinbahnen zn versehen.

Aber wenn wir uns auf den Standpunkt stellen, daß nur in dringenden Fällen, soweit
ein Bedürfniß für die Bahn vorliegt uud die Leistungsfähigkeit der Kreife nicht ausreicht, -—
uud auf diesen: Standpunkt steht ja auch der Abgeordnete Lueg — der Proviuzialausschnß in
der Zwischenzeit helfend eintreten darf, dann wird auch das Maß der Anträge sich ans ein
angcmefsencsbeschränken,und kommt inzwischen eine Erwcrbsgescllschaft,die aus eigenen Mitteln
bauen will, ja, meine Herren, dann lassen Sie dieselbe ruhig bauen. Will die Gesellschaft
aber Mittel von der Provinz haben und sich mit ihr verständigen, so ist dazu ein dauernder
Vertrag nöthig, dann, glaube ich, kommt es auch auf die 1'/, Jahre bis zum nächsten Landtag
nicht an, und können wir den Vertrag zunächstIhrer Genehmigung unterbreiten. Ich für meine
Perfon möchte mich aus allen diesen Gründen auf den Standpunkt stellen, daß ich zwar nicht
unter die Ausschußanträge heruntergehe, auf der andern Seite aber auch warnen möchte, gehen
Sie nicht über die Ausfchußanträge hinaus. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Simons.
Abgeordneter Simons: Nur wenige Worte, meine Herren, ich theile die Bedenken

des Herrn AbgeordnetenQuack im Allgemeinen, aber ich möchte ihn doch bitten, seinen Antrag
zurückzuziehen und zwar, nachdem Herr Abgeordneter Lueg sich in so gemäßigter Weise aus¬
gesprochen hat, nachdemsich herausgestellthat, daß das, was derselbewünscht,nicht in der nächsten
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Zeit in Aussicht steht. Ich schließe mich den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Lueg in
einer Beziehung an; ich glaube, daß die Provinz nur mit Hülfe großer Baubetricbsgefellschaften
in die Materie eintreten kann und wird. In welcher Weife, das ist ja schon so ausführlich
von Herrn Oberbürgermeister Becker berührt worden, daß ich darauf nicht näher einzugehen brauche.
Ich glaube, die Nr. 3: „den Provinzialausschuß zu ermächtigen, die Bedingungenfür die Benutzung
der Provinziastraßen zur Anlage von Kleinbahnen in einer den Bestimmungen und den, Geiste
des Gesetzes entsprechenden Weise abzuändern" — das ist allerdings am brennendsten, und ich
glaube, daß wohl Niemand Widerspruch erhebt, wenn wir diesen Satz nicht beschränkenwollen.
Ich glaube, wenn wir die Kleinbahnen fördern wollen, dürfen wir nicht mit einer reinen Negation
anfangen. Wir begebenuns ja mit dieser Sache einigermaßen in eine unbekannte Welt, da
wir aber doch solche vorsichtige Führer haben, wie wir sie in unser», Provinzialausschuß und in
erster Reihe gerade in Herrn AbgeordnetenBecker besitzen, können wir nicht denken, daß hier
irgend eine zn schwere Verantwortung übernommen werde, oder die Provinz in irgend einer
Weise gefährdet wird. Ich möchte bitten, den Antrag Nr. 2 nicht mehr weiter abzuschwächen,
um so weniger, da der erste Punkt, der hier vorgeschlagenwird, folgendermaßen heißt: „Der
Provinziallandtag wolle unter Anerkennung der großen Bedeutung des Kleinbahnwefens für die
gesummten wirthschaftlichenVerhältnisse in der Nheinprovinz von dem Bau und Betriebe von
Kleinbahnen durch die Provinz zur Zeit absehen." — Ja, meine Herren, das klingt auch nach
etwas Positivem, das ist aber eine reine Negative. Ich möchte schließen mit einem Beispiel:
„Wenn einer schwimmenwill, mnß er ins Wasser gehen", und ich bin fest überzeugt, daß unser
Provinzialausschuß die Untiefen als Meisterfchwimmervermeiden wird.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten
Friederichs.

Abgeordneter Friederichs: Die Bedenken des Herrn Abgeordneten Quack mögen ja
theoretischihre Berechtigung haben. Ich glaube, sie würden auch auf mich Einfluß haben, mich
vielleicht gar auf seine Seite bringen, wenn der Provinzialausschuß durch Neigung und Willen
eines Dritten ernannt würde. Indeß, meine Herren, unser Provinzialausschuß ist doch eigentlich
nur der äoudle oxti-ait von uns selbst, und so halte ich einen wesentlichen Widerspruchdesselben
mit dem Landtage für ausgefchlossen, Zudem, meine Herren, sitzt im Provinzialausschuß
Herr Oberbürgermeister Becker! Deshalb lassen Sie uns der Commissionsvorlagezustimmen,
Ich stehe auf den, Boden des Herrn AbgeordnetenLueg; ich werde ohne Bedenken für die Vorlage
stimmen und empfehle, den Antrag unseres Herrn Kollegen Quack abzulehnen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Es ist ein Schlußantrag ein¬
gegangen. Auf der Rednerliste stehen noch die Herren Krawinkel und VIoem, Ich bitte diejenigen
Herren, die für den Schluß votiren wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)— Das ist die Minder¬
heit. Ich ertheile das Wort dem Herrn AbgeordnetenKrawinkel.

Abgeordneter Krawinkel: Es sollte mir leid thun, wenn ich bei der Minorität, welche
auf Schluß angetragen hat, erheblichen Unmuth hervorrufen sollte, aber es kann ihr nicht erspart
bleiben, die Auffassung, die ich in der verstärkten Commissionvertreten habe, auch hier noch zum
Ausdruckzu bringen, und zwar umsomehr, als die praktischen Beispiele, die die Denkschrift gegeben
hat in Bezug auf die Förderung des Kleinbahnwesens, ganz besonders durch die Ritzen gefallen
sind, sowohl in der Commission als auch in der Auffassung, wie sie der Herr Berichterstatter
und der Herr CommerzienrathQuack gegeben haben. Meine Herren! Wenn man dem Gebanken¬
gang der ganzen Denkschriftfolgt, so muß es auffallen, daß bei den Antragen, die der Provinzial-

34



266 37. RheinischerProvinziallandtag, 9. Sitzung am 14. Dezember 1892.

ausschuh uns zur Annahme empfohlen hat, und die in der CommissionBilligung gefunden haben,
grade ein Passus gefallen ist, dessen auch vorhin vom Herrn Berichterstatter Erwähnung gethan
ist, der Absatz 2 nämlich: „den Prouinzialausschuß zu ermächtigen, schon jetzt das Kleinbahnwesen
in der vorstehendunter VII angegebenenWeise finanziell zu fordern, und den Prouinzialausschuß
zu beauftragen, dem nächstenProvinziallandtage wegen dauernder Betheiligung der Provinz an
Kleinbahnunternehmungeneine besondereVorlage zu machen".

Meine Herren! Die Darstellung, die wir so eben von dem Herrn OberbürgermeisterBecker
gehört haben, unterschreibeich voll und ganz. Ich wüßte keinen aus der Versammlung zu nennen,
der die Sache so auf realen Boden gestellt hätte, als durch diese zahlenmäßigen Angaben über
die Vetriebsergebnisseder Kleinbahnen sowohl in Preußen und Deutschland als auch in anderen
Staaten.

Meine Herren! Ich habe schon in der früheren Generaldebatte geäußert, daß das Klein-
bahnwesen durchaus nicht zu den Hoffnungenberechtigt, die man im Ausschuß auf die Rentabilität
und in Folge dessen auf die Verwirklichung der Bauausführung zu fetzen schien, und daß die
Praxis sehr viele Illusionen dabei zerstören wird. Es giebt nun die DenkschriftBeispiele für das
Interesse der Provinz an dem Zustandekommen von Klein- oder Nebenbahnen und giebt auf
Seite 2 eine zahlenmäßige Berechnung für das, was die Provinz dabei zu bezahlen in der Lage
sein wird und kann, wenn Bahnen da zu Stande kommen, wo die Straßen der Provinz erheblich
belastet sind. Ich habe mir erlaubt, diese einfachen Rechnungen auszuführen, die uns auf Seite 2
an die Hand gegeben werden, und da kann man finden, daß auf 46'/« Kni Wegelänge an jähr¬
lichen Unterhaltungskosten für die Provinz erspart werden 37 050 M., auf den einen Theil der
Netriebsstreckeüber 1000 M. pro Kilometer, auf den anderen Theil etwas weniger, und nun hat
Herr Abgeordneter Quack geäußert, daß derartige Ersparnisse so geringfügig sein würden, daß
damit eben für die Förderung des Kleinbahnwesensnichts angefangen werden kann, und ich habe
aus den Ausführungen des Herrn Berichterstatters dasselbe herausgehört. Der Herr Landes-
baurath hat sich ausdrücklichdagegen verwahrt, daß diese Ersparnisse, die hier und da in die Er¬
scheinungtreten könnten, als wirkliche Ersparnisseangesehenwerden dürften. Meine Herren! Diefe
Auffassung des Herrn Landesbauraths Dreling sollte eventuell noch zahlenmäßig dargethan werden
im Zusammenhang, wenn ich so sagen soll, mit der Verkehrszone, die für solche Bahnen in
Betracht kommt. Wenn nun auch diefer zahlenmäßige Beweis heute noch nicht erbracht ist, und
es auch dem Herrn Vaurath unmöglich gewesen ist, die Spezialrechnung uns auszustellen,so muß
ich trotz alledem bemerken,baß, wenn selbst eine ähnliche Aufstellung Anklang finden könnte, sie
doch das Wesen der Sache insofern nicht berücksichtigt, als es ja die Aufgabe der Provinz sein foll,
die wirthschaftlichen Verhältnissezu erhalten und zu heben, also eine derartige Entwickelung geradezu
herbeizuführenund größeren Verkehr auch in entlegenenLandestheilen herzustellen. Denn was ist
der Verkehr? Nichts weiter als Güterumsatz und das Zeichen wirthschaftlicher Entwickelung,
Meine Herren! Wenn die Provinz es sich ausdrücklichangelegen lassen sein will, die wirthschaft¬
lichen Verhältnisse zu heben und zu bessern, so muß sie ganz bestimmt doch auch derartige Aus¬
gaben, die ihr durch eine verstärkteWegebaulast erwachsenkönnen, mit in den Kauf nehmen. E«
ist ja gewissermaßeneine Colonisation unserer entlegenen Gegenden, die hier durch die Förderung
des Kleinbahnwesenserreicht werden soll, und insofern kann ich die Auffassung doch nicht billigen,
baß die Ersparnisse, die in der Wegebaulast eintreten können, doch insofern als die bedenklichste
Seite der Sache aufgefaßt werden müßten, weil diese Ersparnisse auf der anderen Seite wieder
ausgeglichenwerden dürften durch auf anderen Straßen neu erwachsende Ausgaben. Aber, meine
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Herren, solche neue Ausgaben, die durch eine derartige Entwickelungentstehenkönnen, werden Sie
auch bei der Förderung der Kleinbahnen erleben, ohne zugleich immer Ersparnisse in der Wege¬
unterhaltung zu machen.

Aber ich muß doch sagen, daß, wenn dies Bedenken des Herrn Landesbauraths, den
Provinzial-Strahenetat beschnittenzu bekommen, hervorgehobenwird, wir ihm die Anerkennung,
die ich ihm schon neulich gezollt habe, doch ausdrücklichwieder zollen müssen, daß mit den vor¬
handenen Mitteln und den etatsmäßigen Unterhaltungskostennicht mehr geleistetwerden kann, als
thatsächlich durch die Prouinzialverwaltung geschieht. Es ist also eine selbstverständlicheConsequenz, daß,
wenn weitere Ausgaben nöthig werden, wir nicht dem Landesbaurath sagen: Du kannst nichts
weiter bekommen,als was im Etat vorgesehenist, sondern wenn die Bedürfnisse sich steigern, so
wollen wir bereitwilligst dazu neue Mittel gewähren. Dieser Auffassung muß ich hier besonderen
Ausdruck geben, um die Ausführungen der Denkschrift anzuerkennen,daß Ersparnisse möglich und zur
Förderung des Eisenbahnwesensverwandt werden sollten. Auf der anderen Seite können freilich
auch neue Ausgaben entstehen, und das Bedürfniß, diese zu decken, erkenneich meinerseits voll
und ganz an. Dagegen muß es doch Iedermcmn auffallen, bah gegenüber diesen Berechnungen,
wie sie in der Denkschriftgerade zur Erwägung gestellt werden, dann nachher die Sache einfach
abgethan wird mit der Motivirung, es foll aus den Straßenunterhaltungskosten nichts genominen
werden dürfen. Es darf allerdings, wie der Herr Berichterstatter gesagt hat, nicht erwartet werden,
daß in den nächsten2 Jahren etwas davon erspart werde; das erkenne ich an. Aber bei den in
Frage kommendenBahnen wird es sich selstverständlich immer um die Zukunft handeln und um
die Finanzirung in dem Sinne, daß dauernde Ersparnisse, die bei den Wcgebaulastengemacht
werden, für das Zustandekommenvon Eisenbahnen verwandt werden dürfen. Und da bin ich der
Meinung, daß eben die Förderung des Nebenbahnwesens genau so zu behandeln ist, wie die
Förderung des Kleinbahnwesens.

Es ist vorher schon von Herrn Lueg betont und vorher auch iu dem Referat des
Herrn Laudesraths Schmidt und in der Denkschrift gefügt worden, daß fehr selten eine Ren¬
tabilität für die Kleinbahnen eintreten tonne, wenn sie nicht eine gewisse Länge und zwar
mindestens von 25 Km hätte. Dieser Auffassung muß unstreitig beigepflichtet werden. Es wird
in der Regel sich bei Kleinbahnen eine Rentabilität nicht erreichen lassen. Es wird deshalb
gerade um so mehr Gewicht auf den Passus zu legen sein, der in dem Antrage der Commission
Ausdruck gefunden hat- „Der Provinziallandtag spricht hierbei die Erwartung aus. daß der
Staat uach wie vor mit dem Bau von Nebenbahnen fortfahren wird." Dieser Auffassung habe
ich in fehr energischerWeise in der Commission das Wort geredet, und ich zweifle n.cht, daß
Sie dem Antrag der Fachcommissionbeitreten werden. Auf der andern Seite aber meine ich,
darf uns doch der Umstand, daß der Staat der Bauunternehmer sein soll, wahrlich mcht ab¬
halten, dem Nebenbahnwesen, das in dieser Gestalt jetzt auch als Klembahnwesen betrachtet
werden darf, zur Seite zu stehen, und zwar in der Art und Weise, wie sie gerade tue Denk¬
schrift des Provinzialausschusses an die Hand giebt. Das ist m dem AbschnittVI ausdrücklich
und iu der besten Weise geschehen; darin heißt es Seite ?: „Aehnlich liegt die Sache wenn
die Straßenverwaltung durch den von Anderen beabsichtigteil Bau einer Bahn vor sonst erforder¬
liche,, erheblicherenAusgaben für die Unterhaltung einer Straße bewahrt bleibt, und es deshalb
angebracht erscheint, durch einen angemessenenZuschuß zu deu Grunderwerbs- oder Baukosten
das Zustandekommender Bahn zu erleichtern." In einer derartigen Lage hat sich die Pro-
vinzialverwaltung bereits befunden und hat damals auch, wie es aus Seite 8 heißt, einen
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Zuschuß in einem einzelnen Fall von 50 000 M. aus dem Straßenfonds befürwortet. Meine
Herren! Dieser Auffassung bin ich ganz besonders beigetretcu und habe sie in der Commission
zu vertreten gesucht. Es hat der Commission nicht beliebt, die Nr. 6 in den Antrag zu bringen,
den die Commission dem Plenum zur Annahme empfiehlt. Ich befcheidcmich natürlich mit
den Ausführuugcn, die ich gemacht habe, und hoffe, daß bei der Würdigung der Verhältniffe
auch auf ein solches Bedürfniß, wie ich es gekennzeichnethabe, die entsprechende Rücksicht
genommen werden wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Es ist wiederum ein Schluhautrag .ein¬
gegangen, unterstützt von mehreren Seiten des Hauses. Auf der Rednerliste stehen noch ver¬
merkt die Herren Abgeordneten Vloem und Freiherr von Diergardt.

Ich bitte diejenigenHerren, welche den Schluß Votirenwollen, sich zu erheben. (Geschieht,)
Das ist die Majorität. Der Schluß ist demnach angenommen. Ich ertheile nunmehr das
Schlußwort dem Herrn Referenten.

Berichterstatter Abgeordneter Linz: Meine Herren! Nur zwei kurze Worte. Wenn
ich von der Anlehnung der Provinz an Baugesellschaftcn gesprochen habe, so habe ich nicht die
reinen Baugesellschaftenim Auge gehabt, fuudern nach meiner Auffassung sollte die Anlclmnng
der Provinz an eine Bau- und Vetriebsgesellschaftund zwar durch Entnahme von Prioritäts¬
obligationen erfolgen, und ebenso sollte selbstverständlichdie Provinz an den Ueberschüssen,die
event, erzielt werden, theilnehmen.

Auf das, was Herr Abgeordneter Becker gesagt hat, mochte ich noch eine kurze
Erwiderung geben. Er hat gesagt, daß der Etatöpostcn, den ich eingestellt haben wollte, in
der Commission nicht erwähnt wordeu sei, daß er dort leine Rolle gespielt habe. Das ist ein
kleiner Irrthum des verehrten Herrn. Ich habe den Etatsposten selbstverständlich nicht für
das jetzige Interimistikum eiustellcu wollen, sondern, wie ich ausdrücklich iu meiuem Referat
hervorgehoben habe, nur dann, wenn dem Landtag die Vorlage wegen der dauernden Unter¬
stützung der Kleinbahnen unterbreitet werden soll, nnd da bemerke ich, daß dieser Etatspostcu
eine große Rolle in der Commission gespielt hat, und wenn mich die Notizen, die ich mir
gemacht habe, nicht täuschen, so hat gerade der verehrte Herr Vorsitzende des Provinzial-
nusschusses hervorgehoben, daß, wenn wir richtig wirthschaften und durchgreifeud unterstützen
wollen, wir es nur in der Weise thun können, daß wir mit größeren Mitteln, und zwar im
Etat, dem Kleinbahnwesen eine Unterstützung angedeihen lassen muffen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wir kommenzur Abstimmung. (Abgeordueter
Scheidt: Ich bitte um's Wort zur Fragestellung.) Sie haben das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Scheidt: Der Antrag der III. Fachcommission sagt einfach: „Hoher
Provinziallandtag wolle den Antrag des Provinzialausfchuffes uuter Ziffer 1 uud 2 der Druck¬
sachen Nr. 17 unverändert annehmen." Ich möchte die Frage stellen, ob nicht auch die Ein¬
leitung des Antrages des Provinzialausschusses mit angenommen werden muß. Meiner Ansicht
nach ist in der Commission von einer Streichung dieser Einleitung gar nicht die Rede gewesen.
Wir müßten also dem Antrage der III. Fachcommission die einleitende Motivirung: „Hoher
Provinziallandtag wolle unter Anerkennung der großen Bedeutung des Kleinbahnwescns für die
gesammten wirthschaftlichenVerhältniffe in der Nheinprovinz". wie diefe Einleitung auf Seite 12
lautet, zufügen. Ich glaube, das wäre das Nichtigere und empfehle solches Ihrer Annahme.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Jawohl, wenn das Ihrem Wunsche entspricht,
werbe ich zunächst über diesen einleitenden Satz abstimmen lassen. Demnächst kommen wir zu
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den Anträgen der Fachcommission,die sich wieder auf den Antrag des Provinzialausschusses zu
Nr. 1? der Drucksachen beziehen. Da werde ich zunächst wieder über Nr. 1 und sodann über
Nr. 2 abstimmen lassen, vor der Abstimmung über Nr. 2 jedoch den Zusatzantrag des Herrn
Abgeordneten Quack zur Abstimmung stellen. Wenn der Antrag des Herrn Quack Ihre Zu¬
stimmung findet, mobisizirt sich dementsprechenddie Nr. 2 der Anträge des Provinzialausschusscs.
Findet er Ihre Annahme aber nicht, so würde ich ohne weitere Abstimmung constatiren, daß die
Nr. 2 des Antrages des ProvinzialausschussesIhre Zustimmung gefunden hat.

Dann würben wir gesondert noch abzustimmenhaben über die Nr. 2 der Anträge der
Fachcommissionund endlich über die Resolution, die sich an dem Schluhe der Anträge der Fach¬
commissionbefindet.

Sind die Herren mit diesem Abstimmungsmodus einverstanden? — Das ist der Fall.
Wir werden also demnach verfahren.

Ich bitte zunächst die Herren, welche nach dem Antrage des Provinzialausschusses die
Einleitung zu dem Schluhantrage mit folgendem Wortlaut: „Der Provinziallandtag wolle
unter Anerkennung der großen Bedeutung des Klcinbahnwesens für die gesammtcn wirth-
fchaftlichcn Verhältnisse in der Nheinprovinz" — annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist Einstimmigkeit.

Ich bitte sodann diejenigen Herren, welche die Nr. 1 der Anträge des Provinzialaus¬
schusses geuehmigen wollen mit dem Wortlaut: „von dem Bau und Betrieb von Kleinbahnen
durch die Provinz zur Zeit abzusehen", - sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist ebenfalls Ein¬
stimmigkeit.

Sodann lasse ich abstimmen über das Amcndcment Quack, die Worte: „in der vor¬
stehend unter VII angegebenen Weise" zn streichen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Amendement Quack ihre Zustimmung geben
wolle», sich zu erheben. (Geschieht.) Ich bitte die Herren stehen zu bleiben, damit die Herren
Schriftführer zählen können. (Panse.) Ich muß um die Gegenprobe bitten, meine Herren.

Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrag ihre Zustimmung nicht geben wollen,
sich zu erhebe,:. (Geschieht.) Ich bitte die Herreu nochmals, stehen zu bleiben, die Herren Schrift¬
führer köuuen sich nicht einigen; wir müssen sonst den sogenannten Hammelfprung machen, das
würde uns hente aber fehr aufhalten. (Pause. Zähluug.)

Das Bureau kann sich nicht einigen, dann müssen wir zum Hammelsprung kommen.
Das kommt daher, daß einige Herren nicht stehen bleiben und sich in dem Moment, wo gezahlt
wird, wieder setzen. Das hält uns mindestens eine halbe Stunde auf. Soll ich ine Abstnnmung
wiederhole,, lassen? (Zustimmung.) Dann bitte ich also diejenigen Herren, welche gegen den
Antrag Quack stimme,, wollen, sich nunmehr zu erheben.(Panse, in der das Ergebmß ernuttelt w,rd.)

Meine Herren' Das Resultat der Abstimmung ist Folgendes: Es haben nunmehr gestanden
53 Herren, die dem Antrage Quack also nicht zustimmen. Vorher haben gestanden 52, demnach
ist der Antrag Quack mit einer Stimme abgelehnt. ^ «, ,.s„ . .

Nunmehr gelangen wir zur Abstimmung über die folgende Posttwn der Vorschlage, das
ist die Nr 3'

Den Provinzialausschuß ermächtigen,die Bedingungen für die Benutzung der Pro-
vinzialstraßen zur Anlage von Kleinbahnen in einer den Bestimmungen und den,
Geiste des GesetzesentsprechendenWeise abzuändern."

Ich bitte diejenigen Herren, welche diese», Antrage mit dem von der Commissionbean¬
tragten Zusätze ihre Zustimmung geben wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)Da« ist Einstimnngkett.
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Nun kämen wir schließlich zu der Resolution, welche die Fachcommissionvorschlägt.
„Der Provinziallandtag spricht hierbei die Erwartung aus:
1. daß der Staat nach wie vor mit dem Bau von Nebenbahnen fortfahren wird, und
2. daß die Staatseisenbahnvcrwaltung in den Fällen, in welchen es sich um Mitbenutzung

staatlicher Bahnhöfe, Herstellung von Anfchluhgeleisen, Einrichtung direkter Tarife und
ähnliche Erleichterungen handelt, den Kleinbahnunternehmungen gegenüber thunlichst
entgegenkommendsich verhalten werde."

Ich bitte die Herren, welche diesem Antrage ihre Zustimmung geben wollen, sich zu
erheben. (Geschieht.) Auch hier ist einstimmigeAnnahme erfolgt.

Wir gehen nunmehr zum folgendenGegenstand unserer Tagesordnung über:
Antrag der Spezialcommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Errichtung des Kaiser-Wilhelm-Denkmals in
der Nheinvrovinz.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter der Commissson,Herrn AbgeordnetenDr. Frowein,
das Wort zu nehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Frowein: Meine geehrten Herren! Die wichtige
Angelegenheit,welche in dieser Stunde Ihrer Entscheidung harrt, nimmt nicht nur die Kräfte des
Geistes und des Verstandes in Anspruch, auch unser Herz und unser Gemüth verlangen unabweisbar
ihr Recht. Wir alle sind von dem einen Empfinden getragen: Wir mochtenunsern ersten großen
Kaiser mit dem Besten ehren, was kunstverständiger Sinn und des Meisters kunstgeübteHand
hervorzubringen vermag.

Die Commission,welche Sie mit der Vorbcrathung dieser Angelegenheit beauftragt haben,
ist nach besten Kräften bemüht gewesen, der ihr gewordenen Aufgabe gerecht zu werden. Alle
Gesichtspunkte, welche in der einen oder andern Weise für die Entscheidung maßgebend sein
können, sind in der Diskussion eingehend erwogen worden, und gewiß hat auch jedes einzelne
Mitglied der Commissionim Bewußtsein feiner Verantwortung das eigene Urtheil sich zu bilden
bemüht, Und nun dürfen wir aus voller Ueberzeugungmit frifchem Muthe vor Sie hintreten
und Ihnen in Uebereinstimmung mit dem Antrage des Provinzialausschusses die Ausführung
des ersten preisgekrönten Entwurfes empfehlen, (Beifall.)

Wir verkennen dabei weder die Schwierigkeiten, welche zu überwinden, noch die Bedenken,
welche zu befeitigensind. Die Thatsache, daß Sie überhaupt die Angelegenheit zur Vorbcrathung in
eine Commissionüberwiesen haben, liefert den Beweis, daß nicht von vornherein durch die Macht
des ersten Eindruckes eins der Modelle Ihre Zustimmung gewonnen hat. Im Gegentheil, in der
Diskussion bei Gelegenheit der ersten Lesung und in den Verhandlungen der Commission ist
manches scharfe Wort der Kritik, namentlich auch gegen den jetzt vorgeschlagenenEntwurf laut
geworden. Es war Angesichts dieser Sachlage erklärlich, daß in der Commission der folgende
Antrag gestellt wurde: „Den Provinzialausschuß zu ersuchen, unter den Verfassern der zufolge
Protokolles der Preisrichter vom 19. Oktober 1892 preisgekrönten, zum Ankauf empfohlenen
und lobend hervorgehobenen Entwürfe mit Einschluß des Verfassers des Entwurfes mit dem
Motto „Gedenken und Danken" (Professor Frentzen) unter Mittheilung der im Landtage zum
Ausdruck gebrachtenWünsche und Ausstellungen durch Uebermittelung der bezüglichenstenographi¬
schen Verhandlungen eine engere Concurrenz zu veranstalten und dem nächsten Landtage das
Resultat derselbenmitzutheilen."

Ließ sich für diesen Antrag das Eine hervorheben,daß es für eine so große Versammlung
mißlich ist, innerhalb der kurzen, uns zu Gebote stehendenZeit diese schwerwiegendeEntscheidung



37. RheinischerProvinziallandtag, 9. Sitzung am 14. Dezember 1892. 271

zu treffen, so war doch die große Mehrheit der Commission der Meinung, daß der Vertagung
überwiegendeGründe entgegenstehen. Zunächst Gründe mehr äußerer Art. Es wird ganz gewiß
in weiten Kreisen unserer Provinz der Wunsch gehegt, daß diese Angelegenheit,welche den Land¬
tag seit 4'/2 Jahren beschäftigthat, nunmehr der endgültigen Lösung entgegengeführt werde.
Sodann ist wohl zu erwäge,,, daß die Wahlperiode des Hauses sich ihrem Ende zuneigt. In
zwei Jahren wird die Zusammensetzungdes hohen Landtags zum Theil ganz gewiß eine andere
sein. Wir meinen, baß der Landtag, welcher in dem Dränge des vaterländischenGefühls die
ersten Beschlüsse gefaßt hat, diese Angelegenheit auch zur Entscheidung bringen sollte. Dazu
kommengewichtige,in der Sache selbst liegende innere Gründe. Wir fragen: Welchen Erfolg
könnte eine neue Concurrenz uns bieten? Ich persönlichhalte es zum mindesten für sehr zweifel¬
haft, ob die in Betracht kommenden Künstler überhaupt geneigt fein würden, sich an einer der¬
artigen neuen Concurrenz zu betheiligcn. Aber dies unterstellt. Welche Richtschnurfür ihr künst¬
lerisches Wirken wollen Sie den Künstlern geben? Sie sollen, heißt es, die im Landtage zum
Ausdruck gelangten Wünsche und Ausstellungenberücksichtigen.Meine Herren! Nach der Erfahrung,
die wir hier im Hause und in der Commission gemacht haben, und vielleicht in der bevorstehenden
Diskussion von Neuem machen werden, gehen die Wünscheund Meinungen sehr weit auseinander,
und wenn Sie den Künstlernaufgeben wollten, dies ihrerseits in Berücksichtigung zu zieheu, so würden
Sie denselben etwas Unmögliches zumuthen. Wir müssen, meine Herren, davon ausgehen, daß
jeder Entwurf, welcher zur Ausstellung gelangt ist, auf einer einheitlichenIdee beruht, die durch
den Künstler in mehr oder minder klarer Weise zur Verkörperung gelangt ist. Nun werden Sie
doch vor Allem dem Künstler sagen müssen, ob Sie seiner Grundidee zustimmen, ehe Sie sich mit
ihm über Einzelheiten unterhalten können. Gingen wir in dem Sinne des vorgedachtmAntrages
vor, so würde ganz gewiß der nächste Landtag mit der Wahl die Qual haben, und vielleichteine
größere Qual als uns heute aufliegt. Denn es ist doch eine Thatsache, daß im Großen und
Ganzen nnr wenige Entwürfe wirklich zur Ausführung empfohlen werden. Wenn wir aber von
der Voraussetzung ausgehen, daß jeder der hervorragenden Künstler, die sich an der Concurrenz
betheiligt haben, bestrebt gewesenist, nach besten Kräften die von ihm zu Grunde gelegte Idee
zur Ausgestaltung zu bringen, dann wird es für uns darauf ankommenmüssen, dasjenige Kunst¬
werk zu wählen, welches in edler Form den nach unserer Ueberzeugung zutreffenden Gedanken
zum Inhalt hat. Diese Erwägung führt mich dazu, nunmehr auf die Entwürfe selbst näher
einzugehen.

Dabei kann es naturgemäß nicht meine Aufgabe sein, in kritischer Sichtung dre einzelnen
Entwürfe zu beleuchten; ich erwähne nur Diejenigen, welche hier im hohen Haufe und m der
Commissionals für die Ausführung in Betracht kommend namhaft gemachtworden sind Ich
nenne zuerst das Modell mit dem Motto: „Lieb Vaterland magst ruhig sein". Tne Auffassung
ist unseres Erachtens eine zu nüchterue und ich möchte sagen eine einseitig mcktansche; auch
glaube ich, daß die vom Künstler gewählte Handbewegung auf die Dauer den Beschauer mcht
befriedigen wird. Das Standbild paßt nicht an die in Aussicht genommeneStelle, an das Ufer
des sagenumkränztenRheines. . ^ ^, >. >.,

Daß wir in dem Entwurf „Wir Alle wollen Hüter sein", em schönes und edel gedachtes
Kunstwerkvor uns haben, darüber herrschte in der CommissionEinmüthigkeit, aber weder die
Beschaffenheitdes Platzes mit Rücksicht auf die Strombauverhältnisse, noch die uns zur Verfügung
stehendenMittel gestatten die Ausführung dieses Entwurfes. Auch muß ich hervorheben, daß tne
Gestaltung des Pferde« allgemein ungünstig ^urtheilt wurde; und endlich ist auch die Kaiferfigur
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nicht von entscheidender Wirkung. Sehr lebhaft empfohlenwird — es geschah dies schon bei der
ersten Lefung hier im hohen Hanse — der Entwurf mit dem Motto „Gedenken und Danken". Es
wird in dieser Beziehung geltend gemacht, der einfacheGedanke, daß der Kaiser das Rheinland
vor dem Eindringen feindlicherHeere beschützt habe, fei in so prägnanter Weise zum Ausdruck
gebracht, daß die Wirkung eine ganz überraschende sei. Ich will diese günstige Beurtheilung
einmal bestehen lassen. Wenn wir vor das Modell hintreten, so sehen wir den Kaiser mit
flammendem Auge gleichsam zum Augriff vorgehen. Aber ich frage, darf diefer Gedanke wirklich
der durchschlagendesein? Ist damit die Aufgabe, welche wir dein Künstler zu stellen haben,
erschöpft? Ich sage nein, ich meine vor unserem Auge muh ein Bild erstehen, wie es in unserer
Seele lebendig geworden ist und lebendig bleiben wird. Der Künstler muß zur Darstellung bringen
in seiner gewaltigen Einfachheit und in seiner schlichten Hoheit den Manu, der die Geister der
ganzen Welt zur Bewunderung gezwungenund, ohne nach dem Beifall der Menge zu streben,
nach langer schwerer Zeit die Herzen seines Volkes sich erobert hat. Zum Ausdruck muh kommen
die edle Entschlossenheit, mit welcher er maßvoll aber fest in weltgeschichtlichen Augenblicken
aus dem Eigeneu heraus das rechte Wort und die rechte That zu finden wußte, die lautere
Demuth, welche in Gottesfurcht gewurzelt seines Wesens Grundzug war, die Treue, mit der
er in unermüdlicher Pflichterfüllung am Werke war und schaffte und Deutschlands Größe schuf,
und die Herzensgüte, mit der er der Schwachenund der Hilfsbedürftigen des Volles sich annahm.
Gewiß wollen wir unseren Kaiser feiern als den Beschützer der Nheinprouinz; aber wir wollen ihn
nicht darstellen als kriegerischund kampflustig Er war ein Held des Krieges, aber nach seiner
ganzen Sinnesart war er ein Mehrcr des Reichs an den Gütern und Gaben des Friedens. Nicht
nur der Heerführer und der Herrfcher, des Mannes Größe und des Menfchen Edelsinn muh vor
uns erscheinen. (Beifall.)

Stellen wir uns, meine Herren, auf diesen Standpunkt, dann glaube ich, kann die Ent¬
scheidung uns nicht schwer fallen. Denn es kann nicht bestrittcn werden, daß der preisgekrönte
Entwurf der von mir dargelegten Auffassung am Besten gerecht wird. Von sämmtlichen Mit¬
gliedern der Commission, auch von den Gegnern dieses Entwurfes, ist anerkannt worden, daß
kein einziges Modell in so edler und schöner Weise die Gestalt unseres Kaisers verkörpert, wie
dieser erste Entwurf, und das muh doch schließlich durchschlagendsein. Ich darf es ausfprechen,
daß der Grundgedanke, welcher hier ausgestaltet ist, ganz allmählich mit siegenderGewalt immer
weitere Kreise des hohen Hanfes dem Entwürfe erobert hat.

Und nun, meine Herren, gehe ich zu den Ausstellungen über, welche gegen diesen ersten
Entwurf gemacht worden sind. Sie betreffen namentlich die zur Seite gestellte allegorische Figur.
An sich wird dieselbenicht getadelt; im Gegentheil man erklärt sie für fchön, meint jedoch, sie
beeinträchtige die Wirkung der Hauptfigur, und es fehle die richtige Wechselbeziehungzwischen
beiden. Wir sind in der großen Mehrheit der Eommission anderer Meinung. Wir finden, daß
der Künstler in durchaus feiner Weise durch diese allegorische Gestalt den Gedanken zum Ausdruck
gebrachthat, baß unser Kaiser, wiewohl ruhmgekrönt, sich doch leiten ließ von dem Gedanken des
Friedens. Es sind seit jener großen Zeit mehr als zwei Jahrzehnte vergangen. Ein neues
Geschlechttritt auf. Mit Wehmut!) haben wir es empfinden müssen, daß die Ursache jenes
gewaltigen Krieges in ihrer historischenWahrheit zum Gegenstand eines Streites gemacht werden
konnte. Was aber in unseren Herzen lebt, das soll des Erzes Gebilde dauernd und unvergänglich
den nachkommenden Geschlechtern überliefern, und fo weit es nicht das Antlitz unseres Kaiser«
zum Ausdruckbringt, künden soll es die edle Frauengestalt an seiner Seite: unser rühm gekrönter
Kaiser war ein Hort des Friedens!
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Auf die Ausstellungen,welche bezüglich mancherEinzelheitengemacht worden sind, brauche
ich nur kurz einzugehen. Ich kann dahingestelltsein lassen, ob sie begründet sind oder nicht. In
der Commissionwaren die Meinungen getheilt. Es seien in dieser Beziehung die Fragen erwähnt,
ob das Pferd zu massiv, der Flügel zu groß sei, ob die Kopfbedeckung fehlen dürfe, ob das
Schwert die richtige Haltung habe. Wir sind der Ueberzeugung,daß diese Einzelheiten sehr leicht,
erforderlichenfallsunter Zuziehung von Sachverständigen, nach Rücksprache mit dem Künstler ihre
Erledigung finden können. Es war in der Commission ein Antrag gestellt worden: Der hohe
Landtag möge beschließen, daß, wenn die Entscheidungzu Gunsten des ersten preisgekröntenEnt¬
wurfes falle, über das nach Besprechungmit dem Künstler neu ausgearbeiteteModell dem nächsten
Landtage die endgültige Genehmigung vorbehalten werden solle.

Die Commission konnte sich diesen Vorschlag nicht aneignen; sie nahm dagegen den
Antrag an, welcher Ihnen gedrucktvorliegt, daß nämlich mit der endgültigen Festsetzungder
mit dem Künstler über die Einzelheiten zu treffenden Vereinbarung und mit der Ausführung
des Beschlusses überhaupt eine Commission, bestehend aus den Mitgliedern des Provinzial-
ansschusses und zehn durch das hohe Haus zu wählenden Mitgliedern betraut werde. Die
Gründe, welche diesen Autrag rechtfertigen, habe ich bereits bei meiner Stellungnahme gegen
den Antrag auf Vertagung entwickelt. Zu Gunsten der endgültigen Entscheidung wurde aber
noch ferner der Gedanke angeführt, daß es gewiß im hohen Grade wünschenswerthfei. wenn
die Enthüllung des Denkmals am 22. März 1897, alfo 100 Jahre nach der Geburt unseres
Kaisers, stattfinden könne. Gott wolle geben, daß dieser Tag in eine Zeit fällt, in welcher
unser Land des Friedens sich erfreut und neues Blühen in unferem Volke emporsprießt. Indem
ich schließlich bemerke, daß der Hauptantrag, den wir Ihnen vorlegen, in der Commission mit
allen gegen 5 Stimmen zur Annahme gelangt ist, und daß die Commission einstimmig beschlossen
hat, Ihnen die Nr. 3 des gedrucktenAntrages zu empfehlen, „den Herren Preisrichtern für
die ^ im Interesse der Provinz geübte Mühewaltung den Dank anszusprechcn". bitte ich Sie
Namens und im Auftrage der Commission den Antrag des Provinzialansschuffes mit den von
der Commission gestellten ergänzenden Anträgen anzunehmen. (Lebhafter Beifall!)

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Ich eröffne die Verhandlung und ertheile zunächst
das Wort dem Herrn Abgeordneten Friederichs. ^ ^ , ,

Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Das Wort nach der in Form und Inhalt
so hervorragenden Rede des Herrn Referenten zu nehmen, mag Ihnen bedenklich erscheinen Auch
nur scheint es bedenklich. Indeß der Umstand, daß wir nicht sofort zur Abstimniung schreiten
sondern in eine Berathung eingehen, sowie die Worte des Herrn Referenten, daß Nicht Geist und
Verstand, sondern auch Herz und Gemüth heute ihr Recht hier verlangen dürfen, ernu.thigeu
mich, nicht zu schweigen. Viele von Ihnen wissen zudem, daß ein Mißgeschick mich m diesen
Tagen fern von hier hielt, und ich nicht Gelegenheit hatte, in der Comnufston meme Ansicht
geltend zu machen. „ .. . ^ , .

Meine Herren' Gestatten Sie mir einige einleitende, allerdings nicht gerade parlamen¬
tarisch nüchterne Worte. Ich gehöre zu den vielen unter Ihnen, '»eine Herren, die im wunder¬
schönen Monat Mai gar gern der Nachtigall lauschen,und die m dem Künstler und semer Werk¬
statt die stetige Vertretung dieser Jahreszeit und des prächtigenSängers sehen, die deshalb dann
und wann aus ihrem Alltagstreiben zu den Ateliers mit der wunderbaren Ordnung des keimenden
und blühenden Durcheinanders in Hecken und Gebüsch und dazwischendem nicht spatzenartig
selbstsüchtigen aber um so. geliebteren Zaubersänger Zuflucht nehmen, um den Glauben zu starken
an da« Edle und das Schöne! 85
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Meine Herren! Diesem Umstände mutz ich es zuschreiben,baß in ben letzten Tagen in
Folge der Verhandluugen hier in voriger Woche der mündlichen und brieflichen Anfragen aus
Künstlerkreisenüber die Stellung des Provinziallandtag« zu den eingelieferten Modellen gar
viele an mich ergangen sind, und solcher Art, daß ich als Mitglied des Provinziallandtags zu
antworten verpflichtetbin. Ich glaube deshalb eine zusammenfassendeund gemeinsame Antwort
von dieser Stelle aus geben zu müssen.

Meine Herren! Die herrliche Aufgabe, dieses Kaiserdenkmal zu errichten, veranlaßte so
hervorragendeKünstler, sich zu betheiligen, viele der Modelle weisen so große künstlerische Vorzüge
auf, daß es dem Laien in einer Art fchwer fallen muß, sich für das eine oder das andere zu
entscheiden. Die Großartigkeit der Gesammtanlage bei dem einen, die geschmackvolleund elegante
architektonischeGliederung bei dem andern, die charakteristischeAuffassung unsers vielgeliebten
Heldenkaisers bei den» dritten u. s. w., haben wir alle bewundert! Wir erkannten an, daß über
künstlerische Vorlagen in einer zahlreichenVersammlung wohl niemals eine Einigung zu erzielen
ist; war das ja doch schon der Fall hinsichtlichder Wahl des Platzes. Deshalb auch sahen
wir uns nach Männern um, die, unbestechlich,von der ehrenhaftesten Gesinnuug, sich durch
Studium und strenge Arbeit die Reife des Urtheils erworben hatten, die mit einein reichen
Schatze technischerErfahrung den sichern künstlerischenGeschmack verbanden. In ihre Hände
wurde vertrauensvoll die Prüfung der eingelieferten Arbeiten gelegt; unter vielen wurden die¬
jenigen ansgewählt, die in ihrer Persönlichkeit und künstlerischen Nedentnng nns vollste Gewähr
boten. Neben dem hochbcdeutendcn Bildhauer, ausgezeichneten Maler, dein vorzüglichen Architekten
sekundirte als Repräsentant der Nichtkünstler ein Mann in hoher Staatsstellung, der mit um¬
fassendsten Kenntnissendas feinste künstlerischeGefühl und Urtheil verband. Diefe Männer nun
erklärten nach eingehendster Berathung die eingeliefertenArbeiten für hochbedeutend. Sie konnten
darüber um so sicherer urtheilen, als sie zum Theil Preisrichter in der ersten Conkurrenz um ein
Kaiserdenkmal in Berlin, das Alldeutschland errichten soll, gewesen sind. Soviel ich erfahren,
erschienenihnen die Vildhauerarbeiten hier noch viel werthuoller als die Ergebnisseder Berliner
Eoncurrenz. Zwei Tage lang waltete die Jury ihres mühevollen Amtes. Architekten, Maler
und Kunstgelehrteprüften anfs Genaueste unifassend nach allen Seiten jedes Einzelne, rangirtcn
es nach dem Werthe, wägten das eine gewissenhaft gegen das andere ab und zogen dabei auch
die Ausführbarkeit in Rechnung. Persönliche Freundschaft verknüpfte sie mit manchem der ein¬
sendendenKünstler, deren Entwurf sie aus der Zahl der prämiirten ausscheidenmußten. Durch¬
drungen von der Verantwortlichkeit ihrer Aufgabe verglichen sie immer wieder aufs neue, und
schließlich fällten sie eine einstimmige Entscheidung und empfahlen ein groß gedachtes Werk
zur Ausführung! Ich bin der festen Ueberzeugung, daß das Urtheil dieser Männer uns volle
Gewähr leistet, daß das zur Ausführung empfohlene Denkmal ein des verewigten kaiserlichen
Helden würdiges werden und der Nheinprovinz zur Ehre und zu hohem künstlerischen Schmucke
gereichen wird! Und wie ich mich den Preisrichtern gegenüber verpflichtet fühle, fo ist auch 'nein
Herz dankerfüllt für die Künstler, die auf den Ruf der Provinz schaffcnsfreudigsich ans Werk
begebenhaben, um aus innerster Begeisterung heraus vornehme Kunstwerkezu schaffen und uns
zur Wahl zu stelleu. Wenn auch nur einem die Siegespalme gereicht werden konnte, so war
doch der Kampf um den Preis ein Heiher, der auch den Ueberwundencn zur Ehre gereichenwird.

Meine Herren! Rmnens anderer in scharfem Denken und raschem präzisen Ausdruck das
Wort zu nehmen, hätte ich nicht gewagt, aber in der vorliegenden wesentlichen Herzens- und
Gefühlsfache weiß ich mich eins mit den Herzen, wie im bergifchenLande, so auch im ganze"



37. RheinischerProvinziallandtag, 9. Sitzung am 14. Dezember 1892. 275

Nheinlande, und vornehmlich auch den, RheinischenProvinziallandtage in dein Gefühle der An¬
erkennungder Künstler und in dem Dante für die mühevolle Arbeit der Preisrichter.

Meine Herren! Ich schließe mich mit Freuden dem Antrage der Commission an und
empfehle, ihn thunlichst einstimmig anzunehmen. (Beifall)

StellvertretenderVursilMder Ianßen: Das Wort hatHerr AbgcordneterFreiherr von Los:
Abgeordneter Freiherr von Los: Meine Herren! Ich glaube, ein Punkt ist es, in

dem wir alle bei dieser Frage übereinstimmen. Das ist der, daß wir alle wünschen,daß diese
Angelegenheit lieber heute wie morgen in einer großartigen Weise, in der Weise, wie wir sie
vor einer Reihe von Jahren geplant haben, zur Vollendung gelangen möge, und ich glaube,
daß diesem Punkte gegenüber derjenige, der einen andern Vorschlag machen will, als die von
Ihnen gewählte Commission heute vorgelegt hat, nicht gar zu viel Glück haben wirb.

Nichtsdestoweniger,meine Herren, halte ich es für richtig, daß derjenige, der eine ab¬
weichende Ansicht hat und die Ueberzeugung von dieser Ansicht in sich trägt, auch die Pflicht
hat, selbst auf die Gefahr hin, daß das Werk hente nicht zum definitiven Abschluß kommen
könnte, dieser Ansicht Ausdruck zu geben. Ich werde aber, ganz gewiß dem allgemeinenWunsch
entsprechend,mich möglichstkurz zu fassen suchen. Geist und Verstand, Herz und Gemüth sind
ja schon in der ausgiebigsten Weise zum Ausdruck gekommen, und ich werde daher versuchen,
in möglichstnüchterner Weise meine Ansicht auszuführen.

Meine Herren! Es ist Ihnen sowohl von dem Pruvinzialausschuß, wie auch von der
von Ihnen gewählten Commission der Vorschlag gemacht wurden, den Verfasser des mit Nr. 1
gekrönten Entwurfes event, mit Veränderungen oder unter Vorlage eines neuen Entwurfs mit
der Ausführung des Werkes zu beauftragen. Wer den verschiedenen Verhandlungen beigewohnt
hat, der wird sich nicht mit Unrecht wundern, daß mit der Ausführung des Werkes gerade der
Verfasser eines Entwurfes betraut werden soll, der vielleichtdie meiste Kritik erfahren hat von
allen Entwürfen, die uns vorgestellt worden sind.

Der Herr Referent hat in feinein Referat die einzelnen Punkte allerdings fehr kurz und
nur sehr lose berührt. In dem Referat des Provinzialausschussesist bereits darauf hingewiesen,
daß das Haupt des Kaisers nicht nach der richtigen Seite sich wende; es ist über die Figur
gesagt worden, daß es ihr nichts schaden würde, wenn sie etwas mehr Bekleidung trüge. Es
ist dann sowohl in der Commission,der anzugehören ich die Ehre hatte, als auch in privaten
Besprechungendarauf hingewiesenwurden, daß das Haupt eine Bedeckung tragen müsse. Jeden¬
falls sind viele Meinungen in dieser Beziehung ausgesprochenworden, — ob es eine Krone sein
müsse, ob es ein Helm sein soll, darüber gingen die Ansichten auseinander. Die Figur des
Genius ist selbst lebhaft angefochtenworden in ihren einzelnen Theilen, zum Beispiel in der
Größe ihrer Flügel und in ihrer Stellung. Es ist hervorgehoben und durch Maße belegt
worden, daß bei der Stellung der Figur für das linke Bein des Kaisers überhaupt kein
Nauin vorhanden ist. Es ist von einzelnen Seiten darauf hingewiesen worden, daß auch der
Degen in seiner Senkung zur Erde nicht die richtige Lage habe. Das Alles, und auch das
Pferd, ist angefochtenworden. Nun, meine Herren, ich frage mich, was ist überhaupt an dem
Entwürfe eigentlich nicht angefochten worden? Und da muh es wirklich mit einigem Rechte
Wunder nehmen, wenn nun der Landtag diesem Entwurf vor allen anderen den Vorzug geben,
dem Verfasser dieses Entwurfs allein den Auftrag geben sollte, das Werk auszuführen. Des¬
halb, meine Herren, habe ich in der Commissionschon dafür gestimmt, eine nochmalige Con-
currenz mit engeren Grenzen, wie der Herr Referent auch vorgeschlagenhat, auszuschreiben. Ich

85*
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habe in der Commission dafür gestimmt und erlaube mir, auch hier mit kleinen Abänderungen
den Antrag wieder zu stellen. Er würde folgenden Wortlaut haben: „Der Provinziallandtag
wolle den Provinzialausschuh beauftragen, unter den Verfassern der im Protokolle der Preis¬
richter vom 19. Oktober 1892 preisgekrönten, zum Ankauf empfohlenen und lobend erwähnten
Entwürfe, sowie des Entwurfs mit dem Motto: „Gedenkenund Danken" (Frentzen) eine engere
Coucurrenz eintreten zu lassen und das Resultat derselben dem nächsten Provinziallandtage
vorzulegen."

Es war nun eigentlich nicht meine Absicht, eine Kritik an den Entwürfen zu üben, die dort
ausgestellt worden sind. Ich erkenne vollkommenan, meine Herren — ich habe es bei der ersten
Berathung hier bereits ausgefprochcn — dah vom künstlerifchen, vom ästhetischen und vom
poetischenStandpunkt, vom Standpunkt des Geistes, sich vieles zu Gunsten der Entwürfe und
namentlich ihrer Einzelheiten sagen lasse, und ich habe auch in der Commissionbereits, wie
ich es auch heute thun werde, mit Freuden dem Antrage zugestimmt, daß den Herren Preisrichtern
die Anerkennung für ihre Leistungen ausznsprechensei. Ich wiederhole, was ich bei der ersten
Verhandlung hier im Hause bereits gesagt habe, daß ich glaube, daß wir mit vollem Rechte auch
den Künstlern, die uns die Entwürfe vorgelegt haben, unfere volle Anerkennungfür ihre Leistungen
auszusprechenhaben.

Meine Herren! Mein Wunsch beschränkt sich auf einen ganz bestimmten Punkt, und
darum spreche ich gegen den Vorschlag des Provinzialausschusse« und der Commission. Mir
scheint ein anderes Denkmal viel mehr der Hervorhebung und der Berücksichtigungwerth,
als diejenigen, die von der Commission als die besten bezeichnet worden siud. Die Entwürfe,
die von der Commission hervorgehoben worden sind, würden meiner Ansicht nach sehr wohl
passen auf irgend einem der großen Plätze unserer Städte. Ich würde z. N. gerade den
Entwurf Nr. 1 sehr gerne in der Nähe des Brandenburgerthores zu Berlin auf einem großen
Platze stehen sehen, den Kaiser einziehend als Triumphator, zurückkehrendaus dem Kriege.
Aber an die Stelle, an die das Monument gestellt werden soll, paßt dieser Entwurf meiner
Anficht nach nicht hin. Dahin passen meiner Ansicht nach alle diese Entwürfe nicht, welche die
Pcrfon des Kaifers mit so viel Einzelheiten nmgeben, Einzelheiten, die meiner Ansicht nach die
Hauptsache verdnukeln. Was wollen wir? Wir wollen das großartige Bild des Kaisers, wie
es in unserm Herzen steht, anch der Nachwelt durch ein Denkmal an jener Stelle erhalten, und
dies Bild, meine Herren, soll nicht durch Einzelheiten — mögen sie noch so schön, mögen sie noch
so poetisch sein — verdunkelt werden. Nnn sehen Sie dort im Ausstellungsgebäudedie einzelnen
Entwürfe an und dann fragen Sie sich, welcher von diesen Denkmalsentwürfcn ist derjenige,
der beim ersten Anblick sogleich den Beschauer packt und iu der Einfachheit der Ausfassung den
größten Eindruck macht? Ich gebe ja zn, man kann den Kaiser darstellen wollen nach ver¬
schiedenen Gedanken, als Friedcnsfürst. als Beschützer des ganzen Reiches, als Einiger Deutsch¬
lands, als Kriegsheld, als Vesieger der Feinde u. s. w. Alle diese Gedanken in ein Denkmal,
in ein Bild hineinzubringen, meine Herren, das halte ich sür sehr schwer. Ich glaube, das
würde eine falsche Schöpfung werden. Ein Gedanke mnß zum Ausdruck kommen,meine Herren,
—- es mag der Künstler den einen oder andern Weg wählen — ich gestehe auch gerne zu, daß
man Vorliebe für den einen oder andern Gedanken haben tonne — dann aber muß dieser eine
Gedanke voll und ganz znm Ausdruck kommen und mnß den Beschauer sofort packen. Das hat
auch Herr Professor Frentzen, der den einen Entwurf „Gedenken nnd Danken" gemacht hat,
ausgefprochcn. indem er in seiner Begründung sagt, es solle das Denkmal nicht vorwiegend auf
den wirken, der in seine Nähe sich begiebt und da die Einzelheiten der Umgebung, die Reliefs
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und andere plastischenSchönheiten bewundert, sondern es käme darauf an, einen großartigen
Eindruck auf alle Diejenigen hervorzurufen, die den Rheinstrom herabfahreu und uon dort den
Kaiser sehen. Das ist dieser Entwurf, der sofort den Beschauererfaßt. Herr Professor Frentzen
hat das hier ausgesprochenund hat alles Beiwerk, möge es noch so schön sein, verschmäht, um
den großartigen Eindruck nicht abzuschwächen, und das ist der Grund, weshalb ich heute entgegen
dem Votum der Commissiou, in der ich ja auch zu der Minderheit gehört habe, gegen den
Antrag des Ausschusses und der Commission bin, nud weshalb ich bitte, den Antrag anzu¬
nehmen, eine engere Concurrenz unter den im Antrage bezeichneten Künstlern von neuem aus¬
zuschreiben. Die Verzögerung hat uichts zu sagen, wenn wir damit etwas Besseres erreichen.
Wenn wir die Ausführung auffchiebcu, dann mögen es diejenigen fertig bringen, die nach uns
kommen. Sind wir in dem nächsten Landtage nicht mehr da — und ich will hoffen, daß wir
uns alle wiederfchen,wie wir hier find — fo mögen unsere Nachfolger das Werk vollenden in
demselbenGeiste, wie wir es begonnen. Deshalb empfehle ich Ihnen die Annahme meines An¬
trages. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Ich bitte um Ueberreichungdes Antrages. Das
Wort hat Herr Abgeordneter Vloem.

Abgeordneter Vloem: Zunächst, indem ich mich für den Antrag der Commissionerkläre,
würde ich bitten, eine kleine Aenderung in dein Antrage vorzunehmen. Es ist nämlich in dem
Antrage sagt, „Mit dem Künstler", es sind aber zwei, Herr Hundrieser und Herr Bruno Schmitz.
So ist es auch in dem Antrage des Provinzialausschusses gesagt. Das ist in der Commissiou
wohl nur übersehcuworden.

Ich freue mich, daß den Herren Preisrichtern endlich ihr Recht wird, daß die Preis¬
richter, die in der vorigen Sitzung aufs Heftigste angegriffen wurden, nunmehr den einstimmigen
Dank der Commissionerhalten. Ich gestehe offen, ich hätte das vorige Mal in die Diskussion
eingegriffen, wenn ich nicht bekennen müßte, daß ich aus Maugel an Zeit damals die Entwürfe
noch nicht gesehen hatte. Meines Erachtens ist in der vorigen Sitzung und vielleichtauch heute
nach der eben gegebenenDarstellung des Herrn Frecherm von Los den Preisrichtern und den
Künstlern nicht ihr volles Recht geworden. Es ist das vorige Mal erklärt worden, es sei wohl
kaum je eine so unglückliche Kollektionvon Entwürfen zu Stande gekommen. Demgegenüber
möchte ich constatiren, was Herr AbgeordneterFriederichs auch fchon gesagt hat, daß die Künstler,
soweit ich ihr Urtheil gehört habe, einstimmig in ihrer Ansichtdahin gehen, daß diese Kollektion
bei Weitem diejenige überrage, die bei Gelegenheit der Ausstellung der Berliner Entwürfe sich
dort zusammengefundenhat. Das, meine Herren, wird aber auch durch das Urtheil bestätigt,
das hier von den einzelnen Herren, die bis jetzt gesprochen haben, gefällt worden ist. Es ist eine
ganze Reihe brauchbarer Entwürfe da, fodaß von einem Vorwurf gegen die Künstler und von
einem Vorwurf gegen die Preisrichter keine Rede fein kann. Meine Herren! Ich bedaure aber
ganz besonders die Angriffe, die der auch jetzt von der Commissionwiederum empfohlene Entwurf
das vorige Mal gefunden hat. Es waren doch die Herren Preisrichter, meine Herren, auf der
einen Seite, wie das Herr Frieberichs gesagt hat, hervorragende Künstler und auf der anderen
Seite gehörte zu ihnen eine der höchsten Autoritäten, die wir auf dem Gebiete der Kunst im
Staat haben, und wenn den Leuten nun wegwerfendgefügt wird, das Werk, das ihr pramiirt
habt, verdient nicht einmal eine lobende Erwähnung und dasjenige Werk, von dem ihr gefagt
habt, es könne nicht einmal zu einer engeren Wahl wegen seines geringen künstlerischen Werthes
zugelassen werden, das Werk ist dasjenige, was den höchstenBeifall verdient, — ja, meine
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Herren, wenn die Preisrichter und die Künstler darob sich erzürnen, so ist das gewiß kein Wunder,
besonders wenn dann weiter mit solchen Waffen getampft wird, wie dies das vorige Mal der
Fall gewesenist. Wir haben hier hören müssen, daß den Preisrichtern der Vorwurf gemacht wird:
Ihr habt das verschwiegen — und es klang so, als ob es heißen solle: Ihr habt das wissentlich
verschwiegen— daß die Idee mit dem Friedensengel von Vegas herrührt. Ich will nicht
annehmen, daß der Vorwurf des absichtlichen Verschweigens gemacht ist, aber schon, daß die
Preisrichter dem Vorwurf ausgesetztwurden: Ihr habt es verschwiegen,obwohl es notorisch ist,
ist der härteste Vorwurf, der einem Preisrichter, der nach Pflicht und Gewissen handelt, gemacht
werden kann.

Aber, meine Herren, der Vorwurf ist auch total unbegründet. Es weiß doch Jeder von
uns, daß die Begleitung eines Reiters oder eines Menschendurch eine allegorische Figur gar nichts
modernes ist. Das finden Sie schon in der Antike, die allerdings voriges Mal hier nicht lobend
erwähnt worden ist (Heiterkeit.) Sie finden eine allegorische Figur bei dem Triumphzuge Mar.i<
malians von Albrecht Dürer, Sie finden sie in der hiesigenRealschule,wo Professor Ianssen selbst
das Motiv benutzt hat, und dann hat Herr Hundrieser nicht Herrn Vegas diese Idee genommen,
nein umgekehrt, Herr Begas hat sie Herrn Hundrieser genommen, wenn hier überhaupt von einer
Entlehnung die Rede sein kann. Nein, ich mache Herrn Begas keinen Vorwurf, daß er die Idee
benutzt hat, die schon seit Jahrhunderten bekannt war, und der wir in vielfältigen Darstellungen
wieder begegnen.

Ich habe mich nun nicht damit begnügt, daß nur dies über das Verhältniß zwischen
Begas und Hundrieser mitgetheilt wurde, sondern ich habe auch in dieser Beziehung nähere Er°
kundigungeneingezogen. Bei Herrn Jordan, der mit zu den Preisrichtern gehört, wurde augefragt
und er hat an Herrn Ianssen depeschirt und die Antwort gegeben: „Sie haben Recht, erst hat
Huudrieser das Motiv gehabt, daun Begas. Jordan." Ich constatire also hier öffentlich, daß der
Vorwurf, der den Preisrichtern in dieser Beziehung gemachtworden ist, völlig unbegründet war,
nnd ich hoffe, daß derjenige, der ihn erhoben hat, daraufhin Veranlassung nehmen wird, ihn
zurückzuziehen!

Es ist dann aber auch, meine Herren, gesagt worden, der prämiirte Entwurf könne nicht
genommen werden, weil er eine contraäiotio in aclseoto enthalte. Ich habe mir daraufhin den Ent>
wurf angefehenund habe mich gefragt, »uns ist für eine Idee darin wiedergegeben? Denn danach
muß mau sich vor allen Dingen fragen, ehe man eine Kritik übt. Die Idee ist ganz einfach und
klar. Der Kaiser kommt mit gesenktem Schwerte — also nachdem der Friede geschlossen ist -^
mit dem Frieden in die Rheinischen Lande. Und nun frage ich, ob das ein Widerspruchist, wenn
er das Schwert gesenkt hat! Die Idee ist sehr schön, sie ist — ich will nicht sagen vollendet —
aber doch so wiedergegeben, daß, wenn Sie diese Idee im Denkmal verkörpern, etwas schaffen, was
unserer Provinz würdig ist. Meine Herren! Die Figur wird getadelt, wenn auch zugegebenwird,
daß sie an uud für sich sehr schön sei. Ich betrachte sie als außerordentlich gelungen^ über die
Bekleidungwill ich nicht streiten, ich würde meinetwegender Prüderie da eine Cunzefsionmachen,
obwohl die Figur nach meinem Geschmacke genug bekleidet ist. (Heiterkeit.) Sehen Sie sich diese
Flgur uur von der Seite an, dann werden Sie erst bemerken, wie schön die ganze Ausführung sich
macht. Die Figur ist in lebhafter Bewegung und sie tritt dadurch in Contrast zu dem majestätisch
ehrwürdig auf dem Rosse sitzenden Kaiser. Dadurch, daß diese Figur au die Seite gestellt worden
lst, bekommt das ganze Denkmal auch einen erhöhten Grad von Festigkeit, und ich stehe nicht an
zu sagen, ich würde es nicht schön fiudcu, wenn da blos ein Reiter auf einen: Rosse sitzt, besonders
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wenn er in diesen Dimensionengedacht ist. Da sieht mau durch die vier Beine in die Luft uud das,
meiue ich, ist — es ist das meiue Auffassung — nicht besonders schön. Das wird vermieden
dadurch, daß die Figur an die Seite gestellt worden ist.

Nun wird aus einzelne Kleinigkeiten hingewiesen: Der Degen sei nicht richtig gehalten,
die Beine des Pferdes seien nicht in Ordnung. Ja, meine Herren, da gestatten Sie mir, zu
bemerken, das brancht nicht einmal ein Künstler zu seiu, der diese klciue Aenderuug, die da
gewüuschtwird, vornimmt, das macht — ich will nicht sagen jeder Handwerker —, aber wenn
die Idee belassen wird, so wird wohl auch der Künstler hier ohne Weiteres Cunzessionen
machen können.

Die Wendung des Kopfes hat der Künstler nach der Figur hin gewollt, vielleicht ist
die entgegengesetzteRichtung die bessere. Es ist dann darauf hingewiesenworden, daß der
Kaiser keine Kopfbedeckung habe, ich stehe hier im Gegensatzzu dem Herrn Freiherr« von Pletten-
bcrg und spreche meine Auffassung dahin aus, daß, weun auch der Helm schön sein mag, er
künstlerischim Bildwerke doch sehr schwer zu verwertheu ist. Wolleu Sie den Helm aber — ja
der Künstler würde ihn auch auf den Kopf des Kaifers setzen können, obwohl eine folche Be¬
deckung meines Erachtens mit der allegorifchen Figur uuvereiubar sein würde. Meine Herren!
Ich enthalte mich der Kritik der anderen Entwürfe.

Ich würde sie gewiß nicht so tritisiren, wie dies hinsichtlich des von mir empfohlenen Ent-
wurfs in der vorigen Sitzung geschehen ist. Gestatten Sie mir nur die eine Bemerkung. Ich habe
vorhin schon hervorgehoben, daß dieser Entwurf wenigstens eine gewisse Beziehung ans die Rhein-
Provinz hat. Der Kaiser kommt nach der Nhcinprovinz mit gesenktemSchwert. Er bringt der
Rheinprouinz uud dem DeutschenReich dcu Frieden. Das gilt von den beiden Entwürfen „Lieb
Vaterland magst ruhig seiu" uud „Gedeuteu uud danken" nicht in gleichem Maße; besondersbei
dem letzterenbin ich überhaupt auderer Ansicht, als der Herr AbgeordneteFreiherr von Loe, halte
mich aber nicht für cumpetcutgeung, hierüber eingehendermich zn äußern.

Ich möchte Sie dringend bitten, auch im Interesse der Beschleunigung,und weil ich der
Neberzeugungbin, daß Sie das Nichtige treffen, den Vorschlag anzunehmen, so daß der Wunsch
des Herrn Referenten sich erfüllen kann, daß am 22. März 189? das Denkmal enthüllt wird.

" Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Conze.
Abgeordneter Conze: Meine Herren! Wenn der Herr Referent gefagt hat, daß wir

bestrebt find unseren Heldenkaiser mit dem Besten zu ehren, was die Kunst vermag, so weiß
ich mich mit' Ihnen allen in diesem Bestreben von ganzem Herzen eins, mich wenn ich nach
Erwägung der Gründe zu dem entgegengesetzten Resultate komme und dabei bleibe: Ich mochte
diesen Entwurf nicht ausgeführt feheu. Auf die Gründe des Herrn Referenten d,e für eme
beschleunigteAusführung sprechen, gehe ich nicht ein. Ich besche.de nnch, nm ^hre Zeit nicht
länger in Anspruch zu nehmen. Aber Sie werden es mir nachfühlen können, meine Herren,
daß es mir ein Bedürfniß ist, das im Einzelnen etwas weiter auszuführen, was mich m der
vorigen Sitznng bestimmte, mich gegen den preisgekrönten Entwnrf auszusprechen, und was
mich auch heute zwingt, gegen den Antrag der Commission zu stinu^ Meine Herren! Es
handelt sich hier um das grüßte künstlerische Unternehmen, das die Rhemvrovmz lnsher gemacht
hat Halten Sie sich gegenwärtig, daß dies Monument nicht blos von unserem großen Kaiser,
sondern auch vou der künstlerischenKraft unserer Zeit Zeugniß ablegen wird, und daher, meme
ich sollten wir sehr behutfam fein, füllten immer aufs Neue überlegen und es anf ein Paar
kurze Jahre nicht ankommen lassen, sobald wir hoffen dürfen. Besseres zn finden.
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Meine Herren! Ich habe in der vorigen Sitzung an die Spitze meiner ablehnenden
Bemerkungdie gestellt, daß ich nicht gern eine Wiederholungdes für Berlin in Aussicht genommenen
Gedankens hier am Rhein haben mochte, und habe bei dieser Gelegenheit ausgesprochen,unser
Künstler, Herr Bildhauer Huudrieser, habe diesen Gedanken von Vegas entlehnt. Ich habe, wie
Sie bereits von Herrn Abgeordneten Vloem gehört haben, mich dabei vollständig im Irrthum
befunden, so baß die Priorität des Gedankens, wenn man von einer solchen reden darf, Hundrieser
gebührt. Ich habe aber gar nicht aus einer Priorität oder Posteriorität den Grund zu meiner
Ablehnung hergenommen, sondern aus der Aehnlichkeit der Entwürfe, und diese Aehnlichkeit
betrachte ich auch heute noch als einen Grund zur Ablehnung. Ich füge hinzu, daß sich meine
Abneigung noch verstärkt hat, seitdem ich hörte, daß auch die Stadt Düsseldorf ein Reiterstand¬
bild des Kaisers ausführen wird, auf dem zwei Genien angebracht werde»:.

Aber das sind äußerliche Dinge, über die man sich hinwegsetzen könnte. Mir kommt es
darauf an, nachzuweisen,daß die Zusammenstellung der beiden Gestalten nicht die monumentale
Kraft hat, wie sie für ein Denkmal erforderlich ist, das der Nachwelt das Bild des Kaisers
erhalten und immer wieder zu neuer Verehrung anregen soll. Ich glaube, mich mit Ihnen allen
in dem grundsätzlichenGedanken einig zu wissen, daß auf dem Denkmal die Person unseres
geliebten Kaisers nicht nur die Hauptsache, sondern die allein wirksame Macht sein muß. Alles
schmückendeBeiwerk muß auf feine Zulässigkeit nur unter dem Gesichtspunktegeprüft werden, ob
es die Wirkung der Hauptperson, richtiger der einzigen Person des Kaisers steigere. Ich ver¬
stehe sehr gut, was die Künstler einer großen Anzahl der aufgestellten Denkmalsentwürfe veran¬
laßt hat, sich zu einer Gruppenbildung hinzuwenden. In vielen Etädten unserer Provinz
werden Denkmäler des Kaisers errichtet, und da liegt der Gedankenahe, daß ein Denkmal, welches
die Gesammtvrovinz errichtet, sich in besondererWeise auszeichnenmüsse, und so, glaube ich, sind
die Künstler auf eine Gruppenbildung verfallen. Ich habe auch gegen die Gruppenbildung nichts
einzuwenden,wenn man nur den Muth hat, die Consequenzeneiner solchen zu ziehen.

Sie haben eben gehört, daß Herr Abgeordneter Bloem Sie darauf aufmerksam machte,
der Helm sei mit der allegorischen Figur schwerlich in Einklang zu bringen. Es ist ganz das¬
selbe Gefühl, das ich gehabt habe, und worauf ich spater noch einige Gcgengründe stützen
werde, und stimme dem zu, was Herr Abgeordneter Bloem richtig zum Ausdruck gebracht hat.
Der Styl bedingt das Kunstwerk, und der Vorwurf, den ich dem preisgekrönten Entwurf mache,
ist der, daß er eine Verquickung von 2 Stylarten aufweist. Wollen Sie allegorifchc Figuren,
dann müssen Sie auch die ganze Darstellung auf eine ideale Höhe bringen. Sie sehen auf
dem Entwurf von Schaper ungefähr das, was ich dabei im Auge habe. Der Kaifer, der
Imperator im wallenden Künigsmantel, begleitet von Pagen oder umgeben von Genien, ist
nicht mehr der Mann, den wir gesehen heben, wie er im Militarmantel, im Helm auf dem
Streitroß in unser aller Gedächtniß lebt. Es ist der verklärte Imperator. Da kann ich die
allegorischeAusgestaltung eines Gedankens dulden, nnd seiner Zeit wird man künftig einmal
auf eine folche Darstellung kommen. Für die gegenwärtige Zeit, vier Jahre nach dem Tode
des Huchseligen Kaisers, berührt uns eine solche Ausgestaltung fremdartig. Die Allegorie ist immer
ein sehr schwierigesGebiet, und sie fordert, wie ich bereits fagte, daß man sehr strenge Con¬
sequenzenziehe. Aber wenn die Allegorie einmal gemacht werden soll, muß das Motiv aus
dem gegebenenGegenstand herausgenommen werden, ich darf die Idee nicht hineintragen. Ich
habe stets beim Anblick des jetzigen Entwurfes den Eindruck, daß die Idee, wie sie der He«
Referent uns vorgetragen hat, hineingetragen ist: unser Kaiser, ruhmgekrönt aus dem Kriege
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zurückkehrend,läßt sich dennochvon Gedanken des Friedens leiten. Ja, das unterschreiben wir
alle, das haben ja auch seine Thaten bewiesen. Aber das ist nicht das leitende Motiv seines
ganzen Lebens gewesen. Er hat den Frieden gewollt, gewiß, aber das, was sein ganzes Lebens-
schicksal bestimmt hat, was ihm die großeil Erfolge für sein Königshaus und für uns, das
Deutsche Volk gegeben hat, ist doch etwas ganz anderes. Der Herr Referent hat es auch genannt,
und ich weiß, es liegt auf Ihrer Aller Lippen, — das ist das hohe Pflichtgefühl, die uner¬
müdliche, alles umfassendePflichttreue, die unseren Kaiser von Jugend auf beseelt hat. Wollen
Sie eine Allegorie, in der das leitende Element im Wesen unsers Kaisers zur Erscheinung
kommt, wo seine alles bestimmeudeCharaktereigenschaft so dargestellt werden könnte, daß sie
ciu Roß leitet, wollen Sie das znm Ansdruck bringen, dann müßte es eine Allegorie der
Pflichttreue fein, und wenn Sie eine solche zu Stande bringen können, dann, glaube ich, würde
der Gedanke, der dem Entwurf zu Grunde liegt, wefeutlich in dem Punkte verbessertsein, den ich
bisher bemängelt habe, und den auch der Herr Referent als nothwendig hervorgehoben hat,
nämlich die Herstellung einer eiuheitlichen Idee. Welchen Sinn hat die weiblicheFigur? Der
Herr Referent hat gefügt: der Kaiser, ruhmgekrönt, läßt sich leiten von Gedanken des Friedens;
und der Herr Abgeordneter Vloem sagt: Der Kaiser, aus dem Kriege zurückkehrend,bringt
seinem Lande den Frieden — ja, das sind Gedanken, wie ich anerkenne, die man im Entwurf
ausgedrückt finden kann. Aber man lann auch sehr viel anderes hineinlegen. Ich habe von
Vielen gehört: die weiblicheFigur ist eine Viktoria, ja sogar, es ist Fortuna. Ich glaube
uicht. daß der Gedanke so klar ausgesprochenist, daß man ihn ohne weiteres erkennen wird.
Die Künstler haben einfach nur von einem Genius geredet; ich acceptire deu Ausdruck „Genms
des Friedens", obwohl die Figur auf die Dauer doch nicht ganz den Eindruck eines Friedens¬
engels macht, für deu ich sie anfänglich gehalten habe.

Meine Herreu! Der Haupteinwand, den ich dagegen erhebe, daß die Figur neben den
Kaiser gestellt ist, stützt sich darauf: die Wirkung der Person des Kaisers darf nicht beeinträchtigt
werden, Nun habe ich eine ganze Reihe von Befchauern gefragt: wie denken Sie über tue
Figur? - und Jeder hat mir zugegeben,sie lenke den Blick vom Kaiser ab. Damit ist für nuch
eigentlich die Anwesenheit dieser Frauengestalt auf dem Denkmal unseres Kmsers «erurtheüt.
Ich vermisse auch die künstlerischunerläßliche Wechselbeziehungzwischendem Kaiser und der
begleitenden Gestalt, deu Zusammenhang in der Gruppe; er ist wirklich nicht vorhanden, tue
Idee ist willkürlich uur hineingelegt, hineingezogen. Zwischendem Karser und tneser führenden
Figur ist ein nothwendiger,innerlich begründeterZusammenhangnicht erstchtlch,aber w Zusammen-
hanqlosiakeit ist sehr kunstvollverdeckt. ^, . . ,,..

Nun komme ich auf das, was ich vorhin fchon angedeutet habe. Mtt autzerorbentllchem
Geschick ist alles vermieden, was die weibliche Figur aus dem Bilde hinausdrangen wurde. Sre
können d s Experiment sehr leicht machen und sich überzeugeu, ob ich ^cht abe S^ suchen
nur das Haupt des Kaisers mit dem Helm zu bedecken, - rch bm uberzeu t, baun st rt
sofort die weiblicheFigur. Aber daran liegt es uicht allein. Das gesenkte Schwert dessen Form
bemängelt ist, kann as Degen oder Säbel gar uicht erscheinen,denn es fehlt auf der anderen
Seite die Säbelscheide. Auch da ist die Sache im Interesse der weMchen Pgur abgeschwächt

°°^"' Der wichtigste Punkt, der den. Ganzen einen bedeutsamen Charakter verleiht ist darin
zu suchen daß der Kaiser nicht im Militärmantel, sondern in einem langwallendm Pelzmantel
daherreitet. Meine Herren! Dieser Pelzmantel ist ein Ding, da« der Kachr me getragen hat.

8«
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Es ist eine ganz willkürliche Erfindung, es ist auch kein Krönungsmantel. — Ich glaube nicht zu
strenge zu urtheilen, wenn ich sage, es ist das eigentlichnur eine Drapierung.

Wenn Sie dies alles zusaminenhalten, dann kommen Sie zu einer solchen Verletzungder
historischenTreue in der Darstellung unseres Kaisers, daß ich sagen muß, die Figur und die
darin liegende Idee ist es nicht werth, die historische Treue, die wir der Nachwelt in der Dar¬
stellung unseres geliebtenKaisers schulden,soweit zu verletzen,daß wir ihn mit einem unmöglichen
Mantel drapieren. Meine Herren! Hier handelt es sich um ein großartiges Monument, und ich
finde darin eine Verquickung des realen und idealen Stnles, die ich für sehr verderblichund
bei einem auf Jahrhunderte hinaus berechneten,so großartigen Kunstwerke für völlig unzulässig
halte. Die Preisrichter haben das Denkmal ganz richtig charalterisirt, wenn sie sagen, die Haupt¬
gruppe hat eine» hohen künstlerischenReiz und die Auffassung der Kaiserfigur ist eine sehr
würdige. Ich zweifle keinen Augenblickdaran, daß, wenn Sie über 5 Jahren das Denkmal
enthüllen, es vielen Beifall finden wird, daß es vielen Leuten sehr wohl gefallen wird. Dagegen
glaube ich es aber auch als meine Ueberzeugung aussprechen zu können, unsere Nachkommen
werden noch oftmals wünschen, an Stelle dieses Denkmals eine einfache, den Kaiser in seiner
ganzen WirklichkeitdarstellendeNeiterfigur zu haben. Ich verwerfe diesen preisgekröntenEntwurf,
weil ich in ihm die stylvolle Wahrhaftigkeit vermisse, die allein einem Kunstwerk eine ewige
Jugend gewährleistet. Ich bitte Sie, den Entwurf abzulehnen und im Sinne des Antrages des
Abgeordneten Freihern von Loö die Sache weiter zu vertagen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordneter Courth.
(Rufe: Schluß!)

Abgeordneter Courth: Meine Herren! Ich wollte nur wenige Worte sageil, ich will Sie
nicht lange aufhalten.

Meine Herren! Bei unserer ersten Verhandlung sind unsere Meinungen weit auseinander
gegangen. Nun war es zu verwundern, wie sich die Anschauungenin Ihrer Spezialcommifsion
allmählich mehr und mehr zu klären begannen und sich einander näherten. Zuletzt hat die Com¬
mission mit überwältigender Majorität — ich glaube es haben schließlichnur 5 Mitglieder von
25 dagegen gestimmt— den heute vorliegenden Antrag eingebracht. Ich bin überzeugt, daß auch
die übrigen Mitglieder dieses hohen Hauses sich jetzt eine feste Ansicht gebildet haben. Der mit
den» ersten Preise gekrönte Entwurf hat eben für sich selbst gesprochen. Seine sinnige Idee, die
einfache fchöne Ausführung haben Geist und Herz gewonnen, und ich glaube, daß wir vertrauens¬
voll dem Antrage der Commifsion zustimmen dürfen. Die Rheinlands werden ein Denkmal
bekommen, das ihrer würdig ist, und wenn Sie sich dafür entscheiden,dann haben Sie auch den
besten Dank den Preisrichtern gezollt. Ich bin aber doch dafür, daß wir denselben den Dank,
wie beantragt, ausdrücklich aussprechen. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Schluß der Diskussion ist herbeigeführt,
da sich Niemand weiter zum Wort gemeldet hat. Ich ertheile das Schlußwort dem Herrn
Referenten.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Frowein: Ich bitte Sie, meine Herren, den
Antrag des Herrn Abgeordneten Freiherrn von Loe abzulehnen. Dieser auf Vertagung
gerichtete Antrag liegt jetzt in einer etwas andern Form vor, als er in der Commission gestellt
worden ist. Es sind die Worte beseitigt, daß die Künstler auf die Wünsche und Ausstellnngcn,
die hler im hohen Hause geäußert wurden, Bezug nehmen möchten. Ich glaube, daß nachdem
tnese Worte entfernt sind, dieser Antrag eigentlich seinen Inhalt verloren hat. Denn es fehlt
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jetzt jede Begründung, weshalb wir den Künstlern aufgeben sollen, eine neue Ausarbeitung
vorzunehmen. Es kommt dazu, daß die beiden anderen preisgekrönten Entwürfe hier in der
Diskussion gar uicht behandelt worden sind. Nach welcher Richtung hin sollen denn die Künstler
in der engeren Concnrrenz sich bemühen? Sodann habe ich bereits ausgeführt, daß die Idee,
welche dem Entwurf mit dem Motto: „Gedeulcn und Danken" zu Grunde liegt, nicht acceptirt
werden kann.

Wenn nun der Herr Abgeordnete Freiherr von Los fein Befremden darüber aus¬
gesprochen hat, daß jetzt derjenige Entwurf gewählt werdeu fülle, der die meiste Kritik erfahren
habe, so glaube ich, spricht es gerade für den Entwurf, daß er sich allmählich mit mehr und
mehr überzcugeuder Kraft vielfache Zustimmung erworben hat. Der Herr Abgeordnete Frei¬
herr von Los ging aber noch weiter, er fragte: Was ist an dem Entwurf nicht angefochten
worden? Ich erwidere ihm: Das ist nicht angefochten, was die Hauptsache ist, nämlich die
Kaiserfigur selbst.

Ich wende mich nun noch mit einigen Worten zu den Ausführungen des Herrn Abge¬
ordneten Conze. Ich stelle hiermit fest, daß Herr Abgeordneter Conze die Würde der Kaiscr-
fignr zugegebenhat, und daß er die Schönheit der allegorischen Figur nicht bestreitet, er ist nur
der Meinung, daß der richtige Zusammenhang fehle. Er meint, daß Jedermann eingestehcn müsse,
daß diese Nebenfigur die Wirkung der Kaiserfigur beeinträchtige — (Abgeordneter Conze: Den Blick
ablenke!) — oder alfo den Blick von der Kaiserfigur ablenke. Ich muh für mich erklären, daß
im Gegentheil diese Nebenfigur nur den großartigen Eindruck erhöht, und ich glaube deshalb, daß
sie gar nicht fehlen darf.

Auf das, was über Einzelheiten von dem Herrn AbgeordnetenConze ausgeführt worden
ist, will ich nicht näher eingehen. Ich sage nur das, foweit seine Kritik die zur Anwendung
gebrachtenKunstregeln betrifft, verlasse ich mich auf das Urtheil der Preisrichter und die vielen
zustimmendenkunstverständigenUrtheile; was aber das ästhetischeGefühl anbelangt, fo läßt stch
darüber nicht streiten, in dieser Hinsicht muß Jeder nach seinem eigenen Empfinden entscheiden.
Ich glaube, daß Wirklichkeitund Allegorie in sinniger ansprechenderWeise verbunden worden
sind. In Beziehung auf deu Vorfchlag des Herrn AbgeordnetenVloem, in dem Antrage der
Commission statt „dem Künstler" zu sagen „den Künstlern", kann ich nur meme Zustimmung
erklären, da es sich thatsächlichum einen untergelaufenen Fehler handelt. , , ^

Zum Schlüsse, meine Herren, versetze ich mich mit dem Herrn AbgeordnetenConze m
die Zeit der Enthüllung des Denkmals, und da möchte ich einen Gedankenzum Nnsdruckbnngen,
der uns alle vereinigt, ^obschon ich streng genommeu,über die dem Bericküerstattergezogene Grenz¬
linie vielleichtin etwa hinausgehe. Wenn nuu das Staudbild vollendetist
über den dentschen Nheinstrom iu des Rheinlands Gaue, dann möge es Zeuge fern daß ° e Sa
des Friedens, die uuser Kaiser gestreut hat, aufgegangen ist, Zeuge daß ob auch Umlands Sohn
durch die Macht der Meinuugen und Ueberzeuguugeniu verschiedeneLager an einander geführt
werden, sie doch einig bleiben iu der uuauslöschlichen Dankbarkeitgegen unseren ersten großen Kaiser,
nud daß sie für alle Zeiteu fest zusammenstehen in der Treue gegen das erhabene Wert, das er
geschaffen hat, uud zu dessen Hütern auch wir bestellt sind, in der L.ebe zu unserem großen ewigen
DeutschenVaterland uud zn nnserem Herrscherhause,in der Liebe zu Kaiser und Rech. (Leb-

^Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Zu eiuer persönlichen Bemerkung ertheile ich das
Wort dem AbgeordnetenHerrn Freiherr», von Los.

36*
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AbgeordneterFreiherr von Loö: Der Herr Referent hat gesagt, durch den Antrag,
den ich mir zu stellen erlaubte, sei gesagt worden, es sollten ganz neue Entwürfe eingereicht werden.
Meine Herren! Das hatte ich weder im Antrage ausgesprochen,noch auch sonst beabsichtigt.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Wir kommen zur Abstimmung. Ich glaube,
es wird einer besonderen Abstimmung über den kleinen Fehler, den Herr Abgeordneter Bloem
gerügt hat, nicht bedürfen; denn es versteht sich von selbst, daß es nicht heißen soll „Künstler",
sundern „Künstlern". (Zustimmuug.)

Daun nehme ich an, daß durch den Antrag des Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Lo«
nicht auch die Nr. 2 des Commissionsantragcs beseitigt werden soll, nämlich der Ausdruck des
Dankes dem Preisgerichte gegenüber, sundern daß er sich nur gegen die Nr. 1 richtet. Wenn
dieser Antrag des Herrn Freiherru von Los angenommen wird, so ist dadurch die Nr. 1 des
Antrages der Commissionbeseitigt. Wollen die Herren die Güte haben, Ihre Plätze einzunehmen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage des Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Los:
„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß beauftragen, unter den Ver¬
fassern der im Protokoll der Preisrichter vom 19. Oktober 1892 preisgekrönten,
zum Ankauf empfohlenen und lobend erwähnten Entwürfen, fowic des Entwurfs mit
dem Motto: „Gedenken und Danken" (Frcntzcu) eine engere Cuncurrenz eintreten zu
lassen und das Resultat derselben dem nächstenProvinziallandtage vorzulegen",

zustimmen, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit, der Antrag ist abgelehnt.
Nun bitte ich diejenigenHerren, welche dem eisten Theile des Antrages der Commission,also:

„den Antrag des Provinzialausschusses mit der Maßgabe zu genehmigen, daß auf
Grund des §. 99 der Provinzialordnung die Ausführung des Beschlusses,«amentlich
auch die endgültige Festsetzung der mit den Künstlern über die Einzelheiten zu
treffenden Vereinbaruug, einer Commifsion bestehend aus

») den Mitgliedern des Pruvinzialausschusses,
d) zehn durch das hohe Haus zu wählenden Mitgliedern

übertragen werde",
ihre Zustimmung ertheilen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)- Das ist die große Majorität.

Weiter habe ich die Herren zu bitten, welche dem zweiten Antrage der Commifsion
ihre Zustimmung geben wollen, nämlich:

„der Landtag wolle den Herren Preisrichtern für die im Intereffe der Pruvinz
geübte Mühewaltung feinen Dank ausfprechen",

sich von ihren Plätzen zu erheben. (Geschieht.) — Das ist Einstimmigkeit,
Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, nunmehr die heutige Sitznng abzubrechen

(Beifall) und den Nest der heutige,! Tagesordunug anf die morgige Sitzung zn übernehmen.
Fernere Gegenstände der Tagesordnung würden sein:
Antrag der I. Fachcommission zum Haupt-Etat der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz

für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895 und Vorbericht zu diesem Etat.

Anträge der I. II. und III. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen.
Antrag der I. Fachcommission,betreffend die Wahl von bürgerlichen Mitgliedern der

Ober-Ersatzcommissionen.

. Arttrag der I. Fachcommissionzur Petition der Rheinischen Mineralquellenbesitzerum
Ermrtung eines Gesetzes zum Schutze der Mineralquellen und Mofetten.
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Antrag der I. Fachcommissionzum Antrag der AbgeordnetenFelix Freiherrn von Loö
und Genossen auf Herbeiführung gesetzlicheroder allgemein-volizcileicher Mahnahmen zum Schutze
des Fischbestandes in Privatflüssen mit Rücksichtauf die Verunreinigung der Wasser in den
Fluhläufen.

Bestätigung der durch die Abtheilungen getroffenen Wahlen der Denkmalcommission.
Die morgige Sitzung kann um 10 Uhr beginnen. (Ruf: Zur Geschäftsordnung!) Sind

die Wünsche anders?
Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Ich möchte den Zerrn Vorsitzenden darauf

aufmerksammachen, dah durch die Annahme dieser Beschlüsse eben eine Wahl von 10 Mitgliedern
nöthig ist.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Darauf komme ich noch. Ich habe mir bereits
uotirt, daß die Abtheilungen je zwei Mitglieder in die Denkmalcommissionzu wählen haben,
und dah diese Wahl füglich morgen um ^10 Uhr vorgenommen werden kann. Dann würde
alsbald hinterher, alfo um 10 Uhr, die Plenarsitzung beginnen können, und diejenigen Herren,
welche die Nachmittagszügeznr Heimreise benutzenwollen, sind in der Ausführung Ihrer Absichten
unbehindert.

Sind Sie damit einverstanden,meine Herren? -^- Das ist der Fall.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung: 2'/2 Uhr.)

Zehnte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Donnerstag den 15. Dezember 1892.

Beginn: 10 Uhr Vormittags.

Tagesordnung:

1. Antrag der I. Fachcommission zur Petition der Mutter des verstorbenen II. Arztes Dr.
Huberty an der Provinzial-Irrenanstalt in Grasenberg, Wittwe Huberty "" VewMgung
einer laufenden Uuterstützuug. DrucksachenNr. 26 P°«. 3 und Nr. 74. Berichterstatter
der Commission: Abgeordneter Albert Croon. «v> - <m ^

2. Antrag der I. Fachcommissionzur Petition der frühern Nze-Oberwarterm Mane Meuche
an der Provinzial-Irrenanstalt zu Bonn um Bewilligung emer Peustou. Drucksacheu Nr. 76.
Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Albert Croon ..«>...,

3. Antrag der I. Fachcommission zn dem Bericht nnd zn den Anträgen des Pr°vmzml-
ausschnsses. betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provmzmllandtags
(Ständefonds), DruckfachenNr. 6. nnd zur Petitiou der katholischenGememde Forst lm
Kreise Cochem nm Vewillignnq einer Beihülfe von 2100 M. zur Herstellung der Schwanen-
kirche DrucksacheuNr. 77. Berichterstatter der Commissiou: Abgeordneter Dietze.
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4. Antrag der I. Fachcommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusfes, botreffend
das Reglement über das Kassen- nnd Rechnungswesender Landesbank. DruckfachenNr. 8
und 78. Berichterstatter der Commifsion: Abgeordneter Dietze,

5. Antrag der I. Fachcommissionznm Bericht und Antrag des Pruuinzialausschnsses,betreffend
Erwirkung des Privilegiums zur ferneren Ausgabe von Rhcinprovinz-Anleihcscheinen.Druck»
sachen Nr. 9 und 79. Berichterstatter der Commission:AbgeordneterDietze.

6. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusfes,
betreffenddas in Ausführung des Gesetzes vom 22. April 1892 über die Entschädigungfür
an Milzbrand gefallene Thiere zu erlassende Reglement. DrucksachenNr. 56 und 84.
Berichterstatter der Commission:AbgeordneterBloem.

7. Antrag der I. Fachcommissionzum Haupt-Etat der Pruviuzialvcrwaltuug der Nheiuprovinz
für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895 und Vorbericht zn diesem Etat. DrucksachenNr. 1 (Seite 1—15), 1«, und 88.
Berichterstatter der Commission:Abgeordneter Quack.

8. Anträge der I., II. und III. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen. Drucksachen
Nr. 81, 82 und 83. Berichterstatter der Commissionen:AbgeordneteQuack, Pelizneus, Moritz,
Nossiö, Freiherr von Geyr-Schweppeuburg,Kuuz und Linz.

9. Antrag der I. Fachcommission,betreffend die Wahl von bürgerlichenMitgliedern der Ober«
Ersatzcummissionen. DrucksachenNr. 7 und 58. Berichterstatter der Commission: Abge-
ordneter Dietze.

10. Antrag der I. Fachcommissionzur Petition der RheinischenMineralquellemBesitzer nm Er¬
wirkung eines Gesetzes zum Schutze der Mineralquellen nnd Mofetten. Drucksachen Nr. 87.
Berichterstatter der Commifsion: Abgeordneter Schüller.

11. Antrag der I. Fachcommissionznm Antrag der Abgeordneten Felix Freiherr» von Loö und
Genossen auf Herbeiführung gesetzlicher oder allgemein-polizeilicherMaßnahmen znm Schutze
des Fischbcstandesin Privatflttsscn mit Rücksichtauf die Bcruureiuiguug der Wasser in den
Flußläufen, DruckfachenNr. 85 und 89. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter
von Grand-Ry.

12. Bestätigung der durch die Abtheilungen getroffenenWahlen der Denlmal»Cummission.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der gestrigen Sitzung liegt auf dem Bureau zur Einsicht der Herren offen.
Das Protokoll der heutigen Sitzung führt zu meiner Rechten Herr AbgeordneterMollen-

hoff, die Rednerliste zu meiner Linken Herr Abgeordneter Mz,
Wir treten in die Tagesordnung ein und haben zunächst zu verhandeln über den

Antrag der I. Fachcommission zur Petition der Mutter des verstorbenen zweiten
Arztes Dr. Huberty an der Provinzial-Irrenanstalt in Grafenberg, Wittwe
Huberty, um Bewilligung einer laufenden Unterstützung, Berichterstatter der Com¬
mission ist Herr Abgeordneter Albert Croon, ich ertheile ihm da« Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Albert Croon: Meine Herren! Die Mutter des am
26. September 1892 verstorbenen zweiten Arztes der Provinzial-Irrenanstalt zu Grafenberg,
Dr. Huberty, bittet um Bewilligung einer laufenden Unterstützung, da der verstorbene Sohn ihr
einziger Ernährer war und sie ihr Vermögen zu dessen Ausbildung verwandt habe. Eine Ver-
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pflichtung zur Pensionirung liegt nicht vor, jedoch bittet die I. Fachcommission,der 69jährigen
Wittwe Huberty in Anbetracht ihrer großen Hülfsbcdürftigkeit eine jährliche Unterstützung zu
gewähren, und zwar den Betrag, welchen die Frau des Dr. Huberty erhalten haben würde,
wenn Dr. Huberty verheirathet gewesenwäre, nämlich per Jahr 300 M. Das ist der Antrag
der I. Fachcommission.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wird das Wort gewünscht?— Da« ist nicht
der Fall.

Darf ich feststellen, daß Sie dem Antrage Ihrer CommissionIhre Zustimmung gegeben
haben? — Das ist der Fall.

Wir kommen zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I, Fachcommission zur Petition der früheren Vize-Ober¬
wärterin Marie Menche an der Provinzial-Irrenanstalt zu Bonn um
Bewilligung einer Pension.

Ich ertheile wiederum dein Herrn Abgeordneten Albert Croon als dem Referenten der
Commissiondas Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Albert Croon: Es ist eine Petition eingelaufen von der
früheren Vize-Oberwärterin Marie Menche, welche von 1886—1892 an der Provinzial-Irren¬
anstalt zu Bonn angestellt war. Dieselbe war bei ihrer Anstellunggesund, erkrankteaber in diesem
Jahre so heftig an einem Lungenleiden, daß sie dienstunfähig wurde. Sie kommt nun um Be¬
willigung einer Pension ein. Da sie indessen noch nicht die gesetzlichen 10 Jahre an der Pro¬
vinzial-Irrenanstalt war und sich schwer constatiren läßt, ob sie im Dienst erkrankte, so schlägt
Ihnen die I. Fachcommission vor, der notorisch bedürftigen Marie Menche aus Billigkeits-
rücksichten eine jährliche Unterstützungvon 300 M. bis auf Weiteres zu gewähren.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich kann wohl auch hier, und zwar ohne
besondere Abstimmung, feststellen, daß Sie dem Antrage der Commission Ihre Zustimmung
ertheilt haben.

Dritter Gegenstand unserer Tagesordnung ist der Antrag der I. Fachcommission
zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses, betreffend Bewil¬
ligungen aus dem Dispofitionsfonds des Provinziallandtags (Ständefonds).

Referent der Commifsionist Herr AbgeordneterDietze; ich ertheile ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Sie finden die Antrüge,

betreffend Bewilligungen aus dem Ständefonds bezw. dem Dispositionsfonds des Provinzinl-
landtages in Drucksache Nr. 6. Der Funds hatte am 1. April 1892, wie im Nerwaltungs-
bericht Seite 71 nachgewiesenist, einen Bestand von 170 376,56 M.

Als Zuschuß aus dem Haupt-Etat treten in diesem Jahre nur 60 000 M. hinzu,
weil die andere Hälfte von 60 000 M. aus den 120 000 M. dem Fonds für das Kaiser
Wilhelm-Denkmal zugefügt werden muß. Von dem bei der Landcsbank angelegten Betrage
von 140 000 M. beträgt die Summe der Zinsen 2800 M„ sodaß ein aktiver Bestand von
233176,56 M. vorhanden ist. Auf dieser Summe lasten von früheren Bewilligungen durch
den Provinziallandtag noch 107 073,89 M., sodaß am 31. März 1893 eine verfügbare Summe
von rund 126 102.6? M. vorhanden ist.

Der Provinzialnusschuß hat sich erlaubt, darüber die folgenden Vorschläge zu machen,
die die Billigung Ihrer I. Fachcommifsiun gefunden haben. Zuerst sollen 40 000 M. diesem
Fonds entnommen werden, um daraus diejenigen Kosten zu bestreiteu, die bis dahin für das
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Kaiser Wilhelm-Dculmal verwendet wurden sind, und ich stelle im Namen des Ausschussesund
der I. Fachcommissionden Antrag:

„Hoher Provinziallandtag wolle dem Antrag des Provinzialausschusses, aus dem
Dispositionsfonds 40 000 M. entnehmen und dem Fonds zur Errichtung eines
Kaiser Wilhelm-Denkmals überweisen zu dürfen"

zustimmen. Es ist das nöthig, damit dieser Fonds nicht verkürzt wird.
Das Zweite ist ein Antrag des Herrn Oberst z. D. von Giesc zur Bilduug eiuer

„Rheinischen Genossenschaft der Wohlthätigkeit und Nächstenliebe" behuss Hebuug der Laud-
wirthschaft uud Industrie auf dem hohen Venn in der Eifel. Bei der Noth, die, wie Sie
Alle wissen, dort herrscht, ist es dankbar anznerkenncn, daß der Versuch gemacht wird, die
Landwirthschaft und Industrie an jener Stelle zu heben. Der Antrag der Commission
geht dahin:

„Hoher Provinziallandtag wolle sich mit dem Ankauf von 10 Anthcilfcheinen
Ä, 1000 Mark von der znm Zwecke der Hebung der Landwirthfchaft und Indnstrie
auf dem hohen Venn zu bildenden „Nheinifchen Genossenschaftder Wühltätigkeit
und Nächstenliebe" einverstanden erklären."

Die I. Fachcommissionempfiehlt Ihnen das einstimmig,
Es kommt dann der Antrag, der von dem bekannten Herrn von Schenckendurff in

Gürlitz, dem Vorsitzenden des Ccntralansschnsses zur Förderung der Jugend- und Volksspiele
in Deutschland, gestellt ist, eine Summe von 500 M. als einmalige Nnterstützuug gewähren
zu wollen. Anch diesem Antrage ist Seitens Ihrer Commissionzustimmend entsprochenworden.

Es liegen Ihnen also drei Anträge vor: 40 000 M. für das Kaiser-Wilhelm-Dcnkmal,
10 000 M. für den Eifel-Fonds und 500 M. für den Cmtralausschuß zur Förderung der
Jugend- und Volksspiele in Dentschland.

Sodann sind an Anträgen ans Bewilligung von Beihülfen für die Herstellung von
Kuustdenkmälcrn die folgenden eingegangen:

1. Aus der Gemeinde Mnnstereifcl für die katholische Pfarrkirche (frühere Stifts¬
kirche). Es find bisher 15000 M. bewilligt worden und jetzt werden noch zur vollständigen
Fertigstellung 7000 M. beantragt..

Der Vorschlag der Commission geht dahin, 5000 M. dafür bewilligen zu wollcu.
2. Die katholische Pfarrkirche in Anderuach, Kreis Mayen. Dafür find bereits

bewilligt wurden 22 000 M.
Die Gemeinde beantragt einen Veitrag zu den Herstellungskostenvon 45 000 M. nnd

die I. Fachcommissionschlägt vor, davon 8000 M. bewilligen zu wollen.
3. Marienheide, Kreis Gmnmersbach, katholischePfarrkirche (frühere Klosterkirche).
Der Provinziallandtag hat dazu bereits 6000 M. bewilligt, uud es werdeu weitere

3000 M. beantragt, weil noch 5000 M. erforderlich sind.
4. Evangelische Pfarrkirche zu Vacharach. Dafür find bereits 10 000 M. bewilligt

wurden, und auch für dieses Jahr werden Ihnen noch 10 000 M. vorgeschlagen.
5. Für die katholische St. Scveri-Pfarrlirche zu Voppard. Dafür werdeu Ihnen

10 000 M. vorgeschlagen; früher ist bereits eine Beihülfe von 18 000 M. bewilligt worden.
Für die katholische Pfarrkirche St. Castor in Coblenz werden 10 000 M. vorgeschlagen;

für die evangelische Pfarrkirche in St. Goar gleichfalls 10 000 M. Der Nest der noch nöthigen
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Summe beträgt 66 985 M. Dann werden für die katholische Pfarrkirche zu Crauenburg. Kreis
Eleve, die zur völligen Herstellung noch 72 000 M. bedarf, 5000 M. vorgeschlagen. Für die
katholische Pfarrkirche in Sicgbnrg, wofür noch 22 930 M. erforderlichsind, werden 5000 M.
vorgeschlagen, für die katholischePfarrkirche in Ratingcn im Kreise Düsfeldorf 5000 M., für
die evangelische Pfarrkirche in Wülfrath. Kreis Mettman», als 1. Rate 5000 M. Die Unkosten
für letztere sollen im Ganzen 23 400 M. betragen.

Für die katholischePfarrkirche (Liebfraueu-Kirche) in Ober-Wesel wird zunächst kein
Antrag gestellt, da darüber noch weitere Nachfragen gehalten werden muffen.

Es folgt dann die katholischePfarrkirche zu Iülich; es kann dafür nichts befürwortet
werden, weil es ein Umbau ist; das Gleiche ist der Fall bei der katholischenPfarrkirche zn
Dockweilerim Kreise Dauu.

Nachträglich ist ein Antrag eingegangen aus Forst, der nicht mit in dieser Druckfache
steht, auf Bewilligung einer Beihülfe von 2100 M. Es wird gebeten, diesen zurückstelle» zu
dürfen, da der Antrag bei der Kürze der Zeit noch nicht hat geprüft werden könneu. Der
Antrag ist auf Herstellung der Schwanenkirche zn Forst gestellt nnd er würde beim nächsten
Landtage an erster Stelle verhandelt werden. Im Ganzen werden 76 000 M. für Herstellung
der Denkmäler, 40 000 M. für das Kaiser-Wilhelm-Denkmal, 10 000 M. für die Eifcl und 500 M.
für die Förderung von Jugend- uud Volksseelen gefordert.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Diskussion über die Auträge
der Commission in der Nummerufolge der Ihnen vorliegenden Anträge, uud zwar lutte ich
zuuächst diejeuigen Herren, die über die Nr. 1 dieser Anträge sprechen wollen, sich znm Wort
zu melden. - Das ist Niemand. Ich stelle fest, daß Sie dem Antrage uuter Nr. 1 der Fach-
commissionIhre Znstimmuug geben.

Ich bitte diejenigen Herren, die sich über Nr. 2 der Anträge äußern wollen, sich zu
meldeu. — Auch hier meldet sich Niemand. Auch dieser Antrag ist demuach ohne Widerspruch
zur Annahme gelangt.

Ich bitte die Herren, die sich über Nr. 3 der Auträge äußern wolleu, sich zu melden. —
Auch hier meldet sich Niemand; dieser Antrag hat gleichfalls Ihre Zustimmung gefunden

Nunmehr bitte ich diejenigenHerren, welche über Nr. 4 der Anträge, über die Vemlllgnng
von Beihülfen für Kuustdeukmäler im Betrage von 76 000 M. sprechen wollen, sich znm Wort
zu melden. Ich ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten Moritz

Abgeordneter Moritz: Meine Herren! Als Vertreter des Kreises Cochcm,ni welchem
die Schwanenkirchegelegen ist, will ich die Gelegenheit benutze«,die Position 5 des Antrages der
I. Fachcommission dem Proviuzialausschuß recht warm zu empfehlen Die Sch«an°uk,rche em fach-
männi ch anerkanntes Knnstwerk. ist eine Wallfahrtskirche uu s^

Die Pfarrangehörigen von Forst befinden sich ,n kleinen ländlichen Verhältmffen und
sind nicht im S and, außer dem Unterhalt ihrer eigeuen Pfarrkirche anch noch die Mittel für
die Herstelluug dieser Kirche aufzubringen, und deshalb hat ihre Petition besonders berechtigten
Anspruch auf das Wohlwollen des hohen Haufcs. < , .^ -^

Stellvertretender Vorfitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete Morch hat sich fchon
über die Nr. 5 geäußert. Ich Wage v°, daß nachträglich die MskrGon "ber Nr 4 m.
derjenigen über Nr. 5 verbunden wird. - Das ist Ihre Absicht. Das Wort hat Herr
Abgeordneter von Grand-Nh. „, . < ., ,»^ ^

Abaeordneter von Grand-Nu: Ich möchte mir eine kurze Bemerkung bezüglich der
Nr. 5 gestatten. Es handelt sich hier um eine letzte Zahlung zur Nestaurirung eines anerkannt
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bedeutenden Kunstdenkmals. Die Schwierigkeit, die verlangte Summe hier beim Provinzial»
ausschutz zu erhalten, lag, wie in der Fachcommissionbemerkt worden ist, daran, daß die Pfarr-
gemeinde ihrerseits keinen weiteren Zuschuß gewährt. Das liegt aber thatsächlichnicht an dem
üblen Willen der Gemeinde, sondern an den schlechtenfinanziellen Verhältnissen, Ich bin der
Ueberzeugung,bah, wenn der Provinzialauüschuß der Sache noch einmal näher tritt, er von der
Gemeinde die Zusicherung erhalten wird, das zu geben, was sie zu geben im Stande ist. Die
Restaurirung des Bauwerks selbst ist soweit gefördert, dah es nur dieser letzten Hülse bedarf, um sie
zu vollenden. Es wäre also die Ablehnung eines Zuschusses gleichbedeutend mit der Ausgabe der
Nestaurirung in dem Augenblicke, wo der endliche Erfolg bevorsteht, und die bereits geleistete Hülfe
und die geschehene Arbeit würde zum großen Theil nutzlos sein. Dieses beklagenswertheResultat,
hoffe ich, wird der Provinzialausfchuh durch Verweigerung dieser letzten Hülfe wohl gewiß nicht
herbeiführen wollen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Antrag an sich ist nicht bemängelt. Wider«
spruch ist überhaupt gegen keinen der Ansätze, auf welche sich die Nr. 4 der Anträge bezieht,
erhoben worden. Ich constatire demnach, daß Sie den Nrn. 4 und 5 der Antrage Ihre
Zustimmung gegeben haben. — Damit wäre dieser Gegenstand erledigt.

Wir kommen zum folgenden Gegenstände, zu dem Antrage der I. Fachcommission
zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend das Reglement über
das Kassen- uud Rechnungswesen der Landesbank. Herr Abgeordneter Dietze hat auch
hier die Güte gehabt, das Referat zu übernehmen, ich ertheile ihm das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! In der Drucksache Nr. 78 finden
Sie den Antrag, betreffend das Reglement über das Kassen- und Rechnungswesen der Landes¬
bank, dahingehend, das Reglement annehmen zu wollen, was heute bereits in Kraft getreten und
angenommen worden ist in der Sitzung des Provinzialausfchufses vom 26. April 1892. Es
bedarf dieses Reglement, das aus der Praxis während des Uebergangs der Provinzialhülfslasse
in die größeren Geschäfte der Landesbank entstanden ist, Ihrer Genehmigung, obwohl es schon
provisorisch in Kraft getreten ist. Ich kann hinzufügen, daß es sich in der Praxis durchaus
bewährt hat, und in der Fachcommission sind die einzelnen ß§. 1—9 nicht bemängelt worden.
Ich stelle Namens der Commission den Antrag, diesem Reglement Ihre Zustimmung ertheilen
zu wollen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wird das Wort gewünscht?— Das ist nicht der
Fall. Sie ermächtigen mich somit, festzustellen,daß dem Antrag der FachcommissionIhre Zu-
stimmung zu Theil geworden ist.

Wir gehen über zum nächstenGegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zum Bericht und Antrag des Provinzial>
ausschusses, betreffend Erwirkung des Privilegiums zur ferneren Aus»
gäbe von Rheinprovinz-Anleihescheinen.

Herr AbgeordneterDietze als Referent der Commissionhat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Der Antrag der ersten Fach¬

commissionzu diesem Gegenstande ist ein doppelter. Sie finden ihn in der Drucksache Nr. 79.
Der erste Antrag geht dahin, genehmigenzu wollen, daß ein neues Privilegium zur Ausgabe von
50 Millionen Mark ertheilt wird, und den Provinzialausfchuh dahin zn ermächtigen, je nach Lage
der Börse den Zinsfuß von diesen 50 Millionen Mark feststellen zu tonnen und bei den zuständigen
Munsterien die Genehmigungdazu zu erwirken.
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Es ist das nöthig, weil zwischen diesem und dem nächsten Landtage eine Frist von 1^/,
Jahren ist, und die Landesbankrechtzeitig in den Besitz eines solchen Privilegiums gelangen mnß,
damit sie allen Anforderungen,die inzwischen an sie gestellt werden möchten, auf das vollständigste
genügen kann, mit anderen Worten, die Landesbank soll mit dem Privilegium ausgerüstet werden,
damit ihre Gewährung von Darlehen keine Unterbrechung erleidet, da es bekanntlichsehr lange
dauert, bis die Privilegien von Berlin zurückkommen.Ich bitte Sie also um Ihre Zustimmung
zn dem Antrage auf Ermächtigung des Provinzialausschusseszur Nachsuchung des Privilegiums.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Diskussion. Das Wort wird
nicht gewünscht. Ich darf also auch hier feststelle,!, daß Sie dem Antrage der Fachcommission
Ihre Zustimmung ertheilt und denselbenzum Beschluß erhoben haben.

Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Als Zusatz zu diesem Antrag bittet der Pro-
vinzialausschuß und Namens desselben auch Ihre Fachcommissiou, die damit vollständig ein¬
verstanden ist,

„den Provinzialausschuß zu beauftragen, bei der KöniglichenStaatsregierung dahin
vorstellig zu werden, daß der Landesbank der Rheinprovinz — analog den anderen
Landeskredit-Instituten verliehenen Rechten — das Recht verliehen werde, nach
Maßgabe des von der Landesbank zu befriedigenden Vedürfniffes des Immobilar-
und Communalkredits in der Rheinprovinz uud ohne vorherige staatliche Genehmigung
Anleihefcheineunter den vom Provinziallandtage festzusetzenden Modalitäten aus¬
zugeben."

Die Sache ist dahiu zu verstehen, meine Herren, daß wir mit denjenigen Provinzen
des Staates gleichgestelltwerden, die heute schon im Besitz eines solchen generellen Privilegiums
sind. Das sind namentlich Hannover, Hessen-Nassau,und ich glanbc auch Schleswig-Holstein.
Diese Provinzen sind in der Lage, sobald die Bedürfnisse an sie herantreten, unter Zustimmung
der Provinziallandtage, was ich ausdrücklichhervorhebe, eiue solche Emissiou machen zu dürfen,
und zwar dann dem augenblicklichen Werthe des Geldes entsprechend.

Es geht also der Antrag dahin, auch für die Nheinprovinz eine derartige Genehmigung
bei den Herrn Ministern nachzusuchen. Es liegt ja wohl in der Natur der Sache, daß wir
bei der großen Ausdehnung der Landesbank mit denjenigenProvinzen gleichgestellt sein müssen,
die viel kleinere Umsätze in solchen Darlehen machen. Ich bitte also auch um die Genehmigung
dieses Zusatzes.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Es erfolgt keine Meldung zum Wort. Sie
habe» auch diesem Antrage, wie ich wohl feststellendarf, Ihre Zustimmung gegeben; er ist zum
Beschluß geworden.

Ich bitte den Herrn Abgeordneten Bloem, als Referent der II. Fachcommission zu
berichten über den Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht uud den Anträgen
des Provinzialausschusses, betreffend das in Ausführung des Gefetzes vom
22. April 1892 über die Entschädigung für an Milzbrand gefallene Thiere zn
erlassende Reglement.

Berichterstatter Abgeordneter Bloem: Meine Herren! Der vorige Provinziallandtag
hatte dem Provinzialausschuß den Auftrag ertheilt, auf Erlaß eines Gefetzes über Entschädigung
für an Milzbrand oder Rauschbrand gefallene oder getödtetc Thiere hinzuwirken. Gleichzeitig
hat er dnrch diesen Beschluß den Provinzialausschuß ermächtigt, für den Fall, daß das
betreffende Gesetz pnblizirt werde, die zur Ausführuug erforderlichen Reglements zu erlassen.

3?"
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Das Gesetz ist am 22. April 1892 ergangen und am 4. Mai 1892 veröffentlicht
worden. Es tritt mit dem Tage seiner Verkündigung, als« am 4. Mai 1892, in Kraft.
Es trägt die Ueberschrift „Gesetz, betreffend die Entschädigung für au Milzbrand gefallene
Thiere", aber seinem Inhalt nach erstreckt es sich, wie das der Provinziallandtag gewünscht
hat, auch auf die an Nauschbrand gefallenen Thiere und die getödteten Thiere, welche sich als
mit Milz- oder Nauschbrand behaftet erweifen. Das Gesetz besagt außerdem, daß die uäheren
Vorschriften über die Feststellung der Seuche, über den Betrag und die Auszahlung der zn
gewährenden Entschädigung und über die Erhebung und Verwaltung der Beiträge, sowie über
die Schätzung der gefallenen oder getödteten Thiere von der Vertretung der Verbände durch
Reglements festgestellt werden, welche der Genehmigung der Minister des Innern und für
Landwirthfchaft, Domänen und Forsten bedürfen.

Der Provinzialausfchuß hatte nun angenommen, daß er mit Rücksicht auf die ihm
vorher ertheilte Ermächtigung des Provinziallandtages zum felbstständigen Erlaß eines der¬
artigen Reglements befugt sei, und hat ein solches denn anch verfaßt. Die competentenMinister
haben aber diesem Entwurf des Provinzialausfchuffes ihre Genehmigung versagt, weil das
Reglement nur vom Provinziallandtage beschlossen werden könne, und die vor Erlaß des Gesetzes
ertheilte Ermächtigung des Provinziallandtages an den Provinzialansschuß hieran nichts ändern
könne, da eben das Gesetz nach der ertheilten Ermächtigung erlassen worden sei. Es sind auch
eiuige audere Monita gezogen worden, auf die ich gleich kurz kommen werde.

Die Ueberschrift des Reglements, das Ihnen nunmehr zur Genehmigung resp, zur
Feststellung vorgelegt wird, entspricht ganz der Ueberschrift des Gesetzes, auf deren nicht ganz
korrekte Fassung ich vorhin aufmerksam gemacht habe. Der ß. 1 des Reglements stellt die
Entschädigungspflicht fest und entspricht vollständig dem Artikel 1 des Gesetzes.

Der H. 2 setzt die Höhe der Entschädigung fest, und das Reglement hat hier den Zusatz
zu dein Gesetz gemacht, das die Entschädigung gewährt werden soll ohne Rücksicht auf den Minder-
inerth, den das Thier dadurch erleidet, daß es mit der Seuche behaftet ist. Dieser Zusatz findet
sich auch iu dem Neichsgesetz vom Jahre 1880, zu dessen Ausführung das preußischeSeuchen¬
gesetz erlassen worden ist.

Nach dem ß. 3 Absatz 1 sollen zur Bestreitung der Entschädigung vorläufig die für
Notzkrantheitund Lungenseuchezur Erhebung kommendenAbgaben in Gemäßheit des §. 15 des
Gesetzesvom 12. März 1881 mit verwendet werden. Es ist in dem Reglement dann ein Zusatz
gemacht worden, daß auch die Zinsen der aus den bezeichneten AbgabeilgesammeltenFonds benutzt
werden dürfen, und es hat dieser Zusatz gar kein Bedenken.

Der letzte Absatz im 8- 3 läßt im Falle des Bedürfnisses die Erhebung einer besonderen
Abgabe von den sämmtlichenPferde- und Nindviehbesitzern,erforderlichenFalles auch die mehr¬
malige Erhebung der Abgabe in einem und demselbenJahre zu; es entspricht das der Nr. 3,
Absatz 3 in Artikel I des Gesetzes.

8. 4 regelt die Ausschreibung und Erhebung von etwa erforderlich werdenden Abgaben.
8- 5 des ursprünglichen Entwurfs des Prouinzialausschufses hat nicht ganz den Beifall

der Minister gefunden. Es war darin gesagt worden, daß die Commission, welche die Krankheit
feststellen solle, aus dem beamteten Thierarzte und 2 Schiedsmännem zusammengesetztsein
müsse. Es ist monirt worden, das könne zur Annahme führen, daß nur ein beamteter Thierarzt
in der Commissionsein könne. Das ist meines Erachtens nicht vollständig zutreffend, da in dem
Entwurf des Reglements ausdrücklichauf den §. 10 des Gesetzesvom 12. März 1881 in Betreff
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der Zusammensetzungder Commissionverwiesen und dort auch die Zulässigkeitder Zuziehung eines
sonstigen Thierarztes ausgesprochen worden ist. Indessen hat es gar kein Bedenken, dein Monitum
der Minister gemäß den Zusatz zu machen, den die Commissionvorschlägt, nämlich daß auch ein
approbirter privater Thierarzt fungiren kann.

Bei dem zweiten alinea des 8. 5 ist dann noch ein Bedenkenerhuben worden, das aber
nur die redaktionelleFassung betrifft, und dicfe redaktionelleFassung wird nun entsprechend dem
Monitum der Herren Minister dahin abgeändert, daß der Absatz des §. 5 die Fassung erhält:
„Die Sachverständigen haben sich gutachtlich darüber zu erklären, ob durch den Gefammtbefuud
ein Fall von Milzbrand oder Rauschbrand oder eine sonstige Krankheit bei dem gctödteten
Thiere festgestellt ist. welche nach Artikel I Ziffer 2 des Gesetzes vom 22. April 1892 eine Ent¬
schädigung ausschließt."

§. 6 regelt die Vcrgütuugen für die Schiedsmänner und giebt zu keinen Bemerkungen
Veranlassung.

§. ? hat infofern eine Aenderung erhalten, als einein Monitum der Herren Minister
und den gesetzlichen Bestimmungen gemäß nicht die Ortsbehörde die dort vorgeschriebenenMaß¬
nahmen zu treffen hat, fondern die Ortspolizeibehörde.

Gegen den sonstigen Inhalt des Reglements ist kein Bedenken zu erheben.
Der Provinzialausschuß beantragt:

„Der Provinziallandtag wolle dem in Anlage II abgedrucktenReglement mit den
in Anlage IV vorgesehenenAbänderungen seine Zustimmung ertheilen",
„und ferner beschließen,die Entchädiguugeu vom Tage des Inkrafttretens des Ge¬
setzes, dem 4. Mai 1892, ab eintreten zu lassen, iusofcrn die Vorfchriften des
Reglements in den einzelnen Fällen erfüllt sind".

Dieser zweite Antrag gab zu eiuer Diskussion in der Commission Veranlassung. Es
wurde der Zweifel aufgeworfen, ob man dein Reglement überhaupt rückwirkendeKraft geben
könne. Cs war das ein Rcchtsbedenken,uud es wurde ferner geltend gemacht, daß, wenn Ein¬
zelne, die das Reglement oder den Entwurf des Reglements gekannt hätten, den damals noch
nicht bestehendenVorfchriften des Reglements nachgekommenwären, so würden die eine Ent¬
schädigung bekommen, während die anderen Personen, die nichts davon gcwnßt hätten, eine Ent¬
schädigung nicht liauidiren könnten. Es ist uns aber mitgetheilt worden, daß sofort nach
Publikation des Gesetzes überall da, wo ein Fall von Milzbrand oder Rauschbraud eingetreten
ist, die Anzeige an die hiesige Centralverwaltung geschehen ist, und daß dann jedesmal auch das
damals vom Provinzialausschuß beschlossene Rcglemeut an die betreffende Stelle abgesendet
worden ist, damit die nöthigen, dem Reglement entsprechendenMaßnahmen getroffen würden.
Letzteres ist auch geschehen. Dadurch erledigen sich meines Erachtens die rechtlichen und sonstigen
Bedenken. Es wird unter diesen Umständen kein praktischer Fall vorkommen, in dem darauf
hingewiefen werden könnte: durch die rückwirkende Kraft des Reglements feien Privatinteressen
geschädigt. Die Commission empfiehlt Ihnen daher, dem Vorschlage des Provinzialansschusses
beizutreten.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussionund ertheile das Wort
dem Herrn AbgeordnetenFritzen.

Abgeordneter Fritzen: Ich glaube der Provinziallandtag kann mit großer Befriedigung
auf den Verlauf dieser Angelegenheit zurückblicken.Er war der erste aller Provinziallandtage,
welcher fchon vor ? Jahren und feitdem immer und immer wieder die Swatsregiernng aufgefordert
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hat, ein derartiges Gesetz vorzulegen,wie wir es jetzt vor uns sehen. Endlich nach langen, langen
Jahren ist dieser Wnnsch erfüllt worden, und ich glaube, dies Gesetz wird zum Segeu der Pro»
vinz wirken.

Ich möchte aber noch au den Provinzialausschuß die Bitte richten, nuumehr mit thun¬
lichster Beschleunigungdie Genehmigung des Reglements herbeizuführen. Es sind vielleicht einige
DutzendFälle von Milzbrand seit dein Inkrafttreten des Gesetzesvorgekommen. Die Fälle sind
hier angemeldet, aber eine Entschädigunghat noch nicht gezahlt weiden können, weil das Reglement
noch nicht formell bestätigt worden ist. Es hat also der Landmann, der von einem solchen Falle
betroffen ist, sich in die Nothwendigkeitversetzt gefunden, das Geld zu borgen, um sich Ersatz für
feine gestorbene Kuh zu verschaffeu. Das ist für deu Landmann hart, und es ist sehr wünscheus-
werth, daß er möglichst bald in den Besitz derjenigen Entschädigungssummegelangt, welche ihm
nach diesem Gesetz zugesprochenwerden kann. Ich möchte also den Provinzialausschuß uud auch
den Herrn Vertreter des Oberpräsidenten bitten, mit thuulichsterBeschleunigungnunmehr die Her¬
beiführung der Bestätigung des Reglements zn veranlassen.

Was die Entschädigungsfälle anlangt, die vor der Bestätigung des Reglements eingetreten
sind, fo möchte ich hier empfehlen, die Sache in ähnlicher Weise zu behandeln, wie sie damals
behandelt worden ist, als das Gesetz über die Lungenseucheund die Notzkrankheiterlassen wurde.
Damals standen wir in derselben Lage. Es wurde damals, wenn ich mich recht erinnere, auch
die Wirksamkeit des Gesetzesauf den Tag seines Inkrafttretens zurückdatirt, nicht auf den Tag
der Bestätigung des Reglements, und diejenigen Fälle, welche in dieser Zwischenzeitlagen, sind
damals von dem Provinzialausschuß mit einer gewissen Milde beurtheilt worden; namentlich ist
die Frage der Erfüllung der Formalitäten nicht mit der Strenge erörtert worden, wie sie später
erörtert worden ist und auch erörtert werden mußte.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort wird nicht weiter erbeten, der
Antrag selbst hat keine Anfechtung gefunden. Sie haben demselben Ihre Zustimmung zu Theil
werden lassen und ihn zum Beschluß erhoben.

Ich ertheile nunmehr das Wort dem Herrn AbgeordnetenQuack zur Erstattung des
Berichts der I. Fachcommission zum Haupt-Etat der Provinzialverwaltung der
Nheinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und
vom 1. April 1894 bis 31. März 1895 und zum Vorbericht zu diesem Etat.

Berichterstatter Abgeordneter Quack: Meine Herren! Der Haupt-Etat setzt sich, nachdem
die sämmtlichen Spezial-Etats durchberathen und genehmigt sind, lediglich zusammen aus den
in den einzelnen Spezial-Etats enthaltenen Zahlen der Ausgaben und Einnahmen. Ich erlaube
mir deshalb, nur auf die Hauptzahlcn einzugehen und Ihnen mitzutheilen, daß die Einnahme
besteht ll) in der allgemeinen Dotatiunsrcntc des Staates von 1 756 736 M., dann b) aus der
Dotatiousrcnte des Staates für bestimmte Zwecke von 2 077 085,50 M., dann «) aus den
Provinzialabgaben, die ja nach den Ausgaben festgestelltwerden müssen, welche die einzelnen
Spezial-Ctats aufzeigen, mit 3 750 000 M. — 450 000 M. mehr als in der vorigen Etats¬
periode in Folge der größeren Armeulast. Dann sind an durchlaufenden Posten 333 411 M,
Einnahmen von Nebcnfonds 450 000 M.. verschiedene Einnahmen 13 767,50 M., so daß ein
Gesmnmtbetrag von 8 381 000 M. in die Einnahmen aufzunehmen ist.

Die Ausgaben bestehenaus den auf der Dotationsrente ruhenden Ausgabeverpflichtungen
von 3625 M,, Zuschüssenan die einzelnen Anstalten, welche ebenfalls fämmtlich von Ihnen
genehnngt worden sind, im Gesannntbctrag von 7 588 288 M
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Der durchlaufende Posten der Kreisrente beträgt 333 411 M., Ausgaben aus dein
Titel IV der Einnahmen 450 000 M., und außergewöhnlicheAusgaben 5676 M, sodah ein
Gesammt-Ausgabenbetrag von 8 381 000 M. eingesetzt werden mußte. Die Ausgaben balanciren
mit den Einnahmen, da die Prouinzialabgaben hiernach eingerichtetworden sind, mit 8 381 000 M.

Im Namen der I. Fachcommissionerlaube ich nur den Antrag zu stellen, diesem Etat
die Genehmigung ertheilen zu wollen.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich eröffne die Besprechung und ertheile das
Wort dein Herrn Abgeordneten Grafen Brühl.

Abgeordneter Graf Arühl: Meine Herren! Ich habe im Auftrage des Herrn Abge<
ordneten Pflug, der heute leider verhindert ist, der Sitzung beizuwohnen, zwei Wünsche vorzu¬
tragen, welche leine Abänderung des Etats, aber die Ausführung des Etats betreffen und also
einen gewissen Wunsch dem Provinzialansschuß ausdrücken sollen. Beide Anträge sind von ver¬
schiedenen Mitgliedern des hohen Hauses unterstützt, und ich beehre mich, sie zunächst hier vorzulesen.

Der erste Antrag lautet folgeudermaßen:
„Das hohe Haus wolle den Provinzialausschuh beauftragen, die im Etat Anlage XVIII
zur Hebung der Viehzucht bestimmten 30 000 M, mehr zur Verbesserung der
Viehrassen, als zur Vermehrung der Zuchtstierezu verwenden und dabei besonders
die Zuchtgenossenschaften zu berücksichtigen."

Der zweite Antrag lautet folgendermaßen:
„Das hohe Haus wolle dem LandwirthfchaftlichenVerein für Nheinvreuhe» 3000 M.
zur Hebung des Molkereigenossenschaftswesens,speziell zur Bildung von Molkerei.
genossmschaftenund zur Belehrung der kleinbäuerlichenBevölkerung in diesem für das
Blühen und Gedeihen der Lanbwirthschaftso wichtigen Betriebe, aus den zur Hebung
der Lanbwirthschaft bestimmtenMitteln überweisen."

Was den ersten Antrag betrifft, so hat nur der Herr Abgeordnete Pflug mitgetheilt, daß
ihm in vielen Theilen der Provinz darüber geklagt worden wäre, daß jetzt bei den Unterstützungen,
die Seitens der Provinz gegeben worden sind, nur einseitig auf eine Vermehrung der Zahl
Bedacht genommen würde und weniger auf die Güte der einzelnen Stiere, die zur Zucht uer»
wendet werden. .

Der zweite Antrag ist hervorgegangen aus den, Wunsche, das Mollereiwesen mehr zu
heben und mehr zu unterstützen.

Ich erlaube mir also die Anträge hiermit dem Herrn Vorsitzendenzu überreichen.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Meine Herren! Wir sind nicht mehr m der

geschäftlichen Lage, diese Anträge in die Fachcommission verweisen zu können. Es mag aber
auch wohl den Intentionen der Herren Antragsteller entsprechen,wenn ich d« beiden Antrage
dem Provinzialausschuh zur Vorberathung überweise. Es ist ja möglich daß die ,Erledigung
auch schon im Nahmen der Befugnisse des ProvinzialausschusseZ erfolgen kann ^st das mcht
der Fall dann würde die Sache dem nächsten Landtage vorzulegen seni. (Zustimmung.)

Wird das Wort weiter gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Der Herr Referent
verzichtet anf das Schlußwort. Darf ich feststellen, daß Sie dem Antrage der C°m>nissi°n
auf Genehmigung des Haupt-Etats Ihre Zustimmung ertheilt und ihn zu Ihrem Beschluß
gemacht haben? — Das ist der Fall. . ^. «„ , . . ^

Wir kommen sodann zum folgenden Gegenstand, das ftnd die Anträge der I., 11.
und III. Fachcommission, auf Entlastung von Rechnungen. Die Berichterstatter der
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Commissionen sind die Herren Abgeordneten Quack, Pelizaeus, Moritz, Nofsie, Freiherr von
Geyr-Schweppeuberg, Kunz und Linz.

Zur Vereinfachung des Geschäftsgangs werde ich an die einzelnen Herren Referenten
die Frage richten, ob irgend etwas in Bezug auf die Entlastung zu bemerken ist. Nur für
den Fall, daß einer der Herren Bemerkungen dem Hause vorzutragen hätte, wurde ich ihn
bitten, an den Referententisch zu treten. (Zustimmung.) Zunächst hat das Wort Herr Abge¬
ordneter Quack.

Berichterstatter Abgeordneter Quack: Meiue Herren! Es handelt sich um die Revision
der Rechnungen aus den Jahren 1889/90 und 1890/91. Es sind einzelne Rechnungen, welche
Ihnen doch vorgetragen werden müssen,weil Etatsüberschreitungcn stattgefunden haben, deren Ge¬
nehmigung vom Provinzialausschusseuud auch von der I. FachcommissionIhnen vorgeschlagen wird.

Die Rechnung über den Haupt-Etat pro 1889/90 schließt mit einer Ausgabe vou
7 598 726,05 W., und es ist eine Etatsüberschieitung in der Weise vorgekommen, daß die
Rente an die katholischeArmenverwaliung in Werden um 453,14 M. überschritten worden ist.
Ebenso ist in der Rechnung von 1890/91 bei demselben Titel eine Etatsüberschreitung von
342,40 M.

Es wird der Antrag gestellt, diese Etatsüberschreitungen zu geuchmigen.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Es wird keine Einwendung dagegen erhoben;

die Genehmigung ist erfolgt.
BerichterstatterAbgeordneter Quack: Dann liegt die Rechnung vor über die Einnahmen

und Ausgaben für den Provinziallandtag, den Provinzialausschuh und die Central-Vcrwaltungs-
behörde.» Auch hier hat im Jahre 1890/91 eine Etatsübcrschreitung stattgefundenvon 15 351,33 M.
bei Titel I „Kosten des Provinziallandtags" und bei Titel VII „unvorhergesehene Ausgaben"
von 422,90 M. Es wird beantragt, auch diese Etatsüberschreitungen zu genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich darf feststellen, daß dies Ihrerseits geschehen
ist, (Zum Abgeordneten Quack): Ich bitte fortzufahren.

Berichterstatter Abgeordneter Quack: Das sind die einzigen Rechnungen, in welcheneine
Etatsüberschreitung vorgekommenist, und wo Anträge zu stellen waren. Im Uebrigcn wird
beantragt, die sämmtlichen Rechnungen, welche der I. Fachcommissionvorgelegen haben, zu
genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich richte sodann an den Herrn Abgeordneten
Pelizaeus als zweiten Referenten die Frage, ob irgend etwas in Bezug auf die Entlastung der
Rechnungenfeinerseits zu bemerkenist?

Berichterstatter Abgeordneter Pelizaeus: Nein. Die Rechnungen sind geprüft worden,
und ich beantrage die Entlastung.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das ist geschehen. Ich frage ferner den Herrn
Abgeordneten Moritz, ob seinerseits etwas zu bemerken wäre.

Berichterstatter Abgeordneter Moritz: Es haben einzelne Kreditüberschreitungen statt¬
gefunden, die jedoch durch den Provinzialausschuh ihre Erledigung gefunden und weiterhin zu
keinem Bedenken Anlaß gegeben haben. Für den Fall, daß beliebt wird, Näheres darüber zu
hören, (Rufe: Nein!) bin ich zur Mittheilung bereit.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Also auch hier ist die Genehmigung erfolgt.
Herr AbgeordneterRofsi6?

c. . c BerichterstatterAbgeordneter R°ssi6: Ja, es haben auch einzelneKreditüberschreitungen
stattgefunden. Die stnd aber auch genehmigt, und da dürfte wohl nichts zu bemerkensein.
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Auch hier hat die Genehmigung stattgefunden.
Herr Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schwevvenburg?

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schwevvenburg: Ich habe auch
nichts anzuführen. Es hat nur eine Etatsüberschreitung stattgefunden, die hat sich aber auch als
berechtigtherausgestellt. Es ist eine Ueberweisung von 2300 M zur Kapitalanlage für den Reserve¬
fonds der Viehentschädigungsfonds.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr AbgeordneterLinz in Vertretung des Herrn
AbgeordnetenKnnz hat das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Linz: Ich habe keine Bedenken vorzutragen.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Auch hier ist die Genehmigung erfolgt.
Iingleichen werden Sie (zum AbgeordnetenLinz) zu dem letzten Theile der Entlastungen,

wo Sie Referent sind, die Genehmigungbeantragen? (BerichterstatterAbgeordneterLinz: Jawohl.)
Dieselbe ist ertheilt.

Damit wäre mich dieser Gegenstand erledigt.
Wir kämen zum Antrage der I. Fachcommission, betreffend die Wahl von

bürgerlichen Mitgliedern der Ober-Ersatzcommissionen. Referent ist Herr Abgeordneter
Dietze. Sie haben das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Im vorigen Jahre hat durch den
Prouinzialansschuß im Bezirk der 28. Infanterie-Brigade eine Ergänzungswahl für inzwischen aus.
geschiedene Mitglieder der Ober-.Ersatzcommissionen stattfinden müssen, und die Wahl durch den
Provinzialausschuß ist gefallen auf Herrn Fabrikanten Engen Kattwinkel in Wermelskirchenund
Herrn Bürgermeister a. D. Kelders in Ohligs.

Es ist nöthig, daß die am 10. Mai gethätigte Wahl nachträglich die Genehmigung
des hohen Hauses findet, die ich mir hiermit zu beantragen erlaube.

Das Zweite ist der Antrag auf Nr. 58 der Drucksachcu,wobei ich darauf aufmerksam
mache, daß die Nr. 58 schon einmal gedruckt war, aber kassirt werden mußte, weil die Namen
der Vorzuschlagenden verändert worden sind. Auf dem jetzt gültigen Blatt Nr. 58 wird
gebeten, die näher bezeichneten Wahlen nach den folgenden Vorschlägen vornehmen zu wollen.

Die Bezirke haben sich darüber verständigt und schlagen für die bisherige Landwehr-
Vezirkseiutheiluug im Bezirk der 28. Infanterie-Brigade im I. Bezirk als Mitglied vor: Herrn
Freiherrn von Chnatten in Düsseldorf, als Stellvertreter die Herren: Fabrikant Eugen Kattwmkel
in Wermelskirchen,Bürgermeister a. D. Kelders in Ohligs und Gutsbesitzer Schmitz m Wumenthal;

im II Bezirke- als Mitglied Herrn Hermann Wülfftng ^un. zu Vohwmkel, als
Stellvertreter die Herren: Alfred Waldhausen zu Essen, Wilhelm Hoßfclo zn Elberfeld und
August Holweg zu Barmen; ^ . ^, „, ^ , ..

im Bezirke der 29. Infanterie-Brigade: als Mitglied Herrn Rentner Heinrich
Ciaessen zn Aachen, als Stellvertreter die Herren: Rittergutsbesitzer Freiherr von Syberg zu
Hans Eicks, Gutsbesitzer Edmuud Ney zu Cambach und Gutsbesitzer Schlick zu Mar.enfeld;

im Bezirke der 30 Infanterie-Brigade: als Mitglied Herrn Rentner Peter
Iofef Constautin Schmitz zu Henuef, als Stellvertreter die Herren: Bürgermeister Vreuer zu
Neuwerk, Negierungsassessora. D. Fritz Pauli zu Groß-Wnigsdorf und Fabrikant Bernhard
Krawinkel zu Volmerhansen; ...... ^ „, , .,, ^.^

im Bezirke der 31. Infanterie-Brigade: als Mitglied Herrn Gutsbesitzer Jakob
Peters zu Fresfeuhof bei Sendung, als Stellvertreter die Herren: Gutsbesitzer Backhausenzu

38
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Nettehammer, Weingutsbcsitzer H I. Licschicd in Steeg bei Vacharach und Gutsbesitzer Franz
Emil Schmitz zu Eckendorf;

im Bezirke der 32. Infanterie-Brigade: als Mitglied Herrn GutsbesitzerFriedrich
Herrmaun zu Mülheim a. d. Mosel, als Stellvertreter die Herren: Gutsbesitzer Jakob Merrein
zu Kirchhof bei Wittlich, Gutsbesitzer Alexander Bauer zu Hofgut Großwald bei Saarbrücken
und Gutsbesitzer Friedrich Wilhelm Nnff zu Liesdorf bei Saarlouis.

Da es ferner denkbar ist, meine Herren, daß mit dem 1. April die neue Landwehr-
Vczirkseiutheilung eintritt, die beabsichtigt wird, die aber davon abhängt, ob vom Reichstage
die Mittel dazu bewilligt werden, fo wird vorgeschlagen, für diesen Fall auch bereits in der
27. und 28. Infanterie-Brigade, welche dann eine andere Eintheilnng erhalten, die Mitglieder
der Ober-Ersatzcommissiunenzu wählen, und es werden dazu vorgeschlagen:

Im Bezirke der 27. Infanterie-Brigade: als Mitglied Herr Hermann Wülffing^un.
zu Vohwinkel, als Stellvertreter die Herren: Wilhelm Hoßfeld zn Elberfcld, Fabrikant Eugen
Kattwinkel zu Wermelstirchen, Bürgermeister a. D. Kelders zu Ohligs, August Holweg zu
Barmeu und Beigeordneter Oelbermann zu Lcnncp;

im Bezirke der 28. Infanterie-Brigade, I. Bezirk: als Mitglied Herr Freiherr
von Eynatten zu Düsseldorf, als Stellvertreter die Herren: Paul Ponsgen zu Garath, Rentner
Theodor Pelizaeus zu Crefeld, Heinrich Kauert zu Crefeld, Louis Liebrecht zu Tcrford und
Gutsbesitzer Schmitz zu Winnenthal;

im II. Bezirk: als Mitglied Herr Julius Vrockhoffzu Duisburg, als Stellvertreter
die Herren: Alfred Waldhausen zu Essen, Gutsbesitzer Eichholz-Sengelmann zu Umstand bei
Kcttwig, Amtsgerichtsrath a. D. Karp zu Nuhrort, Otto Nigaudt zu Hamminkeln und Eugcu
Conpienne zu Mülheim a. d. Ruhr.

Ich möchte bitten, daß die Herren sich über die Wahl aussprccheu.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Sind gegen die von der Commissiongemachte»

Vorschlage irgend welche Bemängelungen zu erheben? — Das ist nicht der Fall. Ich stelle
fest, daß Sie den Vorschlägender Commission Ihre Genehmigung ertheilt und dementsprechend
beschlossenhaben.

Berichterstatter AbgeordneterDietze: Ich habe dann Namens der I. Fachcommission noch
Ihre Genehmigung dazu zu erbitten, wenn durch Tod, Verziehen oder Niederlegung des Amtes
bis zum neuen Zusammentritt des Landtages Veränderungen in dieser Zusammensetzung eintreten,
dann der Provinzialausschuß ermächtigt ist, unter späterer Mittheilung der stattgehabten Wahl an
den hohen Landtag diese Wahl vornehmen zu dürfen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Diese Vefugniß wird dem Provinzialausschuß
durch deu hohen Landtag beigelegt. Damit wäre der Gegenstand erledigt.

Wir haben ferner zu verhaudclu über den Autrag der I. Facheomini ssion zur
Petition der Rheinischen Mineralquellenbesitzer um Erwirkung eines Gesetzes zum
Schutze der Mineralquellen und Mofetten.

Referent der Commissionist der Herr AbgeordneteSchulter, dem ich das Wort ertheile.
BerichterstatterAbgeordneter Schulter: Meine Herren! Die Gewinnung von kohlensauren

Mmeralwässern hat gerade in der Rheinprovinz, und speziell im Cifelbezirkin der letzten Zeit eine
ganz gewaltige Ausdehnung genommen. In Folge dessen sind Concurrenztämpfe eingetreten, wie
""^/'I '3 ^ "^" Gebieten des gewerblichen Lebens so zahlreich und zum Theil auch so uner-
qmckllch finden. Die benachbartenGrundeigenthümer haben sich gegenseitigdie Quellen abzubohreu



37 . RheinischerProvinziallandtag, 10. Sitzung am 15. Dezember 1892. 299

versucht,und es sind namentlichbei Gerolstein durch den Wettbewerbvon verschiedenenGesellschaften,
und ganz speziell imBruhlthal, in Vurgbrohl, die allernnerqnicklichsten Zustände zn T.age getreten.
In Burgbrohl z. B. ist eiu bedeutendesindustrielles Etablissement, das sich mit der Gewinnung
flüssiger Kohlensäure beschäftigt, dadurch beinahe ruinirt wurdeu, daß eiu benachbarter Grnud.
eigenthümer auf seinem eigenen Grund und Boden gebohrt und dem industrielle!! Etablissement
die ganze Quelle angebohrt hat. Das ist ein Zustand, der für die Sicherheit der gewerblichen
Verhältnisse natürlich von sehr nachtheiligem Einfluß ist. Deshalb sind die Besitzervon Mineral¬
quellen im Rheinland« mit einem Antrage hervorgetreten, der bezweckt, im Wege der Gesetzgebung
sie gegen derartige Schädigungen zu schützen. Nach der bestehenden Gesetzgebung,meine Herren,
ist an dem Zustande nichts zu ändern, denn der Grundeigenthümer hat eben, wie Sie wohl alle
wissen, das Recht auf seinem Grundstück bis in die ewige Teufe zu graben und dort die vor¬
kommendenStoffe zu gewinnen, namentlich das Wasser, denn er wird nur soweit beschrankt,als
es sich um Mineralien handelt, die dem Bergbau zugewiesensind. Es ist also nicht zu verkennen,
daß hier eine Angelegenheitvon hervorragender Wichtigkeit vorliegt; die Petenten verlangen ein¬
schneidende Aenderungen auf den wichtigstenRechtsgcbieten,und wenn denselben ein Schutz gegen
diese Concurrenz gewährt werden soll, so muß znuächst in den Begriff des Eigenthumsrechts mit
wesentlichenAenderungen eingegriffenwerden. Es wird also ein Rechtsgebietvon sehr compli-
zirter und wichtiger Art angeschnitten. Außerdem würde es sich vielleicht um berggesetzliche Be¬
stimmungen handeln. Auch diese sind von einer Natur, daß jedenfalls eine gründliche Prüfung
der Sache stattfinden muß.

Ihre I. Fachcommissionwar nun nicht in der Lage, eine solche Prüfung eintreten zu
lassen, weil das Gesuch, das vom 4. Dezember, also vom Beginn der Sitzungen des Landtages
datirt, am 9. Dezember, also erst vor wenigen Tagen hier eingegangen ist. Eine gründliche
Prüfung dieser Angelegenheiterfordert nicht nur wenigeTage, sondern es bedarf dazu der Wochen
und Monate, es war also Ihrer Fachcommisfiondurchaus nicht möglich, mit einem abschließenden
Votum in dieser Angelegenheitvor Sie hinzutreten.

Die I. Fachcommissionist aber von der Wichtigkeit des Gegenstandes, speziell auch von
der Wichtigkeitder vertretenen gewerblichen Interessen für die Nheinprovinzvollkommenüberzeugt
und durchdrungen, und glaubt den Interessen der Gesuchstcller dadurch am besten zu dienen, daß
Sie Ihnen vorschlägt, die Petition dem Prouinzialausschuß zur Prüfung zu überweisen.

Es wird dadurch den Antragstellerndie Gewähr gegeben, daß eine gründliche, umfassende
unparteiische Prüfung der Sache zu geeigneter Zeit herbeigeführt wirb.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wird das Wort erbeten? — Das ist nicht der
Fall. Ich glaube daher feststellenzu dürfen, daß Sie den Antrag der Commission zu Ihrem
Beschluß erhoben haben.

Wir kommen nunmehr zu dem Antrage der I. Fachcommission in Betreff des
Antrages der Abgeordneten Felix Freiherr von Loö und Genossen auf Herbei¬
führung gesetzlicher oder allgemein-polizeilicher Maßnahmen zum Schutze des Fisch¬
bestandes in Priuatflüssen mit Rücksicht auf die Verunreinigung der Waffer in
den Fluhläufen.

Herr Abgeordneter von Grand-Nn hat das Wort als Referent der Commission.
Berichterstatter Abgeordneter von Grand Ry: Meine Herren! Ich bin ungefähr in

derselben Lage wie der Herr Referent, der soeben diesen Platz verlassen hat. Die Fachcommission
hat den Antrag, der soeben verlesen worden ist, und der unter Nr. 85 der Drucksachen vorliegt,
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geprüft. Der Uebelstcmdist anerkannt worden; indeß, meine Herren, die Rücksichtauf die
großen Schwierigkeiten, die sich in technischer, finanzieller und wirthschaftlicherBeziehung bei
der Lösung dieser Frage ergeben, hat die Fachcommissiondoch dahin geführt, fich zn beschränken
und bei Ihnen zu beantragen, dem Provinzialausschuß dicseu Antrag zu überweisen mit dein
Auftrag einer gründlichen, umfassenden Prüfung. Ich empfehle Ihueu diesen Antrag und
beschränke mich auch selbst auf diefe wenigen Worte. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort wird nicht gewünscht. Ich nehme
an, daß Sie den» Antrage der Commissionbeigetretensind und dementsprechendbeschlossen haben.

Wir kommen nunmehr zum letzten Gegenstand unserer Tagesordnung, nämlich zur
Bestätigung der ducch die Abtheilungen getroffenen Wahlen der Denkmal¬
commission.

Die Abtheiluugeu schlagen Ihnen vor, in die gestern beschlossene Dcnkmalcommission
zu wählen die Herren: Commerzicnrath Andreae, Iustizrath Courth, Eommerzienrath Fricderichs,
Fabrikant Dr. Frowein, Geheimen Eommerzienrath Krupp, Landrath Geheimen Negierungsrath
von Kühlwetter, Stadtverordneten Meuser, Banquier von Nandow, Oberbürgermeister Schüller
und Fürst zu Wied.

Ich frage, ob irgend welche Eiuwendnngeu gegen diese Vorschläge erhoben werden? —
Das ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß Sie die erwähnten Wahlen bestätigt habeu.

Die lllfo gewählten Mitglieder werden zusammen mit den Mitgliedern des Vrovinzial-
ausschusscsdie Deukmalcommission bilden.

Nunmehr ertheile ich außer der Tagesordnung das Wort dem Herrn Abgeordneten
Friederichs.

Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Wir gehen dem Schluß unseres Landtages
entgegen, und zwar unter Umständen, die heute gegen früher sich unterscheiden.

Seit 1875 ist es das erste Mal, daß Se. Durchlaucht der Fürst zn Wied als Vor<
sitzender nicht unter uns ist. Bis zum 34. Landtage war Se. Durchlaucht Marschall des Land¬
tags, ernannt von Se. Majestät dem König, und seit der neuen Ordnung Vorsitzender durch unsere
Wahl, wie auch dieses Mal. Er konnte indeß den Vorsitz nicht führen, und seine Abwesenheit
soll, so denke ich, nicht Grund für uns fein, zu schließen, ohne auch dieses Mal ihm unsere Ver¬
ehrung entgegenzubringen mit dem Wunsche, daß er in dem nächsten Landtage nicht verhindert
sei, wieder hier zur Stelle zu sein.

Zweitens, meine Herren, hat in diesem Landtage eine 31jährige, hervorragende, treue,
sachkundigeund geschästsgewcmdteThätigkeit ihren Abschluß gefunden durch den Rücktritt des
Herrn Freiherrn von Solemacher, Meine Herreu! Ich glaube, wir dürfeu hier nicht aus¬
einandergehen, ohne für diese hervorragende Thätigkeit noch einmal unsere Auerkeunung und
unseren Dank ausznsprechen, (Beifall) mit dem Wunfche, daß dem Beispiele, welches Herr
Freiherr von Solemacher gegeben hat, recht viele Söhne Rheinlands im Ehrendienste der Pro¬
vinz folgen!

Drittens, meine Herren, ist unfcr Herr Landcsdirektor ob fchwerer Sorge um ein
Familienmitglied abwesend. Wir wollen ihm unsere aufrichtige Theilnahme ausdrücken.

Zuletzt, meine Herren, und nicht zum geringsten, sind wir verpflichtet, zum Schluß dem
Herru Landrath Ianßen unseren Dank ausznsprechen für die sachgemäße, unparteiische und
expedülve Führung des Vorsitzes. (Lebhafter Beifall!)
,«-,..^ bitte Sie. meine Herren, um Ihre Zustimmung zu bezeugen, fich zu erheben.
(Geschieht.)
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich danke Ihnen von Herzen, meine Herren,
für dieses Zeichen Ihres Beifalles zu der Art, wie ich die Geschäftegeführt habe, danke Ihnen
aber doppelt, weil ich in der Erledigung der Geschäfteso sehr durch Ihren Fleiß und durch
Ihr liebenswürdiges Entgegenkommenunterstützt worden bin.

Ich melde nunmehr Seiner Excellenzdem Herrn Oberpräsideuten, daß die Arbeiten des
3?. Rheinischen Provinziallandtages ihr Ende gesuudeu haben, und bitte ihn, den Landtag
zu schließen.

KöniglicherLandtagscommissarius, Oberpräsident Nasse: (Die Mitglieder erheben sich.)

Hochgeehrte Herreu!

Sie stehen am Schlüsse Ihrer diesmaligenTagung. Der 37. Rheinische Provinziallandtag hat
unter bewährter Leitung in rascher Förderung eine große Zahl von schwierigenund wichtigen
Arbeiten erledigt. Für die hierbei wiederum an den Tag gelegte Arbeitsfreudigkeit,Ausdauer
uud Sorgfalt gebührt Ihuen volle AnerkennungSeitens der von Ihnen vertretenen Kreife, wie
ich auch meinerseits Ihnen zu danken habe für das Entgegenkommen,mit welchem Sie sich der
Bearbeitung der von der Königlichen Staatsregierung Ihnen uuterbreiteten Vorlagen unter¬
zogen haben.

Durch Bereitstellung der erforderlichenMittel haben Sie Ihre Verwaltung zur ferneren
ordnungsmäßigen Erledigung der vielen ihr überwiefenen Angelegenheitenin Stand gefetzt. Ich
zweifle nicht, daß die Provinzialuerwaltung, gestützt auf Ihre Zustimmuug, allen berechtigten
Anforderungen auch fernerhin entsprechen und sowohl den Interessen der Provinz, wie des Staates
gerecht bleiben wird.

Besondere Befriedigung wird es in den weitesten Kreisen der Bevölkerung hervorrufen,
daß durch Ihre Beschlüsse die Errichtung des Denkmals für Seine Majestät den Hochseligen
Kaiser nnd König Wilhelm I. der Ausführung näher gebracht worden ist. Hoffen wir, daß für
den geliebtenHerrfcher an dem Ufer des von ihm kraftvoll beschütztenRheinstromes nunmehr bald
ein würdiges Denkmal entstehenwird, das für alle Zeiten wirkungsvoll zeugen foll von der hoch¬
herzigenDankbarkeit und dem reich entwickelten Kunstsinn der königstreuen Rheinlands

Indem ich Ihnen die besten Wünsche in Ihre Heimath mitgebe, erkläre ich auf Grund
des §. 26 der Provinzialordnung den 37. Provinziallandtag der Rheinprovinz für geschlossen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: So beenden wir denn unsere Arbeiten, meine
Herren, wie wir sie begonnen haben, mit dem Rufe: Seine Majestät unser allergnädigsterKaiser,
König und Herr, er lebe hoch! hoch! hoch! (Die Mitglieder, die auch diese Worte stehend ange¬
hört haben, stimmen begeistert in das dreimalige Hoch ein.)

(Schluß: 11 Uhr 20 Minuten.)
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